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Vorwort 

~ 22 der Kriegswirtschaftsverordnung stellt an die gesamte Wirtschaft 

Anforderungen, deren Erfüllung ein hohes Verantwortungsbewußtsein 

gegenüber Volk und Staat voraussetzt. Jeder deutsche Handwerksmeister 

ist selbstverständlich bereit, diesen Anforderungen nachzukommen. Durch 

die sogenannte Handwerksanweisung hat der Reichskommissar für die 

Preisbildung Richtlinien für die Durchführung des § 22 der Kriegswirt­

schaftsverordnung im Handwerk gegeben. 

Die vorliegende, von den zuständigen Sachbearbeitern des Reichs­

standes des Deutschen Handwerks verfaßte Broschüre hat die Aufgabe, zu 

einer richtigen Anwendung der 'Bestimmungen der Handwerksanweisung 

beizutragen. Sie soll ebenso sehr dazu dienen, den Zweck des § 22 der Kriegs­

wirtschaftsverordnung zu erfüllen, wie unbillige Härten zu vermeiden und 

die Leistungsfähigkeit der Betriebe zu erhalten. Sie wendet sich sowohl an 

den einzelnen Meister wie an die h~ndwerklichen Dienststellen und die 

sonstigen zur Beratung der Handwerker berufenen Kreise. Sie ist daher in 

erster Linie auf die Bedürfnisse der Praxis abgestellt. 

Reichshandwerksmeister. 



Gewinnerklärung, Gewinnprüfung, Preissenkung im Handwerk. 11 

Allgemeines 
Die am 4. September 1939 erlassene Kriegswirtschaftsverordnung ent­

hält im Abschnitt IV (§§ 22-28 "Kriegspreise") die Vorschriften für die 
Preisbildung im Kriege. Entsprechend dem Wort des Führers: 

"Wenn der Soldat an der Front kämpft, 
soll niemand am Kriege verdienen" 

werden sie beherrscht von dem im § 22 niedergelegten Grundsatz: 

"Preise und Entgelte für Güter und Leistungen 
jeder Art müssen nach den Grundsätzen einer 
kriegsverpflichteten Volkswirtschaft gebildet 
werden." 

Diese Vorschrift, die der Reichskommissar für die Preisbildung einmal 
als das Preisgrundgesetz des Krieges bezeichnet hat, gilt als Grundregel 
der Preisbildung neben allen sonstigen Preisvorschriften. Nach ihr hat 
jeder Wirtschaftler im Deutschen Reich die gesetzliche Pflicht, sein Preis­
gebaren von sich aus mit der durch den Krieg für die Gesamtheit des 
Deutschen Volkes geschaffenen Lage in Einklang zu bringen und zu halten; 
er hat fortlaufend und in jedem Einzelfall zu prüfen nicht nur, ob seine 
Preisstellung den erlassenen Preisregelungen entspricht, sondern darüber 
hinaus ferner, ob der nach diesen Vorschriften gebildete Preis angesichts 
der Pflichten, die der Krieg jedem einzelnen auferlegt, gerechtfertigt ist. 

Alstrotz aller Bestrebungen zur Niedrighaltung der Preise im Laufe des 
Krieges, insbesondere gegen Ende des Jahres 1940, auf manchen Gebieten 
ein gewisser Preisauftrieb zu bemerken war, ist der Reichskommissar für 
die Preisbildung dem durch eine Reihe von Erlassen und Verordnungen 
entgegengetreten. Im Vordergrunde stand dabei die Anwendung des 
§ 22 KWVO. Es folgten drei Anweisungen zur Durchführung der §§ 22ff. 
KWVO., und zwar: am 11. März 1941 die Anweisung für den Bereich der 
Reichsgruppe Industrie, am 10. April1941 die Anweisung für den Bereich 
des Handels und am 1 7. Juli 19 41 die Anweisung für den Bereich der 
Reichsgruppe Handwerk. 

Wie zu den beiden ersteren, so sind auch zu der "Handwerksanweisung" 
später ergänzende Bestimmungen und Erläuterungen getroffen worden, 
insbesondere durch den Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 10. Oktober 1941. Die wichtigsten Verordnungen und Erlasse sind 
im Anhang im Wortlaut wiedergegeben. 

Die Durchführung des § 22 KWVO. hat nach ausdrücklicher Erklärung 
des Reichskommissars für die Preisbildung nichts zu tun mit der Be­
kämpfung von Verstößen gegen die Preisstopverordnung und andere 
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Preisvorschriften, die nach den geltenden Strafbestimmungen geahndet 
werden. Es dreht sich hier vielmehr um zu hohe Gewinne (Über­
gewinne), die sich trotz genauer Beachtung der Preisvorschriften dadurch 
ergeben, daß auf Grund der Veränderungen der Erzeugungs- und Absatz­
bedingungen im Kriege Kostenminderungen eintreten, die über die gleich­
zeitig auftretenden Kostensteigerungen hinausgehen. Die oben genannten 
drei "Anweisungen" sollen dem Unternehmer Anhaltspunkte zur Er­
füllung der ihm nach § 22 KWVO. in solchen Fällen auferlegten Pflichten 
geben, d. h. für die Feststellung derartiger Übergewinne, ihre Behand­
lung und die weiter zu treffenden Maßnahmen. 

Aufgabe dieser Schrift ist es, dem Handwerker dabei Wegweiser und 
Ratgeber zu sein. 
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Ablauf der Gewinnprüfung und Preissenkung 

beim Handwerksbetrieb 

1. Eingang der Unterlagen. 

Betriebe mit Umsa.tz über 50000.- RM erha,lten das Erklärungsformular 
nach § 22 KWVO. Für Betriebe in Ostmark, Sudetengau und Ostgebieten 
enthält das Formular Einlagebogen. 

2. Erklärungsfrist vermerken. Ablauf der Frist ein MoMt nach Versand des 
Formblattes durch die Stelle, von der Sie das Formblatt erhalten. 

3. Prüfen, zu welcher Gruppe der Betrieb gehört 
a) Gruppe mit Umsatz über 50000.- RM, 

b) Gruppe mit Umsatz unter 50000.- RM. 

4. Prüfen, ob das richtige Formular vorliegt. Bei Betrieben, für die das Riebt· 
punktverfahren gilt, trägt das Formular links oben ein großes R, bei Be­
trieben mit Vergleichsgewinn ein großes V. 

5. Gegebenenfalls das richtige Formblatt bzw. den richtigen Einlagebogen 
anfordern. 

6. Anleitung zur Abgabe der Gewinnerklärung, Formblatt und evtl. Einlage­
bogen genauestens durchlesen und wichtige Stellen vermerken. 

7. Ausfüllen des Formblattes und gegebenenfalls der Einlagebogen unter 
laufender Beachtung der Anleitung~ 

8. Feststellen, ob Übergewinn vorliegt. 

9. Wenn ja, 

a) Preise senken, 

b) Meldung der Preissenkung von Betrieben über 50000.- RM Umsatz an 
Preisüberwachungsstelle, von Betrieben unter 50000.- RM Umsatz an· 
untere Preisbehörde. 

10. Gegebenenfalls Ausnahmeantrag nach Ziffer 6 oder 12 der Handwerks­
anweisung stellen. 

11. Von Betrieben mit Umsatz über 50 000.- RM erzielter Gewinn ist, sofern er 
mehr als 1000.- RM beträgt, abzuführen an zuständiges Finanzamt, für 
Betriebe mit Umsatz unter 50000.- RM keine Gewinnabführung. 

12. Die ausgefüllte Erklärung ist je nach Sachlage einzureichen oder aufzu­
bewahren und für Nachprüfung bereitzuhalten. 
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Geltungsbereich 

1. Persönlicher Geltungsbereich 

Die Anweisung vom 17. Juli 1941 ist erlassen für den Bereich der Reichs­
gruppe Handwerk. Ihr unterliegen also alle Betriebe, die organisatorisch 
der Reichsgruppe Handwerk angehören. Das sind laut Anordnung des 
Reichswirtschaftsministers über die fachliche und bezirkliehe Gliederung 
der Reichsgruppe Handwerk vom 23. März 1935 

1. die in der Handwerksrolle eingetragenen Gewerbetreibenden, 

2. die in den unmittelbaren Fachgruppen der Reichsgruppe Handwerk 
zusammengefaßten Gewerbetreibenden. 

2. Räumlicher Geltungsbereich 

Die Handwerksanweisung gilt für das gesamte Reichsge biet, mit 
Ausnahme der eingegliederten Ostgebiete. Zu den eingegliederten Ost­
gebieten gehören die Reichsgaue Wartheland und Danzig-Westpreußen 
(einschließlich des Gebietes der früheren Freien Stadt Danzig, aber mit 
Ausnahme der früher ostpreußischen Gebiete) und die in die Provinzen 
Ostpreußen und Schlesien eingegliederten Ostgebiete. Für diese ist unter 
dem 16. August 1941 eine eigene Anweisung ergangen (vgl. S. 126 ff.). 
Für die Reichsgaue der Ostmark und den Reichsgau Sudetenland gelten 
einige Abweichungen, die auf den Seiten 119 ff. behandelt werden. Ferner 
ist eine eigene Anweisung zur Durchführung der §§ 22ff. KWVO. im ört­
lichen Geltungsbereich der Zweiten Oststeuerhilfeverordnung ergangen 
(vgl. S. 131 ff). Schließlich sind für die Grenzgebiete verschiedene Sonder­
bestimmungen getroffen, die die in Betracht kommenden Betriebe auf An­
frage bei der Bezirksstelle ihres Reichsinnungsverbandes bzw. Mitglieder 
einer unmittelbaren Fachgruppe bei dieser erfahren können (vgl. S.139 ff.). 
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Das Ziel 

Handwerksanweisung Abschnitt I Ziffer 1 

Abschnitt I der Handwerksanweisung bedarf nach den unter "All­
gemeines" gemachten grundsätzlichen Ausführungen keiner näheren Er­
läuterung mehr. Sein Sinn läßt sich kurz folgendermaßen zusammenfassen: 

Jeder Handwerker muß in eigener Verantwortung dafür Sorge tragen, 
daß seine Preise nach den kriegsbedingten Interessen der Gemeinschaft aus­
gerichtet sind. Er muß seine Preise und die auf Grund dieser Preise erzielten 

Gewinne laufend überprüfen 

Ergibt die Prüfung, daß die Höhe der Preise kriegswirtschaftlich nicht 
gerechtfertigt ist, so sind 

1. die Preise für Leistungen und Lieferungen des privaten und öffent­
lichen Bedarfs zu senken, 

2. Gewinne abzuführen, soweit Preissenkungen in der Vergangenheit 
unterlassen worden sind oder in Zukunft unterlassen werden sollen. 

Der Handwerker trägt hierfür, wie ausdrücklich betont wird, selbst die 
Verantwortung. Von dieser eigenen Verantwortung kann ihn niemand 
befreien. Die Anweisung gibt ihm aber Richtlinien für die Vornahme der 
Prüfung und für die sich etwa daraus ergebenden Maßnahmen. 

Wie aus Abschnitt I eindeutig hervorgeht, steht die Preissenkung gegen­
über der Gewinnabführung im Vordergrund. Die Gewinnabführung bezieht 
sich vor allem auf die Vergangenheit. Soweit Preissenkungen in der Ver­
gangenheit unterlassen worden sind, sind die dadurch entstandenen Ge­
winnteile abzuführen. Die Gewinnabführung kommt aber auch für die 
Zukunft in Frage, nämlich soweit Preissenkungen, die nach der Anweisung 
vorzunehmen wären, unterlassen werden sollen. Näheres hierzu wird in 
den Erläuterungen zu Ziffer 6 ausgeführt. 

Wie bei der Preissenkung und bei der Gewinnabführung im einzelnen zu 
verfahren ist, besagen die folgenden beiden Abschnitte. 
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Preissenkung 

Handwerksanweisung Abschnitt II Ziffer 2-8 
Inhalt in Kürze: Wo Preissenkungen geboten sind, sind sie nach Ab­

schnitt II von jedem Betrieb unaufgefordert und unverzüglich durchzuführen. 
Die Preissenkung braucht sich nicht auf sämtliche Lieferungen und Lei­
stungen eines Betriebes zu erstrecken, sondern kann auch für einen Teil 
vorgenommen werden. Sie muß aber dann insgesamt den Betrag aus­
machen, um den im ganzen gesenkt werden soll. In Ausnahmefällen kann 
aus kriegswirtschaftlich gerechtfertigten Gründen einem Betrieb auf seinen 
Antrag von· der zuständigen Preisbildungsstel~e gestattet werden, die ge­
botene Preissenkung zu unterlassen und an deren Stelle den ent­
sprechenden Betrag abzuführen. Preise, die auf Grund der Vorschriften 
der KWVO. gesenkt worden sind, dürfen wieder auf den vorherigen Stand 
erhöht werden, wenn das nach den Grundsätzen einer kriegsverpflichteten 
Volkswirtschaft yerantwortet werden kann. Die Preisstopverordnung ist 
insoweit aufgehoben worden; als neuer Stoptag gilt der 1. Septern her 1939. 

Zift"er 2: 

Der kriegswirtschaftlich gerechtfertigte Preis 
Die in Ziffer 2 erwähnten Ausführungsvorschriften zu den Preisvorschriften 

der KriegsWirtschaftsverordnung sind im Anhang im Wortlaut abge­
druckt. Sie sind so erschöpfend, daß eine besondere Erläuterung sich 
erübrigt. Wenn gleichwohl in der Handwerksanweisung noch nähere Richt­
linien zur Prüfung der Frage gegeben werden, ob etwa zu hohe Gewinne 
auf Grund kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigter Preise erzielt wurden, 
so hat das seine Ursache darin, daß in den Ausführungsbestimmungen 
mehr die allgemeinen Grundsätze für die Preisbildung im Kriege entwickelt 
werden und an die Unternehmer ein moralischer Appell zuihrer Befolgung 
gerichtet wird, während die drei "Anweisungen" ihnen die erforderlichen 
Anhaltspunkte zur Vornahme der notwendigen zahlenmäßigen Berech­
nungen, insbesondere über den angemessenen Gewinn, geben. 

Ziffer 3: 

Hohe Gewinne 
Ziffer 3 führt den Gewinn als Maßstab für die Beurteilung der Frage ein, 

ob die Preise, auf denen der erzielte Gewinn beruht, kriegswirtschaft­
lich gerechtfertigt waren oder nicht. Sie deutet damit bereits darauf 
hin, daß es sich bei den Maßnahmen zur Durchführung der §§ 22 ff. KWVO. 
darum handelt, über den Gewinn Einfluß auf die Preisbildung zu nehmen. 
Wte wir später sehen werden, liegt die Hauptaufgabe des Handwerkers auch 
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darin, den erzielten Gewinn mit dem "angemessenen Gewinn" zu ver­
gleichen und bei etwaiger Feststellung eines ,;Obergewinns" das Erforder­
liche wegen Preissenkung und Gewinnabführung zu veranlassen. 

Demzufolge wird hierbei nicht von der Höhe der Preise, sondern von 
dem auf Grund dieser Preise erzielten Gewinn ausgegangen. Dieser ist zu 
prüfen. Auch bei normalen Preisen können infolge von Kostenminderungen 
verhältnismäßig hohe Gewinne entstehen. Nach Ziffer 2 ist hierin ein An­
zeichen dafür zu erblicken, daß die berechneten Preise kriegswirt­
schaftlich nicht gerechtfertigt waren. Die Preise hätten bei recht­
zeitiger Erkenntnis gesenkt werden müssen. Das ist nicht geschehen und 
muß nachgeholt werden. 

Hohe Gewinne sind indessen nicht der einzige Grund für eine Preis­
senkung nach der KWVO. Nach dem "Preisgrundgesetz" des§ 22 kommen 
vielmehr daneben eine ganze Reihe anderer Gründe in Frage, denen gegen­
über sich niemand darauf berufen kann, daß sein Preis sich in den Grenzen 
der Preisstopverordnung halte, u. a. : erhebliche Umsatzsteigerung mit ent­
sprechender Kostenminderung, billigere Herstellungsverfahren oder Ver­
wendung billiger Werkstoffe. Insbesondere aber müssen nach § 26 KWVO. 
alle Preise um den Betrag gesenkt werden, den der Unternehmer selbst auf 
Grund von Preissenkungen, die bei seinen Zulieferungen oder Nebenkosten 
auf Grund der KWVO. eingetreten sind, erspart; solche Preissenkungen 
müssen also bis zum letzten Verbraucher weitergegeben werden. 

Ziffer 4: 

Zeitpunkt und Bemessungsgrundlage der Preissenkungen 
Meldepßicht 

l. Unaufgefordert und unverzüglich 

Ziffer 4 stellt wiederum die Selbstverantwortung des Handwerkers her­
aus. Er muß nach dem später darzulegenden Verfahren (vgl. die Aus­
führungen zu Ziffer 13) unaufgefordert selbst prüfen, ob er unter 
dem Gesichtspunkt des § 22 KWVO. unangemessen hohe Gewinne erzielt 
hat und demgemäß seine Preise schon in. der Vergangenheit hätte senken 
müssen oder ob er jedenfalls für die Zukunft Preissenkungen vornehmen 
muß. 

Die Forderung nach unverzüglicher Durchführung der Preissenkungen 
ist unter dem Gesichtspunkt ihrer praktischen Durchführbarkeit, vor allem 
im Zusammenhang mit den im Erlaß vom 10. Oktober 1941 Ziffer 11 
gesetzten Fristen zu verstehen. Gewiß mag es Fälle einfacher Art geben, 
in denen der Handwerker auf Grund klarer Tatbestände ohne nähere 
Weisungen zu der Erkenntnis der Notwendigkeit von Preissenkungen und 
ihres Umfanges kommt und sie dann selbstverständlich auch vorzunehmen 
Sledbürger, Gewinnerklärung 2 
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hat. Im allgemeinen werden aber genaue Berechnungen .erforderlich sein. 
Hierfür müss3en die entsprechenden Regelungen vorliegen, insbesondere z. B. 
die Bestimmungen darüber, ob Vergleichsgewinn oder Gewinnrichtpunkte 
für den Betrieb maßgebend sind, das Formblatt für die Erklärung nach 
§ 22 KWVO., die Vorschriften über das Verfahren bei gemischten Be­
trieben, bei gebundenen Preisen usw. 

Die Preisbildungsstellen haben allerdings das Recht, schon vo1'her Maßnahmen 
zur Durchführung des § 22 KWVO. und der dazu ergangenen Anweisungen zu 
treffen, insbesondere Abschöpfungen und Preissenkungen zu veranlassen. Der 
Reichskommissar für die Preisbildung hat das mit Erlaß vom 5. Mai 1941 klar­
gestellt, gleichzeitig aber empfohlen, zunächst die dringlichen Fälle heraus­
zugreifen, etwa solche, in denen vermutlich größere Übergewinne erzielt 
worden sind. 

2. Preissenkung unabhängig vom Abführungsbescheid 

Satz 2 schreibt vor, daß die Preissenkung unabhängig von der Fest­
stellung eines Abführungsbetrages zu erfolgen hat. Das ist eindeutig. Der 
Handwerker darf nicht warten, bis er von der Preisbildungsstelle einen 
"Abführungsbescheid" erhält. Er muß vielmehr die gebotene Preissenkung 
von sich aus vornehmen. 

3. Bemessungsgrundlage 

Die Bestimmung, daß für die Preissenkung nicht der errechnete Ab­
führungsbetrag, sondern der Übergewinn maßgebend ist, erklärt sich daraus, 
daß der Übergewinn nicht immer in voller Höhe abgeführt zu werden 
braucht (er mindert sich vor allem gemäß Ziffer 11 um die bereits 
entrichtete Einkommen- oder Körperschaftsteuer; außerdem kann Sonder­
genehmigung nach Ziffer 12 in Frage kommen). Die Preise sollen aber 
um den vollen Betrag des erzielten Übergewinns (= Preissenkungsbetrag) 
gesenkt werden. 

4. Meldepflicht für Preissenkungen 

a) Für Betriebe mit Umsatz bis 50000,- RM 

Betriebe, deren Jahresumsatz weder 1939 noch 1940 den Betrag von 
50000,- RM überschritten hat, müssen bei Vorliegen von Übergewinnen 
gemäß Ziffer 29 der Handwerksanweisung Preissenkungen vornehmen, um 
künftig Übergewinne zu vermeiden. 

Der Betrieb hat in diesem Fall die durchgeführte Preissenkung an Stelle 
der Preisüberwachungsstelle der zuständigen unteren Preisbehörde (Land­
räte, staatliche Polizeiverwalter, Oberbürgermeister) anzuzeigen. Diese 
haben die bei ihnen eingehenden Anzeigen den Preisüberwachungsstellen 
monatlich gesammelt zu übersenden. 
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b) Für Betriebe mit Umsatz über 50000,- RM 

Für die Betriebe mit Umsatz über 50000,- RM ist die Meldung von Preis­
senkungen verbunden mit der Abgabe der "Erklärung nach § 22 KWVO." 
(Gewinn erklärung ). 

Diese Betriebe müssen nämlich in der Erklärung, und zwar am Schluß 
von Seite 4 unter L Angaben darüber machen, inwieweit die Preise bereits 
gesenkt sind oder gesenkt werden sollen, sowie über das Ausmaß der Preis­
senkung. Die Meldung von Preissenkungen bedarf also bei diesen Betrieben 
keiner besonderen Regelung. 

Ziffer 5: 

Wie müssen die Preise gesenkt werden? 
Wenn die Gewinnlage eines Betriebes zu Preissenkungen führen muß, 

so ist es nach Ziffer 5 der Handwerksanweisung nicht erforderlich, die Preise 
für alle Leistungen und Lieferungen des Betriebes zu senken. 

Die Preissenkung kann auch bei einem Teil der Leistungen und 
Lieferungen vorgenommen werden; sie muß aber dann den Betrag aus­
machen, um den insgesamt gesenkt werden soll. 

Der Betriebsinhaber muß sich also entscheiden, zu welchen Preis­
senkungen er etwaige Übergewinne verwenden will. Der Erlaß vom 25. Fe­
bruar 1942 gibt jedoch eine Rangfolge an. Er schreibt vor, daß bei der im 
Handwerk durchzuführenden Preissenkung vor allem die Preise der Liefe­
rungen und Leistungen für den öffentlichen Bedarf, insbesondere den 
Rüstungsbedarf zu senken sind. An zweiter Stelle stehen Lieferungen und 
Leistungen für den lebenswichtigen privaten Bedarf, und zwar sind bei 
diesen überhöhte Preise bevorzugt zu senken. Soweit beim einzelnen 
Betrieb diese beiden Gruppen nicht in Betracht kommen, hat er Preis­
senkungen bei seinen sonstigen Lieferungen und Leistungen vorzunehmen. 

Ziffer 6: 

In Ausnahmefällen Gewinnabführung statt Preissenkung 
Wie immer wieder betont, hat die Preissenkung eindeutig den Vor­

rang gegenüber der Gewinnabführung. Es kann aber Fälle geben, 
in denen es zweckmäßiger ist, die Übergewinne abzuführen, anstatt mit 
ihrer Hilfe eine Preissenkung vorzunehmen. Dem trägt die Bestimmung 
der Ziffer 6 Rechnung, daß in Ausnahmefällen einem Betrieb auf seinen 
Antrag von der zuständigen Preisbildungsstelle gestattet werden kann, die 
gebotene Preissenkung zu unterlassen und an ihrer Stelle den entsprechenden 
Betrag abzuführen. 

Zu denken ist hier etwa an folgende Fälle: Es stehen kriegsbedingte 
Kostensteigerungen bevor, von denen der Handwerker noch nicht weiß, 

2* 
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ob er sie im Betrieb ausgleichen kann. Die Preissenkung würde voraus­
sichtlich nicht lange durchgehalten werden können. Der Handwerker 
sieht einstweilen davon ab, Antrag gemäß Ziffer 12 (siehe Seite 41 u. 42) auf 
vollständige oder teilweise Belassung des Übergewinns zu stellen, möchte 
aber auch mit der Preissenkung bis zur Klärung der Lage warten, um eine 
unnötige Störung der Preisstabilität zu vermeiden. Es kann auch ·sein, 
daß es sich um einmalige Übergewinne 

handelt, die im laufenden Jahr nicht wiederkehren, so daß der eben ge­
senkte Preis schon nach kurzer Zeit wieder erhöht werden müßte. Bei be­
stimmten Erzeugnissen kann die Preissenkung sogar volkswirtschaftlich 
unerwünscht sein, weilsie eine Steigerung der Nachfrage hervorrufen würde, 
der nicht nachgekommen werden kann oder die zu einer Beunruhigung der 
Verbraucher führen würde. Oder 

der Betrag ist zu gering, 

um eine fühlbare Preissenkung vornehmen zu können. Dabei ist freilich 
zu beachten, daß gemäß Erlaß vom 25. Februar 1942 ein Abführungsbetrag, 
der 1000,- RM für das Geschäftsjahr (für 1939 und 1940 getrennt errechnet) 
nicht übersteigt, zumAusgleich unvermeidbarerKosten- undPreiserhöhungen 
belassen wird (Näheres siehe unter Ziffer 14). Vielleicht kann der Betriebs­
inhaber sich.dadurch helfen, daß er den Preis nicht direkt senkt, sondern 
einen Kriegsabschlag gewährt; andernfalls wird er einen Antrag auf Gewinn­
abführung statt Preissenkung stellen. Wird der Antrag genehmigt, so 
empfiehlt es sich, den Abführungehetrag je Einheit der Leistung oder Liefe­
rung festzusetzen und die Beträge laufend abzuführen, da sie dann 
steuerlich als Betriebsausgaben anerkannt werden (vgl. Seite 28). 

Für gebundene Preise bestehen besondere Richtlinien (vgl. Erläuterungen 
zu Ziffer 7, Seite 21 ff.). 

Gewinnabführung an Stelle einer künftigen Preissenkung ist nur mit Ge­
nehmigung der zuständigen Preisüberwachungsstelle zulässig. Der Antrag ist 
unter Angabe der Gründe zusammen mit der "Erklärung nach §22 KWVO." 
(siehe Erläuterungen zu Ziffer 13) an die Preisüberwachungsstelle einzu­
reichen, die darüber entscheidet. Nach Maßgabe der Entscheidung wird 
dann ein Abführungsbescheid erteilt. 

Wegen der weiteren Möglichkeit, an sich abführungspflichtige Beträge 
dem Betrieb zum Ausgleich unvermeidbarer Kosten- und Preiserhöhungen 
ganz oder teilweise zu belassen, vergleiche im übrigen die Erläuterungen 
zu Ziffer 12. 

Der Antrag ist gebührenpflichtig; es wird aber abweichend von den 
sonst gemäß Kostenordnung geltenden Sätzen ein Pauschalbetrag von 
10,- RM neben dem Mindestentgelt von 3,- RM erhoben. 

Im Interesse der Erhaltung des Preisbildes für die hauptsächlichsten 
Nahrungsmittel hatten die Reichsinnungsverbände des Bäcker-, Fleischer-
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und Roßschlächterhandwerks für ihre Betriebe bei dem Reichskommissar 
für die Preisbildung beantragt, beim Vorliegen von Übergewinnen von Preis­
senkungen absehen zu dürfen. Die Betriebe sollten vielmehr gehalten sein, 
die durch die gleichbleibenden Preise weiterhin erzielten Übergewinne 
jeweils abzuführen. Der Reichskommissar für die Preisbildung hat sich 
damit für die Fleischer und Roßschlächter auch einverstanden erklärt. Dem­
zufolge haben die Betriebe dieser Handwerkszweige Preissenkungen über­
haupt nicht vorzunehmen; sofern Übergewinne erzielt werden, sind sie stets 
abzuführen. 

Für die Betriebe des Bäckerhandwerks hat der Reichskommissar mit 
Erlaß vom 12. Februar 1942 (siehe Anhang) bestimmt, daß die Übergewinne 
in erster Linie zur Preissenkung bei Feinbackwaren zu verwenden sind, wobei 
für die Preissenkung ein Betrag zu wählen ist, der während einer längeren 
Zeitspanne beibehalten werden kann. Bezüglich der Übergewinne, die durch 
die Herstellung von Brot und Kleingebäck (Brötchen, Semmeln, Schrippen 
und dergleichen) entstanden sind, hat sich der Reichskommissar für die 
Preisbildung damit einverstanden erklärt, daß sie auch in Zukunft abzu­
führen sind, sofern diese Beträge, zur Senkung der Feinbackwaren ver­
wendet, zu unnatürlich niedrigen Preisen führen würden. Der Reichs­
innungsverhand des Bäckerhandwerks hat über die Durchführung der 
Preissenkung im Bäckerhandwerk mit Zustimmung des Reichskommissars 
für die Preisbildung ausführliche Richtlinien herausgegeben (siehe Anhang). 

Wegen der Behandlung des Übergewinns bei Betrieben mit einem Jahres­
umsatz bis zu 50000,- RM siehe Erläuterungen zu den Ziffern 28-29. 

Ziffer 7: 

Preissenkung bei gebundenen Preisen 

I. Kartellpreise 

Gemäß Ziffer 12 des Erlasses des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 10. Oktober 1941 zur Handwerksanweisung gilt der Erlaß des Reichs­
kommissars vom 15. Juli 1941- A-14- 3266/41- nebst den ergänzen­
den Richtlinien gemäß Ziffer 7 der Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. 
Kriegswirtschaftsverordnung im Bereich der Reichsgruppe Industrie (siehe 
Anhang) auch sinngemäß für den Bereich der Reichsgruppe Handwerk. 
Danach erfolgt die Senkung der gebundenen Preise nach § 25 KWVO. mit 
Zustimmung des Reichskommissars für die Preisbildung. Der Reichskom­
missar für die Preisbildung behält sich hierbei vor, unter Umständen an 
Stelle der Preissenkung eine Gewinnabführung anzuordnen. Die Senkung 
der Mindestpreise der Zusammenschlüsse erfolgt auf der Kostengrundlage 
des guten Betriebes innerhalb des Zusammenschlusses (Kartell). Gut ist 
der Betrieb zu nennen, dessen Selbstkosten einmal kriegswirtschaftlich an­
gemessen und zum anderen unter den betriebswirtschaftlich gegebe~en 
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MögJ.ichkeiten und im Verhältnis zu anderen Betrieben als gut bezeichnet 
werden können. Dabei sollen produktionspolitische Erfordernisse im Hin­
blick auf die Notwendigkeit der Kriegswirtschaft weitestgehend berück­
sichtigt werden. Die Zusammenschlüsse hatten die Preissenkungsvorschläge 
über die Reichsgruppe Handwerk bis zum 30. November 1941 dem Reichs­
kommissar für die Preisbildung einzureichen. 

Bis zur Senkung der Mindestpreise der Zusammenschlüsse durch den 
Reichskommissar für die Preisbildung haben die Mitglieder von sich aus 
Gewinnabführungen gemäß der Handwerksanweisung vorzunehmen. Wo 
Einzelmitglieder bei gewissen Zusammenschlüssen höhere Preise als die bis­
herigen Mindestpreise erzielt haben, müssen sie von sich aus ihre Preise 
senken, wenn die Voraussetzungen des§ 22 KWVO. vorliegen. Zu diesen 
Maßnahmen bedarf es keiner besonderen Weisungen durch den Reichs­
kommissar für die Preisbildung oder durch die Zusammenschlüsse mehr. 

Rein~ Handwerkskartelle gibt es zur Zeit nicht. Dagegen sind Hand­
werksbetriebe in vielen Fällen Mitglieder sogenannter gemischter Verbände 
(Industrie-Handwerk, Handel-Handwerk, Industrie-Handel-Handwerk). 
In diesen Fällen wird sich die Reichsgruppe Handwerk mit der jeweils für 
die Kartellaufsicht in Frage kommenden Reichsgruppe wegen der durch­
zuführenden Maßnahmen verständigen; von dem Ergebnis werden die 
Betriebe durch die Zusammenschlüsse unterrichtet. 

II. Festpreise, Mindestpreise und Höchstpreise 
Für die Behandlung der Festpreise, Mindestpreise und Höchstpreise ist 

der Runderlaß Nr. 135/40 des Reichskommissars für die Preisbildung be­
treffend Anwendung des § 22 KWVO. vom 6. November 1940 (siehe 
Anhang) maßgebend. 

Festpreise Bleiben nach diesem Runderlaß von § 22 KWVO. unberührt. 
Der Reichskommissar für die Preisbildung begründet dieses damit, daß 
die Vorschrift des § 22 KWVO. zwar als Grundregel der Preisbildung 
neben allen sonstigen Preisvorschriften gelte, daß sie aber nur insoweit in 
andere Preisvorschriften eingreife, als diese nicht ausdrücklich oder dem 
Sinne nach als Sonderregelungen entgegenstehen. Sie ist also nur in dem 
Umfang anwendbar, als die übrigen Preisvorschriften für die Preisbildung 
einen Spielraum nach oben oder unten lassen. 

·Mindestpreise dürfen nach dem vorgenannten Runderlaß keinesfallK 
unterschritten werden. 

Höchstpreise dürfen nur dann berechnet werden, wenn die Kostenlage 
eines Betriebes so schlecht ist, daß ohne Berechnung des Höchstpreises ein 
angemessener Gewinn nicht erzielt werden könnte. Betriebe mit günstiger 
Kostenlage müssen mindestens so weit unter den Höchstpreisen bleiben, 
daß ihr Gewinn nicht den Gewinn normaler Zeiten übersteigt. Die nach 
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einzelnen Preisvorschriften höchstzulässigen Preise müssen- im Gegensatz 
zu den Höchstpreisen - unterschritten werden, falls die Grundsätze der 
Kriegswirtschaftsverordnung es erfordern. 

Ziffer 8: 

Wiedererhöhung gesenkter Preise 

Nach Ziffer 8 dürfen Preise, die auf Grund der Preisvorschriften der 
KWVO. gesenkt worden sind, wieder auf ihren bisherigen Stand erhöht 
werden, wenn das nach den Vorschriften einer kriegsverpflichteten Volks­
wirtschaft verantwortet werden kann. Damit soll ein Anreiz zu Preis­
senkungen auch unter dem zulässigen Stoppreis ausgeübt werden. Die 
Wiedererhöhung ist nicht an einen Antrag oder eine Genehmigung ge­
bunden; der Betrieb muß aber bei der Wiedererhöhung nach den Grund­
sätzen einer kriegsverpflichteten Volkswirtschaft verfahren, mit anderen 
Worten, die Preisvorschriften der KWVO. beachten. Die Bindung der 
Preise an ihre Höhe am Stichtag der Preisstopverordnung - den 17. Ok­
tober 1939 - ist damit insoweit aufgehoben; praktisch gilt heute der 
1. September 1939 als Stichtag für den Preisstand, der nach einer im Kriege 
vorgenommenen Preissenkung wieder erreicht werden darf. 
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Gewinnabführung 

Handwerksanweisung Abschnitt m Ziffer 9-14 
Inhalt in Kürze: Preissenkungen für die Vergangenheit sind regelmäßig 

nicht mehr durchführbar. An ihre Stelle tritt die Gewinnabführung, und 
zwar sind die entsprechenden Teilbeträge der Gewinne abzuführen, die 
nach Kriegsausbruch - also nach dem 1. September 1939 - erzielt 
worden sind. 

Die Ziffern 9-11 enthalten die Verfahrensvorschriften für die 
Gewinnabführung einschließlich der Abgrenzung zwischen Steuer und 
Abführung, Ziffer 12 behandelt die Möglichkeit der vollständigen oder 
teilweisen Belassung des Abführungsbetrages beim Betrieb und Ziffer 14 
die Verwendung eines Unerheblichkeitsbetrages zur Preissenkung statt 
Abführung. 

Ziffer 9: 

Warum. Gewinnabführung für die Vergangenheit? 
Ziffer 9 begründet die Pflicht zur Abführung von Gewinnen aus in der 

Vergangenheit unterlassenen Preissenkungen. Hat ein Betrieb Preis­
senkungen unterlassen, zu denen er verpflichtet gewesen wäre, so ist die 
Preissenkung für die Vergangenheit regelmäßig nicht mehr durchführbar, 
weil sie dem letzten Käufer nicht zugute kommt. Da die erzielten Gewinne 
aber kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigt waren, sind die entsprechenden 
Beträge zugunsten der Allgemeinheit abzuführen. 

In einem Erlaß vom 21. April1940 - A- 24- 1643 - hat der Reichs­
kommissar für die Preisbildung unterstrichen, daß 

nach trägliehe Preissenkungen 

nur bei Vorliegen besonderer Gründe und jedenfalls nur dann in Betracht 
kommen, wenn die Preissenkung dem letzten Verbraucher zugute kommt. 
Im Handwerk wird dieser Fall wohl kaum praktisch werden; wir wollen 
ihn daher ausschalten. 

Der Betrieb hat die entsprechenden Beträge unaufgefordert ab­
zuführen. 

Ziffer 10: 

Auf welche Gewinne erstreckt sich die Abführungspßicht? 
Ziffer 10 regelt zunächst. den Zeitraum, für den die Gewinnabführung 

gilt, und zwar so, daß die Abführungspflicht nach § 22ff. KWVO. sich auf 
Gewinne erstreckt, die nach dem 1. September 1939, d. h. nach Ausbruch 
des Krieges, erzielt worden sind. Da nach dem Erlaß vom 10. Oktober 1941 
vom Geschäftsjahr auszugehen ist, ist das der Zeitraum bis zum Ende des 
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Geschäftsjahres 1940. Bei Handwerksbetrieben ist das Geschäftsjahr im 
allgemeinen das Kalenderjahr; ein vom Kalenderjahr abweichendes Ge­
schäftsjahr wird nur bei Gewerbetreibenden anerkannt, deren Firma im 
Handelsregister eingetragen ist. 

Der Regelfall ist also, daß die Abführungspflicht sich auf den Zeitraum 
vom 1. September 1939 bis zum 31. Dezember 1940 erstreckt. 

Dementsprechend ist auch das Formblatt für die "Erklärung nach § 22 
KWVO." abgefaßt. 

Das Gewinnergebnis des Kalenderjahres (Geschäftsjahres) 1940 dürfte 
beim Erscheinen dieser Schrift wohl in jedem Handwerksbetrieb vorliegen. 
Dagegen stößt die genaue Feststellung des Gewinns der Monate Septern ber 
bis Dezern ber 19 3 9 auf große, nahezu unüberwindliche Schwierigkeiten, 
da es kaum Betriebe gibt, deren Geschäftsjahr mit dem 1. September 1939 
beginnt oder die über ein so geordnetes Rechnungswesen verfügen, daß 
sie eine Zwischenbilanz auf den 31. August 1939 aufstellen können. Ab­
gesehen davon, liegen Umsatz und Gewinn der meisten Handwerksbetriebe 
im Durchschnitt· in den Monaten September bis Dezember 1939 nicht 
wesentlich anders, als in den vorhergegangenen Monaten Januar bis August. 
Der Reichskommissar für die Preisbildung hat sich in Anbetracht dieser 
Sachlage damit einverstanden erklärt, daß für das Jahr 1939 eine ent­
sprechende Berichtigung des Gewinns durch Drittelung des Gesamtertrages 
oder auf eine andere zweckmäßige Weise, z. B. unter Berücksichtigung der 
Umsatzentwicklung, vorgenommen wird. 

Weicht das Geschäftsjahr eines Betriebes vom Kalenderjahr ab, läuft es 
z. B. vom 1. April 1940 bis 31. März 1941, so verlängert sich der Zeitraum, 
auf den die Abführungspflicht sich erstreckt, entsprechend; er läuft dann 
bis zum 31. März 1941. Diese Fälle sind aber, wie gesagt, im Handwerk 
selten. 

Es kann vorkommen, daß ein Betrieb 1939/1940 in einem Jahr mit 
Übergewinn, in dem anderen mit Verlust abgeschnitten hat. Da nach 
dem Runderlaß vom 10. Oktober 1941 vom Geschäftsjahr auszugehen 
ist, muß die Berechnung für jedes Jahr gesondert erfolgen. Es ist also 
nicht zulässig- so erwünscht es wäre -,den Verlust des einen Jahres mit 
dem Übergewinn des anderen Jahres auszugleichen. Es besteht aber in 
besonderen Härtefällen die Möglichkeit, einen - natürlich ausreichend 
begründeten - Antrag auf Grund der allgemeinen Härteklausel des § 28 
KWVO. bei der Preisüberwachungsstelle zu stellen. 

In Ziffer 10 Satz 2 wird bestimmt, daß die Befugnis der Preisbehörden, 
Übergewinne nach § 22 KWVO. abzuschöpfen, andere Maßnahmen dieser 
Stellen, die den gleichen Zweck verfolgen, nicht ausschließt. Dies ergibt 
sich an und für sich schon aus dem zwischen der Kriegswirtschaftsverord­
nung und den sonstigen Preisvorschriften bestehenden Verhältnis. Bei der 
vorgenannten Bestimmung dürfte vor allem an eine Bestrafung gedacht 
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sein, die sich neben der Kriegswirtschaftsverordnung auf andere Vor­
schriften stützt. Auch sind hierunter evtl. Anordnungen auf Grund des 
§ 2 des Preisbildungsgesetzes zu verstehen, der dem Reichskommissar für 
die Preisbildung die gesetzliche Ermächtigung gibt, alle zur Sicherung 
volkswirtschaftlich gerechtfertigter Preise und Entgelte erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen. 

Ziffer 11: 

Berücksichtigung der Steuern bei der Gewinnabführung 

Vorbemerkung 

Der Gewinn aus Gewerbebetrieb bzw. das Einkommen bildet die Be­
messungsgrundlage für eine Reihe von Steuern. Bisher ergab sich durch die 
Bezahlung dieser Steuern nur die gewollte und für den Steuerpflichtigen 
tragbare ·Belastung. Die Gewinnabführung verschiebt die Sachlage. Es 
ergeben sich daher die Fragen: Ist der Besteuerung der gesamte tatsächlich 
erzielte Gewinn oder nur der Gewinn, der nach Abführung des Übergewinns 
verbleibt, zugrunde zu legen, und wie wird im ersten Fall verhindert, daß 
der Handwerker die nach dem Einkommen bemessenen Steuern in einer 
Höhe bezahlen muß, die die Kürzung seines Gewinns ,aus seinem Hand­
werksbetrieb infolge der Gewinnabführung unberücksichtigt läßt~ Die 
wichtigsten Bestimmungen zur Regelung dieser Fragen sind in Ziffer 11 der 
Handwerksanweisung enthalten. Zum Teil wird die Gewinnabführung 
steuerlich als abzugsfähige Betriebsausgabe anerkannt. Soweit jedoch die 
Gewinnabführung steuerlich unberücksichtigt bleibt, läßt die Anweisung 
die Berücksichtigung der wichtigsten Mehrsteuern durch Minderung des 
abzuführenden Betrages zu. 

A. Die Gewinnabführungsbeträge als steuerlich abzugsfähige 
Betriebsausgaben 

Nach § 4 Abs. 4 Einkommensteuergesetz sind Betriebsausgaben die 
Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlaßt sind. Die Anerkennung 
der Gewinnabführungen als Betriebsausgaben hätte zur Folge, daß der zur 
Besteuerung gelangende Gewinn von vornherein um die Abführungsbeträge 
gemindert wird. Schwierigkeiten für die Steuerberechnung oder höhere 
steuerliche Belastungen, als dem zur freien Verwendung verbleibenden 
Gewinn entspricht, würden sich dann nicht ergeben. 

I. Weiche Gewinnabführungen werden als Betriebsausgaben anerkannt ~ 

In einem Erlaß vom 18. Juli 1941- S 1980/34 III - (veröffentlicht 
im Reichssteuerblatt 1941 S. 498) hat der Reichsminister der Finanzen nur 
die Anerkennung solcher Übergewinne als ]Jetriebsausgaben zugelassen, die 
vor dem 1. Juli 194:1 abgeführt oder angefordert sind und der Beträge, die 
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laufend ohne Rücksicht auf das Jahresbetriebsergebnis gezahlt worden sind 
oder in Zukunft gezahlt werden. Die Handwerksanweisung ist diesen 
steuerlichen Bestimmungen angepaßt. 

a) Übergewinne, 
die vor dem 1. Juli 1941·abgeführt oder angefordert wurden 

Sind vor dem 1. Juli 1941 Übergewinne abgeführt oder von den Preis­
behörden angefordert worden, so mindern sie den steuerpflichtigen Gewinn 
desjenigen Geschäftsjahres, auf das der Übergewinn wiFtschaftlich entfällt. 
Derartige Übergewinne sind abzugsfähige Betriebsausgaben. 

Bei denabgeführten Übergewinnen muß es sich um Beträge handeln, 
die vor dem genannten Tag bereits tatsächlich gezahlt sind, und zwar 
an die zuständige Stelle, das ist das Finanzamt (vgl. Seite 40). Es ist 
gleichgültig, ob die Zahlung auf Anordnung der Preisbehörden erfolgte oder 
nicht. Auch die aus eigenem Entschluß des Handwerkers vor dem 1. Juli 
1941 freiwillig abgeführten Beträge sind Betriebsausgaben. Dagegen stellt 
eine bloße Rückstellung keine Zahlung dar. Der Betrag ist steuerlich nicht 
abzugsfähig, es sei denn, daß die Preisbehörden den rückgestellten Über­
gewinn vor dem 1. Juli 1941 angefordert haben sollten. 

Die gleiche Behandlung wie die bereits gezahlten Beträge erfahren 
die vor dem 1. Juli 1941 angeforderten Übergewinne, auch wenn ihre 
tatsächliche Abführung erst nach diesem Zeitpunkt erfolgt. Die Anforde­
rung muß aber von den Preisbehörden ergangen sein. Es muß sich auch um 
eine bestimmt erfolgte Anforderung handeln. Eine solche wird regelmäßig 
nur dann vorliegen, wenn sie schriftlich erlassen ist. Für den Zeitpunkt 
der Anforderung ist das Datum des Bescheides, nicht das des Einganges bei 
dem Handwerker maßgeblich. 

Die Abführungsbeträge dürfen als Betriebsausgaben nur den steuerpflich­
tigen Gewinn desjenigen Jahres mindern, auf den sie wirtschaftlich entfallen. 
Es ist also unzulässig, den gezahlten oder angeforderten Übergewinn aus 
dem Jahr 1939 von dem steuerpflichtigen Gewinn des Jahres 1940 oder 
1941 oder den aus 1940 von dem des Jahres 1941 abzusetzen, auch dann 
nicht, wenn die steuerlichen Veranlagungen bereits rechtskräftig erfolgt und 
die Abführungsbeträge entsprechend der obengenannten Regelung nicht 
berücksichtigt sind. 

Der Übergewinn darf selbstverständlich nur dann als Betriebsausgabe 
abgezogen werden, wenn nicht etwa schon der Abführungsbetrag um die 
auf ihn entfallenden Steuern anteilsmäßig gekürzt ist. Sollte dies im 
Einzelfall einmal geschehen sein, dann behält es hinsiebtlieb der Ein­
kommen oder der Körperschaftsteuer dabei sein Bewenden. Wegen 
anderer Steuern (Gewerbesteuer, Bürgersteuer, Kirchensteuer) muß 
gegebenenfalls der Unterschiedsbetrag als Gewinnabführung nachgezahlt 
werden, bei der Gewerbesteuer nur insoweit, als Rückstellungen nicht 
zugelassen sind. 
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b) Übergewinne, die unabhängig vom Jahresbetriebsergebnis laufend 
abgeführt werden 

Es gibt auch Übergewinne, die auf Grund von Anordnungen der Preis­
behörden laufend aus den Verkaufserlösen und unabhängig vom Jahres­
betriebsergebnis abgeführt worden sind oder in Zukunft abgeführt werden. 
Derartige Abführungen kommen im Handwerk selten vor. Es handelt sich 
hauptsächlich um Gewinne aus dem Verkauf von Erzeugnissen, bei denen 
eine Preissenkung nicht erwünscht ist. Diese Abführungsbeträge werden 
von den Finanzämtern gleichfalls als Betriebsausgaben anerkannt. Der 
erwähnte Erlaß des Reichsministers der Finanzen vom 18. Juli 1941 sagt 
ausdrücklich: "Solche Abführungen sind Betriebseinnahme­
minderungen auch für steuerliche Zwecke." 

Es wird bei den Abführungen dieser Art steuerlich nicht verlangt, daß sie 
nur den Gewinn desjenigen Geschäftsjahres mindern dürfen, auf das sie 
wirtschaftlich entfallen. Demzufolge wirken sie sich gewinnmindernd für 
das Geschäftsjahr aus, in dem die Abführungspflicht entsteht oder dem 
Steuerpflichtigen bekannt wird. Er hat die gezahlt.en oder die noch zu 
zahlenden Abführungen in der Steuerbilanz desjenigen Jahres zu be­
rücksichtigen, in dem die Zahlung geleistet bzw. die Abführungspflicht 
bekannt wurde, selbst wenn die Ausgaben einem früheren Jahr wirtschaft­
lich zugerechnet werden müssen. 

2. Wie ist zu verfahren, wenn in einem rechtskräftigen Steuerbescheid 

abzugsfähige Gewinnabführungen nicht berücksichtigt worden sind 1 

Die Absetzung der Übergewinne als Betriebsausgaben ist, soweit es sich 
um Abführung von Übergewinnen handelt, die auf Grund eines Jahres­
betriebsergebnisses ermittelt sind, nur von dem steuerpflichtigen Gewinn 
desjenigen Jahres zulässig, auf das die Übergewinne wirtschaftlich ent­
fallen. Im Regelfalle wird das das Kalenderjahr sein. Soweit ein vom 
Kalenderjahr abweichendes Geschäftsjahr steuerlich zugelassen ist, ist das 
Geschäftsjahr zugrunde zu legen. Es sind nun Fälle denkbar, in denen 
bereits ein rechtskräftiger Steuerbescheid vorliegt, ohne daß bei der Ver­
anlagung die Gewinnabführung berücksichtigt worden ist. 

a) Berichtigung des rechtskräftigen Steuerbescheides durch 
Verwaltungsmaßnahmen 

Wenn der Steuerpflichtige bereits rechtskräftig zur Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer veranlagt ist und die nach den bisherigen Ausführungen 
als Betriebsausgaben anzuerkennenden Übergewinne bei der steuerlichen 
Veranlagung nicht berücksichtigt sind, dann muß er alsbald die Berichtigung 
seines Einkommen- oder Körperschaftsteuerbescheides beantragen. Der 
bereits mehrfach genannte Erlaß des Reichsministers der Finanzen vom 
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18. Juli 1941 sagt ausdrücklich, daß der Abzug der Übergewinne vom 
steuerpflichtigen Gewinn auch für die Fälle zugelassen ist, in denen die 
Veranlagungen bereits durchgeführt sind. Das Finanzamt hat also auf 
Antrag den Steuerbescheid verwaltungsmäßig, d. h. ohne Rechtsmittel­
verfahren zu berichtigen. 

Beispiele: 
a) Ein Handwerksmeister der Steuergruppe II hat im J-ahre 1939 

20400,- RM in seinem Handwerk verdient und erhält im Jahre 1940 
den entsprechenden Einkommensteuerbescheid, der eine Steuer einschl. 
Kriegszuschlag laut Tarif von 5484,- ~M vorsieht. Der Bescheid 
erlangte Rechtskraft. Später wurde ein Ube)::gewinn von 4800,- RM 
festgestellt. Im Mai 1941 wurde ein Drittel des Ubergewinns voll abgeführt. 
Der Abführungabctrag ist abzugsfähige Betriebsausgabe des Jahres 1939. 
Bei seiner Berücksichtigung würde die Einkommensteuer einschl. Kriegs· 
zuschlag nur 5 063,- RM betragen. Es ist beim Finanzamt der Erlaß eines 
berichtigten Einkommensteuerbescheides für 1939 zu beantragen, der eine 
Einkommensteuer einschl. Kriegszuschlag von 5 063,-RM von einem 
Einkommen von 18800- RM ergibt. 

b) Ein Handwerksbetrieb wird in der Form einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung betrieben, an der drei Handwerksmeister zu 
gleichen Teilen als Gesellschafter beteiligt sind. Der Betrieb erzielte 
im Jahre 1940 einen Gewinn von 60 000,- RM. Nach Abzug von 
18000,- RM Körperschaftsteuer wurde im März 1941 an die Gesell­
schafter der verbliebene Gewinn von 42000,- RM in Höhe von je 
14000,- RM ausgeschüttet. Am 10. Mai 1941 wurde der Gesellschaft 
der entsprechende Körperschaftsteuerbescheid über 18 000,- RM Körper­
schaftstauer von 60000,- RM Gewinn zugestellt. Im Juni 1941 stellte 
die Preisbehörde fest, daßderangemessene Gewinnnur 45 000,- RM 
ausmacht. Der Übergewinn von 15000,- RM wurde durch Abführunga­
bcscheid vom 25. Juni 1941 angefordert und nach dem 30. Juni 1941 
gezahlt. 

Der Abführungabctrag vermindert den steuerpflichtigen Gewinn auf 
45000,- RM und ist abzugsfähige Betriebsausgabe. Die Körperschaft­
steuer beträgt nur noch 13500,- RM. Für die Gewinnverteilung bleiben 
nur noch 31 500,- RM übrig, so daß jeder Gesellschafter von den er­
haltenen 14 000, - RM 3 500,- RM an die Gesellschaft zurückzuzahlen hat. 

Da der Körperschaftsteuerbescheid rechtskräftig geworden ist, 
ist seine Berichtigung zu beantragen. Die Einkommensteuerbescheide 
der Gesellschafter sind jedoch nicht zu berichtigen, da der ver­
minderte Gewinnanteil (Einkommen aus Kapitalvermögen!) erst das 
Einkommen des Jahres der Auszahlung berührt und infolgedessen erst 
1942 zur Veranlagung gelangt. 

b) Berichtigung des rechtskräftigen Steuerbescheides im 
Rechtsmittelverfahren 

Die Berichtigung rechtskräftiger Steuerbescheide zugunsten des 
Steuerpflichtigen auf Antrag des Steuerpflichtigen ist in den Steuergesetzen 
nicht vorgesehen. Die Möglichkeit dazu bei der Gewinnabführung beruht 
nur auf einem RdF.-Erlaß, also einer Verwaltungsanordnung. Es kann 
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daher vorkommen, daß ein Finanzamt die Berichtigung eines rechtskräftigen 
Steuerbescheides ablehnt. In einem solchen Falle ist zur Vermeidung von 
Rechtsnachteilen innerhalb von zwei Wochen vom Tage der Ablehnung 
der Berichtigung ab bei dem Finanzamt der Antrag auf Nachsieht wegen 
Versäumnis der Rechtsmittelfrist zu stellen und gleichzeitig, wiederum 
innerhalb der gleichen beiden Wochen, nachträglich der Steuerbescheid 
anzufechten mit dem Ziele, den der Einkommenbesteuerung zugrunde 
gelegten Gewinn aus Gewerbebetrieb um den Abführungsbetrag herabzu­
setzen. 

Dem Antrag auf Nachsicht wegen Versäumnis der Rechtsmittelfrist 
kann nur stattgegeben werden, wenn kein Verschulden des Steuerpflichtigen 
vorliegt, daß er das Rechtsmittel nicht rechtzeitig eingelegt. hat. In unserem 
Falle dürfte die Nachsicht ohne weiteres gewährt werden, weil die Hand­
werksanweisung, die die Klarstellung brachte, daß die Gewinnabführung 
bei der steuerlichen Veranlagung zu berücksichtigen ist, erst erlassen wurde, 
als oft der Steuerbescheid schon rechtskräftig geworden war. Die Frist von 
2 Wochen beginnt von dem Augenblick an zu laufen, in dem der Handwerker 
davon Kenntnis erhält, daß er auf andere Weise als im Rechtsmittelverfahren 
gegen den Einkommensteuerbescheid eine Berücksichtigung der Gewinn­
abführung nicht erlangen kann. Das ist der Tag, an dem ihm das Finanzamt 
mitteilt, daß es eine Änderung des Steuerbescheides wegen dessen Rechts­
kraft ablehnt. Dieser Zeitpunkt darf aber durch Verschulden des Steuer­
pflichtigen nicht länger als notwendig herausgeschoben werden, d. h. 
nachdem der gesamte Fragenkomplex der Gewinnabführung für den Bereich 
d"er Reichsgruppe Handwerk seine Regelung gefunden hat, muß der Hand­
werker sofort bei dem Finanzamt den Antrag auf Berichtigung des Steuer­
bescheides stellen, wenn angenommen werden kann, daß der Handwerker 
den Sachverhalt gekannt hat. 

Die Richtigkeit der vorgetragenen Auffassung ergibt sich auch aus einem 
Schreiben des Reichskommissars für die Preisbildung an den Reichsstand 
des Deutschen Handwerks vom 22. Aug~st 1941- RfPr. A-17-3879/41-. 
Es heißt darin: "Falls in diesenFällen die Rechtsmittelfrist abgelaufen war, 
bestehen nach Auffassung des zuständigen Referenten im Reichsfinanz­
ministerium koine Bedenken, daß die Finanzämter ihre Steuerbescheide 
berichtigen. Auch würde die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ohne 
weiteres bewilligt werden, falls dem Steuerpflichtigen vor Ablauf der 
Rechtsmittelfrist die vom Finanzminister zugelassene Behandlung der 
Abführungsbeträge nicht bekannt war". 

B. Die Gewinnahführungsbeträge als Gewinnverwendung 

Im Regelfall werden die Abführungsbeträge auf Grund des Jahres­
betriebsergebnisses erst nach dem 30. Juni 1941 ermittelt und gezahlt 
werden. Diese Abführungen werden im Gegensatz zu den vorstehend 
behandelten nicht als abzugsfähige Betriebsausgaben von den Finanz-
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ämtern anerkannt. In der Steuerbilanz werden auch keine Rückstellungen 
dafür zugelassen. Die Anweisung sagt ausdrücklich in Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen des RdF.-Erlasses vom 18. Juli 1941, daß "die 
Abführung eine Verwendung des erzi.elten Gewinns darstellt." Infolgedessen 
bleibt der steuerpflichtige Gewinn in voller Höhe bestehen. Alle Steuern, 
bei deren Berechnung der Gewinn aus dem Handwerksbetrieb mit berück­
sichtigt wird. ergeben höhere Beträge als dem tatsächlich dem Handwerker 
verbleibenden Gewinn entspricht. Wenn der Handwerker die sich dadurch 
ergebenden Mehrsteuern bezahlen müßte, so würde ihm nur ein geringerer 
Betrag als der angemessene Gewinn endgültig zur freien Verfügung ver­
bleiben. 

1. Berücksichtigung der Mehrzahlungen an Einkommen- und Körper­

schaftstauer 

Es muß also ein Ausgleich für die wegen der Zahlung von überhöhten 
Steuern eintretende Mehrbelastung geschaffen werden. Dazu bestimmt 
Ziffer 11, daß die Einkommensteuer oder die Körperschaftsteuer, die der 
Betriebsinhaber bzw. der Betrieb infolge des Übergewinns (Unterschieds­
betrag zwischen Betriebsgewinn = berichtigtem steuerpflichtigen Ge­
winn und angemessenem Gewinn) mehr zu zahlen hat, als wenn er nur 
den angemessenen Gewinn erzielt hätte, vom Übergewinn abgesetzt werden 
darf. Nur der Restbetrag ist abzuführen. Unter absetzbarer Einkommen­
steuer ist auch der Kriegszuschlag zur Einkommensteuer zu verstehen. 
Es ist dann im Einzelfall die nicht immer einfache Berechnung aufzustellen, 
wie hoch die Steuer gewesen wäre, wenn nur der verbleibende Gewinn zur 
Einkommensteuer oder zur Körperschaftsteuer veranlagt worden wäre. 
Der Unterschiedsbetrag zwischen dieser errechneten und der veranlagten 
Steuer wird von dem abzuführenden Übergewinn abgezogen. Dadurch 
ergibt sich der Gewinnabführungsbetrag. 

a) Berechnung der absetzbaren Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 

Zur Berechnung der Einkommen- oder Körperschaftsteuer, um die der 
abzuführende Übergewinn gekürzt werden darf, ist von den Beträgen des 
Steuerbescheides auszugehen. Wenn die Steuerveranlagung noch nicht er­
folgt ist, sind statt ihrer die Beträge der Steuererklärung zu nehmen. 
Es ist einmal die Steuer vom gesamten steuerpflichtigen Betriebsgewinn 
und einmal nur von dem angemessenen Gewinn, der dem Betrieb verbleiben 
soll, zu berechnen. Der Unterschiedsbetrag darf vom Übergewinn abge­
zogen werden, nur der Restbetrag ist abzuführen. 

Beispiel: 
Ein Handwerker der Steuerklasse IV mit Ermäßigung für zwei Kinder 

hat 1940 einen steuerpflichtigen Gewinn von 25000,- RM erzielt. Der 
Betriebsgewinn auf Grund der Preisbilanz (vgl. Seite 52) b~~rägt 
23 000,- RM. Der angemessene Gewinn beträgt 17 000,- RM, der Uber-
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gewinn demzufolge 6000,- RM. Bei der steuerlichen Veranlagung sind 
1 000,- RM Sonderausgaben in Rechnung zu stellen. Die Einkommen­
steuer von einem Einkommen von 24 000,- RM (25 000,- RM ·I .1 000,- RM 
Sonderausgaben) beträgt laut Steuertarif 5742,- R~. Die Einkommen­
steuer von 18 000,-RM (24000,-RM ·I. 6 000,-RM Ubergewinn) beträgt 
laut Steuertarif 3 534, - RM. Der Unterschiedsbetrag der Steuern von 
2208,- RM darf von dem Übergewinn von 6000,- RM abgezogen 
werden, so daß nur 3 792,- RM abzuführen sind. 

Gemäß den Ausführungen auf Seite 52 ist für das Jahr 1939 nur der 
Übergewinn abzuführen, der auf die Zeit nach dem 1. Septem her 1939 
entfällt. Der Einfachheit halber wird zwar 

im Regelfall eine Drittelung des tJbergewinns 

aus dem Jahre 1939 vorgenommen werden, um den Anteil zu ermitteln, 
der auf die Zeit nach dem 1. September 1939 entfällt. Es kann aber, 
wenn dies günstiger erscheint, auch ein anderer Schlüssel für die Zerlegung 
des Übergewinns auf die Zeit vor und nach dem 1. September 1939 gewählt 
werden z. B. durch die Berücksichtigung der Umsatzentwicklung. Bei der 
Berechnung der auf die abzuführenden Übergewinne entfallenden Ein­
kommensteuer ist zu beachten, daß nicht die volle Steuer für den 
Übergewinn abgezogen werden darf, sondern nur für den Teil davon, 
der abgeführt wird. 

Beispiele: 
a) Im Jahre 1939 wurde bei einem an sich auf das ganze Jahr gleich­

bleibend verteilten Umsatz von 80 000,- RM ein steuerpflichtiger Ge­
winn von 18000,- RM erzielt, der auf 17000,- RM Betriebsgewinn 
berichtigt wurde. Der angem-essene Gewinn beträgt 11 900,- RM, so 
daß für das ganze .ifahr der Ubergewinn 5100,- RM ausmacht. Unzu­
lässig ist nur der Ubergewinn für die Zeit ab 1. 9.1939, das ist 113 von 
5100,- RM = 1700,- RM. Die Einkommensteuer einschließlich des 
Kriegszuschlages zur Einkommensteuer ist demzufolge zu berechnen 
von ~~000,- RM und von 18000,- RM ·1. 1700,- RM = 16300,- RM. 
Der Ubergewinn kann hinsichtlich des Abführungsbetrages um den Unter· 
schied der beiden Steuerbeträge gekürzt werden. 

b) Wenn der Umsatz des gleichen Betriebes sich so verteilt hätte, daß 
60000,- RM in die Monate Januar bis August und 20 000,- RM in die 
Monate September bisDezemberfallen,dann kann (nicht muß) derBetrieb 
auch so rechnen, daß von dem Übergewinn von 5100,- RM entsprechend 
dem Umsatz nur 114 also 1275,- RMauf die Zeitnach dem 1. 9. 1939 ent­
fallen. Es wäre dann der Unterschiedsbetrag der Steuer zu errechnen 
von 18000,- RM und von 18000,- RM ·1. 1275,- RM = 16725,- RM, 
und bei der Ermittlung des Abführungsbetrages entsprechend zu berück­
sichtigen. 

Im Jahre 1939 betrug der Kriegszuschlag zur Einkommensteuer 
nur 1/6 der Einkommensteuer für das ganze Jahr 1939, weil diese 
Steuer, die 50°/0 der Einkommensteuer beträgt, nur während des letzten 
Jahresdrittels bestand. Wenn es nun auch bei der Berechnung des 
Übergewinns zulässig ist, den Übergewinn so auf das ganze Jahr zu ver-
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teilen, wie der Gewinn mutmaßlich im Laufe des Jahres erzielt wurde, 
so ist eine derartige Verteilung bei Berechnung des auf den unzulässigen 
Übergewinn entfallenden Kriegszuschlages zur Einkommensteuer nicht 
möglich. Der Kriegszuschlag beträgt immer 1/ 6 der Einkommensteuer 
für das ganze Jahr 1939 ohne Rücksicht darauf, in welchem Teil des 
Jahres das Einkommen erzielt wurde. 

Beispiel: 

Ein Handwerker der Steuergruppe IV/1 erzielte 1939 bei einem Um­
satz von 65 000,- RM in den Monaten Januar bis August und 26 000,-RM 
in den Monaten September bis Deze~_ber einen steuerpflichtigen Ge­
winn von 28000,- RM. Es wird ein Ubergewinn von 7000,- RM fest­
gestellt. Entsprechend dem Umsatz werden davon 2/ 7 , also 2 000,- RM, 
als auf die Zeit vom September bis Dezember entfallend, angenommen. 

DieEinkommensteuer beträgt von28000,-RM 5430,-RM 
Der Kriegszuschlag beträgt 1/ 6 der Steuer . = 905,-RM 
Zusammen 

Die Einkommensteuer von dem um den 
unzulässigen Gewinn gekürzten Gewinn, 
also von 26 000,- RM, beträgt . . . . . . . . 
Der Kriegszuschlag beträgt 1/ 6 der Steuer 
Zusammen 

4780,-RM 
797,-RM 

6335,--RM 

5577,-RM 

Um den Unterschiedsbetrag von . . . . . . . . . . . . . . . . 758,- RM 
darf der unzulässige Übergewinn von2000,- RM gekür!lt werden. 
Es sind nur 1242,- RM abzuführen, 

b) Außergewöhnliche Belastung des Steuerpflichtigen 

Infolge der persönlichen Verhältnisse des Handwerkers kann ihm ein 
Steuerermäßigungsanspruch wegen außergewöhnlicher Belastung gemäß 
§ 33 Einkommensteuergesetz zust.ehen. Die Belastungen müssen aber einen 
bestimmten Anteil des Einkommens ausmachen, wenn sie berücksichtigt 
werden dürfen. Es muß die Sonderbelastungs-Mindestgrenze des § 21 der 
Einkommensteuer-Durchführungsbestimmungen erreicht sein. Wenn nun in 
einem solchen Fall die Sonderbelastungsmindestgrenze nicht im Verhältnis 
zu dem vollen Betriebsgewinn, wohl aber im Verhältnis zu dem ange­
·messenen Gewinn erreicht wird, dann ist die sich dadurch ergebende grössere 
Steuerdifferenz gleichfalls zu berücksichtigen; denn der Handwerker soll 
durch die Abführung des Übergewinns hinsichtlieh seiner Einkommensteuer 
nicht schlechter gestellt sein, als wenn er von vornherein nur den ange­
messenen Gewinn erzielt hätte. 

Beispiel: 

Ein verheirateter Steuerpflichtiger mit zwei Kindern hat infolge 
Krankheit und durch Erziehungskosten außergewöhnliche Belastungen 
in Höhe von 1 850,- RM. Die Sonderbelastungsmindestgrenze beträgt 

Siedbürger, Gewinnerklärung 3 
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bei ihm bei einem Einkommen von mehr als 10000,- bis 15000,- RM 
10 v. H., bei einem Einkommen von mehr als 15000,- bis 25000,- RM 
12 v. H. des Einkommens. Der steuerpflichtige Gewinn beträgt 
18000,- RM, davon die Steuer laut Tarif 3534,- RM. Der Über­
gewinn beträgt 6000,- RM. Die "Soll"-Steuer wird berechnet von 
12000,- RM und beträgt laut Tarif 1815,- RM. Bei der steuerlichen 
Veranlagung konnten die außergewöhnlichen Ausgaben nicht berück­
sichtigt werden, weil die Sonderbelastungsmindestgrenze 12% von 
18000,- RM = 2160,- RM nicht erreicht ist. Nach Abzug des Über· 
gewinns ergibt sich eine Sonderbelastungsmindestgrenze von 10% von 
12000,- RM = 1200,- RM, so daß nunmehr die außergewöhnlichen Be· 
Iastungen in Höhe von 1850,- RM bei der Berechnung der Einkommen· 
steuervom Einkommen abgezogen werden dürfen. Die Steuer ist also von 
12000,- RM vermindert um weitere 1850,- RM = 10150,- RM zu 
berechnen und beträgt dann nur noch 1 365,- RM. Es ist daher nicht 
eine Einkommensteuer von 3534,- RM, vermindert um 1815,- RM 
= 1 719,-RM, sonderp. von 3534,- RM vermindert um 1365,- RM 
= 2169,- RM vom Ubergewinn einzubehalten. Es sind 6 000,- RM 
vermindert um 2169,- RM = 3831,- RM abzuführen. 

c) Berücksichtigung anderer Einkünfte 

In gleicher Weise ist in Ziffer 11 ausdrücklich vorgesehen, daß Hand­
werker, deren Betrieb nicht körperschaftsteuerpflichtig ist, bei der Be­
rechnung der abzusetzenden Steuer andere Einkünfte (z. B. aus Kapital, 
Hausbesitz) berücksichtigen können. Die Berücksichtigung der anderen 
Einkünfte wird in der Regel dazu führen, daß der abzusetzende Steuerbetrag 
größer wird, als wenn sich die Berechnung nur auf die Steuer aus dem 
gewerblichen Gewinn beschränkt. Doch trifft das nicht in allen Fällen zu. 
Da es nun nicht zwingend vorgeschrieben ist, daß die anderen Einkünfte 
bei der Berechnung der abzusetzenden Steuer zu berücksichtigen sind, 
empfiehlt es sich, daß in jedem Fall die Berechnung zweimal auf­
gestellt wird, nämlich einmal unter Berücksichtigung der anderen Ein­
künfte und einmal unter Beschränkung der Berechnung auf das Ein­
kommen aus Handwerksbetrieb. 

Beispiele: 

Steuerpflichtiger der Steuergruppe I 
a) 

Aus Handwerksbetrieb 
Andere Einkünfte 

Steuerpflichtiger 
Gewinn: 
20000,-
15000,-

Angemessener 
Gewinn: 
12000,-
15000,-

zusammen 35000,- 27000,-

Steuer von 35 000,-
27000,-

Es können abgezogen 
werden: 
Bei Berücksichtigung der 

anderen Einkünfte . . 

19989,- RM 
13749,-

von 20000,-
12000,-

Bei Nichtberücksichtigung 

8973,- RM 
4320,- " 

6240,- RM deranderen Einkünfte. 4653,- RM 
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b) 

Aus Handwerksbetrieb 
Andere Einkünfte 

Steuer von 85000,-

" " 
65000,-

Es können abgezogen 
werden: 
Bei Berücksichtigung der 

anderen Einkünfte . . 

Steuerpflichtiger Angemessener 
Gewinn: Gewinn: 
70000,- 50000,-
15000,- 15000,-

zusammen 85000,- 65000,-

54725,-RM von 70000,- 45175,- RM 
41925,- RM " 

50000,- 31689,- RM 

Bei Nichtberücksichtigung 
12800,- RM deranderenEinkünfte 13486,- RM 

Im Fall a) führt die Berücksichtigung der sonstigen Einkünfte zu einem 
für den Handwerker günstigeren, im Fall b) zu einem fiir ihn ungünstigeren 
Ergebnis. 

Die Berücksichtigung anderer Einkünfte als aus Handwerksbetrieb 
kommt bei der Berechnung der abzusetzenden Steuer genau so wie die 
Berücksichtigung außergewöhnlicher Aufwendungen nur bei solchen Hand­
werkern in Betracht, deren Betrieb nicht körperschaftsteuerpflichtig ist. Die 
Begünstigungen können also sowohl Handwerker in Anspruch nehmen, die 
ihren Beruf im selbständigen Einzelbetrieb ausüben, als auch solche, die 
das Handwerk in der Form einer Personengesellschaft, also z. B. einer 
offenen Handelsgesellschaft, betreiben. Ausgeschlossen sind Kapital­
gesellschaften (Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung, Kommanditgesellschaften auf Aktien). Bei Einkünften ans einer Be­
teiligung an einer Kapitalgesellschaft handelt es sich auch gar nicht mehr 
um Einkommen aus Gewerbebetrieb, sondern um Einkünfte aus Kapital­
vermögen. 

d) Besonderheiten bei Personenmehrheiten 

Wenn das Handwerk nicht von einer Einzelperson, sondern von einer 
Personenmehrheit betrieben wird, ist bei der Berechnung der zu berück­
sichtigenden Einkommensteuer noch zu beachten, daß die Gewinnabführung 
immer vom Betriebe als solchem erfolgt. Der volle Gewinn ist also nicht 
etwa an die Beteiligten auszuschütten, damit jeder von ihnen den auf ihn 
entfallenden Anteil vom Übergewinn für sich abführt. Die Gewinn­
abführung durch den Betrieb hat zur Folge, daß ein Gesellschafter einer 
Personengesellschaft die vorgenannten Vorteile in der Steuerberechnung 
nur dann in Anspruch nehmen kann, wenn er seine persönlichen Verhält­
nisse der Gesellschaft offen legt. Andererseits fließt der sich daraus er­
gebende Vorteil bei der Gewinnabführung ausschließlich immer dem Ge­
sellschafter zu, dessen persönliche Verhältnisse zu der Begünstigung ge­
führt haben. 

3* 
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Beispiel: 
Eine offene Handelsgesellschaft verteilt den Gewinn im Verhältnis von 3: 2 

an ihre beiden Gesellschafter. Der erste Gesellschafter A ist in Steuergruppe IV, 1 
und hat außer dem Einkommen aus der o. H. G. noch andere Einkünfte. 
Der Gesellschafter B wird nach Steuergruppe III veranlagt und hat als Ein­
kdmmen nur den Gewinnanteil aus der o.H. G. 

Die o.H. G. erzielt im Jahre 1940 einen für ihre Gesellschafter steuerpflich­
tigen Gewinn von 50000,- RM, in dem ein Übergewinn von 15000,- RM 
enthalten ist. Der Abführungehetrag errechnet sich dann wie folgt: 

o.H.G. A B 
1. Der Gewinnaus Gewerbebetrieb 

beträgt o o ... o o o o o 50000,- RM= 30000,- RM+20000,-RM 
2. Dazu treten weitere Einkünfte 18000,- " 
3. Die Einkommensteuer ist zu 

entrichten von o o ... o o 48000,-RM 20000,- RM 
4o Die Einkommensteuer beträgt 

laut Tarif 
in Steuergruppe IV, 1 0 0 • 0 18645,- R'M 
in Steuergruppe III . . o o o 5 040,- RM 

5o Nach Abzug des Übergewinns 
verbleibt ein Gewinn von. . . 35000,- Rl\1: = 21000,- RM + 14000,- RM 
Dazu treten weitere Einkünfte 
(wie 2) . . . . . o o . o . o 18000,- " 

6. Nach Abzug des Übergewinns 
wäre Einkommensteuer zu zah-
lenvon .. o o .. o o o o 39000,-RM 14000,-RM 

7. Die Einkommensteuer beträgt 
laut Tarif· 
in Steuergruppe IV, 1 . . o o 13920,- Rl\1 
in Steuergruppe III . . o o o 2 940,- RM 

8o Die auf den Übergewinn ent-
fallende Steuer (4-7) beträgt 4725,- RM 2100,- RM 
Der Übergewinn von 15000,- RM ist demzufolge um 4725,- RM und 

2100,- Rl\1:, zusammen also um 6825,- RM zu kürzen, so daß sich für die 
o.HoG. ein Abführungehetrag von 8175,- RM ergibt. 

Da die Einkommensteuer von den Gesellschaftern entrichtet wird, hat die 
o. H. Go bei der Gewinnverteilung außer den Ausschüttungsbeträgen auch die vom 
Übergewinn gekürzten Steuern den Gesellschaftern gutzubringen. Es erhält also 

der Gesellschafter A 21 000,- RM 
+ 4725,- " 

25725,- RM 
derGesellschafterB 14000,- RM 

+ 2100,- " 
16100,- RM. 

2. Rückstellungen wegen der Mehrzahlungen an Gewerbesteuer 

Die zweite wichtige Steuerart, die sich zu einem Teil aus dem Gewinn 
errechnet, ist die Gewerbesteuer. Soweit die Abführungeheträge steuerlich 
als abzugsfähige Betriebsausgaben anerkannt werden, ergeben sich keine 
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Auswirkungen, die das Endergebnis verändern. Hinsichtlich der Gewinn­
abführungsbeträge, die steuerlich nicht als abzugsfähige Betriebsaus­
gaben anerkannt werden, ist das Verfahren aber etwas anders. Die An­
weisung besagt darüber in Ziffer 18, da,ß Rückstellungen für Gewerbe­
ertragsteuern als gewinnmindernd angesehen werden. Diese Fassung er­
klärt sich aus der besonderen Art, in der die Gewerbesteuer erhoben wird. 

a) Art der Berücksichtigung der Gewerbesteuer 

Die Gewerbesteuer richtet sich nur zum Teil nach dem in dem Gewerbe­
betrieb erzielten Gewinn (Gewerbeertragsteuer). Sie wird steuerlich immer 
als abzugsfähige Betriebsausgabe anerkannt. Ihre Zahlung erfolgt jedoch 
nicht in dem Jahr und zu Lasten des Gewinns des Jahres, das ihrer Be­
rechnung zugrunde liegt, sondern erst in einem späteren Zeitraum. Er­
hebungszeitraum für die Gewerbesteuer ist nämlich das Rechnungsjahr 
(1. April bis 31. März). Maßgeblich für die Errechnung der Gewerbeertrag­
steuer ist nun der Gewerbeertrag des Kalenderjahres,das dem Rechnungs­
jahr unmittelbar vorausgegangen ist. Die Gewerbesteuer, die beispielsweise 
auf Grund des Gewinns des Kalenderjahres 1940 veranlagt wird, wird erst 
im Zeitraum vom 1. April1941 bis 31. März 1942 gezahlt. Sie belastet also 
die Wirtschaftsergebnisse der Jahre 1941 und 1942. 

Dadurch, daß die Rückstellung für Gewerbeertragsteuer als gewinn­
mindernd zugelassen wird, wird dem Betriebsinhaber die Möglichkeit ge­
geben, daß er den Abführungsbetrag um die Gewerbesteuer mindert, die von 
dem erzielten Gewinn des betreffenden Wirtschaftsjahres zu entrichten ist. 
Bei Fälligkeit der Steuer hat er die Beträge dann zur Verfügung, ohne daß 
er auf andere private oder betriebliche Mittel zurückgreifen muß. Er ent­
richtet und verbucht aber tatsächlich die Gewerbesteuer als Betriebsaus­
gaben; denn die Rückstellung der Gewerbesteuer erfolgt nicht etwa in der 
Steuerbilanz, sondern in der Preisbilanz bzw. vom Abführungsbetrag. 

Weite Kreise sind der Ansicht, daß diese Regelung nicht dazu führt, daß 
die Gewerbesteuer auf den Betrag herabgesetzt wird, der dem angemessenen 
Gewinn entspricht, und daß daher eine nicht gerechtfertigte Mehrbelastung 
bestehen bleibt. Diese Meinung ist irrig. Sie beruht auf der Vorstellung, 
daß die Gewerbesteuer nach.dem steuerpflichtigen Gewinn, ohne Berück­
sichtigung der Gewinnabführung berechnet und bezahlt wird. Das ist zwar 
richtig, doch darf nicht übersehen werden, daß bei der späteren Steuer­
zahlung die Mehrsteuer von dem Betrage entrichtet wird, um den der 
Übergewinn in Höhe der Rückstellung gekürzt wurde. Zwar treten 
in dem Jahr der Steuerzahlung Mehrkosten durch die höhere Gewerbe­
steuer in Erscheinung, doch werden diese in vollem Umfang als Betriebs­
ausgaben anerkannt, ohne daß die Rückstellung in der Preisbilanz des 
vorangegangenen Jahres abgesetzt wird. Auf diese Weise wird für den 
Betrieb später ein um die Mehrsteuer erhöhter Gewinn als angemessen 
anerkannt, wodurch sich der volle Ausgleich ergibt. 
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b) Berechnung der Rückstellung für Gewerbesteuer 

. Bei der Rückstellung der Gewerbesteuer ist aber etwas anderes zu be­
achten. Der Gewinn, von dem ein Übergewinn abzuführen ist, ist bereits 
um die in dem betreffenden Jahr tatsächlich geleistete Gewerbesteuer ge­
mindert. Eine Rückstellung der vollen Gewerbeertragsteuer hätte daher 
zur Folge, daß die Gewerbesteuer von 2 Jahren den Abführungsbetrag 
herabsetzt. Das ist unzulässig. 

Es darf deshalb nur eine Rückstellung von Gewerbesteuer in der Höhe 
erfolgen, wie l!ie in dem späteren Rechnungsjahr auf Grund des Jahres­
ergebnisses zu zahlen sein wird, vermindert um die in dem betreffenden 
Jahr tatsächlich gezahlte Steuer. 

Es ist nicht vorgeschrieben, daß die Berücksichtigung der Gewerbe­
steuer auf dem Wege der Rückstellung des entsprechenden Betrages erfolgt. 
Es ist daher jedem Betriebsinhaber überlassen, ob er eine derartige Rück­
stellung vornehmen will oder nicht. Es sind nämlich auch Fälle denkbar, 
in denen die in dem betreffenden Wirtschaftsjahr gezahlte Gewerbesteuer 
höher ist als die Gewerbesteuer, die nach dem in diesem Jahr erzielten 
Gewinn in dem folgenden Rechnungsjahr erhoben werden wird. Also auch 
hier kann der Handwerker den Weg gehen, der ihm günstiger erscheint. 
Er darf aber nicht willkürlich mit dem Verfahren wechseln. 

Beispiel: 

Der Gewerbe- Die davon berech- Die Gewerbe­
ertrag beträgt: nete Gewerbe- steuerwird be­

st,euer beträgt: zahlt im Jahre 
1937 

i. J. 1936 

12000,- RM __________ 900,- RM 

i. J. 1937 1938 

14000.- RM ___________ 1100,- RM 

i. J. 1938 1939 

15000,- RM ___________ 1200,- RM 

i. J. 1939 1940 

24000,- RM ___________ 2100,- RM 

i. J. 1940 1941 

18 000,- RM ___________ 1500,- RM 

1942 

In Höhe von 

675,-RM 

225,-RM) 

1=1050,-RM 
825,-RM 

275,-RMl 
= 1175- RM 

900,-RM/ ' 

300,-RM) 
= 1875,-RM 

1575,- HMI 

525,-HM} 
=1650,-RM 

1125,-RM 

375,-RM 



Gewinnerklärung, Gewinnprüfung, Preissenkung im Handwerk. 39 

Wenn im Jahre 1939 ein Übergewinn erzielt worden wäre, dann ist es 
möglich, eine Rückstellung für die im Jahre 1940 und 1941 zu zahlende 
Gewerbesteuer in Höhe von 2100,- RM vermindert um die im Jahre 1939 
gezahlte Gewerbesteuer von 1175,- RM = 925,- RM zu machen. 
Es muß dann aber auch für das Jahr 1940 das gleiche Yerfahren bei­
behalten werden. Die Rückstellung für 1940 beträgt jedoch nur 1 500,-RM, 
vermindert um die im Jahre 1940 gezahlte Gewerbesteuervon 1875,-RM, 
so daß zu dem Gewinn des Jahres 1940 tatsächlich noch ein Zuschlag 
von 375,- RM zu machen ist. 

In der Anweisung wird nur von der Zulässigkeit der Rückstellung für 
Gewerbeertragsteuer gesprochen. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß 
damit die Rückstellung für Gewerbesteuer schlechthin gemeint ist, also für 
Gewerbeertragsteuer und Gewerbekapitalsteuer, nicht aber für die Lohn­
summensteuer. 

3. Bürgersteuer und Kirchensteuer 

Nach dem steuerpflichtigen Einkommen richtet sich auch noch die Be­
zahlung verschiedener anderer Steuern, insbesondere der Bürgersteuer 
und der Kirchensteuer. Da der Gewinnabführungsbetrag nicht als Be­
triebsausgabe anerkannt wird, fußt die Erhebung dieser Steuern auf dem 
zu hoch berechneten Einkommen. Weder die Anweisung noch die steuer­
lichen Bestimmungen sehen eine Ausgleichsmöglichkeit für die sich infolge­
dessen ergebende Mehrsteuer vor. Hier wird von dem Steuerpflichtigen zu 
Unrecht eine zu hohe Steuer gefordert. Dieser Zustand ist gewiß recht 
unbefriedigend. Die Sachlage ist lediglich dadurch etwas gemildert, als es 
flieh um Steuern handelt, die ihrer Höhe nach nicht sehr erheblich sind. 
Sofern sich aber bei diesen Steuern im Einzelfall größere Härten ergeben 
sollten, dürfte ein Antrag auf Niederschlagung aus Billigkeitsgründen be­
rechtigt sein. Einem solchen Antrag wird in der Regel dann auch statt­
gegeben werden. 

4. Vermögensteuer 

Die Vermögensteuer ist. eine Personalsteuer und darf bei der Ermittlung 
des steuerlichen Gewinns nicht abgezogen werden. Im Gegensatz dazu 
gestattet Ziffer 18 die Absetzung der Vermögensteuer vom steuerlichen Ge­
winn. Die Ursache dafür liegt darin, daß betriebswirtschaftlich die V er­
mögensteuer als Kostenteil angesehen werden muß, weil sie auf dem 
Vermögen lastet, das der Gewinnerzielung dient. Daraus ergibt sich, daß 
nur der Teil der Vermögensteuer vom steuerlichen Gewinn gekürzt werden 
darf, der auf dem Betriebsvermögen beruht. 

Die Vermögensteuer beträgt 5 v. T. des Gesamtvermögens, von dem je 
nach Lage des Einzelfalles vorher verschieden hohe Freibeträge abgesetzt 
werden. Da die Freibeträge durch die persönlichen Verhältnisse des Be­
t.riebsinhabers bedingt sind, sind sie zunächst vom übrigen Vermögen und 
nicht vom Betriebsvermögen abzuziehen. 
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Beispiel: 
Ein Handwerker hat ein Betriebsvermögen von 40000,- RM und wei­

teresVermögen von 30000,- RM. Die Freibeträge machen 20000,- RM 
aus, so daß er von 50000,- RM 5 v. T. Steuern= 250,- RM zahlen 
muß. Zilr Absetzung vom steuerpflichtigen Gewinn kommen 5 v. T. des 
vollen Betriebsvermögens von 40000,- RM = 200,- RM in Frage. 

Wenn die Freibeträge aber 40000,- RM ausmachen, dann würde die 
Steuer nur 150,- RM insgesamt betragen. Er kann dann zwar die volle 
Vermögensteuer abziehen, die aber nur einem Betriebsvermögen von 
30000,- RM entspricht. 10000,- RM des Betriebsvermögens mußten 
unberücksichtigt bleiben, weil in dieser Höhe darauf Freibeträge entfallen. 

Soweit das Handwerk in der Form einer Kapitalgesellschaft betrieben 
wird, z. B. als Gesellschaft mit beschränkter Haftung, ist die Absetzung 
der gesamten Vermögensteuer zulässig; denn bei Kapitalgesellschaften 
stellt das gesamte Vermögen Betriebsvermögen dar. 

Zift'er 12: 

Abführung des Vbergewinns - Belassung in AusnahmefäHen 

1. Wo sind die Abführungsbeträge zu zahlen 1 

Als Einzahlungsstelle für die Abführungsbeträge sind im Einvernehmen 
mit dem Reichsfinanzministerium die Finanzämter bestimmt. Das gilt 
sowohl für die Abführungsbeträge, die der Handwerker freiwillig auf Grund 
seiner Selbstveranlagung zahlt (vgl. Erläuterungen zu Ziffer 13), als auch 
für Beträge, die die Preisüberwachungsstellen durch Abführungsbescheid 
(siehe Seite 45ff.) anfordern. Die Abführungsbeträge sind bei dem für den 
Wohnsitz des- Handwerkers oder für den Sitz des Betriebes zuständigen 
Finanzamt einzuzahlen. 

Das für den Wohnsitz zuständige Finanzamt ist das Finanzamt, von dem 
der Handwerker alljährlich seine Steuerbescheide erhält. Das für den Sitz 
des Betriebes zuständige Finanzamt ist das Finanzamt, in dem sich die 
Geschäftsleitung des Betriebes befindet (§ 72 Ziffer 2 der Reichsabgaben­
ordnung). Die Abführung an das Betriebsfinanzamt kommt nur dann in 
Frage, wenn ein Betrieb mehrere Inhaber hat, die in verschiedenen Finanz­
amtsbezirken wohnen. 

Die Preisüberwachungsstellen haben in dem Abführungsbescheid die 
Kasse des Finanzamtes, an die die Zahlung zu leisten ist, anzugeben und 
dem Finanzamt Abschrift des Abführungsbescheides zu übersenden. 

Gewinne, deren Abführung auf Grund von § 22 KWVO. angeordnet ist, 
können nach Ablauf der für die Abführung bestimmten Zahlungsfrist ohne 
vorherige Mahnung von den Finanzämtern nach den Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung beigetrieben werden. 



Gewinnerklärung, Gewinnprüfung, Preissenkung im Handwerk. 41 

2. Wo sind Anträge auf Stundung oder Ratenzahlung zu stellen 1 

Trotz der Zahlung der Abführungsbeträge an das Finanzamt handelt es 
sich dabei um keine Steuer, sondern um eine preispolitische Maß­
nahme. Infolgedessen sind die Finanzämter nur für die Vereinnahmung 
und Einziehung zuständig, nicht auch für etwaige Milderungen oder 
Minderungen. 

Wer also Zahlungserleiehterung, Stundung oder Ratenzahlung des Ab­
führungsbetrages haben will, muß seinen Antrag an die Preisüberwaehungs­
stelle richten. Die Stundung liegt im Ermessen der Preisüberwachungs­
stellen. Sie haben Anweisung, bei der Stundung einen strengen Maßstab 
anzulegen. Die Stundung ist nur zu gewähren, wenn der Schuldner nicht 
in der Lage ist, die ganze Schuld sofort zu tilgen und die sofortige Beitreibung 
eine besondere Härte bedeuten würde. 

Wenn der Abführungsbescheid nicht sofort erteilt werden kann, so soll 
über den Antrag auf Stundung und Ratenzahlung vorweg entschieden 
werden. Gegen die Bescheide der Preisüberwachungsstellen sind die gleichen 
Rechtsmittel gegeben wie gegen Ordnungsstrafbescheide. 

Bei Gewährung von Stundung werden Stundungszinsen nicht erhoben. 

3. Belassung des Abführungsbetrages in Ausnahmefällen 

Der Gewinnabführung unterliegen, wie im allgemeinen Teil dargelegt, 
die Gewinnteile, die kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigt er­
scheinen. Sie entstehen bei Beachtung der Preisvorschriften, insbesondere 
des Preisstops dadurch, daß infolge der kriegsmäßig bedingten Produktions­
und Absatzveränderungen die Kosten zurückgehen und dadurch die Ge­
winnlage sich günstiger gestaltet. Die Kriegswirtschaft kann naturlieh auch 
entgegengesetzte Wirkungen hervorrufen - man denke nur an Her­
stellungsverboteoder Kontingentierungsmaßnahmen -,die kostensteigernd 
wirken und eine vorher günstige t)ewinnlage in eine ungünstige verwandeln. 
Es wäre unangebracht, in solchen Fällen den Betrieb Gewinnbeträge ab­
führen zu lassen, mit denen er bevorstehende Kostensteigerungen decken 
und seine Preise stabil halten könnte. Satz 2 der Ziffer 12 sieht aus dieser 
Erwägung heraus hervor, daß einem Betrieb aus kriegswirtschaftlich ge­
rechtfertigten Gründen die 

Abführungsbeträge ganz oder teilweise belassen 

werden, jedoch nur unter folgenden Voraussetzungen und Bedingungen: 

1. Die zur Abführung bestimmten Beträge sind einem Sonderkonto zu­
zuweisen; 

2. das Sonderkonto ist zweckgebunden. Der Betrieb darf darauf nur 
zurückgreifen zum Ausgleich unvermeidbarer Kosten und Preis­
erhöhungen. 
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3. Über die Verwendung des Sonderkontos hat der Betrieb gegenüber 
der Preisbildungsstelle auf Aufforderung jederzeit den Nachweis zu 
führen. 

Das Sonderkonto muß bei einem Kreditinstitut errichtet und die Er­
richtung muß der zuständigen Preisüberwachungsstelle mitgeteilt werden. 

Der Betrieb darf also, auch wenn er glaubt, mit Kostensteigerungen 
rechnen zu müssen, die Abführungsbeträge nicht etwa einfach für sich be­
halten. Ihre-vollständige oder teilweise- Belassung erfolgt vielmehr nur 
auf Antrag. Der Antrag ist mit der Erklärung an die Preisüberwachungs­
stelle einzureichen, die bei der allgemeinen Prüfung der Erklärung darüber 
entscheidet und nach Maßgabe der getroffenen Entscheidung den Ab­
führungsbescheid erteilt. 

Es liegt auf der Hand, daß die Preisbildungsstelle dem Antrag nur statt­
geben wird, wenn er ausreichend begründet ist. 

Dazu gehört vor allem der Nachweis, daß Kostensteigerungen in abseh­
barer Zeit auch tatsächlich bevorstehen und daß sie unvermeidbar sind, 
d. h. nicht anderweitig im Betrieb ausgeglichen werden können, so daß eine 
Preiserhöhung zugebilligt werden müßte. Allgemeine Ausführungen ge­
nügen nicht. 

Den Betrieben des Reichsinnungsverbandes des Landmaschinenhand­
werks hat der Reichskommissar für die Preisbildung generell gestattet, 
erzielte Übergewinne jeweils einem Sonderkonto zuzuführen. Der auf dem 
Sonderkonto anfallende Betrag darf nur zum Zwecke des Ausbaues der 
Reparaturwerkstätten benutzt werden. 

4:. Erlaß auf Grund der Härteklausel 

Außer der Ausnahmebestimmung .der Ziffer 12 besteht die allgemeine 
Härteklausel des § 28 KWVO. Danach können der Reichskommissar für 
die Preisbildung und die Preisbildungsstellen Ausnahmen von den Vor­
schriften des -Abschnitts IV "Kriegspreise" der KWVO. zulassen. Wenn 
Härten irgendwelcher Art durch die Gewinnabführung eintreten, kann auf 
Grund dieser Bestimmung in ganz besonderen Ausnahmefällen auch der 
vollständige verwendungsfreie Erlaß eines Abführungsbetrages beantragt 
werden. Der Antrag ist zweckmäßigerweise bei der Preisüberwachungs­
stelle einzureichen. 

5. Gebührenpflicht der Ausnahmeanträge 

Ausnahmeanträge nach Ziffer 12 sind gebührenpflichtig. Wegen der 
Höhe der Gebühr gilt das zu Ziffer 6 Gesagte. 
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Ziffer 13: 

Selbstveranlagung-Gewinnerklärung- Abführungsbescheid­
Zahlungspflicht 

A. Verantwortliche Selbstveranlagung 

Die Betriebe haben, wie schon erwähnt, die Angemessenheit des Gewinns 
in eigener Verantwortung zu prüfen. Demzufolge schreibt Ziffer 13 vor, 
daß sie eine Selbstveranlagung hinsichtlich der Gewinnabführungs- und 
Preissenkungsbeträge vorzunehmen haben. 

1. Das Formblatt B. Gewinnerklärung 

Die Gewinnerklärung nach den allgemeinen Vorschriften der Handwerks­
anweisung kommt nur für Betriebe mit einem Jahresumsatz über 
50 000,- RM in Frage. Sie haben das Formblatt für die "Erklärung nach 
~ 22 KWVO." zu verwenden, und zwar entweder das Formblatt V nach 
dem Vergleichsjahr (siehe Seite 135ff.) oder das Formblatt R nach Gewinn­
richtpunkten (siehe Seite 139 ff.). Mit der Ausfüllung dieser Vordrucke hat 
der Handwerker seine Selbstveranlagung vorgenommen. 

In der Anleitung zur Ausfüllung der "Erklärung" ist für einige Ziffern 
(in Formblatt V bei den Ziffern II/2, VI/2, 3, 7, 8 und 9, X, im Formblatt R 
bei den Ziffern IT, Illj2, VII/2, 3, 7, 8 und 9, IX, X) angeordnet, daß An­
gaben begründet, erläutert oder nachgewiesen werden müssen. Hierauf ist 
unbedingt zu achten. Der Reichskommissar für die Preisbildung hat in 
einem Erlaß vom 24. September 1941 darauf hingewiesen, daß die Preis­
überwachungsstellen nicht in der Lage sind, in jedem Fall fehlende Be­
gründungen und Nachweise nachzufordern, sondern sie werden Absetzungen 
vom Gewinn streichen, wenn die vorgeschriebenen Nachweise und Be­
gründungen fehlen. 

Die Formblätter für die "Erklärung nach § 22 KWVO." für Handwerks­
betriebe sind auf grünem Papier gedruckt (Formblätter für Industrie­
betriebe weiß, für Handelsbetriebe gelb). 

2. Wer muß eine Gewinnerklärung abgeben? 

Der Erlaß vom 10. Oktober 1941 regelt die Pflicht zur Abgabe der Gewinn­
erklärung wie folgt: 

a) Betriebe, die in einem der Geschäftsjahre 1939 oder 1940 einen 
Jahresumsatz von mehr als 200000,- RM 

erreicht haben, müssen über das Ergebnis ihrer Prüfung eine Erklärung nach 
§ 22 KWVO. abgeben. Die Erklärungspflicht gilt unabhängig davon, ob für 
den Betrieb nach der von ihm vorgenommenen Prüfung eine Pflicht zur 
Preissenkung oder Gewinnabführung besteht. 
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b) Betriebe, die in einem der Geschäftsjahre 1939 oder 1940 einen 
Umsatz von mehr als 50000,- RM bis 200000,- RM 

erreicht haben, haben bis auf weiteres die "Erklärung nach § 22 KWV 0." 
nur dann abzugeben, wenn nach dem Ergebnis ihrer Prüfung für sie eine 
Pflicht zur Gewinnabführung oder Preissenkung besteht. Wenn eine solche 
Pflicht nicht besteht, haben die Betriebe das ausgefüllte Erklärungsformular 
in ihren Geschäftsräumen aufzubewahren. 

c) Betriebe, deren Jahresumsatz 
weder 1939 noch 1940 den Betrag von 50000,- RM überschritten 

hat, sind nicht verpflichtet, eine Erklärung abzugeben. Ergibt ihre Selbst­
prüfung Übergewinne, so brauchen sie nicht abgeführt zu werden. Der 
Betrieb muß aber die Preise senken, so daß künftig nicht wieder Über­
gewinne entstehen. Er hat die in diesem Falle durchgeführte Preissenkung 
an Stelle der Preisüberwachungsstelle der zuständigen unteren Preis­
behörde (Landräte, staatliche Poiizeiverwalter, Oberbürgermeister) anzu­
zeigen. 

3. Ausdehnung der Gewinnerklärungspflicht 

Der Reichskommissar für die Preisbildung hat durch Runderlaß Nr. 67/41 
vom 20. August 1941 die Preisbildungsstellen ermächtigt, die Pflicht 
zur Abgabe einer Gewinnerklärung auszudehnen. Diese Ermäch­
tigung gilt hinsichtlich der größeren Betriebe allgemein und unbegrenzt; 
es ist aber als selbstverständlich anzunehmen, daß die Preisbildungsstellen 
davon nur aus begründetem Anlaß Gebrauch machen werden. Von Hand­
werksbetrieben mit einem Umsatz bis zu 50000,- RM darf dagegen nach 
dem gleichen Runderlaß durch allgemeine Anordnung eine Gewinnerklärung 
nicht verlangt werden. Hier ist die Ermächtigung zur Ausdehnung der 
Erklärungspflicht also auf den Einzelfall beschränkt. 

4. Wo einreichen? 

Die "Erklärungen nach § 22 KWVO." sind bei der Preisüberwachungs­
stelle einzureichen, und zwar in doppelter Ausfertigung. Selbstverständ­
lich tut jeder Handwerker gut, sich eine Abschrift dieser Gewinnerklärung 
zurückzubehalten. Die Preisüberwachungsstellen übersenden ein Stück 
der bei ihnen eingehenden Erklärungen den Preisbildungsstellen, soweit 
in ihnen Anträge auf Sonderbehandlung (z. B. nach Ziffer 12 oder Ziffer 21 
der Handwerksanweisung) enthalten sind oder die Preisbildungsstellen 
die Vorlage der Erklärungen angeordnet haben. 

5. Frist zur Abgabe der Gewinnerklärung 

Die Erklärung nach § 22 KWVO. ist grundsätzlich innerhalb von 
6 Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres einzureichen. Diese Frist 
ist jedoch für die Geschäftsjahre 1939 und 1940 allgemein verstrichen. Es 
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gilt daher die in Ziffer 11 des Erlasses vom 10. Oktober 1941 vorgesehene 
Ausnahmeregelung, daß die Erklärung innerhalb eines Monats nach der 
Versendung des Formblattes durch die Reichsgruppe Handwerk oder die ihr 
unterstellten Organisationen abzugeben ist. Die Reichsgruppe Handwerk 
versendet die Vordrucke nicht unmittelbar, sondern über die Reichsinnungs­
verhände und unmittelbaren Fachgruppen. Die Reichsinnungsverbände 
wiederum bedienen sich im allgemeinen der Innungen. Die Monatsfrist läuft 
von dem Tage ab, an welchem die Stelle der Handwerksorganisation, von 
welcher der einzelne Handwerker die Vordrucke erhält, sie absendet. 

C. Zahlungspßicht 

Die Zahlungspflicht des Betriebes entsteht bereits auf Grund der Selbst­
veranlagung. Der Betrieb darf, auch wenn er die Erklärung nach § 22 
KWVO. abgegeben hat, nicht warten, bis er einen Abführungsbescheid 
erhält. Ergibt die Selbstveranlagung (siehe Seite 43), daß abführungs­
pflichtige Übergewinne vorliegen, so sind diese vielmehr sofort bei dem 
zuständigen Finanzamt (über die Zuständigkeit siehe Seite 40) unter An­
gabe der Steuernummer und mit dem Zusatz "Abgeführter Übergewinn" 
einzuzahlen. 

D. Der Abführungsbescheid 

I. Die Erteilung des Abführungsbescheides 

Auf ·Grund der Gewinnerklärung erteilen die Preisüberwachungsstellen 
einen Bescheid (Ablührungsbescheid). 

Der Abführungsbescheid soll nach erfolgter Steuerveranlagung erteilt 
werden. Abschrift des Abführungsbescheides ist dem zuständigen Finanzamt 
zu übersenden. Soweit den Preisbildungsstellen die Gewinnerklärungen 
vorzulegen sind, ist auch ihnen eine Abschrift des Abführungsbescheides 
zuzuleiten. 

2. Rechtsmittel 

Gegen die Bescheide der Preisüberwachungsstellen sind die gleichen 
Rechtsmittel gegeben wie gegen Ordnungsstrafbescheide. Den Betroffenen 
steht also das Recht der Beschwerde gegen den Abführungsbescheid zu. 
Die Beschwerde ist schriftlich bei der Preisüberwachungsstelle einzulegen. 
Die Frist zur Einlegung der Beschwerde beträgt eine Woche, gerechnet vom 
Tage des Eingangs des Abführungsbescheides. Der Handwerker tut gut, 
den Eingangstag sofort auf dem Bescheid zu vermerken. 

Die Beschwerde muß begründet werden. Wird die Begründung nicht 
gleich mit der Beschwerde gegeben, so ist sie innerhalb von 2 Wochen- von 
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der Einlegung der Beschwerde ab gerechnet - nachzureichen. Die Be­
schwerdfl hat keine aufschiebende Wirkung, falls die Preisbildungs- oder 
Preisüberwachungsstelle nicht etwas anderes bestimmt. 

In der Beschwerdeschrift ist anzugeben, in welcher Höhe eine Herab­
setzung des Abführungsbetrages - evtl. verteilt auf 1939 und 1940 -
beantragt wird. Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn die beantragte 
Herabsetzung mindestens beträgt 
a) bei einem steuerpflichtigen Gewinn bis 25000,- RM 
b) bei einem steuerpflichtigen Gewinn 

über 25000,- bis 50000,- " 
c) bei einem steuerpflichtigen Gewinn 

usw. über 50000,- bis 100000,- " 

500,-RM 

1.000,-

2000,-- ,. 

Maßgebend ist der steuerpflichtige Gewinn des Jahres. für den Herab­
setzung beantragt wird. 

Bringt der Beschwerdeführer diese Errechnung nicht zum mindesten in 
der Beschwerdebegründung vor, so ist die Beschwerde als unzulässig zurück­
zuweisen; die Preisüberwachungsstelle bzw. die Preisbildungsstelle braucht 
also in einem derartigen Fall sachlich nicht weiter auf sie einzugehen. 

Die Preisüberwachungsstelle kann der Beschwerde abhelfen. Will sie das 
nicht tun, so entscheidet über sie die Preisbildungsstelle. 

Eine Ausnahme besteht lediglich für Berlin. Dort entscheidet statt des 
Stadtpräsidenten als Preisbildungsstelle der Polizeipräsident persönlich 
oder sein allgemeiner Vertreter. 

Auf neue Tatsachen kann die Beschwerde gegenüber der Preisbildungs­
stelle nur gestützt werden, wenn diese gegenüber der Preisüberwachungs­
stelle nicht vorgetragen werden konnten. Das Vorbringen von Tatsachen, 
die in der Beschwerdebegründung nicht enthalten sind, kann die Preis­
bildungsstelle zurückweisen. 

Das Finanzamt erhält eine Abschrift der Beschwerdeentscheidung, falls 
der Abführungsbetrag geändert wird. 

Die Entscheidung über Beschwerden gegen Abführungsbescheide ist 
gebührenpflichtig, soweit die Beschwerde erfolglos ist. Damit soll das miß­
bräuchliche Einlegen von Beschwerden verbindet werden. Im übrigen 
werden aus Billigkeitsgründen im Gewinnabführungsverfahren nach § 22 
KWVO. keine Gebühren erhoben. 

3. Abführungsbescheid und Preissenkung 

Bei der Erteilung des Abführungsbescheides haben die Preisüber­
wachungsstellen auch zu prüfen, ob der Betrieb die Preise entsprechend 
dem Ergebnis der Gewinnerklärung gesenkt hat, um erforderlichenfalls eine 
notwendige weitere Preissenkung anzuordnen. Haben die Preis­
überwachungsstellen einen höheren Übergewinn ermittelt als er von dem 
Betrieb nach der Gewinnerklärung errechnet worden ist, so ist ebenfalls um 
diesen Mehrbetrag eine weitere Preissenkung anzuordnen. 



Gewinnerklärung, Gewinnprüfrmg, Preissenkung im .Handwerk. 4 7 

. 
4. Berichtigung 

Unabhängig hiervon haben die Preisüberwachungsstellen bereits vor er­
folgter Steuerveranlagung offenbare Unrichtigkeiten in der Gewinnerklärung 
zu berichtigen oder durch die Betriebe berichtigen zu lassen und dement­
sprechend auf eine Änderung des Abführungsbetrages und der Preissenkung 
hinzu wirken. 

5. Zuständigkeit 

Die Preisüberwachungsstellen sind demnach für Preissenkungen nur 
insoweit zuständig, als es sich um die Errechnung des Betrages 
handelt, um den der Betrieb eine Preissenkung vorzunehmen hat. Dagegen 
haben die Preisbildungsstellen oder der Reichskommissar für die Preis­
bildung zu bestimmen, welcher Preis im einzelnen angemessen oder zu 
senken ist. 

Ziffer 14: 

Unerhehlichkeitsbetrag 
Sofern der nach den Vorschriften der Handwerksanweisung errechnete 

Abführungsbetrag 1000,- RM für das Geschäftsjahr nicht übersteigt, 
braucht er nicht abgeführt zu werden. Es gibt also für die Gewinnabführung 
eine Art Unerheblichkeitsgrenze. 

Nach Ziffer 14 der Handwerksanweisung hätte der Betrieb den Betrag 
zusätzlich zu Preissenkungen verwenden müssen. Es wären dann zwei 
Preissenkungsaktionen nebeneinander gelaufen, nämlich die eine zur Ver­
hinderung des Entstehens neuer Übergewinne, die andere zur Verwendung 
des bereits entstandene\). Übergewinns. Nach Verbrauch des letzteren 
hätte der Betrieb die Preise, die er damit gesenkt hatte, gemäß Ziffer 8 der 
Handwerksanweisung ohne besonderen Antrag auf Genehmigung wieder 
auf den bisherigen Stand heraufsetzen können. Es war damit zu rechnen, 
daß sich daraus Beanstandungen und Unzuträglichkeiten ergeben würden. 
Der F~rlaß vom 25. Februar 1942 hat hier die folgende andere Regelung 
getroffen: 

Soweit der Übergewinn * eines Handwerksbetriebes den Betrag von 
1000,- RM für das Geschäftsjahr (für 1939 und 1940 getrennt errechnet) 
nicht übersteigt, wird er dem Betrieb belassen, ohne daß er verpflichtet 
wäre, den Übergewinnbetrag zunächst zu Preissenkungen zu verwenden. 
Der Betrag verbleibt vielmehr dem Betrieb mit der Verpflichtung, bei etwa 
in Zukunft auftretenden Kostensteigerungen später auf diesen Übergewinn 
zumAusgleich unvermeidbarer Kosten· und Preiserhöhungen zurückzugreifen. 

Die allgemeine Verpflichtung, die Preise so zu senken, daß in Zukunft 
keine Übergewinne mehr entstehen, wird selbstverständlich aufrecht 
erhalten. 

* Nach dem Wortlaut der Handwerksanweisrmg kann darrmter nur der 
Abführungsbetrag verstanden werden. 
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Gewinn 

Handwerksanweisung Abschnitt IV Ziffern 15-27 

Inhalt in Kürze: Um feststellen zu können, ob ein. Übergewinn vorliegt, 
werden der Betriebsgewinn (=berichtigter steuerpflichtiger Gewinn) und der 
"angemessene" Gewinn einander gegenübergestellt. Wie beide zu ermitteln 
sind, regelt der Abschnitt IV der Handwerksanweisung. 

Beim berichtigten Gewinn dient als Ausgangspunkt der steuerliehe Gewinn, 
bei dem Zusetzungen und Absetzungen vorzunehmen sind. Der angemessene 
Gewinn wird entweder durch den Gewinn eines Vergleichsjahres oder 
durch Gewinnrichtpunkte errechnet. Übersteigt der Betriebsgewinn 
den angemessenen Gewinn, so liegt ein Übergewinn vor, der für die Ver­
gangenheit abzuführen und für die Zukunft zu Preissenkungen zu ver­
wenden ist. 

Für die große Masse der kleinen und mittleren Handwerksbetriebe ist 
jedoch ein vereinfachtes Verfahren vorgeschrieben. Es ist geregelt in Ab­
schnitt V "Sonderbestimmungen für Betriebe mit einem Jahresumsatz bis 
50000,- RM". Für diese Betriebe treten an die Stelle des Vergleichsge­
winns oder der Gewinnrichtpunkte die Reingewinnriebtsätze der Ooor­
finanzpräsidenten für die Veranlagung nichtbuchführender Gewerbe­
treibender bzw. die von den Preisbildungsstellen ergänzend dazu auf­
gestellten Richtsätze. 

Ziffer 15: 

Gewinnbegriff 
1. Gewinn und Gesamtgewinn 

Gewinn im Sinne der Handwerksanweisung ist der Gesamtgewinn des 
Betriebes, nicht der am einzelnen Stück bzw. an der einzelnen Leistung 
erzielte Gewinn. Dieser spielt zunächst keine Rolle. Es kommt also auf den 
Gesamterfolg des Betriebes an, in dem sich vielfach Aufträge mit 
guten Gewinnen weitgehend ausgeglichen haben mit Aufträgen, die geringe 
Gewinne oder sogar Verluste gebracht haben. Gleichzeitig wird durch 
Ziffer 15 Satz 1 klargestellt, daß die Handwerksanweisung sich nur auf 
den Gewinn aus Gewerbebetrieb und nicht auf etwaige sonstige Einkünfte 
des Handwerkers (z. B. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus 
Kapitalvermögen oder aus Vermietung und Verpachtung) bezieht. 

2. Gewinne von wirtschaftlich verbundenen Betrieben und Gemischtbetrieben 

Nach Satz 2 sind Gewinne von wirtschaftlich verbundenen Betrieben 
dann zusammenzurechnen, wenn die Verbundenheit betriebsbedingt ist. 
Ist dagegen die Verbundenheit nicht betriebsbedingt, so sind die Ge-
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winne aus wirtschaftlich zusammenhängenden Betrieben auszugliedern. 
Eine wirtschaftliche und betriebliche Verbindung von Betrieben ist dann 
gegeben, wenn der Handwerksbetrieb einen handwerklichen und einen rein 
händlerischen Betriebsteil umfaßt. Nach Ministerialrat Dr. Schütz vom 
Reichskommissar für die Preisbildung (Juniheft 1941 der Zeitschrift der 
Akademie für Deutsches Recht) liegt eine wirtschaftliche und betriebliche 
Verbundenheit immer vor, wenn Erzeugung und Absatz der einzelnen Be­
triebe in erheblichem Umfange ineinandergreifen. In fast allen Hand­
werkszweigen, die sich auch mit dem Handel befassen, ist dies aber der Fall. 

Die Bestimmung der Ziffer 15 wird erweitert durch die Vorschriften 
unter Ziffer 6 des Erlasses des Reichskommissins für die Preisbildung 
zur Handwerksanweimng vom 10. Oktcber 1941. Hier wird von dem 
Reichskommissar für die Preisbildung festgelegt, wie in den Fällen zu ver­
fahren ist, in denen die Verbundenheit der Betriebe und Betriebsteile 
betrieblich bedingt ist, diese aber verschiedenen Gewerbezweigen an­
gehören, für die verschiedene Anweisungen zur Durchführung der §§ 22ff. 
KWYO. (z. B. Industrie, Handel und Handwerk) ergangen sind. Die vor­
genannte Ziffer 6 sagt wörtlich: 

a) Jeder Betrieb kann den Gewinn des einzelnen Betriebes oder Betriebsteiles 
nach der für ihn maßgebenden Anweisung beriehtie-en und die Am~·em!'ssenheit 
des Gewinns nach den für diesrn Gewerbezweig maßgebli(lh!'n Bestimmungen 
beurtl•ilen. Ein Ausgleich der Gewinne für die einzelnen Betriebe und Betriebs­
teile ist zulässig. 

Wird in dem Gemmtbetrieb für den einzelnen Betrieb oder Betriebsteil eine 
getrennte Erfolgsrechmmg aufgestellt, so müssen die Gewinne entsprechend 
Satz 1 und 2 getrennt berechnet werden. 

b) Ist eine getrennte Berechnung der Gewinne nicht möglich, so ist für den 
ganzen Betrieb die Anweisung maßgebend, die für den Gewerbezweig gilt, auf 
dem das wirtschaftliche Schwergewicht des Betriebes ruht. Ist das wirtschaft. 
liehe Schwergewicht nicht zu ermitteln, so kann der Bt'trieb sich nach eigenem 
Ermessen für einen der Richtpunkte oder eines der Vergleichsjahre, die in 
Betracht kommen, entscheiden. Für die Beurteilung der Frage. wo das wirt­
schaftliche Schwergewicht des Betriebes ruht, kann die Art der Mitgliedschaft 
in den Organisationen der gewerblichen Wirtschaft von Bedeutung sein. 

Ist die Verbundenheit also betriebsbedingt, so hat der Handwerker 
zwei Möglichkeiten, je nachdem, ob er den Gewinn der beiden Be­
triebsteile gesondert ausrechnen kann oder nicht. Liegt für beide Betriebs­
teile eine gesonderte Buchführung vor, oder sind innerhalb der Buch­
führung die beiden Betriebsteile sorgfältig auseinander gehalten, so kann 
er den Gewinn für den Handwerksbetrieb nach der Anweisung für das 
Handwerk und den Grwinn für den Handelsbetrieb nach der Anweisung 
für den Handel ausrechnen. Ein Ausgleich der Gewinne ist zulässig. Hat 
der Handwerksbetrieb dagegen keine getrennte Buchführung, so muß sich 
der Handwerksmeister überlegen, wo das wirtschaftliche Schwergewicht 
seines Betriebes liegt. Das wirtschaftliche Schwergewicht wird sich für 
einen Handwerksbetrieb ermitteln lassen beispielsweise nach den Umsatz-
Siedbürger, Gewinnerklärung 4 
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ziffern, den Kapitalziffern oder Beschäftigtenziffern. Es wird in 
der Regel beim Handwerk liegen, wenn es sich bei dem anderen Betriebsteil 
um einen Nebenbetrieb handelt. Bei der Beurteilung des wirtschaftlichen 
Schwergewichtes des Betriebes kann die Mitgliedschaft bei der Organi­
sation der gewerblichen Wirtschaft herangezogen werden. Kann daR 
wirtschaftliche Schwergewicht von,dem Handwerksmeister nicht einwand­
frei festgestellt werden, so darf er sich nach eigenem Ermessen für 
eine der beiden Errechnungsarten entscheiden. Auch hier ist also dem 
Handwerksmeister die Selbstverantwortung ebenso überlassen wie bei der 
Selbstveranlagung. 

Wirtschaftlich verbundene Betriebe, für die die Zusammenrechnung der 
Gewinne nach Ziffer 15 der Handwerksanweisung in Frage kommt, haben 
bei der Feststellung des angemessenen Gewinns besonders sorgfältig zu 
prüfen, ob ein Leistungsabschlag (siehe Seite 77) berücksichtigt werden 
muß. Der zulässige Gesamtgewinn ist also nicht die Summe der in Betracht 
kommenden Richtpunktgewinne, sondern die Summe der unter Berück­
sichtigung der gegebenen Vorschriften zu errechnenden angemessenen 
Gewinne. 

Ziffer 16: 

Ausgangspunkt: Der steuerliche Gewinn 

Auszugehen ist von dem steuerpflichtigen Gewinn. Gemeint ist damit 
der Gewinn im Sinne des Einkommensteuergesetzes. Er wird auf Grund 
der Vorschriften der §§ 4-7 des Einkommensteuergesetzes ermittelt. 

A. Wie wird der steuerpflichtige Gewinn ermittelt? 

1. Nach§ 4 Abs. 1 EStG. ist der Gewinn der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betriebsvermögen am Schluß des Wirtschaftsjahres und dem Betriebs­
vermögen am Schluß des vorangegangenen Wirtschaftsjahres, vermehrt um 
den Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert der Einlagen. Die 
Feststellung des Gewinns entsprechend dieser Bestimmung setzt das Vor­
handensein ordnungsmäßiger Buchführung voraus. 

Im Handwerk besteht allgemein seit dem 1. April 1938 Buchführungs­
pflicht. Da eine kaufmännische Buchführung vorgeschrieben ist, wird bei 
den Handwerkern, die die Buchführungspflicht einwandfrei erfüllen, 

der Gewinn durch die Abschlußbilanz 

ermittelt ( = Bestandsvergleich). Der steuerpflichtige Gewinn geht aber 
nur dann aus der Abschlußbilanz unmittelbar hervor, wenn die steuer­
liehen Bewertungsvorschriften beachtet sind. Die Bilanz, die diesen Ge­
sichtspunkten Rechnung trägt, heißt Steuerbilanz. Die Handwerker 
stellen meistens von vornherein nur eine Steuerbilanz auf. 

2. Der Gewinn bei Vollkaufleuten, wozu auch die Handwerker zählen. 
deren Firma im Handelsregister eingetragen ist, wird nach § 5 EStG. so 
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ermittelt, daß das nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
ausgewiesene Betriebsvermögen angesetzt wird. Das ist das Betri~bsver­
mögen nach der Handelsbilanz, d. h. die 

Handelsbilanz ist maßgeblich für die Steuerbilanz. 

Eine besondere Steuerbilanz gegenüber der Handelsbilanz kommt deshalb 
bsweilen in Betracht, weil die handelsrechtliehen Bewertungsvorschriften 
vielfach von den steuerrechtliehen Bewertungsvorschriften abweichen. 
Meist ist es jedoch möglich, bei der Errichtung der Handelsbilanz zugleich 
die steuerlichen Bewertungsvorschriften zu beachten. Geschieht dies, dann 
stimmt die Handelsbilanz mit der Steuerbilanz überein. Da die Handels­
bilanz für die Steuerbilanz maßgeblich ist, darf ein Wertansatz der Handels­
bilanz in der Steuerbilanz nur anders gebildet werden, wenn er nach den 
steuerlichen Vorschriften nicht zulässig ist. 

3. Wenn das Betriebsvermögen am Schluß des einzelnen Wirtschafts­
jahres vom Betriebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirtschafts­
jahres in der Regel nicht wesentlich abweicht, dann kann gemäß § 4 Abs. 3 
EStG. 

als Gewinn der Überschuß der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben 

angesetzt werden. Dabei können wirtschaftlich ins Gewicht fallende 
Schwankungen im Betriebsvermögen, die in einem Wirtschaftsjahr aus­
nahmsweise auftret~n, durch Zuschläge oder Abschläge berücksichtigt 
werden. Diese Methode, die sogenannte Einnahmenüberschußrechnung, 
wird nur selten angewendet. Wenn das Finanzamt von der Gewinnfest­
stellung gemäß der Einnahmenüberschußrechnung zu der Veranlagung 
nach dem Bestandsvergleich (Ziffer 1) übergeht, erfolgen im Erstjahr ver­
schiedene Zurechnungen zum Bilanzgewinn, "um die bisher nicht der Be­
steuerung unterworfenen Gewinnteile, die sich durch eine Vergrößerung 
des Betriebsvermögens ausdrücken, zu erfassen. 

-!. Bei den Steuerpflichtigen, bei denen die Aufzeichnungen und sonstigen 
Unterlagen zur Gewinnermittlung nicht ausreichen, wird der Gewinn nach 
§ 217 Reichsabgabenordnung geschätzt. 

Die Schätzung 

kann erfolgen mit Hilfe der Gewinnriebtsätze der Oberfinanzpräsidenten, die 
jedoch nur für kleinere vergleichbare Betriebe aufgestellt werden. Für 
größere Betriebe und solche, für die die Richtsätze, ganz gleich aus welchem 
Grunde, nicht angewendet werden können, erfolgt die Schätzung nach 
freiem Ermessen. Doch sind auch in diesen Fällen alle vorhandenen Unter­
lagen und Merkmale des Betriebes zu berücksichtigen. Das Ziel jeder 
Schätzung besteht darin, dem tatsächlich erzielten Gewinn möglichst nahe 
zu kommen, und zwar dem gleichen Gewinn, wie er sich auf Grund einer 
ordnungsmäßigen Buchführung ergeben würde. 

4* 
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B. W eieher Gewinn dient als Ausgangspunkt? 

Für die Gewinnprüfung ist der steuerpflichtige Gewinn gemäß dem Ein­
kommen- bzw. Körperschaftssteuerbescheid maßgeblich. Sofern im Einzel­
fall der Steuerbescheid noch nicht vorliegen sollte, ist der Gewinn nach der 
Steuererklärung zu nehmen. 

Ausgangspunkt ist nicht ein beliebig errechneter Gewinn, bei dessen Er­
mittlung lediglich die steuerlichen Vorschriften beachtet wurden, sondern 
der Gewinn, der zu den steuerlichen Veranlagungen geführt hat oder 
führen soll. Das schließt aus, daß etwa für die Gewinnprüfung der steuer­
pflichtige Gewinn besonders ermittelt wird auf Grund anderer, steuerlich 
gleichfalls zulässiger Grundsätze. Es ist z. B. nicht möglich, Rückstellungen 
für zweifelhafte Forderungen in anderer Höhe zu machen, als sie dem Ge­
winn gemäß dem Steuerbescheid bzw. der Steuererklärung zugrunde ge­
legen hatten, selbst wenn die Rückstellungen in dieser anderen Höhe zu­
lässig gewesen wären. Das für die steuerlichen Zwecke gewählte Gewinn­
ermittlungsverfahren und die dort gewählten Bewertungen müssen also für 
das Gewinnprüfungsverfahren beibehalten werden. Wie für die Steuer­
bilanz die Handelsbilanz maßgeblich ist (vgl. Seite 51), so ist 

die Steuerbilanz für die "Preisbilanz" bestimmend, 

wobei unter Preisbilanz die Bilanz verstanden wird, die der Feststellung 
des zu prüfenden Betriebsgewinns dient. 

Der steuerpflichtige Gewinn wird im allgemeinen berichtigt werden 
müssen. Unter Berichtigung ist nicht die Beseitigung von etwaigen Fehlern 
in der Berechnung des steuerpflichtigen Gewinns zu verstehen, sondern die 
Abänderung des steuerpflichtigen Gewinns auf den Betriebsgewinn. Die 
steuerlichen Bewertungsvorschriften stimmen nicht immer mit den betriebs­
wirtschaftlich richtigen Bewertungsgrundsätzen zur Gewinnermittlung 
überein. Sofern der steuerpflichtige Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung durch die Steuerbilanz festgestellt wurde, führt die Be­
richtigung der Steuerbilanz zur Preisbilanz. 

Soweit nicht Gewinnrichtpunkte aufgestellt werden, erfolgt die Gewinn· 
prüfungdurch Heranziehung des Gewinns aus dem Jahre 1938 (Ostmark 
und Sudetengau 1939) als Vergleichsjahr. 

Beim Vergleichsgewinnverfahren ist auch der steuerpflichtige Gewinn 
des Vergleichsjahres zu berichtigen, um vergleichbare Größen zu erhalten. 
Die Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns de3 Vergleichsjahres muß 
genau nach denselben Grundsätzen erfolgen wie der des zu prüfenden Jahres. 
Soweit also dem Handwerker bei der Berichtigung des Gewinns ein Wahl­
recht zugestanden ist, muß die Entscheidung für beide miteinander zu ver­
gleichenden Jahre gleich sein. F.s müssen ferner auch bei der Prüfung des 
Gewinns des Jahres 1940 dieselben Berichtigungsgrundsätze ange\\andt 
werden wie bei der Ge\\innprüfung für 1939. 
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C. Was ist zu tun, wenn sich nachträglich Unrichtigkeiten im 
steuerpflichtigen Gewinn herausstellen? 

Änderungen des steuerpflichtigen Gewinns können sowohl während des 
steuerlichen Veranlagungsverfahrens als auch nach Erlaß des Steuerbe­
scheides, ja sogar noch nach der Rechtskraft des Steuerbescheides eintreten. 
Je nach dem Sachverhalt ergeben sich dann verschiedene Folgerungen: 

1. Der Handwerker stellt fest, daß der steuerpflichtige Gewinn unrichtig ist 

Bei der Prüfung seines Gewinns auf Angemessenheit wird der Hand­
werker bisweilen erkennen, daß der veranlagte oder erklärte steuerpflichtige 
Gewinn nicht richtig ist. Solange die Veranlagung noch nicht rechtskräftig 
und keine Steuerbilanz dem Finanzamt eingereicht wurde, also wenn keine 
Buchführung besteht, kann die ErklärÜng ohne weiteres richtig gestellt 
werden. Hat der Handwelker dagegen Buchführung und ist die Steuer­
bilanz bereits dem Finanzamt zugegangen, dann ist zu unterscheiden 
zwischen den Fällen einer 

Bilanz herich tigung und einer Bilanzänderung. 

Die Bilanzberichtigung ist eine Beseitigung von Fehlern in der Bilanz. Es 
ist z. B. eine Zahl falsch übertragen oder es ist ein ganzer Bilanzposten weg­
gelassen oder es liegt ein Rechenfehler vor u. ä. Die Bilanzberichtigung 
kann ohne Schwierigkeiten solange erfolgen, bis die steuerliche Veranlagung 
noch nicht rechtskräftig geworden ist. 

Wenn die Steuerveranlagung bereits rechtskräftig ist, dann kann durch 
den Steuerpflichtigen selbst die Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns 
nur zu seinen Ungunsten herbeigeführt werden, d. h. der steuerpflichtige 
Gewinn wird nur anders festgesetzt, wenn die Änderung eine höhere Steuer 
nach sich zieht. Vielfach besteht aber in diesen Fällen eine Scheu des 
Handwerkers, dem Finanzamt die notwendigen Mitteilungen zu machen, 
weil er fürchtet, daß ein Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung gegen 
ihn eingeleitet werden könnte. Derartige Befürchtungen sind nicht be­
gründet, da auf Grund des § 410 Reichsabgabenordnung bei einer 

Selbstanzeige regelmäßig Straffreiheit 

eintritt. Wer, bevor er angezeigt oder eine Untersuchung gegen ihn ein­
geleitet ist, unrichtige oder unvollständige Angaben bei der Steuerbehörde, 
ohne dazu durch eine unmittelbare Gefahr der Entdeckung veranlaßt zu 
sein, berichtigt oder ergänzt oder unterlassene Angaben nachholt, bleibt 
insoweit straffrei. Sind Steuerverkürzungen bereits eingetreten oder 
Steuervorteile gewährt oder belassen, so tritt die Straffreiheit nur ein, wenn 
der Täter die Summe, die er schuldet, nach ihrer Festsetzung innerhalb der 
ihm bestimmten Frist entrichtet. 

Von dieser Möglichkeit, nachträglich wieder steuerehrlich zu 
werden, wird viel zu wenig Gebrauch gemacht. Jeder Handwerker, der 
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auf Grund falscher Angaben zu Unrecht, steuerliche Vorteile gehabt hat, 
sollte stets von der Möglichkeit des § 410 Reichsabgabenordnung Gebrauch 
machen. Die Anzeige muß allerdings erfolgen, bevor das Finanzamt selbst 
Schritte ergriffen hat, um etwaige Steuerverfehlungen aufzudecken. Auch 
darf die unmittelbare Gefahr der Entdeckung nicht gegeben sein. Die Mög­
lichkeit, daß die Preisbehörden anläßlich der Nachprüfung der Gewinne 
auf Steuerhinterziehungen stoßen, ist keine unmittelbare Gefahr der Ent­
deckung, die die Straffreiheit ausschließen würde. 

Die Bilanzänderung bedeutet im Gegensatz zur Bilanzberichtigung keine 
Fehlerbeseitigung. Die Bilanz ist an sich richtig. Sie soll jedoch in solchen 
Punkten geändert werden, in denen dem Steuerpflichtigen ein Wahlrecht 
zustand oder wo er sonst noch nach seinem Ermessen handeln konnte. 
Mit dem Einreichen der Steuererklärung, die sich ja auf die Steuerbilanz 
gründet, ist die Entscheidung gefallen. Die Änderung der Bilanz kann dann 
nur noch mit Zustimmung des Finanzamtes, im Rechtsmittelverfahren 
nur mit Zustimmung der Rechtsmittelbehörde ergehen. 

Dem Antrag auf eine Bilanzänderung 
wird nur stattgegeben, wenn die Änderung wirtschaftlich begründet ist. 
Meistens fehlt es jedoch daran. Eine wirtschaftliche Begründung würde 
gegeben sein, wenn in der Zeit nach der Aufstellung der Bilanz es sich 
herausstellt, daß mit ihrem vollen Wert eingesetzte Außenstände voraus­
sichtlich nicht eingehen werden und diesem Umstande durch die Bilanz­
änderung Rechnung getragen werden soll. Keine wirtschaftliche Be­
gründung liegt vor, wenn die Bilanzänderung deshalb beabsichtigt ist. 
weil sich durch die Vorschriften zur Durchführung der §§ 22ff. KWVO. un­
günstige Auswirkungen ergeben, die bei Aufstellung der Steuerbilanz nicht 
berücksichtigt worden sind und die durch eine andere zulässige Gestaltung 
der Steuerbilanz ausgeglichen werden könnten. 

2. Die Steuerbehörden ändern den steuerpflichtigen Gewinn 

Abänderungen von dem der Gewinnprüfung zugrunde gelegten steuer­
pflichtigen Gewinn können auch durch die Finanzbehörden erfolgen. Die 
Veranlagung kann ein anderes Ergebnis haben als den Gewinn nach der 
Steuererklärung. Ebenso kann im Rechtsmittelverfahren ein ganz anderer 
Gewinn ermittelt werden als bisher. Auf Grund einer Betriebsprüfung oder 
aus anderem Anlaß kann gleichfalls von einem bereits rechtkräftig fest­
gestellten steuerpflichtigen Gewinn abgewichen werden. Das Finanzamt 
nimmt dann eine Berichtigungsveranlagung vor. 

3. Die Berücksichtigung des veränderten steuerpflichtigen Gewinns 

Wenn der steuerpflichtige Gewinn, der zur Gewinnprüfung als Ausgangs­
punkt gedient hat, sich nachträglich ändert, ganz gleich aus welchem 
Grunde, dann muß das Verfahren der Gewinnprüfung wiederholt werden. 
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Es ist von dem neuen steuerpflichtigen Gewinn auszugehen. Ergeben sich 
bei der neuen Berechnung des Übergewinns Abweichungen, dann ist eine 
Berichtigung des Abführungsbetrages vorzunehmen. Der Handwerker kann 
je nach dem Ecgebnis Erstattung der zu hohen Abführung beantragen oder 
er muß den Fehlbetrag an seiner Abführung nachzahlen. Der Antrag auf 
Erstattung der zuviel gezahlten Abführung ist an die Preisbehörde und 
nicht an das Finanzamt zu richten. 

4. Im steuerpflichtigen Gewinn kann der Mangel nicht beseitigt werden 

Soweit sich Fehler in der Steuerbilanz bzw. in den Unterlagen zur Be­
rechnung des steuerpflichtigen Gewinns ausmerzen lassen, d. h. soweit 
seitens des Finanzamtes ein neuer steuerpflichtiger Gewinn festgesetzt wird, 
führt das Gewinnprüfungsverfahren mit dem richtiggestellten steuer­
pflichtigen Gewinn als Ausgangspunkt zum betriebswirtschaftlich richtigen 
Ergebnis. Wenn aber die notwendig erscheinende Abänderung der Steuer­
bilanz oder der anderen Unterlagen nicht vorgenommen wird, muß auch der 
durch die "Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns" zur Preisbilanz 
führende Weg ein unzutreffendes Ergebnis zeitigen. Da aber die Steuer­
bilanz für die Preisbilanz maßgeblich ist, können Korrekturen der unrich­
tigen Steuerbilanz bzw. des unrichtigen steuerpflichtigen Gewinns mit 
Wirkung für die Preisbilanz im allgemeinen nur in den dargestellten Fällen 
durch die Steuerbehörden erfolgen. 

Fehler in der Steuerbilanz würden sich zum ungerechtfertigten Vorteil 
für den Betrieb auswirken, wenn sie den Gewinn des Vergleichsjahres zu 
hoch oder den des zu prüfenden Jahres zu niedrig erscheinen lassen. Die 
entgegengesetzten Mängel in der Steuerbilanz wirken sich selbstverständ­
lich zum Nachteil des Betriebes aus. Da das Ziel der Preisbilanz ist, den 
richtigen Betriebsgewinn darzulegen, werden die auf Seite 53/54 darge­
stellten Grundsätze der Berichtigung bzw. Änderung der Handelsbilanz im 
Verhältnis zur Steuerbilanz auch im Verhältnis von Steuerbilanz zur Preis­
bilanz sinngemäß Anwendung finden müssen. 

Es sind außer den vorstehend genannten Fällen noch folgende mög­
lich, bei denen der steuerpflichtige Gewinn sich nicht richtigstellen läßt: 

a) Es besteht mangels ordnungsmäßiger Buchführung keine Steuerbilanz. 
Der steuerpflichtige Gewinn ist rechtskräftig zu hoch festgesetzt. Die Folgen 
des falschen steuerpflichtigen Gewinns lassen sich nicht beseitigen. Die 
Fassung der Anweisung "auszugehen ist von dem steuerpflichtigen Gewinn", 
läßt nicht die Möglichkeit zu, daß der steuerpflichtige Gewinn für das 
Gewinnprüfungsverfahren gesondert neu ermittelt wird. Eine Beseitigung 
des Fehlers in der Steuerbilanz würde eine gänzliche Neuaufrollung der 
Steuerveranlagung zur Folge haben. Ein derartiges Vorgehen würde nur 
dann möglich erscheinen, wenn die Anweisung z. B. lautete "für die Er­
mittlung des Betriebsgewinns sind die steuerlichen Bewertungsvorschriften 
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anzuwenden, soweit in der Anweisung nicht ein anderes bestimmt ist". Da 
eine ähnliche Bestimmung nirgends gegeben ist, muß der Fehler hinge­
nommen werden. 

b) Die Steuerveranlagung ist auf Grund einer fehlerhaften, also berichti­
gungsbedürftigen, Steuerbilanz rechtskräftig zu hoch erfolgt. Der Bilanz­
berichtigung (s. Seite 53) über das Finanzamt steht die Rechtskraft der 
Veranlagung entgegen. Die Berichtigung in der Preisbilanz dürfte aber 
trotzdem ohne weiteres zulässig sein, da das wahre Betriebsergebnis 
ermittelt werden soll und demzufolge ein festgestellter Fehler nicht un­
beachtet bleiben darf. Zu beachten ist, daß es sich aber wirklich um Fehler, 
also z. B. Rechen- oder Schreibfehler, handeln muß. 

c) Bei Rechtskraft der Steuerveranlagung ergibt sieh die Notwendigkeit 
einer (Steuer-) Bilanzänderung (s. Seite 54) zu dem Zweck einer Erhöhung 
oder Ermäßigung des festgestellten steuerpflichtigen Gewinns. Zur Bilanz­
änderung bedarf es der Zustimmung der Preisbehörde, denn mit der Bilanz­
änderung wird ein Abweichen von dem vorgeschriebenen regulären Ver­
fahren begehrt, nämlich es soll nicht mehr der steuerpflichtige Gewinn als 
Ausgangspunkt dienen. Ein solcher Antrag dürfte aber nur dann Aussieht 
auf Erfolg haben, wenn er (wie auch im Falle der Genehmigung einer Bilanz­
änderung durch die Steuerbehörde) wirtschaftlieh begründet ist. Ins­
besondere dürfte die Preisbehörde die Zustimmung zu einer Bilanzänderung 
versagen, wenn der letzte Beweggrund zu dem Antrage darin zu suchen ist, 
daß dem Antragsteller die seiner Zeit vorgenommene Bilanzierung leid tut, 
weil8ich nunmehr infolge der Bestimmungen zu § 22 KWVO. Auswirkungen 
ergeben, mit denen er nicht gerechnet hat. Ein solcher Fall würde beispiels­
weise vorliegen, wenn jemand im Vergleichsjahr zum Zwecke der Steuer­
ersparnis einzelne Bilanzposten zwar in einer an sich zulässigen Höhe an­
gesetzt hat, jedoch so, daß sich ein Bilanzgewinn ergab, der unter dem 
tatsächlich erzielten lag. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß Abweichungen von der Vorschrift, 
daß vom steuerpflichtigen Gewinn auszugehen ist, zu sehr seltenen Aus­
nahmefällen gehören werden. Ist der steuerpflichtige Gewinn unrichtig, 
dann wird häufig schon die "Berichtigung" des steuerpflichtigen Gewinns 
zur Feststellung des Betriebsgewinns den Ausgleich schaffen. In vielen 
anderen Fällen wird das Finanzamt die Änderung vornehmen können, 
während bei dem noch verbleibenden kleinen Rest meist die Voraus­
setzungen zur Änderung des steuerpflichtigen Gewinns nicht gegeben sein 
werden. 
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Ziffer 17-21: 

Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns 

(Ermittlung des Betriebsgewinns) 

Inhalt in Kürze: In den Ziffern 17-21 der Handwerksanweisung wird 
ausgeführt, welche Berichtigungen des steuerpflichtigen Gewinns zulässig 
oder erforderlich sind, um den auf seine Angemessenheit zu prüfenden 
Betriebsgewinn zu erhalten. Die aufgezählten Einzelfälle sind nur als Bei­
spiele genannt, so daß auch andere Berichtigungen möglich oder notwendig 
sein können. Jeder Handwerker wird daher seine gesamte geschäftliche 
Tätigkeit an Hand seiner Buchführung überprüfen müssen. Er darf sich 
nicht darauf beschränken, festzustellen,' ob in den in der Anweisung aufge­
führten Geschäftsvorfällen Berichtigungen für ihn in Frage kommen. 

Andererseits geht die Nachprüfungspflicht nicht über das zurnutbare Maß 
hinaus. Man kann vom Handwerker nicht verlangen, daß er etwa Posten 
für Posten seiner gesamten, vielfach umfangreichen Buchführung durchgeht, 
um jeden kleinsten zu- oder abzusetzenden Betrag herauszusuchen. Dagegen 
muß er alle ohne größeren Mühen feststellbaren Beträge bei den Zu- und 
Abrechnungen berücksichtigen, ebenso die Beträge, die wegen ihrer Höhe 
im einzelnen oder wegen ihrer ständigen Wiederkehr und Häufung den Ge" 
winn merkbar beeinflußt haben. Ist die genaue zahlenmäßige Ermittlung 
der Berichtigungsposten unmöglich oder mit unverhältnismäßig großen 
Schwierigkeiten verknüpft, dann können sie ausnahmsweise geschätzt 
werden. Aber auch eine solche Schätzung darf nicht summarisch sein, 
sondern muß die Berichtigungen einzeln erfassen. 

Bei der Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns muß sich jeder Hand­
werker seiner Verantwortung bewußt bleiben, daß er nur die Zu- und Ab­
rechnungen vornehmen darf, die erforderlich sind, um den tatsächlichen 
BetriebBgewinn zu ermitteln. Da die Preisbehörden festgestellt haben, daß 
in den ersten Erklärungsformularen zuweilen offensichtlich Beträge nur 
eingesetzt worden sind, um Übergewinne zu verbergen, hat der RJichs­
kommissar für die Preisbildung in einem Erlaß vom 23. November 1941 
angeordnet, in solchen Fällen mit Strafen vorzugehen. 

Ziffer 17: 

Zurechnungen zum steuerpflichtigen Gewinn 

Nach § 4 Abs. 4 Einkommensteuergesetz sind abzugsfähige Betriebs­
ausgaben die durch den Betrieb veranlaßten Aufwendungen. Demzufolge 
haben auch solche Ausgaben die Gewinnbildung beeinflußt, die betriebs­
wirtschaftlich nicht erforderlich waren, wenn sie nur durch den Betrieb 
veranlaßt wurden. Ein gleiches gilt für außergewöhnliche Aufwendungen. 
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A. Betriebsfremde oder außergewöhnliche Aufwendungen 

Die Handwerksanweisung erkennt betriebsfremde oder außergewöhnliche 
Aufwendungen nicht als gewinnmindernd an. Sofern daher derartige 
Ausgaben geleistet wurden und den Gewinn gemindert haben, sind sie dem 
steuerpflichtigen Gewinn wieder zuzusetzen. 

1. Betriebsfremde Aufwendungen 

Betriebsfremde Aufwendungen sind solehe Aufwendungen, die nicht dem 
Erreichen des eig~ntliehen Betriebszweckes dienen. 

Bei einem Handwerksmeister, der z. B. nebenberuflich als Fachlehrer an 
einer Berufsschule tätig ist und in seiner Werkstatt besonderes Anschauungs­
material für seinen Unterricht fertigen läßt, sind die Unkosten für die Her­
stellung dieser Gegenstände betriebsfremde Aufwendungen; denn die 
Unterrichtserteilung gehört nicht zum Betriebszweck. In gleicher Weise 
ist die Umsatzsteuer für die Einnahmen aus der Fachlehrertätigkeit eine 
betriebsfremde Ausgabe. Andererseits sind die betriebsfremden Einnahmen 
vom Gewinn (und auch vom Umsatz) abzusetzen, wenn sie mit im Gewinn 
aus dem Handwerksbetrieb zur steuerlichen Veranlagung gelangt waren. 

2. Außergewöhnliehe (unangemessene) Aufwendungen 

Außergewöhnliehe Aufwendungen sind solehe Aufwendungen, die zwar 
regelmäßig Betriebsunkosten sind, aber in ihrer Höhe das Normalmaß über­
schreiten oder nicht betriebsüblich sind. 

In dem Erklärungsvordruck wird im Gegensatz zur Anweisung für die 
Bezeichnung "außergewöhnlich" das Wort "außerordentlich" gebraucht. 
wodurch jedoch keine materielle Änderung der Bestimmungen getroffen 
werden sollte. 

Eine scharfe Abgrenzung der außergewöhnlichen Aufwendungen ist 
kaum möglich, was teilweise auch für die betriebsfremden Aufwendungen 
zutrifft. 

An betriebsfremden oder außergewöhnlichen Aufwendungen, die den 
Gewinn nicht mindern dürfen, führt die Anweisung die nachstehenden 
Einzelfälle auf: 

Das betriebsübliche Maß überschreitende Aufwendungen für Forschungs­
zwecke 

Solange Ausgaben für :Forschungen im Rahmen des Betriebszwecks das 
betriebsübliche Maß nicht überschreiten, werden sie als Kosten anerkannt. 
Wenn also z. B. ein Betrieb des Wäscherei- oder Färbereihandwerks ein 
Laboratorium unterhält, um die augewandten Wasch- oder Färbver­
fahren ständig zu kontrollieren, halten sich die Laboratoriumskosten im 
betriebsüblichen Rahmen. Wenn aber größere Aufwendungen dadurch 
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entstehen, daß neue Verfahren gesucht werden und die Unkosten hierfür 
in keinem rechten Einklang zum Umfang des Betriebes stehen, dann sind 
diese Ausgaben dem steuerpflichtigen Gewinn wieder hinzuzuzählen. 

Die Ausgaben überschreiten nicht das betriebsübliche Maß, solange sie 
sich im gleichen Rahmen wie in Friedenszeiten bewegen. Wenn also z. B. 
vor dem Kriege für derartige Zwecke alljährlich %bis%% des Umsatzes 
verausgabt wurden, dann werden die Ausgaben anerkannt, soweit sie sich 
in diesem Rahmen halten. 

Aufwendungen für betriebsfremde Forschungszwecke werden als Kosten 
nicht anerkannt. 

Übermäßige freiwillige soziale Leistungen 

Zu den Pflichten jedes Arbeitgebers gehört die Fürsorge für seine Ge­
folgschaftsmitglieder. Die dadurch entstehenden Ausgaben sind echte 
Kosten, auch wenn es sich um die Erfüllung freiwillig übernommener 
Aufgaben handelt. Daher werden freiwillige soziale Aufwendungen, die 
entweder fürsorgerische Leistungen an einzelne Gefolgschaftsmitglieder 
oder Betriebsgemeinschaftsleistungen sind, nicht als übermäßige freiwillige 
;;oziale Leistungen angesehen und als Kosten anerkannt, wenn sie nach Art 
und Höhe betriebs-oder brancheüblich sind und den Grundsätzen sparsamer 
Wirtschaftsführung nicht widersprechen. Die sich in diesem Rahmen 
haltenden sozialen Aufwendungen brauchen daher nicht zum steuer­
lichen Gewinn hinzugerechnet zu werden. 

Im Hinblick auf den seit Kriegsbeginn bestehenden Lohnstop wird man 
solche sozialen Aufwendungen als übermäßig bezeichnen können, die über 
die vor dem Kriege bewirkten sozialen Leistungen hinausgehen, sofern 
es sich nicht um die Beseitigung offenbarer Mängel der sozialen Fürsorge 
im Verhältnis zu anderen vergleichbaren Betrieben oder um kriegsbedingte 
Maßnahmen handelt. Aber auch bei den letzteren kann die Beurteilung 
verschieden sein, da diese von dem gesamten Sachverhalt abhängig ist und 
alle Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen sind. 

In manchen Betrieben wird üblicherweise in allen vorkommenden Fällen 
eine einmalige Zuwendung gezahlt, z. B. als Sterbegeld, anläßlich einer 
Eheschließung oder einer Geburt und ähnliches. D.:Jrartige Zuwendungen 
dürfen als Kosten gleichfalls nur in den vorgenannten Grenzen berücksichtigt 
werden, die auch dann gelten, wenn si.e in Betriebsordnungen geregelt 
worden sind oder aus einem anderen Grunde ein Rechtsanspruch auf solche 
Zahlungen besteht. Als weitere übermäßige soziale Leistungen können in 
Frage kommen Heirats- und Ausstattungszuschüsse, besondere Versiche­
rungsleistungen, außergewöhnliche Maßnahmen im Sinne von Kraft durch 
Freude, Urlaubszuschüsse, aber auch Weihnachts- und Abschlußgrati­
fikationen sowie Jubiläumsgaben u. a. m. 
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Steuerlich werden Zuweisungen an Pensions- und Unterstützungskassen 
für die Gefolgschaftsmitglieder unter be>.!timmten Voraussetzungen bis zur 
Höhe von 20 v. H. der Lohn- und Gehaltssumme anerkannt. Bei der 
Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns zur Ermittlung des Betriebs­
gewinns erkennt der Reichskommissar für die Preisbildung jedoch nur Auf­
wendungen bis zur Höhe von 10 v. H. der Lohn- und Gehaltssumme als 
Kosten an. Dar darüber hinausgehende Betrag derartiger Zahlungen ist zu 
dem Gewinn hinzuzusetzen. Sind keine oder nur niedrigere Zahlungen für 
Pensionszwecke geleistet, so ist es nicht gestattet, derartige Beträge vom 
Gewinn abzusetzen. 

In dem Erlaß vom 10. Oktober 1941 hat der Reichskommissar für die 
Preisbildung ausgeführt, daß bei der Berichtigung des steuerpflichtigen 
Gewinns für das Vergleichsjahr (also für das Jahr 1938, in der Ostmark und 
im Sudetengau 1939) freiwillige soziale Leistungen im vorgeschilderten 
Rahmen als Kostenbestandteile anerkannt werden. Bei der Berichtigung des 
Vergleichsgewinns hat nun die Zu- und Abrechnung im Hinblick auf die 
Errechnung des etwaigen Übergewinns die entgegengesetzte Wirkung "V~-'ie 
bei der Berichtigung des Gewinns des zu prüfenden Zeitraums. Demzufolge 
kann das Wort "anerkannt" nur so verstanden werden, daß bei den frei­
willigen sozialen LeiBtungen Zusetzungen im allgemeinen nicht erfolgen 
dürfen, es sei denn, daß die tatBächlich gezahlten Beträge nicht betriebs­
oder branchenüblich waren. Die Zusetzung ist für den überschießenden 
Betrag gestattet. 

Sofern die Berechnung der zuzusetzenden übermäßigen sozialen Leistungen 
einem Betrieb unzumutbare Schwierigkeiten bereitet, dürfen die Beträge 
auf Grund gewissenhafter Schätzung ermittelt werden. 

Höhere als gesetzliche Löhne 

Höhere als gesetzliche Löhne dürfen in keinem Falle den Gewinn mindern. 
Die Mehrlöhne sind also dem steuerpflichtigen Gewinn zuzusetzen. Löhne 
und Gehälter im Sinne dieser Bestimmungen sind sowohl die Grundlöhne 
und -gehälter als auch die Lohnzuschläge aller Art. Aüßerdem gehören 
dazu alle sonstigen regelmäßigen Zuwendungen, die die Gefolgschafts­
mitglieder neben dem Lohn oder Gehalt erhalten, wenn die bestimmten 
Voraussetzungen vorliegen, z. B. Kindergelder, Trennungsentschädigungen, 
Wegegelder, Auslösungen und dgl. Durch den in den Zweiten Durch­
führungsbestimmungen zum Abschnitt III der KWVO. vom 12. Oktober 
1939 angeordneten Lohnstop dürfen die am 16. Oktober 1939 geltenden 
Löhne und Gehälter von den Betrieb€n nicht mehr erhöht noch gekürzt 
werden. Als gesetzliche Löhne und dtmzufolge als Lohnkosten werden 
anerkannt: 

a) Die am 16. Oktober 1939 zulässiJ.I'erweise gezahlten Löhne und Ge.. 
hälter und sonstigen regelmäßig wiederkehrenden Zuwendungen. 
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b) Gehälter, Löhne oder sonstige regelmäßig wiederkehrende Zu­
wendungen, die nach Verkündung des Lohnstops von dem Reichs­
minister oder den Reichstreuhändern der Arbeit durch Gesetz, Tarif­
ordnung oder Anordnung verbindlich festgesetzt oder in einer Betriebs­
ordnung genehmigt worden sind. 

c) Leistungszulagen, Lohn- und Gehaltserhöhun~en beim Aufrücken in 
höher entlobnte Altersstufen, Berufs- oder Tätigkeitsgruppt>n und 
Trennungsgelder, Familienheimfahrten sowie An- und Rückrt>isekosten, 
soweit diese Leistungen vom Reichsarbeitsminister oder den Treuhändern 
der Arbeit zugelassen sind. 

Eine besondere Behandlung erfahren die gesetzlichen Löhne, die nach dem 
Stichtag vom 16. Oktober 1939 gesenkt worden sind. Es können die an 
diesem Tage tatsächlich gezahlten Löhne, soweit sie in dieser Höhe zulässig 
waren, weiter als ]{.osten berücksichtigt werden, d. h. der Betrieb, der trotz 
der Senkung die alten Löhne weiterzahlte, braucht deswegen keine Zu­
rechnungen zu machen, es sei denn, daß die Zahlung höherer Löhne als in 
der Neuregelung vorgesehen, ausdrücklich unter~agt ist. 

Bei der Prüfung, ob höhere als ges~tzliche Löhne gezahlt worden sind, ist 
also vor allem zu beachten, daß nur solche Löhne anerkannt werden, deren 
Zahlung am 16. Oktober 1939 zulässig war und die an diesem Tage auch 
tatsächlich gezahlt wurden. Lohnerhöhungen für diese Gefolgschaftsmit­
glieder entsprechen den gesetzlichen Bestimmungen nur dann, wenn sie in 
einer der genannten Arten genehmigt wurden oder wenn es sich um ein 
Aufrücken handelt, das vor dem 16. Oktober 1939 festgelegt war. Höhere 
Löhne auf Grund anderer privater Vereinbarungen übersteigen den ge­
setzlich zulässigen Betrag. 

Es ist schließlich zu beachten, daß auch Akkordlöhne nicht in willkür­
licher Höhe gezahlt werden dürfen. Bei ihnen gilt gleichfalls der Lohnstop. 
In einem Erlaß des Reichskommissars für aie Preisbildung vom 22. 1. 1942 
an den Reichsstand des Deutschen Handwerks wird dazu ausgeführt: "Der 
Lohnstop gilt nicht nur für Zeitlöhne, sondern gemäß § 2 der Zweiten 
Durchführungsbestimmungen zum Abschnitt III der KWVO. vom 12. Okto­
ber 1939 auch für festgesetzte und ausgeprobte Akkorde. Daher dürfen 
nach den vom Herrn Reichsarbeitsminister in seiner Verwaltungsanordnung 
vom 7. November 1939 gegebenen amtlichen Erläuterungen von den am 
16. Oktober 1939 gezahlten Akkordsätzen bei Stückakkorden die Stück­
löhne und bei Zeitakkorden der Geldfaktor und der Zeitfaktor bei gleich­
bleibenden Verhältnissen grundsätzlich nicht geändert werden. Nur wenn 
die Akkordbedingungen sich nach dem 16. Oktober 1939 wesentlich geän­
dert haben- z. B. bei .Änderung der technischen Bedingungen, des Arbeits­
vorgangs, der Werkstoffe, der Werkzeuge u. ä.- müssen die Akkorde un­
verzüglich überprüft und richtiggestellt werden. Ebenso sind die am Stich­
tag geltenden Akkorde, wenn sie offensichtlich unrichtig oder noch nicht 
ausgeprobt gewesen sind, alsbald neu festzusetzen und möglichst nach aus­
geprobten und zutreffenden Akkorden für vergleichbare Arbeiten im 
Betriebe auszurichten. 
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Halten sich die bestehenden Akkordsätze im Rahmen dieser Bestimmun­
gen, so können auch die daraufhin erzielten Akkordverdienste als gesetz­
liche Löhne angesehen und bei der Gewinnabführung als Kostenbestandteil 
anerkannt werden. Ist dies nicht der Fall, so verstoßen die Akkordsätze 
gegen den Lohnstop. Derartige Akkordsätze sind nicht als gesetzliche 
Löhne anzusprechen und die Unterschiedsbeträge zwischen den tatsächlich 
gezahlten und den zulässigen Akkordsätzen auf Grund der allgemeinen 
Bestimmung der Gewinnrichtlinien über die Behandlung höherer als gesetz­
licher Löhne dem Gewinn zuzurechnen." 

Alle hier nicht als zulässig genannten Lohn- und Gehaltszahlungen und 
andere Zuwendungen an die Gefolgschaftsmitglieder gelten nicht als Kostt>n 
und müssen daher zum Gewinn zugerechnet werden. 

In dem Vergleichsjahr gab es im allgemeinen keine gesetzlichen Löhnc. 
die in ihrer Höhe so beschränkt waren, wie in der Zeit nach dem Lohnstop. 
In dem Erlaß vom 10. Oktober 1941 hat der Reichskommissar für die 
Preisbildung daher bestimmt, daß bei der Berichtigung des steuerpflichtigen 
Gewinns die für die Vergleichszeit tatsächlich gezahlten Löhne und Gt>­
hälter als Kosten anzuerkennen sind. Bei der Berichtigung des Vergleichs­
gewinns sind also weder Zu- noch Abrechnungen bei den gezahlten Löhnt>n 
möglich. 

B. Andere hinzuzurechnende Aufwendungen 

Die betriebsfremden und außergewöhnlichen Aufwendungen sind nicht 
die einzigen hinzuzurechnenden Ausgaben, da als Betriebsgewinn der Ge­
winn ermittelt werden soll, der den betriebswirtschaftliehen Kosteu­
rechnungsgrundsätzen entspricht. 

1. Zinsen für Fremdkapital 

Zinsen für Fremdkapital sind dem steuerpflichtigen Gewinn immer 
zuzusetzen. Es ist dabei darauf zu achten, daß die Zinsen in voller Höhe. 
wie sie gezahlt wurden, und nicht etwa nur der Unterschiedsbetrag zwischen 
den gezahlten und den vereinnahmten Zinsen hinzugerechnet werden. 

2. Abschreibungen, die das verbrauchsbedingte Maß überschreiten 

Abschreibungen, die das verbrauchsbedingte Maß überschreiten, müssen 
dem Gewinn gleichfalls hinzugerechnet werden. 

Eine derartige Bestimmung ist erforderlich, weil die steuerlichen Ab­
schreibungen in der Regel zwar auch in "verbrauchsbedingter" Höhe 
erfolgen sollen, jedoch sehr häufig in anderer Höhe vorgenommen werden 
dürfen. 

a) Wie erfolgen die steuerlichen Abschreibungen 1 

Nach § 7 Einkommensteuergesetz können bei Wirtschaftsgütern, deren 
Verwendung oder Nutzung durch den Steuerpflichtigen zur Erzielung von 
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Einkünften sich erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem 
Jahr erstreckt, jeweils für 1 Jahr die Teile der Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten abgesetzt werden, die bei Verteilung dieser Kosten auf die 
Gesamtdauer der Verwendung oder Nutzung auf ein Jahr entfällt. Die Ab­
setzung bemißt sich hierbei nach derbetriebsgewöhnlichen Nutzungs­
dauer des Wirtschaftsgutes. Absetzungen für außergewöhnliche 
technische oder wirtschaftliche Abnutzung sind zulässig. 

Dieser Grundsatz zur regelmäßigen Abschreibung wird aber steuerlich 
vielfach durchbrochen. Wenn der sogenannte Teilwert z. B. niedriger ist 
als der Wert, der sich sonst ergeben würde, kann der niedrigere Teilwert 
angesetzt werden. Bei kurzlebigen Wirtschaftsgütern billigen die Steuer­
gesetze dem Gewerbetreibenden zum Teil Bewertungsfreiheit zu, wie auch 
der Besitz von Steuergutscheinen I in bestimmtem Rahmen zur Bewertungs­
freiheit berechtigt. Die Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit ruft oft 
eine größere Abschreibung als die durch den Verbrauch bedingte hervor. 

b) Was sind verbrauchsbedingte Abschreibungen? 
Die Grundsätze zur verbrauchsbedingten Abschreibung sind in den 

Kostenrechnungsgrundsätzen festgelegt, die im wesentlichen folgendes 
besagen: 

Als Anlage-Abschreibung ist in der Regel nur die verbrauchsbedingte 
Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagen zu verrechnen. Als be­
triebsnotwendig gelten nur die Anlagen, die laufend dem Betriebszweck 
dienen (dazu gehören auch betriebsnotwendige Reserveanlagen). 

Dagegen bleiben z. B. stillgelegte Anlagen, die nicht zur Erreichung des 
Betriebszweckes notwendig sind, unberücksichtigt. Die Abschreibungen 
sind in Anlehnung an die Anschaffungswerte oder in Ermangelung solcher 
<tuf Grund der für den B"lginn der Ab3chreibungsberechnung neu festzu­
'ntzenden Anfang>wJrt"l sowie der vorau>sichtlichen Nutzungsdauer der 
~-\nlagen zu errechnen. 

Bei der Ermittlung der Nutzungsdauer 
ist voll der erfahrungsgemäßen technischen Abnutzung der 
Anlagen auszugehen. Sie bildet die Grundlage der verbrauchsbedingten 
Abschreibungen. Darüber hinaus kann die Berücksichtigung besonderer 
wirtschaftlicher Verhältnisse (z. B. voraussehbare Bedarfsverschiebung und 
technische Entwicklung) eine Verkürzung dieser Nutzungsdauer bedingen. 
Auf Grund der für die einzelnen Anlagegegenstände und Anlagegruppen 
t•rmittelten Nutzungsdauer sind in den Betrieben die verbrauchsbedingten 
(kalkulatorischen) Abschreibungssätze festzulegen. Erweist sich aber im 
Verlauf der Anlageabnutzung, daß die tatsächliche durchschnittliche 
Nutzungsdauer von der geschätzten Nutzungsdauer wesentlich abweicht, 
so soll eine Berichtigung der kalkulatorischen Abschreibungssätze ent­
sprechend der neuen Schätzung der Nutzungsdauer erfolgen. 
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Bei in die Abschreibungsberechnung einzubeziehenden Aufwendungen 
für werterhöhende Instandsetzungsarbeiten ist zum Unterschied von den 
laufenden Instandhaltungskosten der Mehr-Wert zunächst zu aktivieren 
und dann nach obigen GrundEätzen abzuschreiben. 

Diese Vorschriften für verbrauchsbedingte Abschreibungen decken sich 
im wesentlichen mit den obengenannten regelmäßigen steuerlichen Ab­
schreibungen. Soweit Reparaturen an den Anlagen vorgenommen werden, 
kann der Grundsatz gelten, daß werterhaltende Reparaturen lediglich 
laufende Kosten darstellen, dagegen werterhöhende Reparaturen zu aktivieren 
sind und dann der gleichen Abschreibung für Abnutzung unterliegen wie die 
reparierten Gegenstände. 

Abschreibungsfähig sind nicht nur die durch die technische Abnutzung 
hervorgerufenen Wert·minderungen, sondern auch 

die Wertminderungen, 
die dadurch eintreten, daß durch andere technische Verfahren oder durch 
die technische Entwicklung der Anlage diese innerhalb einer kurzen Reihe 
von Jahren überholt und wirtschaftlich nicht mehr verwertbar ist. Das 
gleiche gilt für eine Einrichtung, die beispielsweise nur der Erzeugung be­
stimmter Gegenstände dienen kann, die aber nach kurzer Zeit nicht mehr 
hergestellt werden. Eine solche kurze Nutzungsdauer wird vor allem bei 
solchen Anlagen gegeben sein, die der Herstellung des besonderen Kriegs­
bedarfes dienen. 

In folge des Krieges wird es häufig so sein, daß manche Anlagen nicht m~hr 
die Pflege erhalten können, daß die vorgesehene Lebensdauer der Anlage 
erhalten bleibt. Es werden oft an sich notwendige Reparaturen nicht durch­
geführt werden können. Die demzufolge eintretende Verkürzung der Nut­
zungsdauer findet in einer Erhöhung des Abschreibungssatzes ihren Aus­
druck. 

Die Abschreibungf'sätze selbst sind von den Anschaffungswerten im 
Verhältnis zur Nutzungsdauer zu errechnen. Es ist zu beachten, daß nur 
betriebsnotwendige Anlagen abgeschrieben werden dürfen. 

c) Wann liegen Abschreibungen vor, die das verbrauchsbedingte Maß 
überschreiten 1 

Abschreibungen, die das verbrauchsbedingte Maß überschreiten, werden 
vor allem dann vorliegen, wenn von der Möglichkeit einer Bewertungs­
freiheit Gebrauch gemacht wurde oder wenn der Steuerpflichtige zu dem 
niedrigeren Teilwert übergegangen ist. Ferner dürfte vielfach der Fall 
gegeben sein, daß steuerliche Abschreibungen auch von nicht betriebsnot­
wendigen Anlagen erfolgten. Endlich tritt in der Praxis noch oft der Fall ein, 
daß wert er höhende Reparaturennicht aktiviert, sondern als Kosten 
behandelt werden. ,Dadurch wird aber dann nicht das gesamte Anlage­
kapital für die Abschreibungen erfaßt und es entstehen Abweichungen 
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von den verbrauchsbedingten Abschreibungen, die in diesem Falle allerdings 
das zulässige Maß unterschreiten. Dafür haben die Instandsetzungskosten 
zu Unrecht den Gewinn gemindert und sind daher zuzusetzen. 

3. Aufwendungen für Reparaturen 

Aufwendungen für Reparaturen sind betriebswirtschaftlieh nur Kosten, 
wenn sie keine W erterhöhong des instandgesetzten Gegenstandes hervor­
rufen. 

Vielfach werden jedoch auch größere Reparaturen oder Überholungen, 
die einen höheren Wert für den Gegenstand schaffen, als Kosten verbucht 
und nicht aktiviert. Die Steuerbehörden beanstanden eine derartige Maß­
nahme nicht. Solche Ausgaben für werterhöhende Reparaturarbeiten sind 
im gegebenen Fall dem Gewinn zuzurechnen. 

Eine Werterhöhung tritt auch häufig durch solche Reparaturen ein, die 
Schäden beseitigen, die während eines längeren Zeitraumes entstanden sind. 
Wenn z. B. das Dach des Betriebsgebäudes, an dem seit Jahren keine Aus­
besserungen von nennenswertem Umfange mehr vorgenommen wurden, 
allmählich so schadhaft geworden war, daß das Gebäude im Jahre 1940 neu 
gedeckt werden mußte, dann können die Aufwendungen hierfür nicht im 
vollen Umfange zu Lasten des Gewinns des Jahres 1940 gehen. Die Repara­
turaufwendungen sind daher dem Gewinn insoweit wieder zuzusetzen, als 
sie mehr Schäden beseitigen, als im Laufe des Jahres eingetreten sind. 

Ziffer 18: 

Absetzungen vom steuerpflichtigen Gewinn 
Wie steuerlich abzugsfähige Betriebsausgaben betriebswirtschaftlich 

nicht immer Kosten sind, so ist auch umgekehrt nicht jede betriebswirt­
schaftliche Gewinnminderung eine steuerliche. Bei der Ermittlung des Be­
triebsgewinns sind daher entsprechende Absetzungen vom steuer­
pflichtigen Gewinn möglich. 

1. Unternehmerlohn 

Von allen Absetzungen interessiert den Handwerker - schon aus rein 
psychologischen Gründen-am meisten der Unternehmerlohn. Trotz 
seiner Wichtigkeit für den Handwerker ist über ihn in der Handwerks­
anweisung selbst nichts gesagt. Erst der Erlaß des Reichskommissars für 
die Preisbildung vom 10. Oktober 1941 bringt unter Ziffer 5 hierzu nähere 
Erläuterungen. 

Danach ist als Unternehmerlohn grundsätzlieh der Meisterlohn einzusetzen, 
wobei unter Meisterlohn ein angemessenes Entgelt sowohl für die praktische 
Mitarbeit als auch für die leitende Tätig~eit des Betriebsinhabers zu ver­
stehen ist. 
Siedbürger, Gewinnerklärung. 5 
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Der Meisterlohn darf um so höher sein, je mehr der Handwerker im Be­
triebe selbst mitarbeitet. Der Reichskommissar für die Preisbildung sieht 
davon ab, einen "Unternehmertarif" herauszugeben; er vertritt vielmehr 
den Standpunkt, daß sich jeder Handwerker in eigener Verantwortung 
darüber klar werden muß, was er für seine praktische Mitarbeit und seine 
leitende Tätigkeit verlangen kann und darf. Dies ist - vom Handwerk 
aus gesehen- durchaus richtig. 

Als angemessen 

ist nach Ziffer 5 des Erlasses vom 10. Oktober 1941 ein Betrag anzusehen, 
der einer gleichwertigen fremden Kraft für die gleiche Tätigkeit zu zahlen 
wäre. Hiermit gibt der Reichskommissar dem Handwerker einen Anhalts­
punkt für die Einschätzung seiner Arbeitskraft und des dafür einzu­
setzenden Entgeltes. Es fällt mit unter das der Reichsgruppe Handwerk 
und den ihr unterstellten Organisationen eingeräumte Beratungsrecht 
(vgl. Seite 113), dem Handwerker in dieser für ihn wichtigen Frage -sofern 
er damit nicht allein zurecht kommt- eine gewisse Hilfsstellung zu geben. 
Dies wird vor allem Sache des jeweiligen Reichsinnungsverbandes sein, da 
bei ihm die gesammelten Erfahrungen aus dem ganzen Handwerkszweig 
vorliegen. 

Bei der Bewertung der leitenden Tätigkeit und praktischen Mitarbeit des 
Betriebsinhabers ist zu beachten, daß jeder im Kriege mehr arbeiten 
muß als im Frieden. Soweit diese Mehrarbeit jedoch einen außer­
gewöhnlichen Umfang aufweist, ist der Handwerker zu einem Zuschlag 
zum Unternehmerlohn berechtigt. Danach darf sich der Handwerker nicht 
ohne weiteres für jede Arbeitsstunde, die über die sonst normale Arbeitszeit 
hinausgeht, ein entsprechendes Entgelt berechnen. Er muß vielmehr unter 
Berücksichtigung der Kriegsverhältnisse prüfen, ob die von ihm geleistete 
Mehrarbeit von außergewöhnlichem Umfang ist oder nicht. Nur im ersten 
Fall darf er einen entsprechenden Zuschlag vornehmen. Die Prüfung, ob 
die geleistete Mehrarbeit einen außergewöhnlichen Umfang hat, ist natür­
lich nicht einfach; sie muß aber von dem Handwerker gewissenhaft vor­
genommen werden. Vielleicht wird ihm die Prüfung dadurch erleichtert, 
wenn er sich überlegt, ob ihm die nicht bezahlte Mehrarbeit unter Berück­
sichtigung der Kriegsumstände und der großen Anstrengungen der Soldaten 
an der Front noch zugemutet werden kann. Fest steht, daß die Mehrarbeit, 
die sich auf Grund von Bewirtschaftungsmaßnahmen durch das Zählen, 
Aufkleben und Abrechnen der Marken ergibt, keine Berücksichtigung findet. 
Im übrigen weist der Reichskommissar für die Preisbildung in Ziffer 5 seines 
obengenannten Erlasses noch darauf hin, daß bei Umsatzsteigerungen die 
Mehrleistung des Handwerks auch durch die Steigerung des Gewinns 
anerkannt wird. Auch dies hat der Handwerker bei seinen Überlegungen be­
züglich eines evtl.Zuschlages für geleistete Mehrarbeit zu berücksichtigen. Das 
soll aber nun nicht heißen, daß der Unternehmerlohn für den Handwerker 
mit Rücksicht auf den Gewinn des Handwerksbetriebes (Betriebsgewinn) 
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geschmälert werden soll. Der Reichskommissar für die Preisbildung hat 
hierzu in einem persönlichen Schreiben an einen Handwerksmeister folgendes 
ausgeführt: "Abgesehen von dem eigentlichen :Petriebsgewinn darf der Hand­
werker wie jeder andere Unternehmer für seine eigene Arbeitsleistung einen 
sog. Unternehmerlohn von vornherein vom Gewinn für sich behalten." 

Ist der Handwerksmeister zur Wehrmacht eingezogen, so darf für ihn nur 
dann ein Unternehmerlohn berücksichtigt werden, wenn die Betriebs­
führung von einem in seinem Betrieb ohne Vergütung mitarbeitenden 
Familienangehörigen, wie z. B. der Ehefrau oder Tochter, an seiner Stelle 
übernommen wird. In einem solchen Fall darf allerdings für den Familien­
angehörigen über den Unternehmerlohn hinaus kein Entgelt mehr in Ansatz 
gebracht werden. 

Da der Unternehmerlohn sowohl im steuerpflichtigen Gewinn des Ver­
gleichsjahres wie auch in den steuerpflichtigen Gewinnen der Kriegsjahre 
enthalten ist, wird von Sachbearbeitern des Reichskommissars für die 
Preisbildung der Standpunkt vertreten, daß die Ausgliederung des Unter­
nehmerlohnes aus dem steuerpflichtigen Gewinn beim Vergleichsgewinn­
verfahren nur dann vorgenommen zu werden braucht, wenn die Mitarbeit des 
Handwerksmeisters seit dem Vergleichsjahr wesentlich größer geworden ist 
und der Handwerksmeister über den angemessenen Unternehmerlohn der 
Vergleichszeit hinaus noch ein Entgelt für Mehrleistung berücksichtigt 
haben will. Trifft dies nicht zu, so braucht lediglich der auf die Mehrarbeit 
entfallende Betrag vom steuerpflichtigen Gewinn der Kriegsjahre abgesetzt 
zu werden. Es darf jedoch nur dann in dieser Weise vorgegangen werden, 
wenn sich der Umsatz seit 1938 nicht erhöht hat. Da aber der Umsatz der 
Handwerksbetriebe nur in wenigen Handwerkszweigen nicht gestiegen sein 
dürfte, die Mitarbeit des Handwerksmeisters sich aber stets stark gesteigert 
hat, wird der Unternehmerlohn von den Handwerksbetrieben in fast allen 
Fällen ausgegliedert werden müssen. 

Sofern Angehörige des Betriebsinhabers ohne Entgelt im Betrieb mit­
arbeiten, darf für sie eine angemessene Vergütung angesetzt werden. 
Diese Fälle werden zumal jetzt in der Kriegszeit im Handwerk sehr häufig 
sein. Der Reichskommissar für die Preisbildung hält auch hier eine Ver­
gütung für angemessen, die für eine vergleichbare Tätigkeit fremden 
Personen zu zahlen wäre. 

2. Rückstellungen für Reparaturen 

Zweckgebundene Rückstellungen für Reparaturen können vom steuer­
pflichtigen Gewinn abgesetzt werden, soweit sie infolge der Beanspruchung der 
Wirtschaft nicht im betriebsüblichen Ausmaß durchgeführt werden konnten. 

Die Rückstellungen müssen zweckgebunden sein, ·d. h. die Verwendung 
des zurückgestellten Betrages muß für die später vorzunehmende Repara­
tur sichergestellt sein. Es wird daher später der Nachweis geführt werden 

5* 
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müssen, daß der Rückstellungsbetrag tatsächlich für die Reparaturen, die 
an sich schon in dem betreffenden Geschäftsjahr hätten ausgeführt werden 
müssen, verwendet worden i§t. Daraus folgt, daß die Rückstellung auch 
nicht allgemeiner Art sein kann, sondern genau auf die einzelne nicht 
durchgeführte lnstandsetzung abgestellt sein muß. 

Unter Reparaturen sind nicht nur die Beseitigung von Schäden zu ver­
stehen, sondern auch Kontrollmaßnahmenund Überholungsarbeiten, soweit 
sie betriebsüblich sind, d. h. unter normalen Verhältnissen vorgenommen 
worden wären. In diesem Rahmen müssen auch die Rückstellungen ihrer 
Höhe nach gehalten sein. Es ist dabei allerdings zu beachten, daß wegen 
der nicht rechtzeitigen Durchführung der Instandsetzungsmaßnahmen 
häufig größere Aufwendungen erforderlich sein werden. Die Rückstellungen 
können in ihrer Höhe mit ~em wirklich erforderlichen Betrag angesetzt 
werden. 

Die Reparaturen sind von den Investitionen scharf zu trennen. Für 
letzter-e werden, auch wenn sie im Zusammenhang mit Reparaturen erfolgen 
sollen, Rückstellungen nicht anerkannt. Die Rückstellungen können immer 
dann als angemessen gelten, wenn sie zuzüglich der tatsächlichen Ausgaben 
für die durchgeführten Reparaturen den vergleichbaren durchschnittlichen 
Aufwand der Jahre 1936-1938 nicht über_steigen. Der Vergleich mit den 
Friedensausgaben ist also nur relativ vorzunehmen. Als Vergleichsmaßstab 
kann z. B. das Verhältnis des damaligen Reparaturaufwandes zu den 
Fertigungslöhnen, den Maschinenstunden oder den Erzeugungsmengen zu­
grunde gelegt werden. 

Es muß sich um Rückstellungen handeln, die infolge der Beanspruchung 
der Wirtschaft nicht durchgeführt werden konnten. Eine Beanspruchung 
der Wirtschaft wird immer dann gegeben sein, wenn infolge kriegswirt­
schaftlicher Umstände die Instandsetzung· nicht möglich war. Solche 
kriegswirtschaftliche Umstände sind Überlastung der Handwerker, die 
für die Ausführung der Arbeiten in Frage kommen, Mangel an Rohstoffen, 
Unbeschaffbarkeit von Ersatzteilen u. ä. Auch die Überlastung des eigenen 
Betriebes, die es nicht zuläßt, daß für die Reparaturzwecke die Anlage 
zeitweilig außer Betrieb gesetzt wird, ist ein Umstand, der zur Rück­
stellung berechtigt. 

Rückstellungen für Reparaturen sind ferner in allden Fällen nicht mög­
lich, in denen die Aufwendungen für die tatsächlich durchgeführte Instand­
setzung als Kosten nicht anerkannt werden würden und daher - soweit sie 
den Gewinn gemindert haben- diesem wieder zugesetzt werden müßten 
(vgl. Seite 65). 

Die Rückstellungen für Reparaturen werden nur anerkannt, wenn ihre 
Berechtigung nachgewiesen und begründet ist. Es ist zwecklos, Rück­
stellungen, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, durchzuführen, 
da die Preisbehörden angewiesen sind, Rückstellungen, deren Berechtigung 
nicht in der Gewinnerklärung nachgewie13en und begründet ist, zu streichen. 
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3. Rückstellungen für Entwicklungsarbeiten 

Entwicklungsarbeiten sind solche Arbeiten, die das gewerbliche Erzeugnis 
selbst verbessern sollen. Es handelt sich a.lso um konstruktive Aufgaben. 
Die Kriegsverhältnisse können e:; mit sich bringen, daß derartige Aufgaben 
nicht durchgeführt werden. Wenn ein Betrieb unter normalen Verhält­
nissen Aufwendungen für Entwicklungsarbeiten hat, kann er für die unter­
lassenen Arbeiten zweckgebundene Rückstellungen vornehmen, die vom 
Gewinn abgesetzt werden dürfen. Die Rückstellungen müssen zweck· 
gebunden sein wie bei Reparaturen. Dagegen ist es nicht erforderlich, daß 
die Unterlassung der Entwicklungsarbeiten auf die starke Beanspruchung 
der Wirtschaft zurückzuführen ist. 

4. Rückstellungen für Gewerbeertragsteuern 

Die Gewerbesteuer stellt betriebswirtschaftlich immer Kosten dar. Da 
sie sich in ihrer Höhe jedoch nicht nach dem Betriebsergebnis des Ge­
schäftsjahres richtet, in dem sie als Betriebsausgabe zur Absetzung ge­
langt, werden Rücks~ellungen hierfür in der Preisbilanz zugelassen (näheres 
siehe Seite 36 ff.). 

5. Außerordentliche Erträge 

Im steuerpflichtigen Gewinn sind auch außerordentliche Erträge ent­
halten, die aber mit der normalen Gewinnbildung nichts zu tun haben. 
In Ziffer 18 ist es daher zugelassen, daß außerordentliche Erträge von dem 
steuerpflichtigen Gewinn wieder abgesetzt werden. 

Als Beispiel für außerordentliche Erträge werden Buchgewinne aus 
der Veräußerung von Teilen des Betriebsvermögens oder von 
Beteiligungen aufgeführt. Solche Buchgewinne werden sehr häufig im 
Handwerk auftreten. Es fallen darunter Mehrerlöse, die dadurch eintreten, 
daß Grundstücke, Gebäude, Maschinen und andere Gegenstände des An­
lagevermögens bei ihrem etwaigen Verkauf eine Einnahme erbringen, 
welche den Buchwert des veräußerten Gegenstandes übersteigt. 

Weiterhin kommen beim Umlaufsvermögen Mehrgewinne in Frage, die 
durch den Verkauf alter, in normalen Zeiten nicht mehr gängiger Waren, der 

sogenannten Ladenhüter, 

eintreten, die bereits abgeschrieben waren. Der Preiskommissar für die 
Preisbildung hat hierzu unter dem 25. Juni 1941 einen Erlaß herausgegeben, 
der seiner Bedeutung wegen nachstehend im.Wortlaut wiedergegeben sei: 

"Wenn durch die Kriegsverhältnisse Ladenhüter verkauft werden 
konnten, die bereits ganz oder teilweise abgeschrieben waren, handelt 
es sich auch um Buchgewinne der Ziffer 17 der "Anweisungen" (in 
der Handwerksanweisung Ziffer 18), die insoweit vom Gewinn ab-
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gesetzt werden dürfen. Es dürfte sich dabei um eine Übergangs­
erscheinung handeln. Diesen Gewinnen steht regelmäßig eine be­
ginnende Umsatzschrumpfung gegenüber. Ich halte es deshalb für 
richtig, Buchgewinne aus dem Verkauf abgeschriebener Ladenhüter 
unbeachtet zu lassen." 

In einem ergänzenden Erlaß vom 2. Januar 1942 hat der Reichskommissar 
für die Preisbildung zum Ausdruck gebracht, daß die Absetzungen für 
Ladenhütergewinne nur ein vertretbares Maß haben dürfen und nur zu­
zulassen sind, wenn das Entstehen der Ladenhütergewinne von den Be­
trieben einwandfrei nachgewiesen worden ist. 

Beispiele: 
a) Die Wehrmacht nimmt auf Grund des Reichsleistungs­

gesetzes einen Kraftwagen "zur Verfügung" in Anspruch 
und zahlt dafür eine Entschädigung von . . . . . . . . 3000,- RM 
Der Kraftwagen hatte am 31. Dezember 1939 einen Buch-
wert von . . . . . . . . . . . . . . 1,- " 
Es ergibt sich somit ein Buchgewinn von . . . . . . . . 2 999,- RM 

b) In einem Kürschnereibetrieb war ein Posten nicht mehr 
gängiger Nutriafelle auf . . . . . . . . . . . . . . . 500,- RM 
abgeschrieben worden. Die Felle werden verarbeitet. Der 
Verkauf der daraus hergestellten Waren erbringt einen 
Erlös von. . . . . . . 5000,-. " , 
so daß ein Gewinn von . 4500,- RM 
entstanden ist. 
In dem Gewinn ist ein Betrag von 
enthalten, der lediglich einen Buchgewinn darstellt, weil die 
veralteten Nutriafelle wieder voll verwertet werden konnten. 
Dieser Buchgewinn von 2 500,- RM kann abgesetzt werden. 

2500,- RM 

c) Warenvorräte standen Ende 1939 zu Buche mit . . . . . 50000,- RM 
Ihr Verarbeitungswert betrug nach den Preisbildungsvor-
schriften ................ . 
so daß in der Bewertung eine stille Reserve von 
steckte. 
Wird Ende 1940 ein Warenvorrat von nur 
festgestellt, der mit . . . . . . . . . . 
zu bewerten ist, dann ist die stille Reserve bis auf einen 

55000,- ", 
5000,- RM 

5000,- RM 
5500,- " 

Restbetrag von . . . . . . . . . . . . . . . . . . =· ==5=0=0=, =-=R=M= 
aufgelöst. Der dadurch in Erscheinung tretendeMehrgewinn 
von 4500,- RM (5000, - weniger 500,- RM) kann ab-
gesetzt werden. 

Die Absetznng außerordentlicher Erträge wird häufig auch eine Umsatz­
berichtigung bedingen, nämlich immer dann, wenn der gesamte Gewinn, 
den ein Geschäftsvorfall erbringt, als ein außerordentlicher Ertrag zu 
bezeichnen ist. Die Umsatzberichtigung wird daher z. B. meistens not­
wendig sein, wenn die Auflösung stiller Reserven bei Gegenständen des 
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Anlagevermögens erfolgte, aber nur selten bei Gegenständen des Umlaufs­
vermögens, weilletztere neben dein außerordentlichen Ertrag auch noch 
den regulären Gewinn erbringen (näheres hierüber siehe Seite 81). In den 
vorgenannten Beispielen würde eine Umsatzberichtigung nur im Falle a) 
notwendig sein. 

Ebenso betreffen Gewinne aus der Veräußerung von Beteiligungen nicht 
den regulären Betriebsgewinn. Derartige Gewinne können daher als außer­
ordentliche Erträge abgezogen werden. 

6. Erträge aus betriebsfremden Beteiligungen 

Erträge aus betriebsfremden Beteiligungen können nicht dem Gewinn 
des eigenen Betriebes zugerechnet werden. Sie sind daher von dem steuer­
pflichtigen Gewinn abzusetzen, sofern sie in ihm enthalten sind. 

Handwerker sind vielfach Mitglieder von Genossenschaften. Die 
Mitgliedschaft bedeutet die Beteiligung an einem fremden Betriebe; dennoch 
können Erträge aus der Beteiligung an Genossenschaften dann nicht als 
betriebsfremde gelten, wenn es sich um eine Genossenschaft handelt, die 
der Förderung des Handwerksbetriebes mittelbar oder unmittelbar dient, 
wie z. B. die Mitgliedschaft an einer gewerblichen Werk- oder Lieferungs­
genossenschaft. Der gleiche Sachverhalt ist bei der Beteiligung an einer 
Arbeitsgemeinschaft gegeben. 

Das Absetzen von Erträgen aus betriebsfremden Beteiligungen bedingt 
eine Berichtigung des Umsatzes, sofern die Erträge steuerpflichtigen Um­
satz darstellten (vgl. Seite 81). 

In der Gewinnerklärung wird unter VI, 4 im Formblatt V bzw. unter 
VII, 4 im Formblatt R gefordert, daß Erträge aus Beteiligungen und Wert­
papieren schlechthin abzusetzen sind, also daß sich die Absetzungen nicht 
auf Erträge aus betriebsfremden Beteiligungen zu beschränken haben. Das 
Formblatt steht insoweit im Widerspruch zu der Handwerksanweisung. 
Obwohl es denkbar ist, daß Erträge aus Beteiligungen in allen Fällen ab­
gesetzt werden sollen, weil ja zu hohe Gewinne aus Beteiligungen bei dem 
Unternehmen erfaßt werden, an dem der Betrieb beteiligt ist, muß doch der 
Wort.laut der Anweisung als maßgeblich gelten. Es hat daher die Berich­
tigung des steuerpflichtigen Gewinns nur insoweit Zl) erfolgen, als sie 
Erträge aus betriebsfremden Beteiligungen betrifft. 

7. Verbrauchsbedingte Abschreibungen 

In großem Umfange werden abschreibungsfähige Gegenstände des Be­
triebsvermögens noch vollbetrieblich genutzt, obwohl sie steuerlich bereits 
gänzlich abgeschrieben sind. Durch die Weiterbenutzung dieser Gegen­
stände tritt der gleiche Wertverzehr ein, wiewenn anStelle der bereitsabge­
schriebenen Gegenstände die entsprechenden Ersatzgüter verwendet werden 
würden. Infolgedessen entstehen durch die Abnutzung dieser Gegenstände 
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betriebswirtschaftlich Kosten, die zu berücksichtigen sind. Es ist daher 
zulässig, den Unterschiedsbetrag der Abschreibungen vom Gewinn abzu­
sewen, wenn die steuerlichen Abschreibungen niedriger sind als die ver­
brauchsbedingten (vgl. auch Seite 62 ff.). 

8. Vermögensteuer 

Die Vermögensteuer gilt für die steuerliche Gewinnermittlung niemals als 
abzugsfähige Betriebsausgabe, obwohl der Gewerbetreibende der Verpflich­
tung zur Zahlung der Steuer von seinem Betriebsvermögen, auch soweit es 
unbedingt erforderlich ist, nicht ausweichen kann. Die Vermögensteuern 
sind daher Kosten. Die Handwerksanweisung läßt die Absetzung vom 
steuerlichen Gewinn zu (näheres siehe Seite 39/40). 

9. Spenden 

Die Finanzbehörden erkennen freiwillige Ausgaben, die nicht unmittel­
bar dem Erreichen des Betriebszweckes dienen, nicht als abzugsfähige 
Betriebsausgaben an. Diese allgemein als Spenden bezeichneten Aufwen­
dungen müssen jedoch häufig mit Rücksicht auf den Betrieb geleistet 
werden. Die Handwerksanweisung erkennt Spenden für den Abzug vom 
steuerpflichtigen Gewinn an, soweit sie in angemessener Höhe geleistet 
werden. Anzuerkennende Spenden werden immer dann vorliegen, wenn 
sie betriebs- und brancheüblich sind und in einem angemessenen Verhält­
nis zur Größe und Bedeutung des Betriebes stehen. Eine allgemein gültige 
Regel, wie weit dle Spenden angemessen sind, läßt sich nicht geben. Sie 
sollen verhältnismäßig nicht höher sein, als die im Frieden gezahlten 
Beträge. Es ist davor zu warnen, unangemessen hohe Beträge als Spenden 
abzusetzen, da ein derartiger Versuch dazu führt, daß die Preisbehörden 
grundsätzlich alle Beträge, außer denen für das Winterhilfswerk und die 
Adolf-Hitler-Spende, streichen. 

10. Übergang zur ordnungsmäßigen Buchführung 

Im Handwerk besteht seit dem 1. April 1938 die Verpflichtung, ord­
nungsmäßige Geschäftsbücher nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
führen. Ein Teil der Handwerker hat jedoch erst im Jahre 1939 oder gar 
1940 ordnungsmäßige Buchführung eingerichtet. Wenn diese Betriebe in 
den Vorjahren steuerlich nach der Einnahmenüberschußrechnung (siehe 
Seite 51) veranlagt wurden, erfolgen im Erstjahr der Veranlagung auf 
Grund der ordnungsmäßigen Buchführung bestimmte Zurechnungen zum 
steuerpflichtigen Gewinn, der also dadurch höher wird. Da diese Zurech­
nungen nichts mit dem Betriebsergebnis des Geschäftsjahres zu tun haben, 
können die zugezählten Beträge in voller Höhe vom steuerpflichtigen Ge­
winn abgesetzt werden. 
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Ziffer 19: 

Dienstaufwandsentschädigungen 
Bei der Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns bleiben die Dienst­

aufwandsentschädigungen an ehrenamtliche Leiter von Handwerksorgani­
sationen sowie die damit in Zusammenhang stehenden Ausgaben außer 
Ansatz. 

Als ehrenamtliche Leiter von Handwerksorganisationen gelten alle Per­
sonen, die unter Ziffer 43 der Einkommensteuerrichtlinien und Körper­
schaftsteuerrichtlinien für 1939 (EStR. für 1939, veröffentlicht im Reichs­
steuerblatt 1940 Seite 73) fallen; dies sind: Reichshandwerksmeister, 
Landeshand werksmeister, Reichsiimungsmeister, Bezirksinnungsmeister, 
Obermeister, Innungsbeiräte und Vorsitzende der Handwerkskammern, 
ferner Kreishandwerksmeister. 

In den Einkommensteuerrichtlinien wird von dem Reichsminister der 
Finanzen für die Entschädigung des Führerpersonals im Reichsstand des 
Deutschen Handwerks bestimmt, daß diese Bezüge zu den gewerblichen 
Betriebseinnahmen gehören. Es wird dort ausgeführt, daß bei den Gliede­
rungen des Handwerks in die ehrenamtlichen Führerstellen nur solche 
Männer berufen werden können, die als Handwerker in die Handwerksrolle 
eingetragen sind. Bei der engen Verbindung des Ehrenamtes mit der Aus­
übung des Handwerks sei daher davon auszugehen, daß ein Arbeits­
verhältnis zu der Gliederung nicht besteht. Die ehrenamtliche Tätigkeit 
könne nicht von der gewerblichen Betätigung als Handwerker getrennt 
werden. 

Da somit die Bezüge aus dem Ehrenamt steuerlich zu den gewerblichen 
Betriebseinnahmen gerechnet werden, beeinflussen sie auch den steuer­
pflichtigen Gewinn. Um nun den Handwerksführern die Anwendung der 
Ziffer 19 möglichst zu vereinfachen, hat der Reichskommissar für die Preis­
bildung mit Schreiben vom 10. Oktober 1941 an den Reichsstand bestimmt, 
daß sie den Bruttobetrag der Dienstaufwandsentschädigung nicht in den 
Umsatz einrechnen dürfen und daß sie die Differenz zwischen Dienst­
aufwandsentschädigungund den darauf entfallenden Werbungskosten vom 
Gewinn abziehen können. Hierdurch ist Vorsorge getroffen, daß die Dienst­
aufwandsentschädigung und die damit in Zusammenhang stehenden Aus­
gaben bei der Gewinnberichtigung unberücksichtigt bleiben. DieseRegelu1;1.g 
gilt für alle Handwerksbetriebe, also auch für diejenigen, für die die Sonder­
bestimmungen für Betriebe mit einem Jahresumsatz bis zu 50000,- RM 
anzuwenden sind. 

Aufwandsentschädigungen.für Ehrenämter anderer Art fallen nicht unter 
diese Regelung, selbst wenn die Berufung in das Ehrenamt mit Rücksicht 
auf die Zugehörigkeit zum Handwerk erfolgt ist. Hier, wie auch in den 
Fällen, in denen Handwerker als Fachlehrer, Gutachter usw. tätig 
sind, muß der Handwerker in seinem Falle prüfen, ob bei der steuerlichen 
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Veranlagung die Einnahmen und Ausgaben hierfür als Betriebseinnahmen 
bzw. Betriebsausgaben gerechnet wurden oder nicht. Sofern ersteres zu­
trifft, ist die Regelung für die Dienstaufwandsentschädigungen sinngemäß 
anzuwenden. 

Ziffer 20: 
Exportgewinne 

Exportgewinne können vom Gewinn abgesetzt werden, soweit der Export 
nachweislich höhere Leistungen als die Lieferung an inländische Käufer 
erfordert. 

Dem deutschen Export sind in den letzten Jahren außerordentliche 
Schwierigkeiten erwachsen. Zur Überwindung dieser Schwierigkeiten hat 
neben den anderen daran interessierten Wirtschaftsgruppen auch das 
exportierende Handwerk alle ihm zur Verfügung stehenden persönlichen 
und materiellen Kräfte eingesetzt. Diese Anstrengungen des Handwerks, 
die von amtlicher Seite schon wiederholt anerkannt wurden, erhalten auch 
die Anerkennung des Reichskommissars für die Preisbildung durch die 
Bestimmung, daß Exportgewinne (Exportgewinn = Unterschiedsbetrag 
zwischen den Exporterlösen und den auf das Exportgeschäft entfallenden 
Aufwendungen) in allen Fällen vom Gewinn abgesetzt werden dürfen, in 
denen nachweislich eine höhere Leistung als bei Lieferung an inländische 
Käufer vollbracht wurde. 

Exportlieferungen im Sinne der Ziffer 20 sind: 
1. Unmittelbare Ausfuhrlieferungen 

Hier handelt es sich um solche Lieferungen, die von dem Hand­
werksbetrieb direkt in das Ausland getätigt werden. 

Den unmittelbaren Ausfuhrlieferungen sind gleichzustellen: 
a) die Veredelung von Gegenständen für Rechnung eines ausländischen 

Auftraggebers, 
b) die Ausfuhr von Gegenständen, die in einem Zollausschlußgebiet 

erzeugt sind, 
c) Lieferungen an ausländische Konsignationsläger, Zweignieder­

lassungen usw., von denen aus der Verkauf an den ausländischen Ab­
nehmer erfolgt, 

d) Lieferungen von Anlagen, die erst im Ausland erstellt werden. 

Die vorstehende Aufstellung ist nicht erschöpfend. Grundsätzlich gehören 
alle Lieferungen und Leistungen hierher, die für ausländische Rechnung 
erfolgen und durch deren Ausführung Devisen eingebracht werden. 

2. Mittelbare Ausfuhrlieferungen 
Sie liegen dann vor, wenn. die Handwerkserzeugnisse über einen 

Exporteur in das Ausland gehen. Voraussetzung für ihre Anerkennung 
ist in jedem Fall der Nachweis, daß die Erzeugnisse in das Ausland 
verschickt worden sind. (Runderlaß des Reichskommissars für die 
Preisbildung vom 30. April 1937.) . 
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Die Gewinne aus den unter 1. und 2. aufgeführten Ausfuhrlieferungen 
können bei der Gewinnberichtigung von dem exportierenden Handwerks­
betrieb abgesetzt werden, wenn die Lieferung eine höhere Leistung als im 
Inlandsgeschäft erfordert hat. Der Handwerker muß also prüfen, inwieweit 
bei seinen Ausfuhrlieferungen diese Voraussetzung zutrifft. 

Hierbei ist zwischen den 

Lieferungen in die von der deutschen Wehrmacht besetzten 
und die nichtbesetzten Gebiete 

zu unterscheiden. Bei der Lieferung in die nicht besetzten Gebiete wird eine 
höhere Leistung seitens des Handwerksbetriebes grundsätzlich angenommen. 
Dagegen muß bei Lieferung in die besetzten Gebiete die höhere Leistung 
von dem .Handwerksbetrieb nachgewiesen werden. Dies erklärt sich daraus, 
daß die besetzten Gebiete schon so stark in das Kraftfeld der deutschen 
Wirtschaft einbezogen sind, daß Lieferungen dorthin grundsätzlieh nicht als 
Ausfuhrgeschäfte betrachtet werden können, bei denen besondere Schwierig­
keiten zu überwinden wären. Nach dem Erlaß des Reichskommissars für 
die Preisbildung vom 18. November 1941 sind Lieferungen in die besetzten 
Gebiete von Norwegen, Holland, Belgien, Frankreich und Rußland ledig­
lich dann als Exportlieferungen im Sinne der Ziffer 20 der Handwerks­
anweisung anzusehen, wenn sie auf Grund von Verträgen ausgeführt werden, 
die vor der Besetzung des in Betracht kommenden Landes abgeschlossen 
worden sind. Als Tag der Besetzung ist der Tag des Beginns der mili­
tärischen Handlungen anzusehen, also bei der Ausfuhr nach Norwegen der 
9. April 1940, den Niederlanden, Belgien und Frankreich der 10. :Mai 1940 
und nach Rußland der 22. Juni 1941. Gewinne aus Exporten in alle übrigen 
Länder, auch wenn sie z. Z. besetzt sind, können vom Gewinn abgesetzt 
werden, soweit die hier geltende Vermutung einer höheren Leistung nicht 
entkräftet ist. Dar Nachweis der höheren Leistung ist nicht erforderlich 
bei Lieferungen auf Grund von Verträgen, die vor der Besetzung des in 
Frage kommenden Landes abgeschlossen wurden. 

Bei der Errechnung des abzugsfähigen Exportgewinns müssen von dem. 
Handwerksbetrieb die auf den begünstigten Ausfuhrlieferungen lastenden 
Unkosten ermittelt werden, da sich die Kosten des Exportgeschäftes fast 
immer von denen im Inlandsgeschäft stark unterscheiden. Die Absetzung 
der Exportgewinne macht daher eine besondere Exportkostenerlösreehnung 
erforderlich. Sie wird von dem Reichskommissar für die Preisbildung 
unbedingt verlangt. 

Werden bei der Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns Export­
gewinne in Abzug gebracht, so ist selbstverständlich auch der Exportumsatz 
vom Gesamtumsatz abzusetzen. 
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Ziffer 21: 

Aufwendungen für Investitionen 

Bei der Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns dürfen Aufwendungen 
für Investitionen nicht abgesetzt werden. 

Diese Bestimmung entspricht den Ausführungen des Reichskommissars 
für die Preisbildung in seiner Berliner Rede am 18. März 1941; er erklärte 
damals wörtlich: 

"Schon in der Vergangenheit mußte die Preispolitik weiter den Stand­
punkt einnehmen, daß Investitionen unmöglich in vollem Umfang und 
in jedem Fall über den Preis sichergestellt werden durften. Diese Auf­
fassung erfährt nunmehr eine wesentliche Verschärfung.'' 

Hiermit hat sich der Reichskommissar ganz scharf gegen die sogenannte 
"Investierung über den Preis" ausgesprochen. Es dürfen also Über­
gewinne nicht zur Finanzierung von Investitionen verwendet werden. 
Sofern dies geschehen ist, sind sie dem steuerpflichtigen Gewinn vor seiner 
Berichtigung hinzuzurechnen. 

Unter Investitionen im Sinne der Ziffer 21 sind alle werterhöhenden An­
schaffungen des Betriebes zu verstehen. Beim Handwerk sind dies vor 
allem: Kauf von Grundstücken und Gebäuden; Ausbau von Werkstätten; 
Anschaffung von Maschinen und Geräten, Geschäftseinrichtungen, Laden­
einrichtungen, Büroeinrichtungen usw. Anschaffungen, die lediglich der 
Instandhaltung von Betriebsanlagen dienen, werden dagegen regelmäßig 
nicht als Investitionen angesehen. Gegenstände, die sich rasch abnutzen 
und daher über Gemeinkosten (Unkosten) verbucht werden, gelten ebenfalls 
nicht als Investitionen. Hierher gehören z. B. die einfacheren Werkzeuge, 
die man kurz als Handwerkszeug bezeichnet. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung ist geneigt, die Absetzung von 
Investitionen zu genehmigen, wenn sie seiner Kontrolle unterworfen werden. 
Ziffer 21, Satz 2 sieht daher in einzelnen Fällen die Genehmigung seitens 
der zuständigen Preisbildungsstelle für die Verwendung bislang erzielter 
Übergewinne zu Investitionen vor. Es ist aber anzunehmen, daß es sich 
hier nur um solche Fälle handeln wird, in denen bei Handwerksbetrieben 
zur Durchführung kriegswirtschaftlicher Aufgaben neue Anlagen notwendig 
waren, die für die Friedenserzeugung nicht benutzt werden können. 

Die Nachprüfung erteilter Genehmigungen nach Beendigung des Krieges 
hat sich der Reichskommissar für die Preisbildung ausdrücklich vorbe­
halten. Soweit sich dabei allerdings ergibt, daß die als Investition bei 
der Gewinnberichtigung abgesetzte Anlage entgegen früheren Annahmen 
auch in der Friedenszeit zu benutzen ist, kann noch nachträglich die ganze 
oder teilweise Abführung als Übergewinn verlangt werden. 
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Ziß"ern 22-27: 

Der "angemessene" Gewinn 
Ist aus dem steuerlichen Gewinn durch Berichtigung nach den Ziffern 1 'f 

bis 21 der Betriebsgewinn errechnet worden, so muß er auf 
seine Angemessenheit geprüft . 

werden. Dabei ist nach Ziffer 22 zu beachten, daß Betrieben mit hoheD 
Kosten nur geringere Gewinne zugestanden werden als billig arbeitenden 
Betrieben. Ganz hervorragende Leistungen eines Betriebes rechtfertigen, 
daß ihm auch ein entsprechender Gewinn zugebilligt wird. 

Für die Beurteilung der Angemessenheit des Gewinns werden dem Betrieb 
Anhaltspunkte gegeben. Einen Anhaltspunkt kann der Gewinn eines 
Jahres mit normaler Beanspruchung der Wirtschaft bieten, in dem die Preise 
des Betriebes noch unter dem Einfluß des Wettbewerbes gestanden haben 
und mit normalem Gewinn gearbeitet wurde (= Vergleichsjahr). Nach 
Züfer 4a des Erlasses vom 10. Oktober 1941 soll der angemessene Ge­
winn im Handwerk grundsätzlich auf Grund des Umsatzgewinnsatzes 
des Vergleichsjahres ermittelt werden. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung kann aber auch zur Er­
mittlung des angemessenen Gewinns Gewinnrichtpunkte genehmigen. 
Die Gewinnrichtpunkte stellen den Betriebsgewinn dar; sie sollen eine 
angemessene Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals unter Berück­
sichtigung des Kapitalwagnisses enthalten und das Unternehmerwagnis 
und die Betriebsleistung abgelten. 

Durch den Vergleichsgewinn oder durch die Gewinnrichtpunkte wird nach 
Ziffer 25 der Gewinn bestimmt, der bei einem mit kriegswirtschaftlich 
angemessenen Selbstkosten arbeitenden Betrieb zulässig ist. Hierin kommt 
nochmals zum Ausdruck, daß es sich bei beiden Vergleichsmaßstäben nur 
um Anhaltspunkte handelt. 

Bei- Betrieben, die mit höheren als kriegswirtschaftlich angemessenen 
Selbstkosten arbeiten, muß der Gewinn geringer sein, als er nach dem 
Vergleichsgewinnsatz oder den Gewinnrichtpunkten zulässig ist, und zwar 
um so geringer, je höher die Selbstkosten sind. Sofern also die Voraus­
setzungen für die Inanspruchnahme des normalen Gewinnmaßstabes nicht 
gegeben sind, muß ein Leistungsabschlag vorgenommen werden. Die Preis­
üb:Jrwachungsstellen sind von dem Reichskommissar für die Preisbildung 
angewiesen worden, einen Leistungsabschlag überall dann zu verfügen, 
wenn dies nach den Leistungen des Betriebes angemessen erscheint, also 
insbesondere dann, wenn diese gemessen an denen seiner Wettbewerber 
offensichtlich unterwertig sind. Andererseits kann die zuständige Preis­
bildungsstelle in gewissen Fällen auch einen Leistungszuschlag zubilligen. 
Der Leistungszuschlag soll zuerkannt werden, wenn ein Betrieb Leistungen 
nachweist, die im Vergleich mit den Leistungen der anderen Betriebe des 
gleichen Handwerkszweiges besonders hervorragen. Der Zuschlag soll im 
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allgemeinen auf 1-2 v. H. vom Umsatz festgesetzt werden. Bei außer­
gewöhnlichen Spitzenleistungen kann ein höherer Zuschlag zuerkannt 
werden. Ein Leistungszuschlag kommt z. B. in Betracht für Betriebe, die 
billiger arbeiten als der gute Betrieb ihres Erzeugungszweiges oder für 
solche, die durch Rationalisierung, Entwicklungsarbeiten oder Umstellung 
im Betriebe kriegswirtschaftliche Produktionsschwierigkeiten ausgeräumt 
oder andere kriegwirtschaftlich bedeutsame Leistungen vollbracht haben. 
Das Ausmaß des Leistungszuschlages muß in dem Genehmigungsbescheid 
der Preisbildungsstelle festgelegt sein. Leistungszuschläge dürften aber nur 
verhältnismäßig wenig Betriebe beanspruchen können, da das Leistungs­
niveau im Kriege sehr hoch angesetzt werden muß und ein besonderes Ver­
dienst ja nicht mehr vorliegt, wenn eine größere Zahl von Betrieben bereits 
den gleichen Entwicklungsstand erreicht hat. 

Während für die Industriebetriebe mit wenigen Ausnahmen das Ge­
winnrichtpunktverfahren, für den Handel durchweg das Vergleichsgewinn­
verfahren gilt, sieht die Handwerksanweisung beide Wege vor. Das 
ist jedoch nicht so zu verstehen, als ob der einzelne Betrieb die freie 
Wahl zwischen den beiden Möglichkeiten hätte und die für sich günstigere 
aussuchen könne. Es wird vielmehr für den ganzen HandwE:rkszweig 
bestimmt, welches Verfahren anzuwenden ist; dies gilt. dann für alle 
dem betreffenden Reichsinnungsverband bzw. der betreffenden unmittel­
baren Fachgruppe angehörenden Betriebe. 

Es ist auch nicht so, als ob die Handwerkszweige bzw. Handwerksbetriebe 
durch das eine oder das andere Verfahren günstiger oder ungünstiger ge­
stellt werden sollten. Das Ziel ist in beiden Fällen das gleiche: Feststellung 
eines etwa über den angemessenen Gewinn hinausgehenden Betrages, der 
abzuführen bzw •. zu Preissenkungen zu verwenden ist. Nur die Methoden 
sind unterschiedlich. Das Vergleichsgewinnverfahren geht von der Lage 
des einzelnen Betriebes aus, ist also individuelltr, während durch die 
Gewinnrichtpunkte der Gewinn festgelegt wird, der bei normalen Betrieben 
des betreffenden Handwerkszweiges als angemessen gelten soll. 

Grundsatz der Selbstverantwortung des Handwerkers 

Nach Ziffer 26 sind Gewinne regelmäßig unbedenklich, soweit sie sich im 
Rahmen des V ergleiehsgewinns oder der Gewinnrichtpunkte oder ia den 
Grenzen der nach Ziffer 25 gebotenen Unterschreitung halten. 

Hiermit will der Reichskommh;sar für die Preisbildung nochmals zum 
Ausdruck bringen, daß es beim Vergleichsverfahren wie bei dem Ver­
fahren auf Grund der Gewinnrichtpunkte mit der Gegenüberstellung 
des Betriebsgewinns mit dem Vergleichsgewinn oder dem Gewinnricht­
punkt allein nicht getan ist, sondern daß vielmehr all das berücksichtigt 
werden muß, was hierzu im einzelnen alles ausgeführt wurde. Das kann 
dazu führen, daß dem unwirtschaftlich arbeitenden Betrieb sogar der 
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Verzicht auf einen Gewinn zugemutet werden muß. In jedem Falle trägt 
der Handwerker selbst die Verantwortung für die Angemessenheit seiner 
Gewinne und damit seiner Preise. Dies ist insofern verständlich, als die 
Bestimmungen für keinen Handwerkszweig so festgelegt werden können, 
daß sie den Verhältnissen eines jeden einzelnen Betriebes entsprechen. 

A. Der Umsatz bei der Gewinnprüfung 

Eine besondere Bedeutung hat der Umsatz des Betriebes bei der Fest­
st-ellung, ob der Gewinn angemessen ist. Im Vergleichsgewinnverfahren ist 
die Höhe des Umsatzgewinnsatzes entscheidend. Aber auch die Gewinn­
richtpunkte sind zum größten Teil auf den Umsatz abgestellt, so daß es 
außerordentlich wichtig ist, den richtigen Umsatz dem Gewinnprüfungs­
verfahren zugrunde zu legen. 

1. Der steuerpflichtige Umsatz 

Nach dem Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung vom 10. Ok­
tober 1941 ist von dl'm Umsatz im Sinne des Umsatzsteuergesetzes ein­
schließlich der steuerfreien Umsätze auszugehen. Die Vorschriften sind 
also ähnlich gehalten wie die zur Ermittlung des Betriebsgewinns, 
bei denen der steuerpflichtige Gewinn Ausgangspunkt ist. Dement­
sprechend kommt es für die Berechnung des maßgeblichen Umsatzes 
zunächst auf die Umsatzsteuerveranlagung an. Sollte diese noch nicht· 
erfolgt sein, treten an die SteHe des Umsatzsteuerbescheides die St.euer­
erklärung, eventueJ1 die Umsatzsteuervoranmeldungen. Der sich auf diese 
Weise ergebende Umsatz ist durch Zu- und Abrechnungen zu berichtigen. 

Steuerlich wirdder Umsatz im allgemeinen nach" vereinnahmten" Ent­
gelten erfaßt {= Istumsatz). Die Höhe des steuerpflichtigen Umsatzes ist 
bei diesem Regelfall der Besteuerung von dem oft zufälligen Zeitpunkt des 
Zahlungseinganges abhängig. Um diese Ungenauigkeiten auszuschalten, 
schreibt der Erlaß vom 10. Oktober 1941 vor, daß bei der Vers4luerung 
nach dem Istumsatz eine Berichtigung vorzunehmen ist, indem die Forde­
rungen auf Grund von Lieferungen und Leistungen am Ende des Geschäfts­
jahres binzugerechnet, und die zu Beginn des Geschäftsjahres abgesetzt 
werden. Diese Zu- und Abrechnungen erfolgen jedoch nur dann, wenn eine 
besondere Debitorenbuchhaltung vorhanden ist. Wenn also ein Handwerker 
aus seiner Buchführung die Forderungen zu Beginn und zu Ende des Ge­
schäftsjahres nicht erkennen kann, dann fällt diese Art von Umsatzberich­
tigung weg. 

Auf besonderen Antrag kann die Umsatzbesteuerung auch nach "ver­
einbarten" Entgelten (= Sollumsatz) erfolgen. Es wird dann die Um­
satzsteuer nach den Fakturenwerten des jeweiligen Geschäftsjahres ver­
steuert ohne Rücksicht auf die Zahlungseingänge. Wer eine solche Um­
satzbesteuerung hat, muß diese gleichfalls der Berechnung seines Um-
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satzeszugrunde legen. Erlösschmälerungen, die gegenüber dem ursprüng­
lichen Rechnungsbetrag eintreten, z. B. durch Skonti oder Rabatte, sind 
abzuziehen. Weitere Berichtigungen kommen bei der Anwendung des Soll­
umsatzes zunächst nicht in Betracht. 

Der nach den steuerlichen Unterlagen festgeste1lte Umsatz ist weiter 
abzuwandeln, um den Umsatz zu errechnen, der die wirtschaftlichen 
Leistungen des Betriebes wiedergibt. Es sind die Lieferungen und Lei­
stungen zu ermitteln, auf welche der Zweck des Betriebes gerichtet ist. 
Das geschieht in erster Linie dadurch, daß die steuerfreien Umsätze zu den 
steuerpflichtigen Umsätzen hinzugezählt werden. Aber auch Abrechnungen 
können in Frage kommen. 

2. Zusetzungen zum steuerpflichtigen Umsatz 

Nach § 1 des Umsatzsteuergesetzes sind die gesamten gegen Entgelt be­
wirkten Lieferungen und sonstigen Leistungen im Rahmen des Unter­
nehmens sowie der Eigenverbrauch umsatzsteuerpflichtig. Die Ausnahmen 
werden im § 4 UStG. aufgeführt. Die steuerfreien Umsätze sind jedoch 
nicht in ihrer Gesamtheit zu dem steuerpflichtigen Umsatz hinzuzurechnen, 
sondern nur soweit, als sie wirtschaftliche Leistungen des Handwerks­
betriebes betreffen. Es sind z. B. die Umsätze von Geldforderungen und 
durch Kreditgewährungen steuerbefreit. Derartige Umsätze sind wohl 
Leistungen eines Bankbetriebes, aber nicht eines Handwerksbetriebes und 
kommen daher für die Hinzusatzung nicht in Frage. 

Von den steuerbefreiten Umsätzen sind im einzelnen dem umsatz­
steuerpflichtigen Umsatz hinzuzurechnen: 

1. Die verlängerte Einfuhr und die erste Lieferung von in das Inland ein· 
geführten Gegenständen gemäß § 4 Ziffer 2 UStG., 

2. die Ausfuhrlieferungen gemäß § 4 Ziffer 3 UStG., 
3. die Lieferung notwendiger Rohstoffe und Halberzeugnisse im Großhandel 

gemäß § 4 Ziffer 4 UStG., 
4. die Lieferung auf Grund einer Versteigerung im Weg der Zwangsvollstreckung 

gemäß § 4 Ziffer 6 UStG., 
5. Lieferungen und Leistungen an die reichsgesetzlichen Versicherungsträger 

usw. gemäß § 4 Ziffer 11 UStG. und 
6. die Umsätze als Hausgewerbetreibender nach § 4 Ziffer 14 UStG. 

Die Zurechnung von einigen anderen Arten des Umsatzes richtet sich 
danach, von welchem Betrieb seiner Art nach der Umsatz getätigt wurde. 
Es können für die Zurechnung ferner in Frage kommen: 

7. Umsätze von Grundstücken, wenn sie z. B. von einem Betrieb des Bauhand­
werks getätigt werden. Ein solcher Betrieb, der laufend Bauplätze ver­
äußert, muß die Erlöse aus diesen V eikäufen zu seinem steuerpflichtip:en 
Umsatz hinzurechnen, ebenso wenn er ein bebautes Grundstück weiter 
veräußert, auf welchem er das Gebäude errichtet hat. 
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8. Einnahmen aus Verpachtungen und Vermietungen von Grundstücken. 
Im Kraftfahrzeughandwerk z. B. können derartige Einkünfte hinzurech­

nender Umsatz sein, wenn nämlich der Betl-ieb Autogaragen vermiet.et. 
9. Die Beherbergung, die Beköstigung und die üblichen Naturalleistungen, 

die Angestellten und Arbeitern eines Betriebes als Vergütung für die 
geleisteten Dienste gewährt werden. 

Derartige um~atzsteuerfreie Umsätze sind dem steuerpflichtigen Umsatz 
hinzuzurechnen, wenn sie betriebseigentümliche Leistungen sind, wie z. B. 
der Wert der Beköstigung der Gefolgschaftsmitglieder in einem Fleischerei­
betrieb. wweit die Beköstigung Fleisch und Fleischwaren wwie mnstige 
Lebemmittel betrifft, die in dem Geschäft geführt werden. 

3. Abzüge vom steuerpflichtigen Umsatz 

Wenn sich die wirtschaftlichen Leistungen des Handwerksbetriebes nicht 
voll nach dem steuerpflichtigen Umsatz bestimmen lassen, weil die steuer­
freien Umsätze fehlen, so gibt. andererseits der steuerpflichtige Umsatz 
auch oft eine zu hohe Leistungskraft. des Betriebes an, weil jeder Umsatz 
innerhalb des Gewerbebetriebes grundsätzlich steuerpflichtig ist, auch 
wenn er mit den wirtschaftlichen Leistungen des Gewerbebetriebes nichts 
zu tun hat. Ferner wird häufig der steuerpflicht-ige Umsatz dadurch ver­
größert, daß Betriebsleistungen früherer Jahre steuerpflichtig werden. Es 
fragt sich, ob derartige umsatzsteuerpflichtige Einnahmen abgezogen 
werden dürfen. Die Handwerksanweisung besagt nichts darüber. 

Die Frage der Abzugsfähigkeit ist zu bejahen. Bei dem Gewinn werden 
die außerordentlichen und betriebsfremden Gewinnanteile bei der Ermitt­
lung des Bet.riebsgewinns ausgeschieden. Es würde ein falsches Bild er­
geben, wenn die auf die nicht berücksichtigten Gewinnanteile entfallenden 
Umsätze in dem gesamten Betriebsumsatz weit.er enthalten blieben. Als 
Grundregel kann man daher den Satz aufstellen: Was nicht im Gewinn ent­
halten ist, darf auch nicht den Umsatz beeinflussen. 

Nicht zu den Betriebsleistungen gehören die Einnahmen infolge der Aus­
übung eines handwerklichen Ehrenamtes. Die bezogenen Dienstaufwands­
entschädigungen sind abzuziehen. Lediglich infolge rein steuerlicher Ge­
sichtspunkte werden die Aufwandsentschädigungen zu den umsatzsteuer­
pflichtigen Betriebseinnahmen gerechnet. Ziffer 19 der Anweisung hat auch 
hier sinngemäß Anwendung zu finden. Es versteht sich von selbst, daß nur 
solche Dienstaufwandsentschädigungen abgesetzt werden dürfen, die im 
steuerpflichtigen Umsatz enthalten sind. 

Abzugsfähig sind ferner wie die Aufwandsentschädigungen alle anderen 
auf rein persönlichen (im Gegensatz zu betrieblichen) Leistungen beruhenden 
Umsätze. Es kommen hierfür Einnahmen in Frage, die z. B. ein Handwerker 
in seiner Eigenschaft als Fachlehrer an einer Berufsschule erzielt hat, oder 
Honorare für schriftstellerische Betätigung auf handwerklichem Fachgebiet. 
Auch eine Gutachtertätigkeit kann außerbetrieblich sein. doch wird bei ihr 
die Abzugsfähigkeit der Gebühren oft zweifelhaft erscheinen. Man wird die 
Siedbürger, Gewinnerklärung 6 
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Erteihu1g von Gutachten zu den Leistungen des Betriebes vor allem dann 
rechnen müssen, wenn das Gutachten einen Gegenstand betrifft, der zu den 
ständigen Lieferungen oder Leistungen des Handwerksbetriebes zählt und 
wenn das Gutachten von jedem Handwerksmeister des Fachberufes gegeben 
werden könnte. 

Für die Ausscheidung kommen weiterhin 

außerordentliche Einnahmen 

in Betracht, wie z. B. aus der Veräußerung von Gegenständen des Anlage­
vermögens, oder Einnahmen, die auf Leistungen aus früheren Zeiträumen 
beruhen. Wenn z. B. ein Handwerker in der Vorkriegszeit Waren auf Vor­
rat hergestellt hat, und diese nunmehr im Kriege zum Verkauf gelangten, 
hat er einen erhöhten Umsatz, der auf Leistungen früherer Jahre beruht. 
Er kann diese Umsätze ausgliedern, sofern er auch die darauf ruhenden 
Gewinne als außerordentliche Gewinne von seinem Gewinn absetzt. Ein 
a.nderer Fall, der häufiger vorkommen wird, wird der sein, daß z. B. ein 
bereits voll abgeschriebener Kraftwagen veräußert wurde. Die Einnahmen 
hierfür zählen zum steuerpflichtigen Umsatz und bilden in fast voller Höhe 
Gewinn. Die Ausscheidung dieser außergewöhnlichen Erträge aus dem 
Gewinn hat auch zwangsläufig die Absetzung vom Umsatz zur Folge. 

4. Besonderheiten im Bauhandwerk 

Der für das Handwerk im allgemeinen vorgesehene Ansatz des steuer­
pflichtigen Ist- oder Sollumsatzes eignet sich nicht immer für das Bauhand­
werk. Die zuständigen Reichsinnungsverbände * haben daher mit dem 
Preiskommissar ein anderes Vorgehen vereinbart. Die Sonderbestimmungen 
sind lediglich als Kannvorschrift erlassen. Die Betriebe brauchen daher 
diese Regelung nicht anzuwenden, wenngleich es im allgemeinen in ihrem 
Interesse liegen wird, von ihr Gebrauch zu machen. Der Betrieb kann als 
Umsatz die Summe aller im Laufe des maßgeblichen Geschäftsjahres der 
Kundschaft als Forderung aus Lieferungen und Leistungen buchmäßig 
belasteten Beträge zugrunde legen. Es spielt dabei keine Rolle, ob über diese 
Beträge dem Bauherrn eine Rechnung ausgestellt, oder ob die Belastung nur 
innerbetrieblich erfolgt ist. Der Wert unvollendeter Bauten ist dem Umsatz 
nicht zuzuschlagen, wenn er nur in Höhe der bis zum Ende des Geschäfts­
jahres entstandenen Aufwendungen (Herstellungskosten oder Selbstkosten) 

* Es handelt sich um die auf Grund der Anordnung d3s Reichswirtschafts­
ministers vom 14. März 1942 zum Reichsinnungsverband des Bauhandwerks 
mit dem Reichsinnungsverband des Bangewerks zusammengelegten Reichs­
innungsverhände des Zimmerhandwerks, des Pflasterer- und Straßenbauhand­
werks, des Stukkateur- und Gipserhandwerks sowie um den Reichsirmungs­
verband des Dachdeckerhandwerks und die an Bauvorhaben beteiligten Stein­
metzbetriebe des Reichsinnungsverbandes des Bildhauer- und Steinmetz­
handwerks. 
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angesetzt ist. Die Zusetzung zum Umsatz kann deswegen wegfallen, weil 
derartig aktivierte Posten den ausgewiesenen Gewinn nicht beeinflußt haben. 

Wenn unvollendete Bauten aber mit einem Wert aktiviert worden sind, 
der höher oder niedriger als die Herstellungs- oder Selbstkosten ist, ist die 
Höhe des Gewinns beeinflußt worden. In diesen Fällen ist der Umsatz um 
den Betrag zu erhöhen bzw. zu ermäßigen, um den sich die so bewerteten 
Bilanzposten für unvollendete Bauten am Ende des Geschäftsjahres gegen­
über den entsprechenden Beständen am Anfang des Geschäftsjahres erhöht 
oder ermäßigt haben. 

Soweit die Stofflieferungen des Bauherrn, die dem Unternehmer 
nicht in Rechnung gestellt und die für die im Umsatz enthaltenen Leistungen 
bewirkt worden sind, mehr als 10% des gemäß vorstehender Ausführungen 
festgelegten Gesamtumsatzes betragen, ist der Wert der Stofflieferung, der 
diese 10% übersteigt., dem Umsat.z hinzuzusetzen. Die Zusetzung bedarf 
der Genehmigung der Preisüberwachungsstelle. Der entsprechende Antrag 
ist gleichzeitig mit der Abgabe der Gewinnerklärung zu stellen. 

Von den auf Seite 81 u. 82 dargestellten Abzügen vom steuerpflichtigen 
Umsatz kommen auf Grund der Sonderheiten im Baugewerbe insbesondere 
in Frage: 

a) Architektenhonorare, Honorare für Sachverständigengutachten, die nicht 
mit der Übernahme eines Bauauftrages gekoppelt sind, Vergütungen für 
Bauaufsicht bei Arbeitsgemeinschaften und Vergütungen aus der Be­
treuung von Nebenunternehmungen, d. h. solchen Betrieben, denen Auf­
träge namens und für Rechnung des Bauherrn erteilt sind, und deren 
Abrechnungssummen infolgedessen im Umsatz der aufsichtsführenden 
Firma nicht erscheinen; 

b) Umsätze aus Vermietung von Maschinen und Geräten, soweit der erzielte 
Gerätemietumsatz 5% des Gesamtumsatzes übersteigt. 

Wenn ein Bauhandwerker aus seiner Beteiligung an einer echten Arbeits­
gemeinschaft einen Gewinn ausgewiesen hat, so kann es vorkommen, daß 
diesem Gewinnteil nicht der ents:r;rechende Umsatz gegenübersteht, da in 
den Geschäftsbüchern des Handwerkers nur der anfallende Bruttogewinn 
erscheint, während der auf der Baustelle entstandene Umsatz (Lohn- und 
Stoffkosten, Gemeinkosten der Baustelle) von der Arbeitsgemeinschaft aus­
gewiesen wird. In diesem Fall ist es zulässig, einen dem Gewinnverteilungs­
schlüssel entsprechenden Umsatzteil der Arbeitsgemeinschaft dem er­
mittelten Gesamtumsatz hinzuzurechnen. 

6* 
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B. Prüfung nach dem Vergleichsgewinn 

1. Anwendungsbereich 

Das Vergleichsgewinnverfahren gilt für folgende HandwerkRzweige (nach 
Reichsinnungsver bänden): 

Augenoptikerhandwerk 
Bäckerhandwerk 
Bandagisten· und Orthopädiemechanikerhandwerk 

Bandagisten, Orthopädiemechaniker, Chirurgiemechanik!:'r 
Bildhauer- und Steinmetzhandwerk 

nur für Holzbildhauer und Holzschnitzer 
Böttcher· und Weinküferhandwerk 

Böttcher, Weinküfer, Muldenhauer 
Buchbinderhandwerk 

Buchbinder, Etuimacher, Liniierer 
Büchsenmacher· und Messerschmiedehandwerk 

Büchsenmacher, Messerschmiede 
Bürsten· und Pinselmacherhandwerk 

Bürsten- und Besenmacher, Pinselmacher, Drahtbürstenmacher 
Damenschneiderhandwerk 
Drechslerhandwerk 

Drechsler (einschließlich Elfenbeinschnitzer), Schirm- und Stock­
macher, Spielzeughersteller 

Elektrohandwerk 
Elektroinstallateure, Elektromaschinenbauer, Elektromechaniker, 
Rundfunkmechaniker 

Fleischerhandwerk 
Friseurhandwerk 
Glaserhandwerk 

Glaser, Glasschleifer, Glasbläser, Glasmaler, Glasaugenhersteller, 
Vergolder 

Glas- und Gebäudereinigerhandwerk 
Graveur- und Gürtlerhandwerk 

Graveure, Gürtler, Emailleure, Formstecher, Guillocheure, Metall­
drücker, Bildgießer, Galvaniseure, Ziseleure 

Herrenschneiderhandwerk 
Juwelier-, Gold· und Silberschmiedehandwerk 

Goldschmiede, Silberschmiede, Gold-, Silber- und Aluminiumschläger 
Konditorenhandwerk 
Korbmacherhandwerk 
Kraftfahrzeughandwerk 

Kraftfahrzeughandwerker (einschließlich Kurbelwellen- und Zylinder­
schleifer), Kraftfahrzeugelektriker, Vulkaniseure 
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Kürschner-, Hut- und Handschuhmacherhandwerk 
Kürschner, Lederschneider (Säckler), Mützenmacher, Hutmacher, 
Handschuhmacher, Tierausstopfer und Tierpräparatoren, Ranch­
warenzurichter 

Landmaschinenhandwerk 
Malerhandwerk 

Maler, Lackierer, Porzellanmaler 
Mechanikerhandwerk 

Mechaniker (Büro-, Näh-, Sprechmaschinen- und Fahrradmechaniker), 
Feinmechaniker, Feinoptiker (Instrumentenoptiker) 

Müllerhandwerk 
nur für Mühlenbauer 

Musikinstrumentenmacherhandwerk 
Geigenbauer, Harmoniumbauer, Klavierbauer, Orgelbauer, Glocken­
gießer, Metallblasinstrumenten- und Schlagzeugmacher, Holzblas­
instrumentenmacher, Handzuginstrumentenmacher, Zupfinstrumen­
tenmacher, Harfenbauer, Bogenmacher, Saitenmacher 

Photographenhandwerk 
Photographen (einschließlich Phototechniker, Farbenphotographen) 

Putzmacherhandwerk 
Roßschlächterhandwerk 
Sattler-, Tapezier- und Polstererhandwerk 

Sattler, Tapezierer (einschließlich Dekorateure, Polsterer), Fein­
täschner (Portefeuiller), Posamentierer 

Schilderhersteller-, Schildermaler- und Lichtreklamehandwerk 
Schlosser- und Maschinenbauerhandwerk 

Schlosser (einschließlich Bauschlosser, Kunstschlosser, Blitzableiter­
setzer), Maschinenbauer, Dreher, Schweißer, Webekamm-Webe­
geschirrmacher, Feilenhauer, Zinngießer 

Schmiedehandwerk 
Schmiede (einschließlich Huf- und Klauenbeschlagschmiede, Kunst­
schmiede) 

Schornsteinfegerhandwerk 
Schuhmacherhandwerk 

Schuhmacher, Orthopädieschuhmacher, Holzschuhmacher 
Seiler- und Segelmacherhandwerk 

Seiler, Segelmacher (einschließlich Netzmacher) 
Stellmacher- und Karosseriebauerhandwerk 

Stellmacher (Wagner), Karosseriebauer 
Tischlerhandwerk 

Tischler (einschließlich Bautischler, Möbeltischler, Parkettischler, 
Beizer), Bootsbauer, Schiffsbauer, Modellbauer, Segelflugzeugbauer, 
Intarsienschneider, Rolladen- und Jalousiebauer 

Uhrmacherhandwerk 
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Wäscheschneider-, Weber- und Stickerhandwerk 
Wäscheschneider, Sticker, Weber, Stricker, Wirker, Tuchmacher 

Zahntechniker 

und für die Mitglieder der folgenden unmittelbaren Fachgruppen: 
Bestattungswesen Leitergerüstbauer 
Getränkeleitungsrciniger Plisseebrenner 
Handwerkliches Schulungsgewerbe Schönheitspfleger 
Klavierstimmer Theatcrgewandmacher- und Kostüm-

verleiher 

2. Vergleichsjahr 1938 

Als Vergleichsjahr ist für Handwerksbetriebe im allgemeinen das 
Kalenderjahr 1938 (fiir Ostmark und Sudetengau 1939) festgesetzt. Als 
Vergleichsjahr gilt das Geschäftsjahr, das überwiegend in das Kalenderjahr 
fällt. Wie in den Erläuterungen zu Ziffer 10, so ist auch hier zu sagen, daß 
bei Handwerksbetrieben das Geschäftsjahr sich fast durchweg mit dem 
Kalenderjahr deckt, da ein vom Kalenderjahr abweichendes Geschäftsjahr 
nur bei Gewerbetreibenden anerkannt wird, deren Firma ins Handels­
register eingetragen ist. Läuft aber ausnahmsweise das Geschäftsjahr vom 
1. April bis 31. März, so gilt als Vergleichsjahr die Zeit vom 1. April 1938 
bis 31. März 1939 (Ostmark und Sudetengau vom 1. April 1939 bis 
31. März 1940). 

Der in diesem Jahr erzielte Gewinn ist also Grundlage für die Beurteilung 
der Angemessenheit des Gewinns. Der Gewinn ist selbstverständlich zu 
Vergleichszwecken ungeeignet, wenn er unangemessen hoch war. Die Hand­
werksanweisung sieht zwar in Ziffer 24 vor, daß der Reichskommissar für 
die Preisbildung auf Vorschlag der Reichsinnungsverbände oder der 
selbständigen Fachgruppen, der über die Reichsgruppe Handwerk zu leiten 
ist, zur Ermittlung des angemessenen Gewinns für einzelne Gruppen von 
Handwerksbetrieben den Gewinn eines anderen Jahres oder den Durch­
schnittsgewinn mehrerer Friedensjahre als Vergleichsgewinn zulassen kann, 
es sind jedoch keine solchen Anträge gestellt worden. 

Für eineJ;J. einzelnen Betrieb, dessen 

Gewinn gerade 1938 ungewöhnlich niedrig 

war (z. B. weg:m Absatzstockung oder weil der Betrieb im Anlaufen 
war), bleibt aber die Möglichkeit, bei der Preisbildungsstelle die Fest­
setzung eines entsprechend höheren angemessenen Gewinn­
satzes zu beantragen. Der Antrag muß selbstverständlich mit näheren 
Angaben versehen und durch die besondere Lage des Betriebes begründet 
sein. 

Ein Antrag auf Festsetzung eines höheren angemessenen Gewinnsatzes 
wird ferner immer dann notwendig werden, wenn der Betrieb seit dem Jahre 
1938 eine Strukturänderung erfahren hat. So wird es z. B. häufig vor-
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kommen, daß ein Handwerksbetrieb, der bis dahin regelmäßig Werk­
lieferungen ausführte, wegen Materialmangels in stärkerem Umfange zu 
Lohnarbeiten übergegangen ist. Der Betrieb, der Werklieferungen ausführt, 
hat naturgemäß einen niedrigeren Gewinnsatz als der Betrieb, der im 
größeren Umfange Lohnarbeiten verrichtet, weil der Gewinnaufschlag für 
den händlerischen Teil der Leistung nicht so groß ist wie für die Fertigung. 

Bei Handwerksbetrieben, die erst im Jahre 1939 oder später gegründet 
worden sind, kann eine Berechnung des zulässigen Gewinns mangels eines 
Vergleichsjahres durch den Betrieb selbst nicht erfolgen. Nach einem an 
die Preisüberwachungsstelle beim Regierungspräsidenten Arnsberg ge­
richteten Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung vom 25. August 
1941, der sinngemäß auch für das Handwerk gilt, hat der neugegründete 
Betrieb seine "Erklärung" nur für das Jahr 1940 abzugeben. Es ist dann 
Aufgabe der Preisüberwachungsstelle, für die Errechnung des zulässigen 
Gewinns einen vergleichsweise ermittelten Umsatz und Gewinn entsprechen­
der anderer Betriebe zugrunde zu legen und dem neugegründeten Betrieb 
den eventuellen Abführungsbetrag mitzuteilen. 

3. V erfahren 

Beim Vergleichsgewinnverfahren stellt der Betrieb den Gewinn der 
Geschäftsjahre 1939 und 1940 (Ostmark und Sudetengau nur 1940) dem 
Gewinn gegenüber, den er im Geschäftsjahr 1938 (Ostmark und Sudeten­
gau 1939) erzielt hat. Zu vergleichen sind die Betriebsgewinne. Es müssen 
also vor der Gegenüberstellung an dem steuerlichen Gewinn die Berich­
tigungen gemäß Ziffern 17-22 vorgenommen werden. Außerdem ist der 
Unternehmerlohn gemäß den Erläuterungen zu Ziffer 18 abzusetzen. 

Die im Jahre 1938 erzielte und solcher Art berichtigte Gewinnsumme 
ist in Prozente des Umsatzes, also 

in den Gewinnsatz umzurechnen. 
Dieser Prozentsatz sollte nach Ziffer 4 des Erlasses vom 10. Oktober 1941 

als angemessen während der Kriegszeit gelten. ,,Angesichts der steigenden 
Kriegslasten" sah sich jedoch der Reichskommissal für die Preisbildung laut 
seinem Erlaß vom 23. November 1941 genötigt, die Gewinnmaßstäbe zu 
überprüfen und sie- für das Jahr 1940 anderweitig festzusetzen. Beim Ver­
gleichsgewinnverfahren bestimmt der Erlaß, daß der für die Zeit nach dem 
1. Januar 1940 ausgewiesene Vergleichsgewinn um 10 v. H. zu kürzen ist. 
Praktisch wird also nur für die Zeit vom 1. September 1939 bis 31. Dezember 
1939 der Vergleich~gewinnsatz von 1938 zugelassen; für das Kalenderjahr 
1940 müssen sich die Betriebe, für die das Vergleichsgewinnverfahren zur 
Anwendung kommt, dagegen mit einem um lf10 gekürzten Gewinnsatz 
begnügen. Der Handwerker muß in der Erklärung nach § 22 KWVO. den 
Kürzungsbetrag selbst absetzen, wofür das Formblatt die entsprechenden 
Angaben vorsieht. 
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Eine Untergrenze ist jedoch dadurch gegeben, daß der Gewinn des Ver­
gleichsjahres nicht unterschritten zu werden braucht. Diese Bestimmung 
hat Bedeutung, wenn der Umsatz nur wenig oder gar nicht gestiegen ist. 
Der ungekürzte Gewinnsatz von 1938 darf aber in keinem Falle über­
schritten werden, weil dieser nach den allgemeinen Bestimmungen die 
obere Grenze für den zulässigen Gewinn bildet. 
Beispiel: 

1938 Umsatz 80000,- RM Gewinn 7 200,- RM 
Gewinnsatz 9% 
Gekürzter Gewinnsatz 8,1% 

1940 
a) Umsatz 90000,- RM G3winn 8000,- RM 

Angemessener Gewinn (8,1 v. H. von 90000,- RM) = 7 290,-" 
Der Übergewinn beträgt . . . . . . . . . . . . . . 710,- RM 
Die Untergrenze nach dem Gewinn von 1938 ist ohne Bedeutung, weil 
der angemessene Gewinn noch darüber liegt. 

b) Umsatz 85000,- RM Gewinn 7 800,- RM 
Angemessener Gewinn (8,1 v. H. von 85000,- RM) = 6885,- " 
Da der Gewinn von 1938 nicht unterflehritten zu werden braucht, gilt 
er in Höhe von 7 200,- RM als angemessen. Es verbleibt ein Über­
gewinn von 7 800,- RM weniger 7 200,- RM = 600,- RM. 

c) Umsatz 70000,-Rl.\'1 Gewinn 7300,-RM 
Angemessener Gewinn (8,1 v. H. von 70000,- RM) = 5670,- " 
An Stelle des angemessenen Gewinns von 5 670,- RM darf ncht etwa 
der des Jahres 1938 in Höhe von 7 200,- RM genommen werden, denn 
es würde dann der Gewinnsatz des Jahres 1938 überschritten werden. 
Zulässig ist in diesem Fall ein Gewinn von 9% (ungekürzter Gewinn­
satz) von 70000,- RM = 6 300,- RM. 

Betriebe, deren Geschäftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, also etwa 
vom 1. April bis 31. März läuft, werden von der Kürzung bereits für das 
Geschäftsjahr 1939 betroffen, und zwar bezüglich des Gewinns der Monate 
Januar bis März 1940. Um diesen zu ermitteln, haben sie den Jahresgewinn 
nach Zwölftein auf die einzelnen Monate zu verteilen. Die Kürzung ist in 
dem angegebenen Fall bei drei Zwölftein des Jahresgewinns vorzunehmen. 
Der Jahresgewinn 1940 (1. April 1940 bis 31. März 1941) wird von der 
Kürzung voll betroffen. 

Ist der Umsatz seit 1938 gestiegen, so darf die Gewinnsumme mit Aus­
nahme der Kürzung für 1940 im allgemeinen mitsteigen, soweit auch 
Kapitaleinsatz und Wagnis gestiegen sind oder eine andere Mehrleistung 
nachweisbar vorliegt. 

Beispiel: 
EinHandwerksbetriebhatte im Jahre 1938einen Umsatz von200000,-RM. 

sein Gewinn betrug 20000,- RM = 10% vom Umsätz. Im Jahre 1939 
betrug der Umsatz des Betriebes 300000,- RM. Da der Gewinnsatz von 
10% im Jahre 1938 nicht steigen darf, könnte der Betrieb im Jahre 1939 
einen Gewinn bis zu 30000,- RM haben unter der Voraussetzung, daß mit 
der Umsatzerhöhung um 100000,- RM der Kapitaleinsatz und das Wagnis 
größer geworden sind oderder Betrieb eine andere Mehrleistungvollbracht hat. 
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Über den verstärkten Kapitaleinsatz muß natürlich von dem Handwerker 
der Nachweis erbracht werden. Dies kann auf Grund der Betriebsrechnung 
geschehen. Beruht die Umsatzsteigerung auf einer mit entsprechendem 
Kapitalaufwand verbundenen Geschäftsvergrößerung, so wird man, wie 
Ministerialrat Dr. Schütz im Mai-Heft 1941 der"Zeitschrift der Akademie 
für Deutsches Recht" ausführt, den darauf beruhenden Mehrgewinn un­
beschränkt bis zu dem Gewinnsatz des normalen Geschäftsjahres zulassen 
müssen. Inzwischen ist die 10%ige Kürzung für 1940 angeordnet worden. 
Unter Mehrleistung sind höhere Leistungen zu verstehen, die auf Grund 
interner Betriebsverbesserungen ermöglicht wurden. Hierbei ist zu 
unterscheiden zwischen Verbesserungen auf Grund von echten RationaU­
sierungen und Einsparungen an Menschen, Material oder Einrichtungen, 
die durch den Krieg bedingt sind. Es ist selbstverständlich, daß nur die 
echten Rationalisierungen von Bedeutung sind. 

Die von dem Reichskommissar für die Preisbildung geforderten Voraus­
setzungen werden in der Regel bei der Umsatzsteigerung eines Handwerks­
betriebes im Kriege vorliegen. Ohne höheren Kapitaleinsatz und größeres 
Wagnis ist im Kriege im allgemeinen keine Steigerung des Umsatzes 
möglich. Auch wird der Umsatzsteigerung fast immer eine Mehrleistung 
des Betriebes zugrunde liegen, zumal eine Steigerung der Erzeugung eines 
Betriebes im Kriege ganz besondere Leistungen erfordert. In einem an 
einen Handwerker gerichteten Schreiben vom 6. September 1941 hat der 
Reichskommissar für die Preisbildung dazu persönlich folgendes aus­
geführt: "Gerade im Handwerk darf bei steigender Leistung mehr verdient 
werden als im Frieden, da im Handwerk ein Umsatzanstieg regelmäßig die 
Folge echter Mehrleistung ist." 

Eine Steigerung des Gewinnsatzes 
will der Reichskommissar für die Preisbildung nur in Ausnahmefällen auf 
Grund ganz besonderer Verhältnisse zulassen. Ein solcher Ausnahmefall 
wird gegeben sein, wenn eine besondere, weit über dem Durchschnitt 
liegende Mehrleistung - vor allem in technischer Hinsicht - nachgewiesen 
werden kann. 

C. Prüfung nach Gewinnrichtpunkten 
1. Anwendungsbereich 

Gewinnrichtpunkte sind für folgende Handwerkszweige aufgestellt 
worden (nach Reichsinnungsver bänden): 
Bangewerk * 

Maurer (einschließlich Hoch- und Tiefbau, Landeskulturbau, Beton­
bau, Eisenbetonbau), Backofenbauer, Betonstein- und Terrazzo­
hersteller, Brunnenbauer, Platten- und Fliesenleger, Steinholzleger, 
Wärme-, Kälte- und Schallisolierer 

* Siehe Seite 90. 
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Bildhauer- und Steinmetzhandwerk 
nur für Steinbildhauer, Steinmetzen, Natursteinschleifer 

Brauer- und Mälzerhandwerk 
Dachdeckerhandwerk 
Färber- und Chemischreinigerhandwerk 

Färber und Chemischreiniger, Seifensieder, Wachszieher 
Installateur- und Klempnerhandwerk 

Klempner (einschließlich Kühlerbauer}, Installateure (einschließlich 
Zentralheizungsbauer, Lüftungs- und Kühlanlagenbauer), Kupfer­
schmiede 

Kürschner-, Hut- und Handschuhmacherhandwerk 
nur für Gerber 

Müllerhandwerk 
nur für Müller 

Straßenbauhandwerk * 
Stukkateur- und Gipserhandwerk * 

Stukkateure (Gipser}, Modelleure 
Töpfer- und Ofensetzerhandwerk 
Wäscherei- und Plättereihandwerk 
Zimmerhandwerk * 

2. Die Gewinnrichtpunkte 

Die Gewinnrichtpunkte setzen sich aus zwei Teilen zusammen, und 
zwar einmal aus der Verzinsung des im Betrieb arbeitenden Kapitals und 
zum anderen aus der Abgeltung der normalen Unternehmerleistung und 
des normalen Unternehmerwagnisses. Für die Verzinsung des betriebs­
notwendigen Kapitals kommt einschließlich der Körperschaft- bzw. der 
Einkommensteuer ein Bruttosatz von 7,5% in Betracht. Die Entschädigung 
für die Unternehmerische Leistung (nicht Unternehmerlohn, der bei der 
Gewinnberichtigung abzusetzen ist) und das allgemeine Unternehmer­
wagnis beträgt zusammen 5 bis 6% brutto vom Umsatz, also einschließlich 
Körperschaft- bzw. :Einkommensteuer. Die vorgenannten Prozentsätze 
gelten bei einem einmaligen Kapitalumschlag. Auch im Handwerk wird es 
richtig sein, die Verzinsung des betriebsnotwendigen K.tpitals, unabhängig 
vom Umschlag desselben, mit 7,5% einheitlich anzusetzen. Dagegen ist der 
Satz für Unternehmerleistung und Unternehmerwagnis je nach der Häufig­
keit des Kapitalumschlages entsprechend abzustaffeln. Bei mehrfachem 

* Gemäß Anordnung des Reichswirtschaftsministers vom 14. März 1942 sind 
die Reichsinnungsverbände des Zimmerhandwerks, des Pflasterer- und Straßen­
bauhandwerks und des Stukkateur- und Gipserhandwerks ab 1. April1942 mit 
dem Reichsinmmgsverband des Baugewerkes zusammengelegt worden. Der 
Reichsinnungsverband des Baugewerkes hat die Bezeichnung , ,Reichsinnungs­
verband des Bauhandwerks" erhalten. 
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Umschlag dürften als unterste Grenze 4% anzusetzen sein; das schließt 
jedoch nicht aus, daß auch auf einen Satz von 3% heruntergegangen werden 
kann. 

In den Gewinnrichtpunkten sind der Unternehmerlohn und die Ver­
gütung für die ohne Entgelt mitarbeitenden Angehörigen des Betriebs­
inhabers sowie auch das Entgelt für eine etwaige Mehrleistung des Betriebs­
inhabers im Kriege nicht enthalten. Diese Beträge sind daher bei der 
Gewinnberichtigung abzusetzen. 

Da sich für 

Einzelhandwerker und Personengesellschaften 

auf Grund der Einkommensteuer einschließlich Kriegszuschlag höhere 
Steuerbeträge ergeben können als für Kapitalgesellschaften auf Grund der 
Körperschaftsteuer und diese auch durch die Haftung mit ihrem gesamten 
Vermögen ein größeres Risiko zu tragen haben, hat sich der Reichskommissar 
für die Preisbildung zu einem Ausgleich durch einen Zuschlag zum Gewinn­
richtpunkt einverstanden erklärt. Dieser Zuschlag beträgt generell 1% des 
Umsatzes. Er kann von jedem Handwerker in Ansatz gebracht werden, 
wenn er bei einem Gewinn bis zu 100000,- RM mit mehr als 30% und bei 
einem Gewinn über 100000,- RM mit mehr als 40% zur Einkommensteuer 
veranlagt ist. In den Gebieten, in denen § 11 Oststeuerhilfe-Verordnung 
(steuerliche Begünstigungen für Körperschaften) gilt, betragen die Sätze 
bei Einkommen bis zu 300000,- RM 20% und bei Einkommen über 
300000,- RM 30%. 

Gemäß Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung vom 10. Oktober 
1941 sind im Bereich der Reichsgruppe Handw.erk die Gewinnrichtpunkte 
auf den Umsatz abzustellen. Das ist deswegen vorgeschrieben, weil ein 
großer Teil der Handwerksbetriebe nur eine Einnahme- und Ausgabe­
rechnung besitzt und das betriebsnotwendige Kapital für die Kriegszeit 
nicht errechnen kann. Es wird also für das Handwerk eine Zusammen­
fassung der Vergütungssätze für Verzinsung, Wagnis und Leistung durch 
Festsetzung eines einheitlichen Satzes vom Umsatz vorgenommen. Auch 
der Reichsstand des Deutschen Handwerks hält das für richtig, da die 
Ermittlung des betriebsnotwendigen Kapitals sehr viele Handwerksbetriebe 
vor große Schwierigkeiten gestellt hätte. Die Abstellung der Gewinnricht­
punkte nur auf den Umsatz erscheint aber auch für das Handwerk zweck­
mäßig, weil sehr viele Betriebe ein und desselben Handwerkszweiges einen 
fast gleichen Kapitalumschlag haben. Auf der Grundlage, daß bei ein­
maligem Kapitalumschlag das betriebsnotwendige Kapital gleich dem 
Umsatz ist, dürfte die Abstellung des gesamten Gewinnrichtpunktes nur 
auf den Umsatz keine Schwierigkeiten bereiten. Gewinnrichtpunkte vom 
betriebsnotwendigen Kapital will der Reichskommissar für die Preis­
bildung nur dann zulassen, wenn die Ermittlung des angemessenen Ge-
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winns auf diese Weise aus besonderen Gründen notwendig ist und die 
Gewißheit besteht, daß die einzelnen Bilanzpositionen für das Anlage- und 
Umlaufvermögen zuverlässig ermittelt werden können. 

Soweit in Sonderfällen von einem Reichsinnungsverband oder einer 
selbständigen Fachgruppe die Gewinnrichtpunkte aus zwingenden 
Gründen auf das betriebsnotwendige Kapital und den Umsatz abgestellt 
und in dieser Form auch vom Reichskommissar für die Preis_bildung ge­
nehmigt wurden, hat der Reichskommissar den Reichsstand ermächtigt, die 
in Betracht kommenden Handwerkszweige zu verpflichten, die Erläute­
rungen zur Errechnung des betriebsnotwendigen Kapitals gemäß Anweisung 
zur Durchführung der §§ 22ff. der KWVO. im Bereich der Reichsgruppe 
Industrie anzuwenden (Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 12. Juli 1941 betr. Errechnung des betriebsnotwendigen Kapitals 
gemäß der Anweisung zur Durchführung der§§ 22ff. der KWVO. im Bereich 
der Industrie; siehe Anhang). 

Die Abstellung der Gewinnrichtpunkte auf das betriebsnotwendige 
Kapital und den Umsatz hat sich aus dringenden Gründen in einigen Hand­
werkszweigen als notwendig erwiesen, und zwar bei dem Färber- und 
Chemischreinigerhandwerk, dem Wäscherei- und Plättereihandwerk und 
dem Müllerhandwerk. Die genannten Handwerkszweige sind hinsichtlich 
derErrechnungdes betriebsnotwendigen Kapitals vom Reichsstand gemäß 
der Ermächtigung des Reichskommissars verpflichtet worden. 

Nach dem vorgenannten Erlaß ist das betriebsnotwendige Kapital nach 
den Bestimmungen der "Allgemeinen Grundsätze der Kostenrechnung 
(Kostenrechnungsgrundsätze)" (Erlaß des Reichswirtschaftsministers und 
des Reichskommissars für die Preisbildung vom 16. Januar 1939) oder der 
"Leitsätze für die Preisermittlung der auf Grund der Selbstkosten bei 
Leistungen für öffentliche Auftraggeber (LSÖ.) vom 15. November 193S 
(RGBl. I, S. 1624)" zu errechnen. Hierbei sind die in dem Erlaß des Reichs­
kommissars für die Preisbildung vom 12. Juli 1941 gegebenen Erläuterungen 
über die Zusammensetzung des betriebsnotwendigen Kapitals genauestens 
zu beachten. 

Nach Züfer 24 b) der Handwerksanweisung sind die Gewinnrichtpunkte 
von der Reichsgruppe Handwerk oder den ihr unterstellten Reichsinnungs­
verhänden oder unmittelbaren Fachgruppen auszuarbeiten und dem Reichs­
kommissar für die Preisbildung vorzulegen. In begründeten Fällen kann 
die zuständige Preisbildungsstelle für einen einzelnen Betrieb eine Ausnahme 
von den jeweils genehmigten Gewinnrichtpunkten zulassen. Hierzu ist 
natürlich ein ganz ausführlich begründeter Antrag des Betriebes notwendig. 

Ausschlaggebend dafür, ob die Gewinnrichtpunkte unterschritten werden 
müssen oder ob Aussicht auf Zuerkennung eines höheren Gewinnsatzes be­
steht, ist die bisherige Erfolgslage des Betriebes. Wurden bislang die Ge­
winnrichtpunkte in einem normalen Geschäftsjahr (1938) nicht erreicht, so 
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muß allgemein unterstellt werden, daß die Leistung des Betriebes unter 
mittelgut zurückgeblieben ist. Wennder Betrieb den im Kriegsjahr erzielten 
Gewinn nicht auf Grund besonderer Leistungen (Rationalisierung, bessere 
Durchorganisation usw.) erzielt hat, muß er sich auch jetzt mit denfrüheren 
Gewinnen zufrieden geben. 

Im Zuge der bereits auf Seite 87 erwähnten Überprüfung der Gewinn­
maßstäbe hat der Reichskommissar für die Preisbildung auch die genehmig­
ten Gewinnrichtpunkte für die Zeit nach dem 1. Januar 1940 um 20 v. H. 
gekürzt. Waren beispielsweise einem Handwerkszweig folgende Richt­
punkte genehmigt worden: 

Bei einem Umsatz von 50000-150000 RM = 10 v. H. des Umsatzes, 
" 150 000-300 000 " = 9 " " 

über 300000 " = 8 " " 
so verringern sich diese für die obengenannte Zeit 

bei einem Umsatz von 50000-150000 RM auf 8% 
" 150000-300000 " " 7,2% 

über 300000 " " 6,4%. 
Der den einkommensteuerpflichtigen Betrieben zugestandene Sonder­

richtpunkt in Höhe von 1 v.H. vom Umsatz (siehe Anhang) unterliegt 
nicht der Kürzung um 20 v. H. (Erlaß des Reichskommissars für die Preis­
bildung vom 25. Februar 1942; siehe Anhan~). 

Dagegen sind für die Zeit vom 1. September 1939 bis 31. Dezember 1939 
die ungekürzten Gewinnrichtpunkte maßgebend. Auch die gekürzten 
Gewinnrichtpunkte kennzeichnen den zulässigen Gewinn nur für den guten 
Betrieb. In allen Fällen, in denen ein Betrieb wegen seiner Kostenlage oder 
aus sonstigen Gründen im Verhältnis zu den mit ihm im Wettbewerb 
stehenden Betrieben nicht als gut bezeichnet werden kann, besteht also 
auch nach der Kürzung kein Anßpruch auf den Richtpunktgewinn. In 
solchen Fällen muß stets ein Leistungsabschlag erfolgen. 

Betriebe, deren Geschäftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, also etwa 
vom 1. April bis 31. März läuft, werden von der Kürzung bereits für das 
Geschäftsjahr 1939 betroffen, und zwar bezüglich des Gewinns der Monate 
Januar bis März 1940. Um diesen zu ermitteln, haben sie den Jahresgewinn 
nach Zwölftein auf die einzelnen Monate zu verteilen. Die Kürzung ist in 
dem angegebenen Fall bei drei Zwölftein des Jahresgewinns vorzunehmen. 
Der Jahresgewinn 1940 (1. April 1940 bis 31. März 1941) wird von der 
Kürzung voll betroffen. 

3. V erfahren 

Beim Verfahren auf Grund der Gewinnrichtpunkte ist der steuerpflich­
tige Gewinn für die Jahre 1939 und 1940 zunäch8t gemäß den Ziffern 17 
bis 21 zu berichtigen. Es ist dann ausgehend vom Normalgewinn (Gewinn-
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riebtpunkte in Prozenten vom Urneatz bzw. Kapital und Umsatz) unter 
Berücksichtigung eines evtl. L2istung3zuschlages (Ziffer 22) oder eines 
evtl. Leistungsabschlages (Ziffer 25) dJr ang~messene G. winn in ProzentC'n 
vom Umsatz bzw. Kapital und Umsatz zu berechnen. Die3er argem2ssene 
GJwinn in Prozenten ist auf d.:m Umsatz bzw. auf das Kapital und dJn 
Umsatz zu beziehen. D.:Jr sich hierdurch ergebende ang,mess:.:ne Gewinn 
in Reichsmark ist dcom berichtigten B.:Jtriebsgewinn in RJichsmark gsgen­
üb3rzustellen. Die Differenz, um die der erzielte Betriebsgewinn höher 
ist als der angemessene Gewinn (Richtpunktgewinn), stellt den Übergewinn 
des Betriebes dar. Zu berücksichtigen ist hierbei, daß die durch die Gewinn­
richtpunkte gegebenen Sätze von dem einzelnen Betrieb nicht schematisch 
übernommen werden können. Diese Sätze sollen vielmehr nur Anhalts­
punkte darstellen, nach denen sich der Betrieb ausrichten soll. Dabei hat er 
vor allem zu prüfen, ob er mit angemessenen Selbstkosten arbeitet und ob 
sein Kapitalumschlag demjenigen entspricht, der dem genehmigten Gewinn­
richtpunkt zugrunde liegt. Wo die vom Umsatz abhängigen Gewinnricht­
punkte nach der Umschlagshäufigkeit des betriebsnotwendigen Kapitals 
verschieden festgesetzt sind, haben die Handwerksbetriebe je nach der bei 
ihnen vorliegenden Umschlagshäufigkeit Zwischenwerte zwischen den fest­
gesetzten Gewinnrichtpunkten zu berechnen. -Bezüglich der Frage, ob ein 
Übergewinn entstanden ist, wenn sich der Gewinnsatz des Betriebes gegen­
über 1938 erhöht hat, der während des Krieges erzielte Gewinnsatz aber im 
Rahmen der Gewinnrichtpunkte liegt, vertritt der Reichskommissar für die 
Preisbildung die Auffassung, daß in diesen Fällen ein Übergewinn dann nicht 
entstanden ist, wenn die Gewinnrichtpunkte für den Betrieb als angemessen 
anzusehen sind. Auf Grund dessen und der Ausführungen unter 2. ist es 
notwendig, daß der Handwerker die Gewinnberichtigung auch für das 
Geschäftsjahr 1938 vornimmt, um feststellen zu können, ob er damals den 
für ihn zutreffenden Gewinnrichtpunkt schon erreicht hat oder nicht. 

Nach Anordnung des Reichskommissars für die Preisbildung sind die 
genehmigten Gewinnrichtpunkte vertraulich zu behandeln; sie dürfen 
daher nicht veröffentlicht werden. Betriebe der unter 1. genannten 
Handwerkszweige erfahren die Gewinnrichtpunkte auf Anfrage bei ihrer 
Innung. 
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Sonderbestimmungen für Betriebe 
mit einem Jahresumsatz bis zu 50 000,- RM 

Handwerksanweisung Abschnitt V Ziffer 28-29 
Inhalt in Kürze: Für den überwiegenden Teil aller Handwerksbetriebe, 

nämlich für die Betriebe, deren Jahresumsatz weder 1939 noch 1940 
50000,- RM überschritten hat, sind vereinfachte Bestimmungen zur 
Gewinnprüfung erlassen. Wenn bei ihnen der Gewinn nicht über den 
Rahmen des von dem zuständigen Oberfinanzpräsidenten aufgestellten 
Reingewinnriebtsatzes des Jahres 1940 für den betreffenden Handwerks­
beruf hinausgeht, dann gilt er als angemessen. Soweit Riebtsätze nicht 
aufgestellt sind, können die Preisbildungsstellen Ergänzungsriebtsätze 
festsetzen, die dann anzuwenden sind. Den in Frage kommenden Riebt­
satz kann jeder Handwerker bei seiner Innung erfahren. 

"überschreitet der Gewinn den zutreffenden Reingewinnrichtsatz, dann be­
steht für den Betrieb keine Verpflichtung zur Gewinnabführung, sondern 
nur zur Preissenkung. Die Betriebe, deren Gewinne unter den Riebt­
sätzen liegen, dürfen dagegen ihre Preise nicht erhöhen, um die Riebt­
sätze zu erreichen. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung hat sich in einem späteren 
Erlaß damit einverstanden erklärt, daß die Betriebe von der Anwendung 
der Reingewinnriebtsätze als Vergleichsmaßstab vorläufig absehen. Die 
Pflicht zur laufenden Überprüfung des Gewinns und zur Vornahme von 
Preissenkungen wird dadurch jedoch nicht berührt. 

Ziffer 28: 

Keine Verpflichtung zur Gewinnabführung für Betriebe 
mit einem Jahresumsatz bis zu 50 000,- RM 

Grundsätzlich müssen die Handwerksbetriebe, die einen Übergewinn er­
zielt haben, diesen abführen. Ausgenommen sind die kleineren Abführungs­
beträge, die 1000,- RM für das Geschäftsjahr nicht übersteigen (vergl. 
Seite 47). Diese Ausnahmebestimmung hat eine für das Handwerk außer­
ordentlich wichtige Erweiterung dadurch erfahren, daß Handwerksbetriebe 
mit einem Jahresumsatz von 50000,- RM oder weniger einen etwa er­
zielten "übergewinn nicht abzuführen brauchen ohne Rücksieht auf die Höhe 
des "übergewinns. 

Von dieser Begünstigung wird der stark überwiegende Teil aller Hand­
werksbetriebe betroffen. Da es sich um eine Vergünstigung von außer­
ordentlich weitgehenden Auswirkungen im Einzelfall handelt, ist eine 
scharfe 



96 Gewinnerklärung, Gewinnprüfung, Preissenkung im Handwerk. 

Abgrenzung der Betriebe, 

die unter die Sonderbestimmungen fallen, erforderlich, zumal diese auch 
noch ein vereinfachtes Gewinnprüfungsverfahren durchführen können. 

Unter die Sonderbestimmungen fallen nur Handwerksbetriebe, die weder 
im Jahre 1939 noch im Jahre 1940 einen Umsatz von mehr als 50000,- RM 
gehabt haben, wobei als Umsatz die Summe der Entgelte im Sinne des 
Umsatzsteuergesetzes einschließlich der steuerfreien Beträge gilt. 

Zur Prüfung, ob die 50000,- RM-Grenze überschritten ist, ist von dem 
Umsatz nach dem 

Umsatzsteuerbescheid auszugehen. 

Liegt dieser noch nicht vor, dann ist an dessen Stelle Ausgangspunkt der 
Umsatz nach der Umsatzsteuererklärung. Es spielt keine Rolle, ob die 
Besteuerung des Umsatzes des Handwerkers im einzelnen nach den ver­
einnahmten Entgelten (Ist-Einnahmen) oder nach den vereinbarten Ent­
gelten (Soll-Einnahmen) erfolgt. Immer ist die Art der Versteuerung maß­
geblich, so daß keinerlei Umrechnungen des Steuerbescheides notwendig 
sind. 

Im Umsatzsteuerbescheid (und teilweise auch in der Umsatzsteuer­
erklärung) werden nur die Umsätze genannt, die steuerpflichtig sind. Durch 
die Beschränkung der Sonderbestimmungen auf Betriebe mit einem Jahres­
umsatz bis zu 50000,- RM soll erreicht werden, daß nur die kleineren 
Betriebe darunter fallen. Der steuerpflichtige Umsatz allein ist aber kein 
sicheres Merkmal für die Größe des Betriebes, deswegen müssen die steuer­
freien Beträge zu den steuerpflichtigen Umsätzen hinzugerechnet werden, 
wie auch Absetzungen möglich sind. Der Umsatz wird also "b2richtigt" 
mit dem Ziel, den wirtschaftlichen Umsatz zu ermitteln, d. i. der auf den 
Zweck des Betriebes gerichtete Umsatz von Lieferungen und Leistungen. 

Für die Hinzurechnung sind die auf Seite 80 unter "2. Zusetzungen zum 
steuerpflichtigen Umsatz" dargestellten Regeln maßgeblich. Dagegen 
kommen die auf Seite 81 unter "3. Abzüge vom steuerpflichtigen Umsatz" 
aufgestellten Grundsätze nur insoweit zur Anwendung, als Berichtigungen 
des Gewinns (s. Seite 57 ff.) erforderlich erscheinen. Die Besonderheiten 
im Bauhandwerk (s. Seite 82) gelten sinngemäß auch für die Betriebe 
mit einem Jahresumsatz bis zu 50000,- RM. Der auf diesem Wege 
ermittelte Umsatz ist nicht nur für die Abgrenzung der Betriebe ent­
scheidend, sondern bildet auch den Ausgangspunkt für das Gewinn­
prüfungsverfahren selbst. 

Ziffer 29: 

Verpflichtung zur Preissenkung 

Wenn die Betriebe mit einem Jahresumsatz bis zu 50000,- RM nicht 
verpflichtet sind, Übergewinne abzuführen, so sind sie doch nicht von 
der Pflicht befreit, ihren Gewinn nachzuprüfen zur Feststellung, ob 
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er unangemessen hoch war oder nicht. Sofern sich ein unangemessener 
Gewinn ergibt, sind die Preise zu senken. Die Gewinnprüfung braucht aber 
nicht in der gleichen Form wie bei den größeren Betrieben zu erfolgen, wo 
genau ermittelt wird, wie hoch der Übergewinn war. Das ist nicht nötig, 
weil er nicht abgeführt zu werden braucht. Demzufolge sieht Ziffer 29 ein 
vereinfachtes Verfahren zur Feststellung vor, ob der Jahresgewinn 
unangemessen hoch war oder nicht. Im allgemeinen liegen unangemessen 
hohe Gewinne vor, wenn sie über den Rahmen der von den zuständigen 
Oberfinanzpräsidenten aufgestellten Reingewinnriebtsätze des Jahres 1940 
für Handwerksbetriebe hinausgehen, doch können die Betriebe auch in 
anderer Weise die Angemessenheit ihres Gewinns prüfen. 

A. Die Verfahrensmöglichkeiten 

Nach den Bestimmungen der Handwerksanweisung ist es nicht in das 
Belieben der Betriebe gestellt, ob sie das vereinfachte Verfahren anwenden 
wollen oder nicht. Für die Handwerksbetriebe mit einem Jahresumsatz bis 
zu 50000,- RM würde danach sowohl das Gewinnrichtpunktverfahren, als 
auch der Vergleich mit dem Gewinn des Jahres 1938 bzw. 1939 ausscheiden. 
Diese Vorschriften sind jedoch später geändert worden. In einem Erlaß des 
Reichskommissars für die Preisbildung vom 30. März 1942- RfPr. A- 152-
1519/42 - an den Reichsstand des Deutschen Handwerks heißt es: 

"Ich bin damit einverstanden, daß Handwerksbetriebe, die weder im 
Jahre 1939 noch im Jahre 1940 einen Umsatz über 50000,- RM erzielt 
haben, bei der Prüfung des Gewinns vorläufig von der Anwendung der 
Reingewinnriebtsätze der Oberfinanzpräsidenten oder der Ergänzungs­
riebtsätze der Preisbildungsstellen absehen. Die Pflicht zur laufenden "Über­
prüfung des Gewinns und zur Vornahme von Preissenkungen wird hier­
durch nicht berührt." 

Mangels weiterer amtlicher Verlautbarungen, wie der Erlaß vom 30. März 
1942 zu verstehen ist, läßt er sich unter Berücksichtigung der vorange­
gangenen Verhandlungen zwischen dem Reichskommissar für die Preis­
bildung und dem Reichsstand des Deutschen Handwerks über die .Auwen­
dung der Reingewinurichtsätze der Oberfinanzpräsidenten bzw. ErgänzungB­
richtsätze der Preis bildungsstellen nur wie nachstehend ausgeführt auslegen: 

Die Betriebe mit einem Jahresumsatz bis zu 50000,- RM sollen nicht 
etwa von dem Gewinnprüfungsverfahren überhaupt befreit sein. Einer 
solchen Auffassung widerspricht zweifelsfrei der letzte Satz des Erlasses. 
Man war sich ferner von Allfang an darüber klar, daß auch die Kleinbetriebe 
eines Vergleichsmaßstabes zur Prüfung ihres Gewinns bedürfen. Nachdem 
nunmehr die Betriebe nicht mehr gezwungen sind, die Reingewiunrichtsätze 
anzuwenden, gibt es verschiedene Möglichkeiten zur "Überprüfung des Ge­
winns. 
Siedbürger, Gewinnerklärung 7 
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1. Der Kleinbetrieb kann die Angemessenheit seines Gewinns dadurch 
feststellen, daß er in gleicher Weise vorgeht wie die Betriebe mit einem Um­
satz über 50000,- RM. Zu einem derartigen Verfahren sind besondere 
Erläuterungen nicht erforderlich. Es finden alle Bestimmungen der Ab­
schnitte 111 und IV der Handwerksanweisung uneingeschränkt Anwendung. 

2. Die große Masse der Betriebe mit einem Umsatz bis zu 50000,- RM 
würde im Falle der Anwendung der allgemeinen Bestimmungen aus den 
Abschnitten 111 und IV der Handwerksanweisung vor unüberwindbare 
Schwierigkeiten gestellt werden. Es muß ihnen daher ermöglicht werden, 
nach einem einfachen Verfahren zu prüfen, ob ihr Gewinn angemessen ist, 
oder ob sie wegen eines zu hohen Gewinns zur Gewinnsenkung verpflichtet 
sind. Ein solches Verfahren bietet die Gewinnprüfung an Hand der Bein­
gewinnriebtsätze der Oberfinanzpräsidenten bzw. der Ergänzungsriebtsätze 
der Preisbildungsstellen. 

Abschnitt V der Handwerksanweisung ist durch den Erlaß vom 30. März 
1942 nicht aufgehoben worden. Es sind lediglich die Verfahrensvorschriften, 
wie die Angemessenheit des Gewinns festzustellen ist, vorläufig insofern 
außer Kraft gesetzt, als die Reingewinnriebtsätze nicht angewendet werden 
müssen, jedoch angewendet werden können. Da die Verpflichtung zur 
Gewinnprüfung und Preissenkung bestehen bleibt, ein neuer Maßstab zur 
Gewinnprüfung und Bemessung des Ausmaßes der Preissenkung aber nicht 
gegeben wird, werden die Betriebe in der Regel auf die Reingewinnriebtsätze 
bzw. Ergänzungsriebtsätze zurückgreifen müssen, wenn sie nicht Gefahr 
laufen wollen, die ihnen obliegenden Pflichten zu verletzen. 

Wenn für einen Betrieb, der das Verfahren nach den Reiugewinnricht­
sätzen anwenden will, einmal weder Reingewinnrichtsätze der Oberfinanz­
präsidenten noch Ergänzungsrichtsät.ze der Preisbildungsstellen festgestellt 
sein sollten, wird behelfsmäßig so vorzugehen sein, daß ermittelt wird, wo 
die Grenze für die Angemessenheit des Gewinns bei einem anderen Betrieb 
liegt, der möglichst ähnlich liegende Verhältnisse aufweist und für den ein 
anerkannter Gewinnmaßstab besteht. In der Praxis wird ein solches Vor­
gehen zur Folge haben, daß die Riebtsätze für verwandte Berufe oder die 

· Riebtsätze für den gleichen Beruf aber aus einem anderen Bezirk gegebenen­
falls unter entsprechender Abänderung anzuwenden sind. 

Wegen der großen Bedeutung, die das Gewinnprüfungsverfahren nach 
den Reingewinnriebtsätzen bzw. Ergänzungsriebtsätzen nach wie vor hat, 
ist die Anwendung der Richtsät.ze besonders wichtig. Näheres hierüber 
siehe Seite 100 ff. 

3. Als letzter Weg zur Überprüfung der Gewinne bietet sich noch die 
Möglichkeit, einen eigenen Vergleichsmaßstab zu wählen, der den indivi­
duellen Verhältnissen des Betriebes entspricht. Die Zulässigkeit dieses Ver­
fahrens erklärt sich aus dem Umstand, daß es Betriebe gibt, die einerseits 
wegen der großen damit verknüpften Schwierig~eiten die allgemeinen Be-
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stimmungen nicht anwenden können, und bei denen andererseits die An­
wendung der Riebtsätze zu einem offenkundig unrichtigen Ergebnis führen 
würde. Eine amtliche Stellungnahme über die Anwendungsweise der Rein­
gewinnrichtsätze liegt zudem nicht vor, so daß schon bei diesem Maßstab 
für die Regelfälle verschiedene Möglichkeiten offenstehen. Der Zwang zur 
Anwendung der Reingewinnriebtsätze oder Ergänzungsriebtsätze kann 
ferner nicht deswegen gefallen sein, weil die Betriebe auch das schwierigere 
V erfahren nach den allgemeinen Vorschriften sollen anwenden dürfen, was 
in der Praxis im allgemeinen sowieso nicht möglich ist, sondernnur deswegen, 
weil das ursprünglich vorgeschriebene Verfahren teilweise zu unhaltbaren 
Ergebnissen führen würde. 

Handwerker, die weder die für die größeren Betriebe vorgeschriebenen all­
gemeinen Bestimmungen noch die Gewinnrichtsätze für die Gewinnprüfung 
anwenden wollen, werden vor allem durch einen inneren Betriebs ver­
gleich feststellen können, ob ihr Gewinn eine zulässige Höhe hat. Doch sind 
auch andere Wege denkbar, die zu einem richtigen Ergebnis führen würden. 

Beim inneren Betriebsvergleich wird der Gewinn des Betriebes mit dem 
der Vorkriegszeit verglichen. Sind z. B. auch im Kriege alle gewinnbildenden 
Faktoren im großen .und ganzen etwa unverändert wie in den Jahren 1936 
bis 1938 geblieben, also vor allem gleiche Preise, gleicher Umsatz, gleiche 
Art der Aufträge, gleiche persönliche Leistungen des Meisters (Umfang der 
eigenen Mitarbeit) usw., und es ergibt sich kein höherer Gewinn als in der 
Vorkriegszeit, dann wird der Gewinn als angemessen gelten können, voraus­
gesetzt, daß die Preise des Betriebes bereits früher sich in dem üblichen und 
angemessenen Rahmen hielten. 

Hat sich der Gewinn oder der Gewinnsatz (Gewinn in Prozenten des 
Umsatzes) erhöht, dann wird der Gewinn nur dann als angemessen aner­
kannt werden können, wenn der höhere Gewinn ausschließlich durch Mehr­
leistungen verursacht ist (Ersatz eines einberufenen Gesellen durch eigene 
Mehrarbeit des Meisters und seiner nicht entlohnten Familienangehörigen, 
erhöhter Kapitaleinsatz, Leistungen besonderer Art, wie z. B. auf Grund 
eigener Erfindungen oder eines verbesserten Verfahrens usw.). Haben sich 
die Betriebsverhältnisse geändert, dann ist die dadurch bedingte Änderung 
des Gewinns entsprechend zu berücksichtigen. 

Betriebe, die ein anderes als die unter 1 oder 2 genannten Verfahren an­
wenden, müssen sich bewußt bleiben, daß sie in erhöhter eigener Verant­
wortung handeln. Bei der Beurteilung des Gewinns auf seine Angemessen­
heit gelten daher die strengsten Grundsätze. Die Betriebe werden aus diesem 
Grunde z, B. von einer Preissenkung nur dann absehen können, wenn die 
Gewinnprüfung ganz eindeutig einen nur angemessenen Gewinn aufzeigt. 
Wegen der großen Gefahren, die die Anwendung eines nicht ausdrücklich 
anerkannten Verfahrens mit sich bringt, kann ein solches Vorgehen den 
Betrieben im allgemeinen nicht empfohlen werden. Dieser Weg sollte nur 
dann beschritten werden, wenn zwingende Gründe dazu vorliegen. 

7* 
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B. Abgrenzung der Vorschriften 

Endlich ist noch darauf aufmerksam zu machen, daß die Sonder­
bestimmungen es ausschließen (außer bei Anwendung des allgemeinen Ge­
winnprüfungsverfahrens gemäß Darstellung auf Seite 98), daß die einzelnen 
Vorschriften über das Verfahren für die Betriebe mit einem Umsatz von über 
50000,-RM auch hier gelten. Es scheiden also die Bestimmungen über 
Gewinnabführung (Abschnitt 111) und Gewinn (Abschnitt IV) aus, soweit in 
diesen Teilen der Handwerksanweisung nicht Grundsätze von allgemeiner 
Bedeutung entwickelt sind, wie z. B. in Ziffer 26 und dort wieder vor allem 
der letzte Satz, nämlich daß der Handwerker in jedem Fall die Verant­
wortung für dieAngemessenheit seiner Gewinne und damit seiner Preise trägt. 

Bestimmungen aus den Abschnitten III und IV werden von Betrieben 
mit einem Umsatz von nicht über 50000,- RM behelfsmäßig auch dann 
heranzuziehen sein, wenn die Sonderbestimmungen untragbare Härten zur 
Folge haben, und es sich um einen Punkt handelt, der in Abschnitt III 
oder IV eindeutig geregelt ist. So kann es z. B. einem Betrieb zweifelhaft 
erscheinen, ob seine Sonderverhältnisse zu Absetzungen vom Gewinn 
berechtigen. Dann kann er sich durchaus die Vorschriften der Ab­
schnitte III und IV als Anhaltspunkte dienen lassen. So kann ein 
für den Export arbeitender Betrieb mit einem Umsatz von 30000,- RM, 
dessen Gewinn über dem Riebtsatzrahmen liegt, nach Ziffer 20 ermitteln, 
ob und in welchem Umfange er Gewinnberichtigungen vornehmen dürfte, 
wenn er die Umsatzgrenze von 50000,- RM überschritten hätte. Ergibt 
sich dabei ein Gewinnunterschied nach den beiden Verfahren, auf den zu 
verzichten für den Betrieb eine unzumutbare Härte bedeuten würde, dann 
besteht innerhalb des auf Seite 104 ff. geschilderten Rahmens die Möglichkeit 
der Berücksichtigung. Es ist aber nicht zulässig, schlechthin. nach Ziffer 20 
zulässige Mehrgewinne infolge des Exportes abzuziehen. 

Die Vorschriften aus den Abschnitten I und II sowie den Abschnitten IV 
bis VIII gelten uneingeschränkt auch für die Betriebe mit einem Jahres­
umsatz von nicht über 50 0()0,- RM. 

C. Die Reingewinnriebtsätze der Oberfinanzpräsidenten 

Alljährlich legen die Oberfinanzpräsidenten "Richtsätze zur Ermittlung 
des Gewinns nichtbuchführender Gewerbetreibender" fest. Diese werden 
grundsätzlich für den ganzen Oberfinanzbezirk einheitlich aufgestellt, so­
fern nicht für einen Teilbezirk besondere Verhältnisse vorliegen, die be­
sondere Riebtsätze für dieses Gebiet notwendig erscheinen lassen. 

Die Riebtsätze werden nur für vergleichbare Betriebe aufgestellt. Sie 
sollen Durchschnittsergebnisse für den normalen Betrieb wiedergeben. 
Es sind daher alle außergewöhnlichen Merkmale der einzelnen Betriebe 
unberücksichtigt gelassen. 
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Die Oberfinanzpräsidenten stellen die Riebtsätze auf unter Mitwirkung 
der beruflichen Fachorganisationen, Sachverständigen, Vertrauenspersonen, 
Gemeindebehörden und anderen Stellen mehr. Die sachlichen Grundlagen 
stammen größtenteils aus den Erfahrungen, die die :Finanzämter durch die 
Steuerveranlagungen und vor allem durch die Betriebsprüfungen erlangen. 
Teilweise wird auch der tatsächliche Gewinn einer Anzahl von Riebt­
betrieben als Grundlage für die Riebtsätze genommen. 

Die Riebtsätze für 1940 sind, wie die in den Vorjahren, nach Betriebs­
gruppen aufgestellte Rahmensätze. Die Betriebsgruppen sind in den 
meisten Handwerkszweigen nach der Zahl der beschäftigten Personen 
gebildet worden. Aber auch nach den verschiedensten anderen Gesichts­
punkten sind Gruppen zusammengestellt worden. So sind Unterschiede 
nach Umsatzgrößen, oder dem Standort (Stadt oder Land), oder 
zwischen Betrieben mit reinem Werkstattbetrieb und Betrieben mit 
Werkstatt und Ladengeschäft oder zwischen Betrieben mit Liefer­
ung der Materialien durch den Unternehmer und Lieferung der 
Materialien durch den Auftraggeber u. a. m. gemacht. Für die Be­
triebsgruppen werden als Sätze die Rohgewinnaufschläge in Prozenten des 
Wareneinsatzes und der Rohgewinn und der Reingewinn in Prozenten des 
Umsatzes gegeben. Teilweise werden auch noch Halbreingewinnsätze ge­
nannt. Nachstehend werden Beispiele für die Riebtsätze aufgeführt: 

Roh- Halb- Rein-Aufsehlag 
auf den 
Waren­
einsatz 

rein­
gewinD gewiim gewinn 

v. H. in v. H. der Umsätze 
Oberfinanzpräsident Kassel 
Anstreicher und Maler. . . . . . . . 257-400 72- 80 

a) Alleinmeister, auch mit Lehrling . 
b) Meister mit 1-2 Gesellen . . . . 
c) Meister mit 3-4 Gesellen . . . . 
d) Meister mit mehr als 4 Gesellen 

Oberfinanzpräsident Nordmark in Kiel 
Bäcker . . . . . . . . . . . 40-48 

a) Umsatz bis 30000,- RM . 
b) Umsatz 30-70000,- RM 
c) Umsatz über 70000,- RM 

Oberfinanzpräsident Danzig-Westpreußen 
Bäcker 
1. Altreichsgebiet. . . . . . . . . . 56-92 36-48 

a) reine Brotbäckereien a. d. Lande . 
b) überwiegend Brotbäcke.reien 
c) überwiegend Kuchenbäcker 

2. eingegl. Ostgebiet und Danzig 
(wie unter 1.) 

40-55 
32-44 
22-33 
15-25 

20-30 
20-26 
18-25 

14-16 
16-23 
21-28 
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Ob_erfinanzpräsident Westfalen in 
Münster 

Aufschlag 
auf den 
Waren· 
eins atz 
v.H. 

Halb-
Roh· rein· Rein· 

gewinn gewinn gewinn 

in v. H. der Umsätze 

Zimmermeister . . . . . . . . . . 100-233,3 50--70 
a) Lieferung der Materialien durch den 

Unternehmer 
1. Alleinmeister auch mit Lehrling 
2. Meister mit 1-5 Hilfskräften . 
3. Meister mit 6-12 Hilfskräften . 
4. Meister mit 13 und mehr Hilfs-

kräften .......... . 
b) Lieferung der Materialien durch den 

Bauherrn (wie unter a) 

Oberfinanzpräsident Dresden 
Ofensetzer und Töpfer 
Optiker 

a) Meister allein oder mit Lehrling 
b) Meister mit 1-2 Gesellen . . . 

40-45 
25-40 
12-22 

7-20 

43-53 36-46 23-37 

53-63 43-53 38-48 
50-60 37-47 27-37 

In den Riebtsätzen ist durchweg unterstellt, daß das Handwerk in 
fremden oder gemieteten Räumen und mit fremden Arbeitskräften 
betrieben wird. Befindet sich der Betrieb im eigenen Hause, dann wird 
zu dem nach den Riebtsätzen errechneten Gewinn für steuerliche Zwecke 
ein Zuschlag in Höhe des reinen Mietwertes der eigengewerblich genutzten 
Räume gemacht. Wenn außer dem Betriebsinhaber und seiner Ehefrau 
an Stelle von betriebserforderlichen fremden Arbeitskräften nichtentlohnte 
Familienangehörige beschäftigt werden, dann wird der Riebtsatzgewinn 
um die ersparten Löhne erhöht. Von diesen Berichtigungen ist zu 
unterscheiden, daß die Finanzämter bei der Anwendung der Riebtsätze 
außer der Lage des Betriebes am Standort (Verkehrslage), die Kaufkraft 
und Zahlungsfähigkeit des Kundenkreises, die persönlichen Eigenschaften 
des Steuerpflichtigen (Geschäftstüchtigkeit, Beliebtheit bei den Kunden, 
Zuverlässigkeit usw.) und den Geschäftskreis des Betriebes (Selbstanferti­
gung, Instandsetzung, Handel) berücksichtigen. Die erste Gruppe gibt 
nur die allgemeine Berichtigung der Riebtsätze nach den Verhältnissen 
des Betriebes wieder. Die Hinzurechnungen, eventuell auch Abschläge, 
frgeben einen berichtigten Richtsatzgewinn, während die Berücksichtigung 
der zweiten Art von Besonderheiten des Betriebes zu dem Gewinn führt, 
zu dem der Handwerker zu veranlagen ist. 

Die Riebtsätze sind lediglich ein verwartungsmäßig gegebenes 
Hilfsmittel, um den Finanzämtern die Erfüllung ihrer Aufgaben zu er­
leichtern. Sie sind daher in den Steuergesetzen selbst nicht verankert. Bei 
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der Veranlagung des Steuerpflichtigen steht es dem Finanzamt frei, ob es 
vom Rohgewinnsat-z, Halbreingewinnsatz oder vom Reingewinn­
satz ausgehen will. In den Reingewinnriebtsätzen sind sämtliche Betriebs­
ausgaben mit Ausnahme der Zinsen für langfristige Betriebsschulden, das 
sind Schulden mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr, enthalten. Die 
Halbreingewinnsätze berücksichtigen gleichfalls sämtliche Betriebsausgaben 
mit Ausnahme derjenigen, die vom Steuerpflichtigen ohne Schwierigkeit 
und einwandfrei nachgewiesen werden können, das sind die Löhne, die 
Mieten und Gewerbesteuern und etwaige Zinsen für langfristige Betriebs­
schulden. Aus dem Reingewinn läßt sich also leicht in jedem Fall der 
Halbreingewinn ableiten, indem die Löhne, die Mieten und die Gewerbe­
steuern zugeschlagen werden. Das ist wichtig, da zum Teil (Oberfinanz­
präsident Hannover) keine Reingewinnsätze, sondern nur Halbreingewinn­
sätze aufgestellt sind. Wenn nur ein Halbreingewinnrichtsatz aufgestellt 
ist, wird dieser anstatt des Reingewinnriebtsatzes verwendet. 

Die Oberfinanzpräsidenten geben teilweise ihre Riebtsätze nicht zur Ver­
öffentlichung frei. Sie sind nur für den inneren Dienstgebrauch bestimmt. 
Um jedoch jedem Handwerker die Möglichkeit zu geben, seinen Gewinn 
auf Angemessenheit zu prüfen, sind jeder Innung die in Frage kommenden 
Sätze bekanntgegeben worden, bei welcher der Handwerker sie erfahren 
kann. 

Teilweise sind für Handwerksberufe überhaupt keine oder nur unvoll­
ständige Riebtsätze aufgestellt. Soweit die Gewinnriebtsätze fehlen, können 
von den Preisbildungsstellen Ergänzungsriebtsätze bestimmt werden, 
die an Stelle der Gewinnriebtsätze der Oberfinanzpräsidenten als Grund­
lage für die Gewinnprüfung zu dienen haben. Die Ergänzungsriebtsätze 
sind nach den gleichen Grundsätzen wie die der Oberfinanzpräsidenten 
aufgestellt, so daß sich Unterschiede wegen der Anwendung nicht er­
geben. 

D. Die Anwendung der Reingewimirichtsätze bei der Gewinnprüfung. 

Die Reingewinnriebtsätze sind durchweg als Verhältniszahlen zum Umsatz 
aufgestellt. Es ist daher festzustellen, welche Höhe der Umsatz hatte und 
wie hoch der Gewinn des Betriebes war. Zur Feststellung dieser Größen 
dient als Ausgangspunkt der steuerpflichtige Umsatz und der steuerpflichtige 
Gewinn. Die Prüfung muß für 1939 und 1940 erfolgen, selbst wenn die 
Preise inzwischen so weit gesenkt sind, daß sich bei der Prüfung für das 
letzte Jahr nur ein Gewinn ergibt, der nicht über dem maßgeblichen Rein­
gewinnrichtsatz liegt; denn wenn auch eine Abführung des Übergewinns 
nicht vorgesehen ist, so muß letzterer doch ermittelt werden, da die Betriebe 
bei etwa in Zukunft auftretenden Kostensteigerungen zum Ausgleich sonst 
unvermeidbarer Preiserhöhungen darauf zurückzugreifen haben. 
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Als Umsatz, auf den der Gewinn zu beziehen ist, kommt nur der wirt­
schaftliehe Leistungsumsatz des B~triebes in Betracht. Das ist der 
gleiche Umsatz, der zur Bastimmung der Bztriebsgröße ermittelt wurde. Es 
kann daher hier zunächst auf die Ausführungen auf Seite 100 verwiesen 
werden. 

Zur Feststellung des auf seine Angemessenheit zu prüfenden Betriebs­
gewinns ist der steuerpflichtige Gewinn maßgeblich, und zwar ist von dem 
im Einkommensteuerbescheid angegebenen Gewinn auszugehen oder, sofern 
der Steuerbescheid noch nicht vorliegt, von dem Gewinn nach der Steuer­
erklärung. Ändert sich der Gewinn später, z. B. weil der Steuerbescheid 
von der Erklärung abweicht, oder weil im Rechtsmittelverfahren die alte 
Veranlagung aufgehoben wird, oder weil auf Grund einer Betriebsprüfung 
das Finanzamt einen anderen Gewinn ermittelt hat, dann ist das Gewinn­
prüfungsverfahren mit dem neuen steuerpflichtigen Gewinn zu wiederholen. 

1. Berichtigungsmöglichkeiten des steuerlichen Gewinns. 

Während in Ziffer 16- also in den allgemeinen Bestimmungen, die für 
Betriebe mit einem Jahresumsatz von über 50000,- RM gelten- aus­
drücklich festgestellt ist, daß der steuerliche Gewinn zu berichtigen ist, 
wird in den Sonderbestimmungen der Gewinn mit den steuerlichen Ein­
künften aus Gewerbebetrieb gleichgesetzt; der steuerliche Gewinn ist also 
nicht zu berichtigen. Die Höhe des Gewinns, wie er zur Versteuerung 
g~langt, ~st dem~ufolge gr~ndsätzlich für die Frage entscheidend, ob ein 
Ubergew1nn vorliegt oder mcht. 

In dieser Regelung liegt keine Schlechterstellung gegenüber den größeren 
Betrieben. K> darf nicht übersehen werden, daß ja die Reingewinnricht­
sätze für 1940 Anwendung finden, also die Richtsätze, die das Durch­
schnittsergebnisfür den normalen Betrieb im Jahre 1940 darstellen sollen. 
In den Riebtsätzen sind mithin schon "normale" Mehrgewinne in der Kriegs­
zeit berücksichtigt. Insbesondere ist in ihnen der höhere Gewinn infolge der 
Mehrarbeit des Meisters und der Mitarbeit seiner Ehefrau, soweit 
dies~ berufsüblich (nicht zu verwechseln mit betriebsüblich) ist, enthalten. 
Das war auch der entscheidende Gesichtspunkt, weshalb die Gewinnricht­
sätze der Oberfinanzpräsidenten als Vergleichsmaß3tab gewählt wurden, 
denn beim kleineren Handwerksbetrieb beruht eine Gewinnsteigerung infolge 
der ganzen Betriebsstruktur zum erheblichen Teil meistens nur auf der 
persönlichen Mehrarbeit des Meisters. Derartige Mehrgewinne sind aber 
keine unzulässigen Kriegsgewinne. Unter diesen Umständen ist im Interesse 
einer größtmöglichen Einfachheit davon abgesehen worden, ein Verfahren 
vorzuschreiben, in dem die wirklichen Betriebsgewinne ermittelt werden 
müßten, was diegroße Mehrzahl der Handwerksbetriebe vor kaum zu über­
wältigende Schwierigkeiten stellen würde. 

Ein weiterer Vorteil bei der Anwendung der Reingewinnriebtsätze liegt 
darin, daß die durch den Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
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vom 23. November 1941 angeordnete Kürzung der Gewinnmaßstäbe für 
die Zeit nach dem 1. Januar 1940, nämlich für die Gewinnrichtpunkte um 
20 v. H. und für den Vergleichsgewinn um 10 v. H. nicht Platz greift. Die 
Reingewinnrichtsätze dienen also auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1940 
in voller Höhe als Vergleichsmaßstab zur Gewinnprüfung. 

Wie die Ausführungen auf Seite 100ff. ergeben, unterstellen die Richtsätze 
Betriebe mit einem ganz bestimmten Aufbau. Da aber nur ein Teil der 
Handwerksbetriebe wirklich so aufgebaut ist, sind die Ergebnisse der 
Gewinnprüfung nicht einheitlich. Kleinere Ungleichheiten müssen in Kauf 
genommen werden in Anbetracht des Umstandes, daß der Vergleichs­
maßstab relativ günstig gewählt ist und jedem Betrieb einen auskömmlichen 
Gewinn beläßt. 

Die Ziffer 29 sagt, "im allgemeinen sind die Gewinne als unangemessen 
hoch anzusehen, die ...... ". Durch die Worte im allgemeinen wird aus-
gedrückt, daß die daraus gezogene Folgerung nicht immer zutrifft. Es 
kann in besonderen Fällen anders sein. Demzufolge dürfen betriebliche 
Sonderheiten durch die entsprecheitden Zu- und Abrechnungen berück­
sichtigt werden. Es wäre auch völlig unbillig, dem Kleinbetrieb z. B. die 
Vorteile aus seinen besonderen Leistungen nehmen zu wollen, während man 
sie dem Großbetrieb beläßt. Andererseits wäre es ungerechtfertigt, dem 
mit ungewöhnlich hohen Kosten arbeitenden Betrieb zuzugestehen, daß er 
seine geringen Leistungen durch hohe Preisforderungen ausgleichen darf. 

2. Wann sind Abänderungen des steuerpflichtigen Gewinns gestattet? 

Immer sind Abänderungen des steuerpflichtigen Gewinns, und zwar ohne 
Rücksicht auf die vorliegenden sonstigen Verhältnisse, nur in folgenden 
Fällen zugelassen: 

a) Wenn Familienangehörige oder andere Personen unentgeltlich oder nicht 
gegen volle Entschädigung an Stelle sonst erforderlicher fremder Xrbeits­
kräfte im Betriebe mitgearbeitet haben. Es können Abzüge in Höhe der 
ersparten Löhne erfolgen. Nicht absetzbar ist ein Entgelt für die 
berufsübliche (im Gegensatz zur betriebsüblichen) Mitarbeit der 
Ehefrau des Betriebsinhabers. 

Beispiel: 
Ein Schlossermeister beschäftigt seinen 18jährigen Sohn als Gesellen 
und zahlt ihm ein über Lohnkonto laufendes Taschengeld von monatlich 
30,-RM. Der Gesellenlohn beträgt 200,-RM. Vom Ge-
winn dürfen (12 X 200,- RM). . . . . . . . . . . 2400,- RM 
vermindert um das Taschengeld von (12X 30,- RM) . 360,- " 

= 2040,-RM 
als ersparte Löhne abgezogen werden. Der Wert der Verpflegung und 
sonstiger Zuwendungen des Vaters an den Sohn bleibt unberücksichtigt, 
weil diese Ausgaben nicht Geschäftsunkosten waren. (Anders in einem 
Fleischereibetrieb; dort ist als Entschädigung, die der Sohn erhalten hat, 
noch ein Zuschlag in Höhe des Wertes des Eigenverbrauchs zu machen.) 
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b) Wenn außerordentliche Erträge zu einer Erhöhung des Gewinnsatzes 
geführt haben und die Nichtberücksichtigung dieses Umstandes ein 
falsches Bild über die Gewinnlage geben würde. 

Beispiel: 
Ein Betrieb hat bei einem steuerpflichtigen Umsatz von 40000,- RM 
einen Gewip.n von 12000,- RM = 30% des Umsatzes erzielt. In diesen 
Zahlen ist die Entschädigung v:on 2000,- RM für einen von der Wehr­
macht auf Grund des Reichsleistungsgesetzes in Anspruch genommenen 
Kraftwagen enthalten. Die gesamte Entschädigung war für den Betrieb 
in voller Höhe ein Buchgewinn, weil der Wagen bis auf 1,- RM abge­
schrieben war. Der Betrag von 2000,--:- RM kann daher vom Gewinn ab­
gesetzt werden. Da die Berichtigung des Gewinns eine Berichtigung des 
Umsatzes bedingt, beträgt der zu prüfende Gewinn nunmehr nur noch 
10000,-RM von 38000,-RM Umsatz= 26,3%. 

c) Wenn ein Handwerksmeister ein Ehrenamt in der Handwerksorganisation 
bekleidet. 
Die Ziffer 19 der Handwerksanweisung findet auch für die unter die 

Sonderbestimmungen fallenden Betriebe Anwendung, weil die hier in Frage 
kommenden Einnahmen und Ausgaben ausschließlich aus steuerlichen 
Gründen zu den Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben gezählt werden, 
obwohl sie mit dem Betrieb nichts zu tun haben. Es können daher die 
bezogenen Dienstaufwa.ndsentschädigungen und sonstigen Ein­
nahmen im Zusammenhang mit der Ausübung des Ehrenamtes aus 
dem Umsatz und der Differenzbetrag zwischen denEinnahmen undAus­
gaben aus dem Gewinn ausgegliedert werden. Es ist der Unterschieds­
betrag zwischen den Einnahmen und Ausgaben vom Gewinn abzu­
ziehen, wenn die Einnahmen größer waren als die Ausgaben, 
im anderen Falle hinzuzusetzen. Es bleibt jedoch dem Betrieb über­
lassen, ob er eine Ausgliederung der Einnahmen und Ausgaben vornehmen 
will oder nicht. 

Weitere Zu- und Abrechnungen des steuerpflichtigen Gewinns dürfen 
in der Regel nur dann erfolgen, wenn sich sonst für den Betrieb untragbare 
Härten ergeben würden. Die Frage, ob untragbare Härten vorliegen, ist 
nach strengen Gesichtspunkten zu beantworten. 

Die Zulässigkeit solcher Abänderungen· des steuerpflichtigen Gewinns 
ergibt sich aus dem Umstand, daß die Betriebe nicht verpflichtet sind, die 
Reingewinnriebtsätze der Überprüfung ihres Gewinns zugrunde zu legen, 
sondern einen frei gewählten Vergleichsmaßstab anwenden dürfen, wobei 
sie allerdings nicht von der Selbstverantwortung für ihr Vorgehen entbunden 
sind. Daraus folgt, daß sie auch die regelmäßigen Maßstäbe, nämlich die 
Reingewinnriebtsätze bzw. Ergänzungsrichtsätze, so anwenden dürfen, wie 
es die individuellen Betriebsverhältnisse erfordern. 

Zu- oder Abrechnungen dieser Art werden vor allem in folgenden Fällen 
in Frage kommen: 
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d) Wenn der steuerliche Gewinn sich aus anderen Faktoren zusammensetzt, 
als dem Aufbau der als Vergleichsmaßstab dienenden Reingewinnricht­
sätze der Oberfinanzpräsidenten bzw. der Ergänzungsriebtsätze der 
Preisbildungsstellen entspricht. 

Solche Fälle können z. B. vorliegen, wenn der Betrieb in Räumen eines 
eigenen Grundstücks unterhalten wird und die dadurch ersparte Miete 
für Geschäftsräume einen erheblichen Betrag ausmacht. Andererseits 
können auch Zurechnungen notwendig erscheinen, so, wenn ein Betrieb in 
erheblichem Umfange mit fremden Kapital arbeitet und daher außer­
gewöhnlich große Zinslasten zu tragen hat. 

e) Wenn der Betrieb eine andere Struktur hat als der N ormalbetrieb, für den 
die Reingewinnriebtsätze gelten. 

Beispiel: 
Ein nur mit einem Lehrling und seiner Ehefrau tätiger Tapezierermeister 
verrichtetinfolge Matenalmangels nur noch Arbeiten, bei denen der Auf­
traggeber die Tapeten selbst beschafft, und erzielt bei einem Umsatz von 
9000,- RM einen Gewinn von 6750,- RM. Er hat also einen Rein­
gewinnsatz von 75%. Den Reingewinnriebtsätzen liegen als Normal­
betriebe solche zugrunde, in denen der Handwerker selbst die Tapeten 
mitgeliefert hat. Das Verhältnis zwischen Gewinn und Umsatz ist dem­
zufolge bei dem Normalbetrieb ein ganz anderes. Der Betrieb kann Um­
satz und Gewinn auf die Beträge erhöhen, die er erzielt hätte, wenn er die 
Tapeten mitgeliefert hätte. Es ergibt sich dann angenommen ein Umsatz 
von 20000,- RM und ein Gewinn von 7 800,- RM, also ein Gewinnsatz 
von nur 39 %, der mit dem zutreffenden Reingewinnriebtsatz zu ver­
gleichen ist. 

Lassen sich bei erheblichen Abweichungen der Betriebsstruktur gegen­
über dem Aufbau eines "Normalbetriebes" die Unterschiede durch ent­
sprechende Abwandlungen des Gewinns nicht ausgleichen, dann wird der 
Betrieb von der Anwendung der Reingewinnriebtsätze absehen müssen. 

f) Wenn besondere Betriebsverhältnisse vorliegen, deren Nichtberücksich­
tigung zu einer falschen Beurteilung des erzielten Gewinns führen würde. 

So kann z. B. ein Bäckermeister, der ein beliebtes Spezialgebäck fertigt 
das nur er herstellt, und das ihm, wie schon in Friedenszeiten, einen erheb-
lichen Mehrgewinn einbringt, eine entsprechende Absetzung vom Gewinn 
vornehmen. Ein anderer Fall würde der sein, daß ein Betrieb ein geschütztes 
Verfahren besitzt, aus dem er nicht nur unmittelbar höhere Betriebsgewinne 
erzielt, sondern auch noch Lizenzeinnahmen hat. 

Abwandlungen des steuerpflichtigen Gewinns durch Zu- und Absetzungen 
werden im übrigen nur in seltenen Ausnahmefällen möglich sein, vor allem 
dann, wenn durch das Zusammenwirken mehrerer der genannten Umstände 
sich ein besonders krasses Mißverhältnis ergibt. Es muß beachtet werden, 
daß häufig auch entgegengesetzt wirkende Faktoren den an sich 
vorliegenden Härtefall mildern oder gar ausgleichen können. Jedenfalls 
ist es unzulässig, den oder die Umstände, die für sich allein gesehen zu 
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Unbilligkeiten führen würden, außerhalb des Gesamtbildes des Betriebes 
zu behandeln und deswegen Berichtigungen des Gewinns vorzunehmen, 
obwohl aus anderen Gründen sich ein Ausgleich ergibt. 

Beispiele: 
a) Ein stark verschuldeter Betrieb hat bei einem Jahresumsatz von 

40000,- RM einen steuerpflichtigen Gewinn von 12000,- RM, also von 
30 v. H. des Umsatzes erzielt. Der Reingewinnrichtsatz beträgt 16 bis 
20 v. H., so daß ein Gewinn von 6400,- RM bis 8000,- RM als ange­
messen gilt. Infolge unentgeltlicher Mitarbeit von Familien­
mitgliedern außer der Ehefrau. wurden 4000,- RM an Löhnen erspart. 
Der Betrieb hat 3000,- RM Zinsen für Dauerschulden entrichtet. 
Bei Absetzung der ersparten Löhne würde der Gewinn nur noch 
8000,- RM betragen tmd somit gerade noch innerhalb des zulässigen 
Rahmens liegen. Doch gilt er trotzdem als unangemessen hoch, weil die 
Absetzung der ersparten Löhne die Zurechnung der geleisteten Zins­
zahlungen bedingt, so daß sich ein berichtigter Gewinn von 12000,- RM 
abzüglich 4000,- RM ersparter Löhne und zuzüglich 3000,- RM 
= 11 000,- RM ergeben würde. 

b) Wenn der g-leiche Betrieb keine Zinsen zu zahlen hätte, könnte sein 
Gewinn auch dann noch nicht als angemessen gelten, wenn er z. B. in 
einer Gegend liegt, in der üblicherweise nur Gewinne in Höhe der unteren 
Grenze des Richtsatzrahmens, also von etwa 6 500,- RM, erzielt werden. 
Es kann nicht von einer untragbaren Härte gesprochen werden, wenn ein 
Betrieb, der nur durch ausnahmsweise zulässige Absetzungen seinen 
Gewinn auf den höchstzulässigen Satz herabdrücken kann (der aber im 
allgemeinen von den •vergleichbaren Betrieben nicht erreicht wird), seine 
Preise senken soll. Dagegei?; wird für diesen Betrieb nicht eine Preis­
senkung in voller Höhe des Ubergewinns in Frage kommen. Eine Preis­
senkung, die zu einer Gewinnminderung von etwa 1500,- RM bis 
2 000,- RM führen würde, dürfte ausreichend erscheinen. 

Allgemein gültige Regeln darüber, in welchen Fällen Abwandlungen des 
steuerpflichtigen Gewinns zulässig sind, lassen sich nicht aufstellen. Soweit 
Zweifelsfragen auftauchen, kann jedem Handwerker nur empfohlen werden, 
sich von seiner Organisation beraten zu lassen, zumal diese dazu durch 
Ziffer 30· der Handwerksanweisung ausdrücklich berufen ist. 

Zu beachten ist, daß Gewinnberichtigungen, die mit bestimmten Umsatz­
posten in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen, immer nur dann 
erfolgen dürfen, wenn au.ch die Umsatzberichtigung vorgenomm•m wurde 
(vgl. auch Seite 80/81). 

E. Das Gewinnprüfungsverfahren 

Den einfachen Gewinnprüfungsbestimmungen entspricht es, daß be­
stimmte Vorschriften zur Durchführung des Verfahrens nicht 
gegeben sind. Dadurch wird jeder Handwerker mit einem Umsatz von 
nicht über 50000,- RM im allgemeinen in die Lage versetzt, seinen Gewinn 
selbst ohne fremde Hilfe prüfen zu können, ohne daß er durch schwer ver­
ständliche Formvorschriften behindert wird. 
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1. Die Form des Verfahrens 
Der Reichsstand des Deutschen Handwerks hatte ursprünglich beab­

sichtigt, den Betrieben einen Vordruck zuzuleiten, an Hand dessen die 
Gewinnprüfung in einfacher Weise hätte vor sich gehen können. AufWunsch 
des Reichskommissars für die Preisbildung unterbleibt jedoch die 
Herausgabe eines Formblattes. Es ist daher jedem Betrieb frei­
gestellt, wie er die Prüfung vornimmt. 

Im eigenen Interesse jedes Handwerkers dürfte es liegen, daß er das 
Ergebnis seiner Gewinnprüfung schriftlich festhält und dieses mit Datum 
versehene Schriftstück bei seinen Geschäftspapieren aufbewahrt. Bei 
späteren Nachprüfungen seitens der Preisbehörden kann er dann stets den 
Nachweis erbringen, daß er seine Verpflichtung, die Vorschriften der Hand­
werksanweisung zu beachten, ordnungsmäßig erfüllt hat. Für die Prüfung 
des Gewinns auf Grund der Reingewinnrichtsätze stellt sich der Handwerker 
am besten ein Schema auf, wie es aus dem Beispiel auf Seite 110 ersicht­
lich ist. 

Da die Gewinnprüfung sofort und unverzüglich erfolgen muß, ist sie 
erstmalig sogleich vorzunehmen, wenn der Handwerker von seiner Organi­
sation die entsprechende Weisung erhalten hat. Das gilt auch, wenn er 
nicht unmittelbar von der Innung benachrichtigt worden war, den Umstän­
den nach aber hätte wissen müssen, daß die Durchführung der Handwerks­
anweisung läuft. Das wird insbesondere zutreffen, wenn die Organisation 
ihm ein Formblatt V oder R zur Erklärung nach§ 22 der Kriegswirtschafts­
verordnung, das nur von den Handwerksbetrieben mit Umsätzen über 
50000,- RM verwandt wird, zugesandt oder ihm mitgeteilt hat, daß er ein 
Formblatt anfordern solle, falls sein Umsatz im Jahre 1939 oder 1940 mehr 
als 50000,- RM betrug. Im übrigen gelten für etwaige weitere Maßnahmen, 
z. B. Mitteilung der Preissenkung, die gleichen Fristen wie nach den allge­
meinen Vorschriften. 

Es besteht eine Pflicht zur laufenden Überprüfung des Gewinns, 
d. h. daß auch für die Zeit nach 1940 der Handwerker ständig prüfen muß, 
ob seine Preise immer noch so sind, daß ein unzulässiger Übergewinn nicht 
entsteht. Das Gewinnprüfungsverfahren wird daher insbesondere 
immer wiederholt werden müssen, wenn .Änderungen bei den gewinn­
bildenden Faktoren eingetreten sind. 

2. Die Gewinnprüfung. 
Bei der Gewinnprüfung auf Grund der Reingewinnrichtsätze bzw. 

Ergänzungsrichtsätze vergleicht der Handwerker seinen Gewinn mit einem 
Gewinn, der den R3ingewinnrichtsätzen entspricht. Liegt der Reingewinn­
satz, das ist der in Prozenten des Umsatzes ausgedrückte Gewinn, nicht über 
dem Reingewinnrichtsatz, dann gilt der Gewinn als angemessen, so daß die 
Preise nicht gesenkt zu werden brauchen. Die Preise dürfen aber nicht etwa 
erhöht werden, wenn der Gewinn 1mterhalb des Riebtsatzrahmens liegt. 



110 Gewinnerklärung, Gewinnprüfung, Preissenkung im Handwerk. 

Beispiel: 

1. Umsatz gemäß Steuer· 
bescheid ...... . 

2. Dazu treten steuerfreie 
Umsätze: 
Lieferungen an Kranken· 
kassen usw. gemäß § 4 
Ziff. 11 UStG. 

3. Gesamtumsatz 
4. Davon gehen ab: 

außerordentliche Erträge 
(Buchgewinn für einen 
von der Wehrmacht in 
Anspruch genommenen 
Kraftwagen . . . . . . 

1939 

19000,-RM 

12000,-RM 

1940 

27000,-RM 

14000,-RM 

31000,- RM 41000,- RM 

3000,-RM 
..................... _____________ __:3...:0.:..00..:..;'~-R_M 

5. Zu berücksichtigender 
Umsatz 

6. Gewinn gemäß Steuer· 
bescheid ...... . 

7. Davon gehen ab: 
ersparte Löhne auf Grund 
unentgeltlicher Mitarbeit 

31000,-RM 

7600,-RM 

einer Tochter . . . . . 600,- RM 700,- RM 

38000,-RM 

12700,-RM 

außerordentliche Erträge 600,- RM 2 000,- RM 2 700,- RM ____ _.:..~-~__.:~~----~--
8. Zu prüfender Gewinn 7000,-RM 10000,-RM 

9. Gewinn in Prozenten des 
Umsatzes . . . . . . . 22,6 26,3 

1 0. Reingewinnriebtsatz 1940 
des Oberfinanzpräsiden­
ten gemäß Angabe der In-
nung. . . . . . . . . 18 bis 24%. 

Im Jahre 1939 liegt der Gewinn innerhalb des Reingewinnrichtsatzrahmens, 
so daß er als angemessen gilt. Dagegen ist im Jahre 1940 der Rahmen über­
schritten. Der höchstzulässige Gewinn beträgt 24% von 38000,-RM 
= 9120,--;:-- RM, wohingegen 10000,- RM Gewinn erzielt wurden. Es liegt 
also ein Ubergewinn von ·880,- RM vor. 

In dem Beispiel ist unter 4. für außerordentliche Erträge beim Umsatz ein 
Betrag von 3000,- RM und unter 7. beim Gewinn für den gleichen Posten 
nur ein Betrag von 2000,- RM abgesetzt. Der Unterschied erklärt sich 
daraus, daß angenommen wurde, daß die Entschädigung 3000,-RMbetrug, 
während der Wagen einen Buchwert von 1000,- RM besaß. Der Buch­
gewinn beträgt also nur 2000,- RM. 

Die Umrechnung des Gewinns in Prozente des Umsatzes (Ziffer 9 des 
Beispiels) geht nach folgender Formel vor sich: 

Gewinn X 100 

Umsatz 
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Wird der Reingewinnrichtsatzrahmen des Oberfinanzpräsidenten über­
schritten, wie es in dem Beispiel für den Gewinn aus dem Jahre 1940 zu­
trifft, dann muß der zulässige Gewinn ermittelt werden, um den Übergewinn 
festzustellen. Das geschieht nach der Formel: 

H .. h r· . G . Umsatz X R3ingewinnrichtsatz 
oc stzu asstger ewmn = 100 

Der Übergewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem höchstzulässigen 
Gewinn und dem tatsächlich erzielten. 

Als unangemessen hoch gelten die Gewinne, die über den Rahmen der 
Reingewinnriebtsätze hinausgehen. Die Fassung läßt keinen Zweifel 
darüber, daß grundsätzlich die obere Grenze des Rahmens entscheidend ist, 
womit allerdings nicht gesagt werden soll, daß jeder Gewinn, der unterhalb 
dieser Grenze liegt, immer und unter allen Umständen als angemessen gilt. 
Wenn auch hier die Regel aus den allgemeinen Vorschriften nicht .gilt, 
daß nur die guten Betriebe die Grenze erreichen dürfen, so kann doch ein 
betriebswirtschaftlich ungewöhnlich schlecht arbeitender Betrieb, also ein 
Betrieb mit hohen Kosten, die betriebswirtschaftlich nicht gerechtfertigt 
sind, nicht beanspruchen, daß er Preise berechnen darf, die einen Gewinn 
einbringen, der an der oberen Grenze des zulässigen Gewinnrahmens für 
einen normalen Durchschnittsbetrieb liegt. Ein solcher Betrieb hat alst> 
einen unangemessen hohen Gewinn, obwohl dieser nicht über den Rahmen 
des Reingewinnriebtsatzes liegt. Es spielt dabei keine Rolle, ob die hohen 
Kosten auf einem V ersehntden des Betriebsinhabers beruhen oder nicht. Es 
kann also auch ein Meister, der z. B. wegen Krankheit einer Vertretung 
bedarf, die Kosten dieser Vertretung nicht durch höhere Preise ausgleichen. 

Der Oberfinanzpräsident Hannover hat für seinen Bezirk nur Halbrein­
gewinnrichtsätze aufgestellt. Wenn nur Halbreingewinnrichtsätze vorliegen, 
werden von den Preisbildungsstellen keine Ergänzungsriebtsätze fest­
gesetzt. Es ist daher der Halbreingewinnrichtsatz zur Gewinnprüfung zu 
verwenden. Dies geschieht in.der Weise, daß eine zusätzliche Umrechnung 
auf den Halbreingewinnsatz vorgenommen wird. Der Halbreingewinn ist 
dadurch zu erhalten, daß zu dem Gewinn die in dem betreffenden Jahre 
gezahlten Löhne, Mieten und Gewerbesteuern hinzugerechnet werden. Der 
Halbreingewinnsatz ist der in Prozenten des Umsatzes ausgedrückte Halb­
reingewinn. 

3. Die Preissenkung 

Stellt ein Handwerker fest, daß sein Gewinn unangemessen hoch 
ist, dann muß er seine Preise entsprechend der Höhe des Übergewinns 
senken. Dem tatsächlich erzielten Gewinn ist zu diesem Zweck der höchst­
zulässige Gewinn nach den Reingewinnriebtsätzen gegenüberzustellen. Der 
Unterschiedsbetrag ist für das Ausmaß der Preissenkung entscheidend. 
Die Preissenkung muß groß genug sein, daß sie das Entstehen eines Über-
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gewinns für die Zukunft verhindert. Im übrigen gelten dafür die gleichen 
Bestimmungen wie für die größeren Betriebe, so daß auf die Ausführungen 
auf Seite 19 verwiesen werden kann. Die auf Seite 21 dargestellte Sonder­
regelung für das Bäcker-, Fleischer• und Roßschlachterhandwerk (Gewinn­
abführung statt Preissenkung) gilt auch für Betriebe unter 50000,- RM 
Umsatz. 

Sofern ein Betrieb gemäß seiner Gewinnprüfung zur Preissenkung ver­
pflichtet ist, hat er die durchgeführte Preissenkung·der zuständigen unteren 
Preisbehörde mitzuteilen. 

Die Mitteilung über die Preissenkung hat innerhalb der gleichen Frist zu 
erfolgen, innerhalb deren die dazu verpflichteten Betriebe ihre Gewinn­
erklärung einreichen müßten, also spätestens innerhalb eines Monats nach 
der Versendung der Vordrucke durch die Reichsgruppe Handwerk oder die 
ihr unterstellten Organisationen. Da den Betrieben mit Umsatz unter 
50000,- RM keine Vordrucke zugesandt werden, läuft die Frist von dem 
Tage ab, an dem die Betriebe vo:ri ihrer Verpflichtung, ihre Gewinne zu 
prüfen, Kenntnis erhalten oder diese Verpflichtung hätten kennen müssen. 

Die zuständige untere Preisbehörde, der die Preissenkung mitzuteilen 
ist, ist für Betriebe, die ihren Sitz in einer kreisangehörigen Gemeinde 
haben, der Landrat, und für Betriebe in Stadtgemeinden, der Oberbürger­
meister. Besteht für die betreffende Gemeinde eine staatliche Polizei­
verwaltung, dann sind jedoch die Aufgaben der unteren Preisbehörde an 
Stelle der Landräte oder der Oberbürgermeister dem staatlichen Polizei­
verwalter übertragen, so daß diesem die Mitteilung über die Preissenkung 
zugehen muß. 
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Mitwirkung der Organisationen des Handwerks 

Handwerksanweisung Abschnitt VI Ziffer 30 

Inhalt in Kürze: Abschnitt VI weist den Organisationen des Handwerks 
über die in Ziffer 24 vorgesehene Einschaltung hinaus weitere Aufgaben 
bei der Durchführung der Preissenkung und Gewinnabführung zu, nämlich 
einmal das Recht der. Beratung und ferner das Recht zur Ausstellung 
von sogenannten Unbedenklichkeits bescheinigungen. Hierin 
kennzeichnet sich die ständige und lebendige Zusammenarbeit der Organi­
sation der gewerblichen Wirtschaft mit dem Reichskommissar für die 
Preisbildung einerseits, ihre starke Verbundenheit mit ihren Mitgliedern 
andererseits. * * · 

* 
Alle mit den Fragen der Preissenkung und Gewinnabführung befaßten 

Handwerksorganisationen müssen sich, wie der Reichsstand des Deutschen 
Handwerks in einem Rundschreiben vom 5. November 1941 eindringlich 
betont, bewußt bleiben, daß in der ihnen zugewiesenen verantwortungs­
vollen Aufgabe ein Vertrauensbeweis zu erblicken ist, dem sie durch sach­
liche und objektive Arbeit gerecht werden müssen. Für ihre Mitwirkung 
hat der Reichsstand des Deutschen Handwerks in dem gleichen Rund­
schreiben bestimmte Richtlinien gegeben. Die Richtlinien geben eine 
genaue Erläuterung des Umfanges und des sachlichen Inhaltes der den 
Organisationen des Handwerks im Abschnitt VI der Handwerksanweisung 
erteilten Befugnisse. Sie ziehen den Kreis der bei der Beratung mit­
wirkenden Handwerksorganisationen weit, den zur Ausstellung von 
Unbedenklichkeitsbescheinigungen Berechtigten dagegen bewußt 
sehr eng und knüpfen die Erlangung der Bescheinigung ausserdem an 
ein bestimmtes Verfahren. Die Richtlinien sind mit Zustimmung des 
Reichskommissars für die Preisbildung erlassen; sie sind also offiziell und 
als Bestandteil der für das Handwerk getroffenen Regelung anzusprechen. 
Für die Handwerksorganisationen haben sie bindende Wirkung; diese 
müssen sich also danach richten und dürfen nicht etwa eigenmächtig davon 
abweichen oder gar die vom Reichsstand gezogene Grenze bei der Beratung 
der Betriebe und vor allem bei der Ausstellung von Unbedenklichkeits­
bescheinigungen überschreiten. Dem einzelnen Handwerker geben sie 
gleichzeitig Aufschluß darüber, inwieweit er Beratung bei seiner Organi­
sation suchen kann, ferner über die Bedeutung der Unbedenklichkeits­
bescheinigung und die Voraussetzungen ihrer Erlangung. 

Die Richtlinien habe folgenden Wortlaut: 

"1. Beratung 

Nach Ziffer 30 Absatz 1 der Handwerksanweisung sind, um eine den 
volkswirtschaftlichen Erfordernissen entsprechende und einheitliche Durch-
Siedbürger, Gewinnerklärung 8 
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führung dieser Anweisung zu gewährleisten, sowie zur Entlastung der 
Preisbehörden die Reichsgruppe Handwerk und die ihr unterstellten 
Organisationen berechtigt, die einzelnen Handwerksbetriebe zu beraten. 

a) Umfang des Rechtes der Beratung 

Trotz der Klarheit des Grundgedankens der Preissenkung"und Gewinn­
abführung wird die Durchführung der Vorschriften der Handwerks­
anweisung in der Praxis beim einzelnen Betrieb häufig zu Schwierigkeiten 
und Zweifeln führen. Der Handwerker ist gewohnt, sich in solchen Fällen 
an seine Organisation zu wenden, um von ihr Rat und Aufschluß zu er­
halten. Der Reichsgruppe Handwerk und den ihr unterstellten Organi­
sationen wird in Ziffer 30 Absatz 1 ausdrücklich das Recht hierzu in den 
Fragen der Preissenkung und Gewinnabführung gegeben. Aus dem Wort­
laut geht indessen eindeutig hervor, daß es sich nur um eine Beratung, 
nicht um die Entscheidung in Zweifelsfällen handelt. Die Beratung 
nimmt dem Betrieb nicht die Verantwortung für die von ihm zu treffenden 
Maßnahmen ab; seine Verantwortung bleibt vielmehr bestehen. 

b) Wer hat das Recht zur Beratung? 

Der Reichsgruppe Handwerk "unterstellt" sind die fachlichen Organi­
sationen, also die Reichsinnungsverbände mit ihren Fachgruppen, 
Bezirksstellen und Innungen sowie .die der Reichsgruppe Handwerk 
unmittelbar angeschlossenen Fachgruppen. Die Verleihung des Beratungs­
rechtes an die Fachorganisationen entspricht nicht nur der Geltung der 
Handwerksanweisung für den Bereich der Reichsgruppe Handwerk, sondern 
auch der Tatsache, daß es sich hierbei um Fragen handelt, die die Fach­
organisation auf Grund ihrer genauen Kenntnis der strukturellen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse ihres Handwerkszweigesam besten beurteilen 
kann. Gleichwohl bestehen keine Bedenken dagegen; daß auch die übrigen 
Dienststellen der Handwerksorganisation - insbesondere Handwerks­
kammern, Kreishandwerkerschaften (die ja ohnehin überwiegend die 
Geschäftsführung der Innungen ausüben) und Gewerbeförderungsstellen­
bei der Aufklärung und Beratung der Betriebe mitwirken. Sie alle müssen 
sich zu diesem Zweck mit den für das Handwerk geltenden Bestimmungen 
genau vertraut machen. 

2. Ausstellung von Unbedenklichkeitsbescheinigungen 

Betriebe, die sich in schwierigen Fällen über Einzelfragen ihrer Gewinn­
erklärung oder über die auf Grund der Gewinnerklärung zu treffenden 
Maßnahmen oder hinsichtlich der Anzeige über durchgeführte Preissenkungen 
nicht schlüssig werden können, haben gemäß Ziffer 30 Absatz 2 die Möglich­
keit, bei der "zuständigen Stelle der Organisation der gewerblichen Wirt­
schaft" die Ausstellung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung über ihr 
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beabsichtigtes Vorgehen zu beantragen. Wird die Bescheinigung erteilt, 
so kann zwar die Preisbehörde, sofern sie bei einer späteren Prüfung zu einer 
anderen Beurteilung hinsichtlich der Gewinnerklärung und Gewinnab­
führung oder der Angaben der Anzeige über durchgeführte Preissenkungen 
kommt, entsprechende Verfügungen treffen, z. B. andere Preissenkungs­
beträge und andere Gewinnabführungsbeträge festsetzen. Der Betrieb ist 
aber dann vor Strafmaßnahmen geschützt. Voraussetzung ist selbstver­
ständlich, daß die Unterlagen, die zur Erlangung der Bescheinigung 
geführt haben, bei Nachprüfung durch die Preisbehörde sich als richtig 
erweisen. 

Noch mehr als bei der Beratung gilt für die Unbedenklichkeitsbescheini­
gung, daß sie dem einzelnen Betrieb nicht dazu dienen soll, sich der ihm 
auferlegten eigenen Verantwortung zu entziehen. Wir betonen 
ausdrücklich, daß die Erteilung von Unbedenklichkeitsbescheinigungen 
nicht die .Regel, sondern die Ausnahme darstellt; sie soll nur in wirklich 
schwierigen Fällen beantragt werden, wenn trotz Beratung und Hinzu­
ziehung von Sachverständigen wichtige Fragen nicht ausreichend zu klären 
sind. 

Wir weisen daher die Reichsinnungsverbände und unmittelbaren Fach­
gruppen an, das Recht zur· Erteilung von Unbedenklichkeitsbescheinigungen 
zunächst zentral in der Hand zu behalten und die damit verbundenen 
Arbeiten hierfür besonders geeigneten Personen ihrer Geschäftsführung, 
gegebenenfalls unter Hinzuziehung von Sachverständigen, zu übertragen. 
Die Unbedenklichkeitsbescheinigungen sind von dem Hauptgeschäftgführer 
oder seinem ständigen Vertreter zu unterzeichnen. 

Die Übertragung des Rechtes zur Ausstellung von Unbedenklichkeits­
bescheinigungen an andere Dienststellen, z. B. an die Bezirksstellen, bedarf 
unserer vorherigen Zustimmung. Die Zustimmung wird nur erteilt, wenn 
nachgewiesen wird, daß bei der betreffenden Dienststelle die sachlichen 
und persönlichen Voraussetzungen dafür vorliegen. Betriebe, die die 
Ausstellung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung beantragen wollen, 
müssen unter genauer Darlegung ihrer Verhältnisse alle für die 
Beurteilung erforderlichen Unterlagen einreichen. Sie müssen nach­
weisen, daß sie die Möglichkeit der Beratung durch die Handwerksorgani­
sation wahrgenommen haben; sie müssen ferner ein Gutachten über ihr 
beabsichtigtes Vorgehen beibringen, aus dem hervorgeht, daß die Unter­
lagen geprüft und in Ordnung befunden worden sind. Das Gutachten kann 
ausgestellt sein von einer Handwerkskammer, Gewerbeförderungsstelle, 
Bezirksstelle, Kreishandwerkerschaft, anerkannten Handwerksbuchstelle 
oder einem Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisor usw." 

R* 
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Strafvorschrift 

Handwerksanweisung Abschnitt VII Ziffer 31 
Auf Grund der Verordnung über Strafen und Strafverfahren bei Zu­

widerhandlungen gegen Preisvorschriften vom 2. Juni 1939 (RGBl. I 
S. 999) wird die Zuwiderhandlung gegen Vorschriften oder Anordnungen 
des Reichskommissars für die Preisbildung oder der von ihm mit der Preis­
bildung beauftragten Stellen bestr~ft. Die KWVO. ist nun aber nicht vom 
Preiskommissar, sondern vom Ministerrat für die Reichsverteidigung 
erlassen worden, so daß die Preisstrafverordnung bei Verstößen gegen § 22 
KWVO. nicht unmittelbar angewandt werden kann. Der Preiskommissar 
steht jedoch auf dem Standpunkt, daß die Preisstrafverordnung auch für 
Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmung gilt. Nachdem er außerdem in 
Ziffer 31 ausdrücklich die Strafbarkeit angeordnet hat, kann ~ keinem 
Zweifel mehr unterliegen, daß in der Verletzung der entsprechenden 
Vorschriften der Anweisung eine strafbare Handlung liegt. Denn der 
Preiskommissar ist befugt, jederzeit im eigenen Namen derartige An­
ordnungen zu treffen und damit die Strafbarkeit zu begründen. In der 
Ziffer 31 hat er von diesem Recht Gebrauch gemacht. 

Bestraft wird ein Betrieb, der schuldhalt die gebotene Preissenkung oder 
Gewinnabführung unterläßt. Dadurch, daß der Betrieb für strafbar erklärt 
wird, kommt zum Ausdruck, daßneben dem Täter und Teilnehmer an der 
Tat auch die Inhaber oder Leiter des Geschäftsbetriebes bestraft werden 
können. Diese Bestimmung hat insbesondere Bedeutung für die Fälle, 
in denen die strafbare Handlung, die auch in einem Unterlassen bestehen 
kann, nicht von dem Geschäftsinhaber, sondern etwa von einem Ange­
stellten begangen worden ist. Davon brauchen nicht nur Gesellschaften 
betroffen zu werden, sondern der Fall kann auch bei einem Einzelhand­
werker eintreten, der sich hinsichtlich der Erfüllung seiner Preisverpflich­
tungen auf Angestellte oder gar auf außerhalb seiner Betriebes stehende 
Personen verläßt. Eine Befreiung des Handwerkers von einer Bestrafung 
tritt in solchen Fällen nur dann ein, wenn nachgewiesen wird, daß er als 
Geschäftsinhaber die im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zur Verhütung der 
strafbaren Handlung angewandt hat. 

Bestraft wird nur das Unterlassen der Preissenkung oder der Gewinnab­
führung. Demzufolge würde z. B. die Nichtabgabe der Gewinnerklärung 
zunächst nicht strafbar sein. Trotzdem ist keine Lücke in den Bestimmungen 
vorhanden, denn die gesamte Anweisung gibt ja nur Anhaltspunkte darüber, 
wie zu verfahren ist, um die Angemessenheit des Gewinns und damit der 
geforderten Preise nachzuprüfen. Auch wenn die Vorschriften der An­
weisung genauestens befolgt sind und sich kein unangemessener Gewinn 
feststellen läßt, können die Umstände des Einzelfalles eine Gewinnab­
führung oder Preissenkung geboten erscheinen lassen. Das Verfahren als 
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solches ist also nicht wesentlich, und die Verletzung von Verfahrensvor­
schriften braucht daher nicht unter Strafe gestellt zu werden. Im übrigen 
hat es der Preiskommissar in der Hand, notfalls durch Festsetzung von 
Zwangsstrafen von jedem Betrieb den Nachweis der Angemessenheit seiner 
Gewinne oder seiner Preise herbeiführen zu lassen. 

Wenn einerseits die Verletzung der Verfahrensvorschriften nicht bestraft 
wird, so ist andererseits zu beachten, daß nicht nur das Unterlassen der 
Preissenkung oder Gewinnabführung eine Straftat darstellt, sondern auch 
jede Handlung, durch die mittelbar oder unmittelbar die Preisvorschriften 
umgangen werden sollen; ebenso ist der Versuch strafbar. 

Voraussetzung für die Bestrafung ist es, daß die Tat schuldhaft 
begangen wurde. Der Verstoß muß also auf Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
beruhen. Schuldhaftigkeit dürfte auch dann angenommen werden, wenn 
ein preissenkungs- oder gewinnabführungspflichtiger Betrieb das Gewinn­
prüfungsverfahren nicht durchführt oder nicht nachzuweisen vermag, daß 
er seiner Gewinnprüfungspflicht nachgekommen ist, ebenso· in den Fällen, 
in denen die Gewinnprüfungsunterlagen eines derartigen Betriebes mit 
solchen Mängeln behaftet sind, daß anzunehmen ist, daß dem Betrieb unter 
Berücksichtigung aller Umstände zum Bewußtsein gekommen ist, daß das 
Ergebnis, das zur l:Tnterlassung der Gewinnabführung oder Preissenkung 
berechtigt, nicht richtig sein kann. Fahrlässig und damit schuldhaft 
handelt u. a. auch der Handwerker, der dann, wenn Zweifel von ein­
schneidender Bedeutung auftreten, sich nicht darüber unterrichtet, wie er 
richtigerweise zu verfahren hat. Keine Schuldhaftigkeit und demzufolge 
keine Strafbarkeit liegt andererseits immer dann vor, wenn dem Hand­
werker von seiner Organisation schriftlich die Unbedenklichkeit seines 
Vorgehens bestätigt worden ist (vgl. S. 114 ), sofern in dem Umstand, wie der 
Betrieb zu der Bestätigung gelangt ist, nicht selbst eine strafbare Handlung 
gegeben ist, z. B. wenn falsche Unterlagen der Organisation eingereicht 
wurden. 

Die Bestrafung kann im gerichtlichen Strafverfahren oder im 
Ordnungsstrafverfahren erfolgen. Es können Geldstrafen in unbe· 
schränkter Höhe oder Gefängnisstrafen oder beides zusammen verhängt 
werden. In besonders schweren Fällen kann an Stelle der Gefängnisstrafe 
auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren erkannt werden, ebenso ist Schließung des 
Betriebes auf Zeit oder dauernd und Untersagung der entsprechenden 
Berufsausübung möglich. Liegt in dem Verstoß gegen die Preisvorschriften 
zugleich ein Verbrechen unter den Voraussetzungen des§ 4 der Verordnung 
gegen Volksschädlinge, dann kann sogar das Urteil auf Zuchthaus bis zu 
15 Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus oder selbst Todesstrafe lauten. 

!hnlich wie im Steuerstrafrecht eine Selbstanzeige zur Straf­
freiheit führt (vgl. S. 53), kann wegen der Zuwiderhandlung gegen die 
Vorschrift des § 22 KWVO. von einer Ordnungsstrafe oder dem Straf­
antrag abgesehen werden, wenn vor Einleitung des Ordnungsstraf-
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Verfahrens oder bevor ein Strafantrag bei Gericht gestellt worden ist, e n t­
sprechende Beträge abgeführt werden. Während aber im Steuer­
strafrecht, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind, die Selbstanzeige 
in jedem Fall zur Straffreiheit führt, handelt es sich hier nur um eine 
Kann-Vorschrift. Andererseits brauchen bestimmte Voraüssetzungen wie 
im Steuerstrafrecht bei der Gewinnabführung zwecks Erlangung von 
Straffreiheit nicht vorzuliegen. In der Praxis. wird das Ergebnis aber in 
beiden Fällen gleich sein. Die Preisbehörden werden von der Bestrafung 
absehen, wenn der Täter sich aus Reue über seine Handlungsweise zur 
rechtzeitigen Abführung seiner Übergewinne entschließt, dagegen werden 
sie das Strafverfahren durchführen in den Fällen, in denen die unmittel­
bare Entdeckungsgefahr für den Betroffenen bestand und dies ihm be­
kannt war. 

Zur Erlangung der Straffreiheit sind die entsprechenden Beträge abzu­
führen. Darunter sind die Übergewinne zu verstehen, die nach. der Hand­
werksanweisung hätten abgeführt werden müssen, aber auch alle weiteren 
Gewinne, die dem Handwerker dadurch entstanden sind, daß er die gebotene 
Preissenkung unterlassen hat. 
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Gebietliehe Sonderregelungen 

Die Durchführung der Kriegspreisvorschriften 

in den Reichsgauen der Ostmark und im Reichsgau 

Sudelenland 

Inhalt in Kürze: Für Handwerksbetriebe in der Ostmark und im Sudeten­
land gilt grundsätzlich die Anweisung zur Durchführung der §§ 22ff. der 
Kriegswirtschaftsverordnung im Bereich der Reichsgruppe Handwerk. 
Gemäß Abschnitt VIII derselben findet hierbei die Anweisung zur Durch­
führung der §§ 22ff. der Kriegswirtschaftsverordnung in den Reichsgauen 
der Ostmark und im Reichsgau Sudetenland vom 7. Juni 1941 (siehe Anhang) 
sinngemäß Anwendung. Im Gegensatz zum Altreich soll aber als Ver­
gleichsjahr grundsätzlich das Jahr 1939 zugrunde gelegt werden. Die 
besonderen wirt.schaftlichen Verhältnisse dieser Gebiete, insbesondere die 
Tatsache, daß ihre wirtschaftliche und betriebliche Allgleichung an den 
Stand des Altreichs bei Kriegsbeginn noch nicht vollzogen war und 
infolge des Krieges auch nicht weitergeführt werden konnte, recht­
fertigen gewisse Sonderregelungen sowohl hinsichtlich der Preissenkung 
als auch hinsichtlich der Gewinnabführung. 

A. Räumlicher Geltungsbereich der Anweisung für die Reichsgaue 

der Ostmark und den Reichsgau Sudetenland 

Die Anweisung des Reichskommissars für die Preisbildung vom 7. Juni 
1941 ist für die Reichsgaue der Ostmark und den Reichsgau Sudetenland 
ergangen. Das gleiche gilt für die Verordnung über die Bewertungsfreiheit 
und die Aufbaurücklage im Reichsgau Sudetenland und in den Reichs­
gauen der Ostmark vom 21. Januar 1941 (BAV.). Die steuerlichen Ver­
günstigungen dieser Verordnung sind inzwischen ausgedehnt worden auf 
die in das Land Bayern und das Land Preußen eingegliederten Gebiets­
teile der sudetendeutschen Gebiete. Die entsprechende Ausdehnung der 
Verordnung vom 7. Juni 1941 dürfte zu erwarten sein. 

B. Preissenkung 

Auch in der Ostmark und im Sudetengau steht die Preissenkungs­
pflicht der Handwerksbetriebe im Vordergrund. Eine allgemeine Be­
freiung hiervon läge nach Ansicht des Reichskommissars für die Preis­
bildung wohl im augenblicklichen Interesse der wirtschaftlich Selbstän-
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digen dieser Gebiete, nicht aber in dem der Verbraucher. Es würde hier­
durch insbesondere der Preisabstand vom Altreich, der vor allem in 
der Ostmark teilweise noch vorhanden ist, vergrößert; andererseits würde 
aber auch die Wettbewerbsfähigkeit der Gebiete gegenüber der Wirtschaft 
des Altreichs verringert werden. Es kann daher auch dem Handwerk in der 
Ostmark und im Sudetengau nicht allgemein gestattet werden, durch 
Unterlassung von Preissenkungen Übergewinne entstehen zu lassen. Nach 
Meinung des Reichskommissars für die Preisbildung lassen die Preis- und 
Lohnverhältnisse in der Ostmark und im Sudetengau Preissenkungen noch 
dringlicher erscheinen als im Altreich. Es hat daher dort jeder Handwerker 
die Pflicht, immer wieder zu prüfen, ob die Gewinnentwicklung seines 
Betriebes nicht eine Preissenkung ermöglicht. 

Um Betriebe, deren Preise durch Vornahme von Investitionen ver­
hältnismäßig schnell gesenkt werden können, zu unterstützen, kann diesen 
Betrieben von der Preisbildungsstelle gestattet werden, von der an und für 
sich vorgesehenen Preissenkung abzusehen und die zusätzlichen Gewinne 
zu Investitionen zu verwenden. Hierbei soll es sich aber vor allem um 
Rationalisierungsmaßnahmen handeln. Voraussetzung für die Erteilung 
der Genehmigung seitens der Preisbildungsstelle ist jedoch, daß das All­
gemeininteresse an einer sofortigen Preissenkung in dem Einzelfall nicht 
stärker ist, als das Interesse an der Rationalisierung. Die Preisbildungs­
stellen können ihre Genehmigung von der Vorlage eines Rationalisierungs­
planes abhängig machen und anordnen, daß die Gewinne auf ein zweck­
gebundenes Sonderkonto zu überführen sind, auf das nur mit ihrer Zu­
stimmung zurückgegriffen werden darf. 

C. Gewinnabführung 

Gemäß der Anweisung zur Durchführung der §§ 22ff. der Kriegswirt­
schaftsverordnung in den Reichsgauen der Ostmark und im Reichsgau 
Sudetenland bleibt für diese Gebiete die Zeit vom 1. September 1939 bis 
31. Dezernhoc 1939 mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Umstellung, 
in der sich die Gebiete während dieser Zeit befanden, für die Abführungs­
pßicht grundsätzlich außer Betracht. Die in dieser Zeit eventuell erzielten 
Übergewinne werden also dem Handwerksbetrieb belassen. Dagegen ist die 
Abführung von Übergewinnen für 1940 grundsätzlich vorzunehmen. 

Darüber hinaus werden den Handwerksbetrieben in der Ostmark, im 
Sudetengau wie auch im Regierungsbezirk Troppau verschiedene steuerliche 
Sondervorteile gewährt. Da der Umfang dieser Begünstigungen unter­
schiedlich ist, werden die Gebiete Ostmark, Sudetenland und der Regier­
ungsbezirk Troppau im folgenden getrennt behandelt. 
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I. Ostmark und Sudelenland 

Den Handwerksbetrieben werden zunächst diejenigen Beträge belassen, 
in deren Höhe sie auf Grund der Verordnung über Bewertungsfreiheit und 
Aufbaurücklage im Reichsgau Sudetenland und in den Reichsgauen der 
Ostmark vom 21. Januar 1941 (BAV.) Bewertungsfreiheit in Anspruch 
genommen oder eine Aufbaurücklage gebildet haben. Das gleiche gilt sinn­
gemäß für die Beträge, in deren Höhe Bewertungsfreiheit in Anspruch 
genommen oder steuerfreie Rücklagen gebildet worden sind, die auf Grund 
anderer Vorschriften im Jahre 1940 in der Ostmark oder im Sudetenland 
vorgenommen werden konnten. Als Rechtsgrundlagen kommen hierfür 
in Frage: 

Für die Ostmark: § 2 der Verordnung zur wirtschaftlichen Wieder­
belebung Österreichs vom 23. März 1938 (RGBl. 1938 I Seite 309) RdF.­
Erlaß vom 15. Juli 1938 (RStBl. 1938 Seite 657), RdF.-Erlaß vom 27. Juni 
1939 (RStBl. 1939 Seite 777) und RdF.-Erlaß vom 18. April1940 (RStBI. 
1940 Seite 449). 

Für die sudetendeutschen Gebiete: Die RdF.-Erlasse vom 4. Februar 1939 
(RStBI. 1939 Seite 281) und vom 31. Januar 1940 (RStBl. 1940 Seite 193). 

Darüber hinaus können einem Handwerksbetrieb auf Antrag weitere 
Teile des Gewinns zu volkswirtschaftlich erwünschten Investitionen, ins­
besondere zur Finanzierung von Rationalisierungs-Maßnahmen belassen 
werden. Der Antrag ist bei der zuständigen Preisüberwachungsstelle ein­
zureichen. Die Preisüberwachungsstelle kann zur Sicherung der Durch­
führung der beabsichtigten Maßnahmen Auflagen erteilen. So kann sie die 
Überführung der Beträge auf ein zweckgebundenes Sonderkonto fordern, 
über das nur mit ihrer Zustimmung verfügt werden darf. Die Beträge 
verfallen endgültig, wenn sie nicht spätenstens 2 Jahre nach Kriegsende zu 
Investitionen Verwendung gefunden haben. 

Des weiteren kann mit Zustimmung der zuständigen Preisbildungsstelle 
von der Abführung von Übergewinnen aus dem Jahre 1940 insoweit abgesehen 
werden, als der Betrieb sie zu zusätzlichen, volkswirtschaftlich erwünschten 
Preissenkungen zu verwenden beabsichtigt. 

Berechnung des Übergewinns 

Genau wie im Altreichsgebiet ist auch in der Ostmark und im Sudetengau 
bei der Ermittlung des Übergewinns von dem steuerpflichtigen Gewinn 
auszugehen. Es sind dann die Hinzurechnungen und Absetzungen gemäß 
§§ 17ff. der Handwerksanweisung vorzunehmen. Die Beträge, in deren 
Höhe der Handwerksbetrieb auf Grund der Verordnung vom 21. Januar 
1941 von der Bewertungsfreiheit Gebrauch gemacht oder eine Aufbaurück­
lage gebildet hat, sind dem Gewinn hinzuzurechnen. Von dem so 
festgestellten Übergewinn werden dann diese Beträge wieder abgesetzt, 
da sie ja dem Betrieb belassen werden sollen. 
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Beispiel: 

a) Steuerpflichtiger Gewinn . . . . . . . . .. 
b) Inanspruchnahme von Bewertungsfreiheit und 

Bildung einer Aufbaurücklage . . . . . . 
c) Sonstige Hinzurechnungen . . . . . . . . 
d) Betriebsgewinn ............. . 
e) Angemessener Gewinn . . . . . . . : . . . . 
f) Übergewinn (für Preissenkung maßgebend) ... 
g) Beträge für Bewertungsfreiheit und Aufbauriiekla~e 

(wie b) .................. '. 
h) Für die Abführung maßgebender Differenzbetrag .. 
i) Einkommensteuer auf den steuerpflichtigen Gewinn 

von 8000,- RM Steuergruppe IV, 1) . 1185,- RM 
k) Einkommensteuer auf 6500,- RM 

8000,- RM 

2000,- " 
1000,- " 

11000,- RM 
7500,- RM 
3500,- RM 

2000,- " 
1500,- RM 

(a minus h) (Steuergruppe IV, 1) 849,- " 336,- " 
----~~~--~~~~ l} Abführungsbetrag . . . . . . . 1164,- RM 

Handelt es sich um einen körperschaftsteuerpflichtigen Betrieb, so 
ist im vorstehenden Beispiel vom Buchstaben h ab wie folgt zu rechnen: 

h) Für die Abführung maßgebender Differenzbetrag . . 1 500,- RM 
i} 30% Körperschaftsteuer auf den steuerpflichtigen 

Gewinn von 8000,- RM ....... 2400,- RM 
k) 30% Körperschaftsteuer auf 6 500,- RM 

(a minus h) ............. ...;1;..9;..5...;0;..:.,_-_...;.":..-~:-4~5~0:'-,--"";:,~· 
l) Abfühmngsbetrag . . . . . . . . . . . . . . . . 1 090,- RM 

In den Betrieben der Ostmark und des Sudetengaues wurde die Aus­
fuhrförderungsumlage nur zur Hälfte erhoben. Dieser Vorteil soll den 
Betrieben erhalten bleiben. Sie sind daher berechtigt, den gleichen Betrag, 
den sie an Ausfuhrförderungsumlage gezahlt haben, nochmals vom steuer­
pflichtigen Gewinn bei dessen Berichtigung abzusetzen. 

IL Regierungsbezirk Troppau 

Handwerksbetriebe im Regier,ungsbezirk Troppau erhalten ebenfalls die 
vorstehend aufgeführten Vergünstigungen. Darüber hinaus dürfen sie vom 
steuerpflichtigen Gewinn absetzen: 

· 1. die Beträge, um die sich der steuerliche Gewinn auf Grund von Steuer­
erleichterungen erhöht hat, die dem Regierungsbezirk Troppau zusätzlich 
gewährt werden, 

2. die Vermögensteuer, die der Betrieb ohne die für den Regierungs­
bezirk Troppau gewährte Ermäßigung zu zahlen gehabt hätte, 

3. die Ausfuhrförderungsumlage, da im Regierungsbezirk Troppau das 
gleiche wie in der Ostmark und im Sudetengau hierzu gilt. 

Bei den Steuervergünstigungen, die den Handwerksbetrieben im Regie­
rungsbezirk Troppau gewährt werden, handelt es sich um folgende: 
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1. Begünstigung von Einzelkaufleuten und Personengesellschaften 
gemäß § 10 Oststeuerhilfe-Verordnung (OStV.). 

2. Teilweise Befreiung von der Vermögensteuer gemäß § 15 OStV. 

3. Befreiung von der Aufbringungsumlage gemäß § 16 OStV. 
Aufbringungsumlage kommt für Handwerksbetriebe im allgemeinen kaum 

in Frage, da nur Betriebe aufbringungspflichtig sind, deren gewerbliches 
Betriebsvermögen einen Einheitswert von mehr als 500000,- RM hat. 
Solche Betriebe können den ersparten Betrag an Aufbringungsumlage wie 
auch die Vermögensteuer, und zwar sowohl die tatsächlich gezahlte als auch 
die gegenüber Altreichsbetrieben ersparte von dem steuerlichen Gewinn 
absetzen. 

Die vorstehend unter 1. aufgeführte Vergünstigung gemäß § 10 OStV. 
wirkt sich dagegen steuerlich erst nach der Gewinnfeststellung aus. Es wird 
den Gewerbetreibenden die Hälfte des nicht entnommenen Gewinns bis zur 
Höhe von 40000,- RM oder von 20 v. H. des Gesamtgewinns einkommen­
steuerfrei belassen. 

Die Vorteile der Ost-Steuerhilfe-Verordnung sollen den Betrieben ver­
bleiben. Das kann nur so verstanden werden, daß die Steuervorteile aus der 
Nichtentnahme vom Gewinn dem Bettieb erhalten bleiben sollen, wenn der 
im Betrieb stehenbleibende Gewinnteil auch durch die spätere Gewinn­
abführung nicht gekürzt wird. Es spielt dagegen keine Rolle, ob der nicht 
entnommene Gewinn im Verhältnis zu dem angemessenen Gewinn die 
zulässige Grenze überschreitet. 

Beispiel: 
Verheirateter Steuerpflichtiger mit einem Kind ( Steuergruppe IV, 1) 

a) Steuerpflichtiger Gewinn . . . . . . . . . . 11 000,- RM 
b) Davon würde Einkommensteuer zu zahlen sein . . 1860,- " 
c) Entnommener Gewinn . . . . . . . . . . . . . 6 500,- " 
d) Nichtentnommener Gewinn (a minus c) . . . . . . 4500,- " 
e) Einkommensteuerfreier Gewinnteil (50% von d) . 2 250,- " 
f) Einkommensteuerpflichtig ist nur der Betrag von 

(a minus e) ................... . 
g) Die tatsächliche Einkommensteuer beträgt laut Tarif . 
h) Die Steuerbegünstigung gemäß § 10 OStV. beträgt 

8750,- " 
1297,- " 

(b mmus g) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 563,- " 
i) Der berichtigte steuerpflichtige Gewinn beträgt . . . . 10200,- " 

k) Darin ist nicht enthalten die Vermögensteuer, die im 
Altreich für das Betnebsvermögen hätte gezahlt werden 
müssen in Höhe von z. B. . . . . . . . . . . . . . 

I) Betriebsgewinn (i minus k) . . . . . . . . . . . . . 
m) 4.-ngemessener Gewinn .............. . 
n) Ubergewinn (I minus· m) ............. . 
o) Der um den Übergewinn (n) gekürzte versteuerte Gewinn 

(f) beträgt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
p) Die Einkommensteuer hierfür beträgt laut Tarif . . . . 

200,- " 
10000,- " 

7 500,- " 
2500,- " 

6250,- " 
849,- " 
448,- " q) Die anzurechnende ~inkommensteuer (g minus p) beträgt 

r) Abzuführen ist der Ubergewinn (n), vermindert um die zu 
berücksichtigende Mehrsteuer (q) = Abführungsbetrag . 2052,- " 
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Sollte im Einzelfall die Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit und die 
Bildung einer Aufbaurücklage mit der Inanspruchnahme der Begünstigung 
des § 10 OStV. zusammentreffen, so ist zu beachten, daß bei der Be­
rechnung der steuerlichen Begünstigung gemäß § 10 OStV. von dem 
steuerpflichtigen Gewinn nach Vornahme der Bewertungsfreiheit und der 
Bildung einer Aufbaurücklage auszugehen ist. 

Beispiel: 

a) Steuerlicher Gewinn (nach Vornahme der Bewertungs-
freiheit und Bildung der Aufbaurücklage) . . . . . 11 000,- Rl\f 

b) Hinzurechnung der Bewertungsfreiheit- und Aufbau­
rücklage-Beträge . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 000,- " 

c) Betriebsgewinn (andere Zu- oder Abrechnungen außer b) 
wurden der Klarheit halber nicht angenommen) 13000,- RM 

d) Angemessener Gewinn . . . . . . . . . . . . 9000,- .. 
e) Übergewinn (für Preissenkung maßgebend) .. : 4000,- RM 
f) Bewertungsfreiheit- und Aufbaurücklage-Beträge 2000,- " 
g) für die Abführung maßgebender Differenzbetrag 2000,- RM 

Die Rechnung ist dann entsprechend dem vorigen Beispiel durchzuführen. 

D. Vergleichsgewinn - Gewinnrichtpunkte 

1. Vergleichsgewinn 

Wie eingangs schon bemerkt, soll vom Handwerk in den Reichsgauen der 
Ostmark und im Reichsgau Sudetepland als Vergleichsjahr grundsätzlich 
das Jahr 1939 zugrunde gelegt werden. Ostmärkische und sudetendeutsche 
Handwerksbetriebe, deren Reichsinnungsverbände sich für das Verfahren 
nach dem Vergleichsgewinn entschlossen haben, müssen demzufolge 
- abweichend von den Bestimmungen für das Altreich - den Gewinn des 
Jahres 1939 zum Vergleich heranziehen. 

2. Gewinnrichtpunkte 

Die Ziffern 22 und 25 der Handwerksanweisung sehen für Handwerks­
betriebe im Altreichsgebiet Leistungszuschläge in den Fällen vor, in denen 
ein Betrieb mit besonders niedrigen Kosten arbeitet oder ganz hervorragende 
Leistungen aufweist. Es war aus verschiedenen Gründen notwendig, 
hinsichtlich der Inanspruchnahme des Leistungszuschlages seitens der 
ostmärkischen und sudetendeutschen Betriebe sowie der Betriebe in den 
eingegliederten ·ostgebieten einen anderen Maßstab als bei den Betrieben 
im Altreich anzulegen. Mit Rücksicht darauf, daß infolge der Schwierig­
keiten bei der Materialbeschaffung und beim Arbeitseinsatz die Rationali­
sierung der Betriebe in den eingegliederten Gebieten während des Krieges 
nicht in dem vorgesehenen Umfang durchgeführt werden kann, hat der 
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Reichskommissar für die Preisbildung zugestimmt, daß den besonders 
gelagerten Verhältnissen in den eingegliederten Gebieten bei der Ab­
führung von Übergewinnen aus der Vergangenheit Rechnung getragen 
wird. Auf Grund dessen kann ein Betrieb in der Ostmark, im Sudeten­
land oder in den eingegliederten Ostgebieten den nach den Gewinn­
richtpunkten zulässigen Gewinn beanspruchen, auch wenn er nach seiner 
Kostenlage unter den vergleichbar guten Betrieben des Altreiches liegt. 
Dies gilt aber nur hinsichtlich der Ermittlung des Abführungsbetrages, 
dagegen nicht für die zukünftige Preisbildung. 
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Die Durchführung der Kriegspreisvorschriften 
in den eingegliederten Ostgebieten 

Inhalt in Kürze: Abschnitt VIII der Handwerksanweisung kündigte über 
die Durchführung der Kriegspreisvorschriften für den Bereich der Reichs­
gruppe Handwerk in den eingegliederten Ostgebieten eine besondere An­
w~isung an. Diese besondere Anweisung ist von dem Reichskommissar für 
die Preisbildung unter dem 16. August 1941 erlassen worden. Danach gilt 
auch für Handwerksbetriebe in den eingegliederten Ostgebieten grund­
sätzlich die Handwerksanweisung, allerdings mit gewissen Sonderregelungen, 
die der wirtschaftlichen Lage der Ostgebiete Rechnung tragen. Der sach­
liche Inhalt der Anweisung für die Ostgebiete ist dem der Regelung für die 
Ostmark und den Sudetengau sehr ähnlfch. Die Hauptabweichung liegt 
darin, daß in den eingegliederten Ostgebieten im allgemeinen eine Ver­
gleichszeit mit einer normalen Gewinnentwicklung nicht zu ermitteln sein 
wird. Es kann daher bei der Feststellung des angemessenen Gewinns 
grundsätzlich nur von Gewinnrichtpunkten ausgegangen werden. 

A. Räumlicher Geltungsbereich der Anweisung .für die eingegliederten 
Ostgebiete 

Die Anweisung des Reichskommissars für die Preisbildung für das Hand­
werk in den eingegliederten Ostgebieten gilt in den Reichsgauen Danzig­
Westpreußen und Wartbcland einschließlich der in die Provinzen Ostpreußen 
und Schlesien eingegliederten Ostgebiete: das sind der Regierungsbezirk 
Zichenau, der Kreis Suwalken und der früher polnische Teil des Bezirkes 
Kattowitz. Die Ostgebieteanweisung gilt dagegen nicht im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig, im Memelland und im örtlichen Geltungs­
bereich der Zweiten Oststeuerhilfe-Verordnung. Für diese Gebiete ist unter 
dem 20. August 1941 eine besondere Anweisung zur Durchführung der 
§§ 22ff. KWVO. seitens des Reichkommissars für die Preisbildung er­
gangen (siehe Anhang). 

B. Preissenkung 

In den eingegliederten Ostgebieten ist ebenfalls grundsätzlich die Preis­
senkung durchzuführen. Nach der besonderen Anweisung des Reichs­
kommissars für die Preisbildung muß es für den Bereich der Reichsgruppe 
Handwerk das Ziel sein, Preise, die noch über denen für vergleichbare 
Waren in benachbarten Altreichgebieten liegen, so bald als möglich auf 
diesen Stand zu senken. Die Anpassung höherer Preise in den einge­
gliederten Ostgebieten an die des Altreichs liegt nach Ansicht des Reichs­
kommissars für die Preisbildung im Interesse der Wettbewerbsfähigkeit des 
Handwerks in den Ostgebieten. Daher hat jeder Handwerker in diesen 
Gebieten ebenfalls immer wieder zu prüfen, ob die Gewinnentwicklung 
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seines Betriebes nicht eine Senkung der Preise ermöglicht oder nach § 1 der 
Ostpreisstop-Verordnung sogar erforderlich macht. 

Mit Zustimmung der zuständigen Preisbildungsstelle kann im Einzelfall 
von Preissenkungen abgesehen werden, wenn das Gemeininteresse an einer 
sofortigen Senkung der Preise nicht größer ist, als das Interesse an einer 
Ansammlung erhöhter Gewinne zwecks Erneuerung, Ergänzung und Er­
weiterung eines Betriebes. Soweit solche Maßnahmen während des Krieges 
nicht durchgeführt werden können, kann hierfür die Bildung einer ent­
sprechenden Rücklage genehmigt werden. Die Preisbildungsstelle kann 
hierbei gewisse Auflagen erteilen, um die richtige Verwendung der zusätz­
lichen Gewinne sicherzustellen (Vorlage eines Planes, Überführung der Ge­
winne auf ein zweckgebundenes Sonderkonto). Handwerksbetriebe in den 
eingegliederten Ostgebieten, die ihre Preise auf Grund des § 1 der Ost­
preisstop-Verordnung gesenkt haben, dürfen diese wieder auf ihren früheren 
Stand erhöhen, wenn dies aus wirtschaftlichen Gründen unumgänglich ist. 

C. Gewinnabführung 

Es gilt hier das gleiche, was hinsichtlich der Ostmark und des Sudeten­
gaues ausgeführt worden ist (vgl. Seite 119 ff). Im Gegensatz hierzu wie 
auch zur Regelung im Altreich brauchen Übergewinne für 1940 erst ab­
geführt zu werden, wenn ein entsprechender Bescheid der zuständigen 
Preisbildungsstelle ergeht. 

Die Handwerksbetriebe sind jedoch nach Maßgabe der für das übrige 
Reichsgebiet erlassenen Bestimmungen verpflichtet, der zuständigen Preis­
überwachungsstelle eine Erklärung über ihre Gewinnentwicklung abzugeben. 
In der Erklärung ist insbesondere der Betrag zu bezeichnen, der unter An­
wendung der für die Reichsgruppe Handwerk erlassenen Bestimmungen 
an sich an das Reich abzuführen ist. Die Beträge, die dem Betrieb hier­
von auf Grund der Sondervergünstigungen für die eingegliederten Ost­
gebiete verbleiben oder auf Antrag belassen werden können, sind in der 
Erklärung besonders auszuweisen. 

Berechnung des Überg~winns 

Bei der Berechnung des Übergewinns dürfen vom steuerpflichtigen Ge­
winn abgesetzt werden: 
1. die Beträge, um die sich der steuerpflichtige Gewinn auf Grund der Ost­

Steuerhilfe-Verordnung erhöht hat und 
2. die Vermögensteuer, die der Betrieb ohne die Ermäßigung auf Grund 

der Oststeuerhilfe-Verordnung zu zahlen gehabt hätte, 
3. die Ausfuhrförderungsumlage, die der Betrieb hätte zahlen müssen, wenn 

er im Altreichsgebiet seinen Sitz hätte. Da die in Frage kommenden 
Betriebe im allgemeinen nicht wissen werden, ob und in welcher Höhe sie 
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ohne die Ausfuhrförderungsumlagefreiheit die Umlage zu zahlen gehabt 
hätten, sind die Innungen in den eingegliederten Ostgebieten darüber 
unterrichtet worden, wie die Ausfuhrförderungsumlage im Altreich 
berechnet wurde. Der Betrieb kann also bei seiner Innung die erforder­
liche Aufklärung erhalten. 

Auf Grund der Ost-Steuerhilfe-Verordnung werden den Handwerks­
betrieben in den eingegliederten Ostgebieten für das Jahr 1940 folgende 
wichtigeren Steuervergünstigungen gewährt: 

a) Bewertungsfreiheit gemäß § 8 OSt V.; 
b) Aufbaurücklage gemäß § 9 OSt V.; 
c) Begünstigungen von Einzelkaufleuten und Personengesellschaften bei 

der Einkommensteuer im Falle der Nichtentnahme von Gewinn gemäß 
§ 10 OStV.; 

d) Befreiung von der Grunderwerbsteuer und von der Umsatzsteuer in 
bestimmten Fällen gemäß§§ 5, 6 und 14 OStV.; 

e) Ermäßigung der Grund'!teuer, Grundstücksteuer und Gewerbesteuer 
auf die Hälfte gemäß§ 20 OStV.; 

f) Freibetrag der Gewerbesteuer nach dem Gewerbekapital in Höhe von 
250000,- RM gemäß § 21 OSt V.; 

g) Dreilache Freibeträge und teilweise gänzliche Steuerfreiheit bei der 
Vermögensteuer gemäß §§ 4 und 15 OSt V.; 

h) Befreiung von der Aufbringungsumlage gemäß § 16 OSt V.; 
i) Freibeträge von 3000,- RM zuzüglich 300,- RM für jedes minder­

jährige Kind bei der Einkommensteuer, sofern das Einkommen 
25000,- RM_nicht übersteigt gemäß § 1 OSt V.; 

k) Befreiung vom Kriegszuschlag zur Einkommensteuer gemäß§ 2 OSt V.; 
I) Ermäßigte Körperschaftsteuersätze (20 bzw. 30 v.H.) gemäß§ 11 OSt V.; 

m) Befreiung von der Urkundensteuer gemäß § 17 OStV. 

Davon sind die Bewertungsfreiheit (Züfer a) und die Aufbaurücklage 
(Ziffer b) g~nau so zu behandeln wie bei den Betrieben in der Ostmark und 
im Sudetenland, während sich hinsichtlich der Vergünstigungen bei der 
Nichtentnahme von Gewinn (Züfer c) und bei der Vermögensteuer (Ziffer g) 
und der Aufbringungsumlage (Ziffer h) das gleiche Verfahren ergibt, wie bei 
den Betrieben im Regierungsbezirk Troppau. Es wird daher auf die Aus­
führungen an diesen Stellen verwiesen. 

Die Vermögensteuer wird in den eingegliederten Ostgebieten auf Grund 
der Neunten Verordnung zur Einführung steuerrechtlicher Verordnungen 
in den eingegliederten Ostgebieten vom 8. Dezember 1940 erst vom 1.April 
1941 ab erhoben. Nach der besonderen Anweisung für das Handwerk ist 
in den Ostgebieten vom steuerlichen Gewinn auch die Vermögensteuer ab­
zusetzen, die der Betrieb ohne die Ermäßigung auf Grund der Ost-Steuer­
hilfe-Verordnung zu zahlen gehabt hätte. Sinngemäß kann die Bestimmung 
daher nur so ausgelegt werden, daß dem Betrieb die Steuerersparnisse, die 
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er auf Grund der Tatsache erzielt, daß er nicht im Altreichsgebiet, sondern 
in den eingegliederten Ostgebieten liegt, erhalten bleiben sollen. Der Betrieb 
kann so vom steuerpflichtigen Gewinn diejenigen Vermögensteuerbeträge 
absetzen, die er im Jahre 1940 zu zahlen gehabt hätte, wenn er seinen Sitz 
im Altreich haben würde. 

Von den sonstigen angegebenen Steuererleichterungen haben nur die 
Begünstigungen zu Ziffer d-f und m zu einem höheren steuerpflichtigen 
Gewinn geführt. Die Handwerksbetriebe können die durch diese Ver­
günstigungen entstandenen Einsparungen vom steuerpflichtigen Gewinn 
absetzen. Dabei ist bei jeder Steuerart festzustellen, welcher Steuerbetrag 
für die einzelnen steuerpflichtigen Vorgänge erhoben worden wäre, wenn es 
sich um einen Handwerksbetrieb im Altreich handeln würde. 

Die Begünstigungen zu Ziffer i-1 beeinflussen den steuerpflichtigen 
Gewinn nicht. Wenn auch die besondere Anweisung des Reichskommissars 
für die Preisbildung die Berücksichtigung dieser Vergünstigungen nicht 
vorsieht, so ergeben sich doch bei der Berechnung des Übergewinns die 
entsprechenden Auswirkungen. 

Beispiel: 

Verheirateter Steuerpflichtiger mit einem Kind (Steuergruppe IV, 1) 
Steuerpflichtiger Gewinn . . . . . . . . . . . . . . 11 000,- RM 
Berichtigter steuerpflichtiger Gewinn = Betriebsgewinn . 9 500,- " 
Angemessener Gewinn . . . . . . . . . . . . . . . 6 000,- " 
Übergewinn . . . . . . . . . . . . 3 500, - RM 

Einkommensteuer wurde gezahlt von . 
Abzüglich Freibeträge 
Zu versteuerndes Einkommen .... 

11000,- RM 
3300,- " 
7700,- RM 

715,- " Die E'lteuer davon beträgt . . . . . . . . . . . . . . 
Die Einkommens~.euer von 4200,- RM (7-700,- RM ge-

kürzt um den Ubergewinn von 3 500,- RM) beträgt . 249,- " 
Es verbleibt ein Unterschied von. ---:4'::'66::'.-_---;R~M;;-; 

Der Übergewinn von . . . . . . . . . . . . . 3 500,- RM 
ist um den Unterschiedbetrag von . . . . . . . 466,- " 
zu kürzen. Es verbleibt ein Abführungsbetrag von 3 034,- RM 

An Zahlungen hat der Betrieb zu leisten: 
Abführungsbetrag . . . . 
Einkommensteuer . . . . 
Gesamtbelastung 

Der Betriebsgewinn beträgt . 
Die Gesamtbelastung beträgt 
Es verbleibt ein Betrag von . 

Das ist der gleiche Betrag, der dem Betrieb auch ver· 
bleiben soll; denn der angemessene Gewinn beträgt . . 

Abzüglich Einkommensteuer von 
Verbleibender Betrag wie oben . . . . . . . . . . . 

Siedbürger, Gewinnerklärnng 

3034,- RM 
715,- " 

3749,- RM 

9500,- RM 
3749.- .. 
5751,- RM 

6000,- RM 
249,- " 

5751,- RM 

9 



130 Gewinnerklärung, Gewinnprüfung, Preissenkung im Handwerk. 

D. Vergleichsgewinn- Gewinnrichtpunkte 
1. Vergleichsgewinn 

Im allgemeinen wird in den eingegliederten Ostgebieten eine Vergleichs­
zeit mit einer normalen Gewinnentwicklung nicht zu ermitteln sein. Es 
kann daher in diesen Gebieten bei der Feststellung des angemessenen Ge­
winns grundsätzlich nur von · Gewinnrichtpunkten ausgegangen werden. 

Handwerksbetriebe in den eingegliederten Ostg~bieten, deren Reichs­
innungsverhände sich zu dem Verfahren nach dem Vergleichsgewinn ent­
schlossen haben, können daher den angemessenen Gewinn nicht nach dem 
Vergleichsverfahren berechnen. Sie müssen mit der Berechnung warten 
bis die für ihren Handwerkszweig in den Ostgebieten gültigen Gewinnricht­
punkte genehmigt worden sind. 

2. Gewinnrichtpunkte 

Soweit der Reichskommissar für die Preisbildung für die Handwerks­
betriebe in den Ostgebieten Gewinnrichtpunkte nicht bestimmt, werden 
diese - gegebenenfalls auf Vorschlag der Bezirksstellen der Reichs­
innungsverhände von den Preisbildungsstellen festgesetzt. Die Gewinn­
richtpunkte sollen nach der Höhe des Umsatzes und nach den gebietliehen 
Verschiedenheiten abgestuft werden. Weist ein Handwerksbetrieb in den 
eingegliederten Ostgebieten seit dem 1. Januar 1940 einen höheren Gewinn 
auf als derjenige, der unter Zugrundelegung der Gewinnrichtpunkte zu­
lässig ist, so ist der Unterschiedsbetrag unter Berücksichtigung der ge­
währten Vergünstigungen (Seite 128) abzuführen. Entsprechend der für 
die eingegliederten Ostgebiete geltenden Bestimmung braucht die Ab­
führung erst zu erfolgen, wenn ein entsprechender Bescheid seitens der 
zuständigen Preisüberwachungsstelle bei dem Handwerksbetrieb ein­
gegangen ist. Wegen der Inanspruchnahme eines Leistungszuschlages 
seitens der Handwerksbetriebe in den eingegliederten Ostgebieten siehe 
Seite 77. 
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Die Durchführung der Kriegspreisvorschriften 

im örtlichen Geltungshereich 

der Zweiten Ost-Steuerhilfe-Verordnung 

Inhalt in Kürze : Mit der Anweisung vom .10. August 1941 über die 
Durchführung der Kriegspreisvorschriften für den Bereich der Reichs­
gruppe Handwerk in den eingegliederten Ostgebieten hat der Reichs­
kommissar für die Preisbildung den besonderen wirtschaftlichen Verhält­
nissen des Handwerks dieser Gebiete Rechnung getragen. Die Anweisung 
berücksichtigt vor allem die Steuervorteile, die die Ostgebiete durch die 
Ost-Steuerhilfe-Verordnung vom 9. Dezember 1940 erhalten haben. Da 
diese Steuervorteile durch die Zweite Ost-Steuerhilfe-Verordnung vom 
20. Februar 1941 ganz oder zum Teil auf andere Gebiete des deutschen 
Ostens ausgedehnt worden sind und in diesen Gebieten die wirtschaftliche 
Entwicklung infolge der Grenzlage mit der des übrigen Reichsgebietes 
nicht Schritt halten konnte, hat der Reichskommissar für die Preisbildung 
mit Anweisung vom 20. August 1941 die Durchführungsvorschriften für 
das Handwerk in den Ostgebieten auf das Handwerk im örtlichen Geltung~­
bereich der Zweiten Ost-Steuerhilfe-Verordnung ausgedehnt. 

A. Räumlicher Geltungsbereich der Anweisung für die Gebiete 

der Zweiten Ost· Steuerhilfe-Verordnung 

Die Anweisung des Reichskommissars für die Preisbildung für das Hand­
werk in den eingegliederten Ostgebieten gilt im Gebiet der früheren Freien 
Stadt Danzig und im Memelland. 

In den in den §§ 3 und 5 der Zweiten Ost-Steuerhilfe-Verordnung ge­
nannten Gebieten, d. h. 

in der Provinz Ostpreußen; 

in den früher ostpreußischen Gebieten des Reichsgaus Danzig-West­
preußen; 

im Regierungsbezirk Kattowitz für die Kreise Tost-Gleiwitz, Beuthen­
Tarnowitz und für die Stadtkreise Gleiwitz, Beuthen und Hindenburg; 

im Regierungsbezirk Köslin für die Kreise Lauenburg, Stolp, Schlawe, 
Bütow und Rummelsburg; 

im Regierungsbezirk Schneidemühl für die Kreise Schlochau, Neustettin, 
Flatow, Deutsch-Krone, Netzekreis, Friedeberg und für den Stadtkreis 
Schneidemühl; 

im Regierungsbezirk Frankfurt (Oder) für die Kreise Schwerin, Meseritz, 
Züllichau, Schwiebus, Ost-Sternberg und Crossen; 

9* 
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im Regierungsbezirk Liegnitz für die Kreise Grünberg, Freystadt, Frau­
stadt und Glogau (Stadt- und Landkreis); 

im Regierungsbezirk Breslau für die Kreise Guhrau, Wohlan, Militsch, 
Trebnitz, Groß-Wartenberg, Oels und Namslau; 

im Regierungsbezirk Oppeln für die Kreise Kreuzburg, Rosenberg, 
Guttentag (Restkreis), Groß-Strehlitz, Cosel, Oppeln (Stadt- und Land­
kreis) und Ratibor (Stadt- und Landkreis) 
gilt die Anweisung zur Durchführung der §§ 22ff. der KWVO. im Bereich 
der Reichsgruppe Handwerk vom 17. Juli 1941 (allgemeine Handwerks­
anweisung) mit den unter C aufgeführten Vergünstigungen. 

B. Preissenkung 

Handwerksbetriebe in den unter A genannten Gebieten sind zu Preis­
senkungen in dem gleichem Umfang verpflichtet, wie die Handwerks­
betriebe in den übrigen Gebieten des Altreichs. 

C. Gewinnabführung 

Mit Ausnahme von Danzig und dem Memelland, für deren Betriebe eine 
Gewinnabführung für 1939 nieht durchzuführen ist, sind in den übrigen 
östlichen Bezirken auch die in der Zeit vom 1. Septeruhet bis 31. Dezember 
1939 erzielten Übergewinne abzuführen. 

Für die Abführung von Übergewinnen, die in den Jahren 1939 und 1940 
erzielt wurden gelten folgende Vergünstigungen: 

Den Betrieben werden zunächst diejenigen Beträge belassen, in deren 
Höhe sie auf Grund der §§ 8 und 9 der Ost-Steuerhilfe-VQrordnung vom 
9. Dezember 1940 Bewertungsfreiheit in Anspruch genommen oder eine 
Aufbaurücklage gebildet haben. 

Darüber hinaus können den Betrieben auf Antrag bei der zuständigen 
Preisüberwachungsstelle weitere Teile des Gewinns zu volkswirtschaftlich 
erwünschten Investitionen, insbesondere zur Finanzierung von Rationali­
sierungsmaßnahmen belassen werden. Die in Frage kommenden Beträge 
sind auf ein zweckgebundenes Sonderkonto zu überführen. Über sie darf 
nur mit Einwilligung der Preisbildungsstelle verfügt werden. Die Beträge 
verfallen endgültig dem Reich, wenn ~ie nicht spätestens 2 Jahre nach 
Kriegsende zu Invest.itionen verwendet worden sind. 

Berechnung des Übergewinns 

Bei der Berechnung der Übergewinns ist von dem steuerpflichtigen Ge­
winn auszugehen, der entsprechend der allgemeinen Handwerksanweisung 
(Ziffer 17ff.) zu berichtigen ist. Die Beträge, in deren Höhe Handwerks­
betriebe auf Grund der §§ 8 und 9 der Ost-Steuerhilfe-Verordnung von der 
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Bewertungfreiheit Gebrauch gemacht oder eine Aufbaurücklage gebildet 
haben sind dem Gewinn hinzuzurechnen. Dagegen dürfen von dem steuer­
pflichtigen Gewinn abgesetzt werden: 

1. die Beträge, um die sich der steuerpflichtige Gewinn auf Grund der Ost­
Steuerhilfe-Verordnung erhöht hat, 

2. die Vermögensteuer, die der Betrieb ohne die Ermäßigung auf Grund 
der Ost-Steuerhilfe-Verordnung zu zahlen gehabt hätte. 

Den Betrieben werden endlich die Beträge belassen, die sie dadurch 
erspart haben, daß die Ausfuhrförderungsumlage wie in der Ostmark und 
im Sudetengau nur zur Hälfte erhoben wurde (siehe Seite 122). 

Vergleiche hierzu die Ausführungen auf Seite 127 (Berechnung des Über­
gewinns in den eingegliederten Ostgebieten). 
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Die Durchführung der Kriegspreisvorschriften 
in den Grenzgebieten 

In einem unter dem 20. August 1941 an die Preisbildungsstellen und die 
Preisüberwachungsstellen ergangenen vertraulichen Erlaß weist der Reichs­
kommissar für die Preisbildung darauf hin, daß Betrieben in den Gebieten, 
denen durch frühere Erlasse des Reichswirtschaftsministers infolge ihrer 
damaligen Grenzlage eine besondere wirtschaftliche Förderung durch das 
Reich zuteil geworden ist oder künftig zuteil werden soll oder die als ehe­
malige Räumungsgebiete einer besonderen Förderung bedürfen, keine Ge­
winne entzogen werden sollen, deren sie im Gesamtinteresse zu ihrer weiteren 
wirtschaftliehen Entwicklung bedürfen. Als förderungsbedürftig im Sinne 
des Erlasses sind grundsätzlich die Betriebe anzusehen, die ihre Betriebs­
stätten in den Grenzgebieten selbst hatten. Befindet sich die kauf­
männische Leitung eines Betriebes außerhalb des Grenzgebietes aber die 
Erzeugungsstätte in diesem selbst, so bestehen gegen die Anwendung des 
Erlasses keine Bedenken. Anders ist die Sachlage, wenn der Sitz eines 
mehrere Betriebsstätten unterhaltenden Unternehmens außerhalb der in 
Frage kommenden Grenzgebiete liegt, und lediglich ein Teil der Betriebs­
stätten sich in den Grenzgebieten befindet. Dieses Unternehmen kann von 
dem Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung nur Gebrauch 
machen, wenn die in den Grenzgebieten liegenden Betriebsstätten getrennt 
Buch führen und selbst bilanzieren. 

Die Anweisung trägt dem besonderen Investitions- und Finanzbedürfnis 
dieser Gebiete in vollem Umfange Rechnung und berücksichtigt die durch 
den Reichsfinanzminister gewährten steuerlichen Vergünstigungen bei der 
Gewinnabschöpfung. 

Da es sich um einen vertraulichen Erlaß des Reichskommissars für die 
Preisbildung handelt, kann hier Näheres nicht ausgeführt werden. Hand­
werksbetriebe in den in Frage kommenden Gebieten werden aber durch 
die Bezirksstelle ihres zuständigen Reichsinnungsverbandes entsprechend 
unterrichtet werden. 
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~~bf:.lact!!r :=:ti~~~~:t':d:a•':ct!o=:ac•ll!.~~: ~=~~!::· 
~~"~ d:d~~D .~se::~~u:=:--C n:~~:rw.~C !~ka==~~ 
111 der Aata,e aa Vl/1 sa beJriiDdca. 

Za Vl/3. 

!e::e~,~rc;ch~_:e ~;n:· .~;.~:•-:rJ:n~uto!'S:t~:!::"~,.~ 
nachwciab.ar durch die Autlösu~ stiUH Ruerrcn. aus lrühuen Jabrm cnt-

V~~::ßcr:::· \'OIIAbr~~fa:.;! ~ k::'Teter:ede~c=b.~ !~~ 
standen 11nd sowae aa.dr. Li:r;cnzemrWimen, Die a~aetztca Betriae amd 
• .ciDCl' .t\Dhp zu VJ/3 :r.u crl.iutem. 

Zll VJ/4. 
~-~~rt~~:=c:.::: n~ alall luowcit ahusetatn 

zu VJ/5. 
Die Vcna6paste1111t iat, soweit de PI du sll:ucrp8ld.IJp .. ric:~ 
"entliHt, wtnD. Oewlna .ab&usctlca. 

Zu VIIL 

e:~::·;:;;n~;: ids::.:~J!':f!r -::d~a.::!"~ct!:•::.,r.w.tart 
s•me Wlrtsch.aftsführuna 11.nd ailnstile Kot~staltanl. Er bedarf der~ 
~:';::~~; i!" e::"f..I:e ".:tr~,tt"!ill!;~ B;, Eß:!.~O:, ~~ !:: 
wartsdulftlicher .ubdtm &h die autaa Bdrlebe, muß em entsprechender A1t­
schl.ar aemacht wrrde:a. 

Zu IX. 
All Hlflii.Hientr Gewina lst fllr 1939 du proHntv.ale Gtwlr•• der Vualehhs­
:r.eit emschl. Lristunpzll.• oder -.abschl.a1 (Vll/2 ± VIII), für 19f0 der um 
10 v. H. ,ekürzte Gewann der Vercleldr.szelt elnsd.l. Lelstunruv.· oder 
-..bschl.a& (VII/'l ± VIII) e•n:r.usetun, sofern diese c-.mne .als anpmcnta 
Im Sinne des § 22 KWVO. an:r.UHhtn stnd. Uaternehmer, deren. Geschihs­
t•br •on dct11 K.almdHJ.ahr .1bwelcht, h..:llea die Kürzan111 da aft~f~Deuenen 
Gewand im Sinne- dn Erlllues vom Zl. 11. 19tl - A - II - 5729 -
(Mitteilunpbl. I S. 65']) Tora:unehiMD. 

Zu lL 
Du ansemessene Gewinn in Proun.ka (IX) lst um:uMatn Ia den .abjoluko 
Betr.11 lA Reichsmark. 

Zu Dl. 

::,.~:: (~j:=~ ~ ~:~~~~i:f!'m~!~l~~~~~cl~t 
Kriep:r.uacbl.a1 hier emnset:m. 

Beaspl•l (Steacrpappe des Betriebsanhaben: IV,2): 

I. Elnkilnfte .a111 H.~ndwerksbetrleb • 
Sonsti1e Einkiiafte (:r.. B . .au Wohn· 
pbiude11 

Eillldlnfttlnt. 
GoodoHu.W .... 

RM 
toooo.-

Elnk.·Stevr 
euaschi.Krlep­

au;t;lq: 

21900.-
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I• 1-erlnaageDl 

I. Das Gaclollb)abo ._...., oa: Ulld·tDdet am: •.•. 

2. """'Cleua-"ta eodlallea •"' clle Zdt ... 1. 9. 1m bis Eadc dn ~dollbJohm 1M ••.•.•••.•. 

'· Elo -}XIUpmdlaft.Stne•betcbel4 ,,, 

,..,",..... • .. JIIOdaaldlf , .... u.-.. . 
... I!NOOID. / .... Didlf/....01 ........ . 

Nad> &,.,.", o1ot Stnedoeodlelcla wenle •• W./wk ......a,lldo..., ... w.,. .............,_ Clewlna 1111ta11oa. 

I. ra. -~- Bddeb llod nr Zelt ...... llolpole pnl1nddlldoea A• ........ ~ Ia ICnlt: 

Ir. Folg.,- llllklpa olllcl bllgeltlglt 

I) Stnerbllona 110bol Clewl ...... Vftlllllftdm ... 19lf nd I!NO (laUs nldd ........... bl dlet l8n lU bo ...... a). 

. .. -~ 

•) Errelilm11h1 du steaerpflidltlpn Gewlua f1r 1939 d 1910 (aur Nlftlaen. fall• der attuerpßlddlp GnriDn wroa GtwbtD 

lt.S......bU .. aabweldd). 

c) Er .. utentclto ADlapa zur Vet~lelchtDbtnkht. Auahl: 

L __ ,, 

...... wenlen/alnd- .... , ........ . pseakt. 

"""""" ........... ...... IM,.. Jwc....- ... u ......... J..,...I9lOJ, 

loh/Wir·..., .......... nada ._,"_ Wlnoa ...S Clewlueo clle Rldallalalt ..,.......,.... Aqabeo. 

lA/Wir erl:llft... hlmntt. dla Vtrpllldatlllll'l• pml8 122 der KWVO eddl 1u laabn. 
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PhbDIJWadnnpg'g"gt 

...,....... .. [ b ---------- ._Kr'------ L..-O:(NI;;dl;;;;.t ,;;CIIIIIGII;;;;,;;;;R;;;.:I)_-1 

ft Erldarung nach § 22 der KrlegswlrtschaflsverorclDUDg 

für Handwerkebelriebe mit UmsälzeD über SOOOO Reichsmark. w- der CIIIPIDM- CJewbua•) Dada Qewlaarlcblpualclea 

ermittelt wird. 

.. ·- "-l'llaar --------------------------

Fenuul: ------- A11Üa1111111erod1Up ,.._, --------------

.. 1111- ...._, --------------------------

C.-- (EIDHII .......... odor OHCJ. 0111!111.. """·~·------------------

D. fllllaiMr~ ......... ·--· ---------------------
(Bol E1111olh011dworkor11 Iot dlo Steur!lfUppo. bel hrooaalgeoellooh-11 1111 die Steuot~~ruppe u11d der Gowlllll· 
Olltell dir lllhabor ID Relclmllart GIIIU!IebOII. L 1.: Steuervruppe IV, 3) 

I. Cleputall - -llllleiMe (Fadlgeblol): -----------------

r. a) WelclleD .._,......,. derleidoll ......... ., ..... •• ----------------

Cl- Chlallrl d• ••-- der Org-..ao.- llalldelll od• ä lad-""' ,. .... 
Fallo Ja. woldlor WlltodlalllgtUppe Ulld Faohvruppo doo H011dolo oder dor IDduotrto? --------

., Gelr.Ott eiD letrieb ruhteroll HOIIdworltawelgo11 cm. oo Iot lflr dlo Erreohuung deo a11gemeoH11811 GewiDIIII d• 
llalldwertawol9 mC18gobe11cl, bel d- dao wlrteohallllohe Scbwergewloht deo Betrtebu Ue91. Wird der GD-
11-H Gewlllll nadr-·d--V'o·>!l-h.lcb.o.jaclu ermittelt, oo lrlt dao hlerllr •orgeoeboae Er· 
tlllrUII!IOiormular D 111 _.,OIIdou. 
f'llo. llcuubnrbbetdobe ID GobleloD mit SteulltYOrtelleu (mit Au o 11 a h m e dor oiDQOIIUodorteu Ootgoblell) 
lrltt hbsou oiD Eilllavebogoa aadt Muoter 11.. 
Fllr Haudwertobeldebe ID doa •IDIIO!!Uodertea Ootgohlele~~; lrD Gablot der ehem. Fr""'" Stadt Daulg UDd 
lrD MOIUIIaDd tritt IIIUI& eiD ~ Daoh Mulllr 111. 
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L_,.. 
1.-.a 

1938/ ...... 
(ndel am ......... . 
........................... ) 

RM 

Geochdltofahr 

1939/ ...... 

(ndel am ·----
........... ... ........ l 

RM 

l940f ........ 

(ndet am ·-·-· 
..... I 

RM 

z.~b · · · · · · · · · · · · · · · · · · ·· · · · · · ·•··· 'f·=--= .. ·===·=--~ .. = .... = ... =·=·=-F·=-=·=-=·== .. ·==·= .... =--= .. 9 ... F""""= .. ·=-=-·= ... = .... =·-=··= .. ·-=·= .. -~. 
3, GePIIltumlatz . • . 

u. Aboc:llrelballg .. aal Alllagea: 

1. Ste..,llme A~ ••••••••••• , •••••.••• , , ••• 

Z. Vema"""lledlqto Abodo,.~ • • • • • •••••• , •• , • • • • • , , 

v . .,..._,....._-(IV)----· 
l. Uatenchled. cwlscheo. 4. atcuerlldse:n u. 4. wrbrauchs.bcd.lnaten Absdtrei!Mmpn . 

2. Zlaualweoi...,. (nld.t uldlat) , .................... , • 

3. Betrie1ta&aalle 1IDil au&:ronlentllchc Auhrendun1en . . . , , . • • • • • • • • 

f.U-~ ..................... .. 

s. s-t~ae z-... . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . ................................ .. ..................................................................................... . 
6. - ... GnrionlaldoiJae (V, I lllo S) • , .. • • •• , • • • • • • • • • , ...................................... ................................. .. ............... ... 

7.Z- OV+V/6) ...................... , .. 

VL v_....,....__(IV)- -..,., 
1. Uatendaled. swbclaea d . .erhraachsbrecliqtea a. d. steaedkhm Alltchmbunatn. 

z.-...u....,. 111r .. -...~~ ................................................................... - .................................................................... . 

3. ~ and ••• nmltatlldae Erbl .. 

f. l!ddp-~ ond Wutpa ...... • • • • • • • • • • • • • • • • • ................................................................................................................. _._ 

S. V- ..... , ..... , . , . , . , , .. , .. , , ........................................................................................... -----..... -····---· 

6. s,en.loD • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • ........................................... ......................................... -·-···--.. ··-.. ·--··-·· 

'· u.-. . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ............................................ ..................................... .. ............................... __ 
•• Enfaelt fllr die Mitarbeit ... AnphOrlpn • • • • • • • • • • • • • • • • • • .............................................. ··-·-····.......................... .. .................................. .. 

'· Snnotlp ~ ••••••••••••••••••••••••••• , F===·--= .. ·=····=····'f .. :::··=·· ............................ = .. ··= .... ·=--=···r···=·· ....... = .... = ........... =-=··-=· =9-· 
10.- ... ~(VI, .11>119) •••••••••••••••••• _________ " ___ "_..J_ ......... ___________ " ______ " __ 

vu. ledclallgloo - .. ...... 
l.·lalddJom ................ ln RM (V/7-Vl/10) 

2. -· .................... 'll> ..... u .............................................. ____ % .......... - ................... % _______ "" __ ... % 

'· _..,.. _..,...._ .... v.,.."....,.._ .. 'll> ._ u ...... pldlat .. 10'llo ----·---.-.. % ................. :::: ....................... --........... - .......... .. 

.................. :::-.................. ___ " _______ ,%. -----------% 

lL ----.. ll,4!dlaC1111:1 
--·----=-.. ------ f---------.. - f--... ----... --

m llaalo•-••/DIP"dlat.., 
(lnlolce ""'-· pllhJt. od. 111 ...... ---IJiop- tblldll. ~~ ................... :::: ............................................................... .. 



B. Alllelluag 11111 Aaallllloallg der V..,._lc:ll...,.._t (0). 
Za L 
~~=if=tu~ aowe-: t!'::ube~d~ umcles~~Üt.~ddL7~~= 
GDd Lelstuncm an A'baehmer handelt (a. 8. Ausfuhr). Bea der Emchnuna 

rce:u.~-:ea~:~ID~ID~~ ~~WZ!.C~~:en:.a::.en{ieE:.}i~ilea:r(ist=t ft~ 
ateuert wmf. Dieser UIQSatz nt au herichtipn, fans die für bewirkte 
Lidenlft&'m und Leutunam erteilten llecbnullj(m &ebucht werde, ande:m die 
Forderunlf:D auJ Grund von Uderunaen und Lelttunaen am Ende des 
GnchiftsJahres hinzucesetzt und au Beamn clea GeschiftiJAhHI abaesetzt 
wenlen. · 
Wenn du Betru~b die Ytl'tlnbutea Entplte ohDt Rücksicht auf die Z,h!IIDP­
.einlinf.e Ytl'steuert, sand bei der Emchnuna des Umaatze1 die Fakturen· 

:'tae~~u~atdm:::.Tdtem~tr·z: IJ~tG~~JJ:!;.!"E':U:C~dl=~ 
(z. B. Rahatte, Skonti. kttourm) abzuscben. 
zu o. 
~~~~~';.J:e 1!;,~:~~1 :'l 1J!.::!'d ah~tt~t -=~~~· r:endie::: 
Flillen 1ilt fot.e.ndes; Werm der Gewmn auf <!rund tlntr Einkommen-/ 
KörpendlaftstcuerbU.U Hlldttelt wird, 1st unter 11/1 die Summe etner 

:~~(::'::a:u=~~~.:t~b::i~ a:f,._ta~:.u{,elk:'dercf'!::e~ia~ 
A~ voa Privatkonten und K.a~itafvcrlust ean:rusctzcn. Unter 11/2 sind 

~7u;!=':~~ ~~=~b~e Wa~:;mu~ae=:~~nsl~a1cA::t'i~~~~ 
"VOD l{unZ:n eanzusctaen. Bctnebe. die von dem Recht der steuerfreaen 

r:;::~~~A.:aufl~l<:n~;!~S:V:!;:) ~:ter:"~:feGr:~d dä!.1'~et; 
Eldommenateuerpaetzes (kuniebiae Wirtschaftspter) oder § l des NF· 
Pllnea (Steuerptsche1ne I) Gebrauch &_ctnacht haben, könnea die Steuer• 
llilam:werte ln der WeiH berhhti~. daß 11e die Sonderabachrdbunpbetrlilt 
dea Anlapwcrten hJJUurechnen uDd an ihrer Stelle die •erbrauchsbedinpm 

A:,c:::.n:n ut~~or:n ~::Z~Ia1~~ Ile~~ e:fJ!::~ ~'!,~eh;;:; 
f.:pital ut unter 11/4 e1n.zusetzea. E~ben sich trotz dieser 8erichtt1Un1en 
M1 der Erftchruan1 dn Kapttala nadi cler Einkommen·/Körpenchaltsteuer­
bilan.l fiir e1neD Betrieb beaonclere Hüten, 10 können für Gru~clatih:ke und 
Gebäude, Müchlaen und maschinelle Anhaen.. Werbeup. Betraebs- und 
Gndtlifttausstattuna die Vermöaensteuen~~~erte aurrw:u:le aele1t werden. Die 
Gräneie tür die abweichende Kapitalerredunlhl 11nd 1n e1ner Anlap zu 11 
u.z~n- Da• so berlchtiltl' Kapital ist unter 11/4 elnzasetun Wenn ::r tsOett;:,C::.e::1f:t ~~~~:tctn!'::::Cer:U::~:~":e:den (~~ 
Ist" das -Kapital unter 11/f eut&uNtUn.. ln ateH'Ift. Falle erübripn aldt die 
Aaphea lU Jl/1-]. 
Za mtz. 
~:!t~r~.!:m"':;h:"e=:n~u:e: =~n.brW'!C: T-:i. ';i:; 
Aala1Cftrm6pnl ateuerlicb stirlt.er abpscbrleben s1nd (z. 8. hea lr.unlebi~t• 
Wbtscbaftaatitem odet auf Gnancl VOll Steuer1ut1Khebwn 1), ala es der 

=~~chzÜre~itGe=':'id:CS!ncC::~e::t':~ ':. ~:'j:w:ü'ta!: 
QetchlfbJW dcA zu •tark abpsdtraebenen AnlaJewnttn hlnEuprecbnet 
v.ncl 9011 dnn 10 erhöhten Wert die wrbr&u.chsbediqten Attsdtffibunpa 
;h~u~b:t~ IÄb=~~= ez:.i'!!!/: ~"".~. trliutem. Wie die 

ZaiV. 
fu.~~e:eua~"j~ ':J!. ~~~utum::" A~b~,th~im,!ti~n~c\!:~~j; 
.ut lllea Sodal-.enidterupn einnutzen. 

~:, Vlst du pumte steuerpftidrtlp Gnrlhlll elnu Betrlt:bn U.IUJC'ben 
Ot. Steaerbndtitcl, wti'ID aoch akht wraa!AJI, lt. · Steuem-JdiruftJ. 
Z" VI/VIL 
~ =t:fna~k ·~a.e:,.,=lc= ~!m hi:,:n3kh~ Aß!.~:-::;:,~ 
tlichtt au tun hahen ode1 daem anderen GeschiftaJahr auauredtnen 11Dd. 

~&:'tnn~'d!~·E:u'!:be!.~!"!:Ce:dfche'!nB:r:b.!!!f2.!nt~r. 
un4 iD dem Gnchllbjahl' er&rbeitet worclen Ist, für das der anpmesaene 
CiewlDD·erndmet werden soll (Bctr'iebapwmn). .Der steuerpßlchtiae Gcwmn 

!l~. ~~,!:';;'!ai~Ju ~:tul!n'lD1uf::!aJ!;~~t~!=~~~Z:.~ 
daplft clie betrlebafftmclen und. außerordentlidten Erträae davon abEusetzen 

!~ -g~':J:~~'\i"JZ1~U\;Vö; t:\:h'd':~e=:u= ~.::=:k~ 
ZU.VIfl. 
Sind die ~teuerhchen Ahlchreibuapn höher als die verbnudllhedin1ten (&. B. 
bei atraerfrelen ,A1ndueJbu.npn auf il.urzlebiae Wirtschafttpter uad auf Grund 
'rOll ~nen U~ so 111 d•r Untenchledsl'tetr&l zw1schen 111/1 und 
~112 J.jj_ aua~en. , 

EI'\:.: die tnapttea ZIDuutwendu~~pn (Soii·Zin_.a uncl Kmlitprowlaloacn) 
elllsuttaea H.t.bea-Zlnan clürfea hlcnon Dlch't abpaetzt werden. 
zu Vl/2. 
Aafwe.Hiunpn flr betnebsftemdc Verm&pa.ttelle (z. B. Wolmpbiude) 1lrul 
dem deaupftl~ GewiDD &U&IIrec:lmin.. Das Gleidae aUt für aaßer­
ordentlidte Aufweftclanpn. die an4eren GesdUifttjaluea zuzurechnea sutd. 

!:,.• s':::F' :em: ,.:C. •-.c:.azTrii':endJe~=b.~!:m:;: -~~~~=te~8e:1 
Semdip ~- ald BeteUI.Junam werden nur da~~~n als Bett1ebuufwm· 
ciii!IJ'I'D u.erkuutt. wena die Beteillauqn betriebsbedlnlf IU'Id. 
zu Vl/11. 
re~~il1i';! •s=l'f;r;:• a. :· ?!;rhl~1h1!-r!~neE~a~ 0::1teio~0~k:C:"ei:i' 
V-f02-866t/fl, Ml~Utt Teil I S. S9S). Zuwelsunaen zu Pens1ons- und 
~:)~~~ ..=•ae~u::e-:':'rfr~t'aS:!::f:"e~:!m!• H!:: 

=~~n ~':~.=!~o~11'lerä!:a~d'erwf~ ~: .. i.~~~~~n.'Jw': 
twrune ühenteiJI, dem steuerpflicht~I'D C!'ewinn hlnzuzurcch~~~~:n. Et köDnen 
au dana BetrJac bis zu lD"'ii als Betriebsaufwand aaerbant werden, WCDD 
Zuweuunpn m diHu Habe tabichlida warpnOIDIDitJI wordca tlrad, 
ZU VD/1. 
Sind die wrhrauchsbecllnl'_ea Abschrelbaapa lafalp der atarkm ._ 
aaspruchun1 der Anla1en hOher als die ste1terlhlr.en, 10 111 der Untencbleds­
i:~i~ IU/2 lllhl 111/1 vom steua-ptljdltipn Gewnmt ab&asctun. 

~~~~'ct.~ie :•~=:._ ~"~Pri~b:ü ti .~r;'!-"A ': :=-. ,swtJ:::: =11= an~.: .. .:r v!n.::..;ä!htir B~.:~== Die AbletzUill ist auch dann pstattd. w11:1111 ~ Riiebtcllanpa DOCh akht 
~ p..dat auul. Die ....... lilr ltlcbtell_.. u.iom nado dcla 
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~::m.=..~~~ae~tl~~=-pcl~ar::!"C .,:.: 
K;~t::r ~rn:~.~~!a:z:.mMi, er;~a;: Eit=:h.-:;~ 
ilt • 1n einer ADlap z.11 Vll/2 zu bqriinclen. 
Zu VD/3. 
Betn.ebstmnde Ertri1e (z .• B. M.letemnahmtn aus Wohnpbäaulen) k&nDtD vom 

::h!'"!~df:Aufiö!~s:.mcr"~~n ~~'f:ut:'ren <t"Jt'::· e~ta:e:-
slftd. Abr.zoaea werdcD können femer Gewmae, clie durch die Verliußer::f. 

:!eB:~'-Lb:~.:!-=. ~!~n A~~s u:d'tt:~e~~'f:: ,e'b';e~: ~II/; 
zu erliutcm 1st. 
Za Vll/4. 
Die Ertriae aus Wertpap1tte11 und Betellirunaen 11nd Insoweit almuet:r:m. 
alt ne un steuerpßidltigen Gew1an enthalten und die entspredtnadm Wette 
YODI Kapital ablesetat IIDd. 
Zu VU/S. 
Die Vennö1ensteuer ut, aoweit 11e auf W stcuerpßldttlp Betrlcbnermöpa 
entf.ült, vom Gtw1na abzusetzen. 
Zu VII/I. 
Spenden 'lftrden an aa1emtssener Höhe anerkaant. Soweit die· Betrlp 1m" 
steuerp8ichH1en Gew1nn enthalten llhd. können tle 1ft .llliii:Dieuener Höbe 
davon ab1esetzt werclen. 
Za VD/7 u. 8. 
Als Unternehmerlohn 11t bel Ein:telhandwerkcm und Geselhchaftern von 
PersoaalaesellsdUiften IJ'Ubdsitzlich cler Meuterlaha eitlzUHt&en. Uatee 

~=~·::~::::e 1T'u~dei:nt~O::bs~:J!:b~ ~~~ ~=rs~!~~ ~~-:~:::e::: 
filt l'ln Betra1. d"er e1ner ~ichwerti1en fremden Kraft fü.r die 1leiche Tliti&>-

:J!!a:bet:-'t:f:,n ße~~~bsi!h.hr:e~:n:u d\!2;::::~ed .. lli~~:it:'i~~~~~~~~h: 
arbeiten muß &ls 1m Fraeden. Soweit diese Meivarbeit Jedoch tUten außer-

C~ti~~n lmU~t~~:Cn a':11:Jm:~1 'tlm:::~~~~~~~ en z;: ~:J!:i!'~!~~1d': 
H.1ndwerlr.en o~ußerdem noch durch die Ste~,aeruna :fea Gew1nnes anerUnnt.­
Nur aoweit Anaehör111t des BctnebsiWben ohne EDt~~:lt 1m Betriebe 
rnito~rbclteD, kann für 11e eine anaemesseae Ver1ütua1 unter Vll/8 anaeHtzt 

b::!'eTitt~~~~anf:ad:!n ~~r.'!:e~·~~ü•::..:z::=.•· ~ie J~: eA':si~al::'d 
1n e1ner Anlaae zu \'11/i und 8 EU erläutern. 
ZD Vllfl. 
ln ihnlieber We•se w1e für unterlassene lnstandsctzun~~:n dill"fea auch 
Rßckstellun~~:n für anterlauene Entwidr.Jun11.1rbeitm a.,.esetat werdea. -

:l~flllllni.~:,:iu A;!!~lt: ~!~::ue~Bet;r,:n::~ d'j: ~~;.,!:u: 
~h!~~':!':rne~·rdw~::m•i::~:t ::rd~et:!!.:~eu: .. treß:t: e=::: 
10 muß auch Im konunenden )alu nada der alelchea Methode werfabrea werden 
ZU IZ. 
Hier 11ncl die Gew1nnrldatpuzt.kte e1n:ruaetzen. Gehlirt eiD Betneb mehrereD 
Handweritll:weipa an, füi- die nndüedene Gewianrichtpunkte fHtaetda 
::~: saz_:t :x:~:i.~i.~!:._~X 1:•jj~bca. wae die Sitze ermittelt warclett 

zu:r. 
Der Leutunpzusdr.la1 - cler· vam Umutl berechnet w1rd - kaan pwihl't 

werdenme ~~=~i:J.~'u::d' ~Kos:ae•C:.~torlt~~'!; 
z:"'Genehm1111ftl; em ~~:soaderter Antraa entllillt; dle An der Erminlun1 

ir: u~!i*=klt!h'e, ~r~Tt::. ~~!ß: ::~ ~~ne~=~n~lft a:..::~~~ 
Abtcbla1 .-acht werden. 
ZD ZL 
Hier ist emzuHtzen dee aqemHsene Gewann Ia Pro&enten, der auf Grund 
der Gewmnridr.tpunlr.te - NonnalpwUtnütze (IX) suziallcb Leistun~~o 
zu•dtlaa. bc1 MinclerleiltiiDJCD Abschu, (X) - erredtnet: worcfea ut. Zu XI a 
oral. ErliutetuDI zu II. 
zu zu. 
Der ~npmeiHn.e Gewlnra in Pto&entce (XI) ht um1ureduwo 1n dea 
ahsolutm Betr.11 iD Reidtsmuk. 
Z11 ZDL 

~.,~:r"eO:r C:.~~ieie'a!U R~r:!.:' 11i.~::e'b~;!~::.'w:'O: ~'1:~~ 
clee Einlr.ommea-JKörpenchaftateuer e1ntr:f. Kmls:rusdtla1. 
ZU ZIV. 
Bel der Festttelluq des Abfiibrunpbttr~,e• (XV) ut die anfolae Uberaewmu. 
(XIII) pzahhe oder zu zahleade Einltommen•JKörperschafhteucr e1nschf 
fCrlepzuachla1 hier clnzutetzen. 
Be i1 p I e I (Steuer1ruppe d•s Betneba1nha~Ün\~ ~)_. Elnk.·Stev.er 

Gflc:biftsJaht elasdd. Kl-~CP. 

i%" ... ~ 
I. Elnlr.llnfM aus Huclwerbbetneb . ·fO 000.-

=~J:n)Ei~iinfte (1. B. ~~ ~ohft. U OOO,-

G e 1 ana1 eudi.ommen • • • • , )5 OIX',-
hlervan EinkommeQsteuer tlnschl. 
KneiiZUSdllaJ , ~ • , • 

2. Berlchtiper BetraebSJII:Wißft (Ziff. \"111/1) lJ CIOO,-
Anpmeueftll:r Gewmn (ZUI'. XII) • 2J 000.-
0 b er 1 e w· J n n (Zift. XIII) • ---n;oo;r: 

1. Wenn ke1n OberiCWlhll (10000.-) son. 
dem nur cler anpmessene Gewallft 
(25 000,-) en1eh warden wlire, d&nn 

wäre auch cbs lteuupfticlr.tilll: Eiß. 
komraen (5! COJ.-) um dea Betraa d.:a 
~·,:erc::::.,:;~r;:::rr· h:;~.,:nur würde• 4S OCI).-

betraJ*• 

''1:!ht W~k::::::,'t!~~~~-e ,cfv) 
f. Bberaewlna (Zitt. XIII ) • , • JO 000.~ 
t~:r"~~Xh~.w.~~~-~ 
,'\bfilluun1•betra1 (Zlff. XV) fSfO.­

ZU ZV. 

Zl'lOO.~ 

~ 
H60.-

Für 1939 iat lD der Reael 1J3 du filr cb.s aanae- Kalenderjahr &939 erndtteltea 

~!'k=~: !au.:.W:.:~-~m ..!'.dr Gnttz~f:i .. a:t =:..:;: 
Der auf die Kne_pmonatt' 1939 entbUeacle A~n,pbetta, Uaa. .- udl 
._ u ..... tzaateu c11esn Mcmate eeredmet wmlen.. 
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... .........., 
I. P.. Getdolltsjolu ....... , -• ....................... ! ••••••••••••••••••••••• 

2. Vom OnamhnDiata eatfaDn auf d:le Zeit \'0111 1.9.1939 bis Ealle ... Celchlftal•hrH IM •••..•.•.••• = . . . • , . " 

J. EID Elakoouaa·/Kirpeadoaft.Storbetcllelol bt 

IGr 1939 .. , • , • • • • • • , • • • • • 1 noch aldtt: I erteilt wortln. 

flr 19f0 .. • • • • • • • • • • • • • • • I aocla alclat /erteßt wonlea. 

N_.. Empf1111 lln Steaemeschtldet wtr\W , • lda/wtr UDftl'&iiJ11ch clea Yeranlqtea stnef'DIIlddlpa Gtwlaa mltteilta. 

4. ra; -~- Bettleb olllol IV Zoll lrdot/ ......... .,..bted>tlldooo AuooohmebcwiiU,...,. lo Xrolt: 

IL Folg- Aalapa olad beipfllglt 

a) Stuerbllanz Dtbst 'Gnr!M- UDd Verlultm:hn.IIDJ 1919 und 1910 (laU. aldd ......... ld cl1ea lnarz :na lttplllden). 

b) Emchnq des atcuup8ldatlpn. Gcwbml fir 1939 UDII 19f0 (nur ltdfu,cn. falls clel' steverp81chtlp Gnrln ..,. Gewlna 

lt. Steoetllllooo obweldot). 

cl Erlilltemde Aa~n zur Vt1Jlelchsi\er.icht. Aalahl· 

••• &elfnkt. PrtiH werdo.Jslnd nta mir/ans ~tu 

A111~aal ein Pnlssrakllbl JtM pro ]W (,annaea am Umhtl &Ses Jahrn 19CO) 

Jch/Wlr nulc!acr.... udt 1Jnttm. WJueft uncl Gewissen clle lld.dJkeit vonttherukt Ana:ahtn. 

tch/Wlr erkJlre •••• hlmalt: die VerpHichtunFß llflllllß 122 der K\VVO nfillt 111 baltna. 
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Einlage bogen. ........ 
zur Erkllirung nach § 22 Kriegswirtschaftsverordnung 

Iu Gebieten mit SteuervorleUen 
mit Aus n ahme der eingegliederten Ostgebiete 

fflr das WirtschaHsJahr 1940 

Name oder Firma: .......................................................................................................... - ..... _ .... _ ............................ _ ....... _ ...... - ........................ - ........ ____ , ...... . 

Zu G: Vergleichsübersicht 
Berec:tmung des AbWhrungsbetragea 

An Stelle der Ziffer XII und XIII des Formblatts U lßr Handwerksbetriebe, die dell aagemassellell Gewlllll llC!= 
dem V er g I eIch sf a h r ermltte!D, sind für das Wirtschaftsjahr 1940 clle folgenden Zlflorn XI bis Xßl dea 

ElniC!!Jebogens auszulillleJL 

XI. I) Obergewinn (VII abzgl. X) • • • • • • • . . . • • • . . . . . • . . • . • . • .. ....... ,_ ............ -............... RM 

2) Davon sind abzuseilen: 

a) Bewertungsfreiheil (§ 8 OSIV) .................. .. .. ........ RM 

b) Aufbaurücklage (§ 9 OSIV) ..................... . .. ................ RM 

c) Abschreibungsfreiheil ......................... . .. .................. RM 
(s. unten zu 11/1) 

dJ ~!~~~~~:i~:W~I1age • .. . .. • .. .. .. .. .. .. .. . . .. . . • :;;"-:;; .. -:;;·;;; .... ;:;;-·;;;-.. "'·--;;;----:;;·-;;;-·;;;----;:;;--;;;--·:;;--·'"a::;M:::.._~-----;;;·--:;;--·;:;;-·:;;----;:;; ... ;;; .... ;:;;.-;;-·:::~:::·::: .... ::.. • .::RM::::. 

:1) Vennlnderter Obergewinn 
(XI/I abzgl. Xl/2) ................................ .. .. .................................... -·-·- RM 

m Einkommen·/Körperschaftsleuer ..•...•.............•... 
(inlolge des verminderten Obergewinns ZIII.XI/3 gezahlte 
oder zu zahlende Einkommen·/Körperscho.ftsteuer) 

.. ..................................... RM 

XIII. Abführung (XI/3 abzgl. XII) ........................... . . ................... RM 

Zu H: Zusätzliche Anleitung zur Vergleichsübersicht 
Nach den besonderen Anweisungen zur Durchführung 
der §§ 22 II. KWVO in den Reichsgauen der Ostmark und 
in den sudelendeutschen Gebieten gamö:ß Erlaß vom 
7. )uni 1941 - RIPr. A - 596 - 2553/41 -•1 in Verbin­
dung mir Ziffer 32 dar Anweisung zur Durchführung der 
§§ 22 ff. der Kriegswirtschaftsverordnung tm Beteleb der 
Reichsgruppe Handwerk vom 17. )ull 1941**), sowie ln 
den Grenzgebieten gemdll Erlaß vom 20. 8. 1941 -
RIPr. A-596-2864/41 -***) Ist ln diesen Gebieten außer 
der allgemeinen Anleitung zur Ausfilllung de1 Preis­
erldö:rungsvordrucks folgendes zu beachten: 

Allgemeines. 

Ia der O•tmark aad Ia dea •udetendeutsch81l Geble181l sind 
für 1938 aur die Angaben zu ZiH. 1. 11/1. !II und IV 
lßr 1939 die Angaben zu ZiH. I-VII e•nschl. 
für 1~40 dagegen Cllle Angaben olnschl. Einlagebogen. 

Ia du übrlgea Gebletea mit Steuervorteilen sind 
clle Angaben zu Zllf. I-VII efaschl. für 1938, 
clle übrigen Angaben 

für 1939 Im allgemainea Formblatt aach den dort 
gagebenen Anweisungen, 

*) Mitthl. r s 140 
••) Mitthl. I S. 425 • 

• .,.) MittbJ. I S. 515. 

für 1940 1m allgemeinen Formblatt 1IIICS auf dem 
Einlagebogen 

lU machen. 

Zu U/1. 
Zu den steuerlichen Abschreibungen gehören auch sämt .. 
liebe Sonderabschreibungen für die eingegliederten Ge .. 
biete. Ferner sind die Aufbaurücklagen gemdß § 9 OSIV 
und die besonderen steuertreten Rücklagen in der Ost .. 
mark und den sudetaudeutschen Gebieten den steuar­
lichenAbschrelbungendesJahres hmzuzurechnen. in dem 
die Rücklagen gebildet worden smd. (Vgi. § 2 der Ver­
ordnung zur wutschaftliehen Wiederbelebung Österreichs 
vom 23. Mdrz 1938, Erlaß des RdF vom 18. April 1940 
{Abschreibungsfreiheit und steuerfreie Rücklage für die 
Ostmark), Erlaß des RdF vom 4. Februar 1939, 13. )uni 
1939. 31. Januar 1940 [Sudetendoutsche Abschreibungs­
lre!helt · und steuerfreie Rücklage)) -

Zu 11/2. 
Wenn in den steuerlichen Abschreibungen (11/1) Sondar­
abschreibungsbelrdga enthalten sind, ·~ sind unter 11/2 
in Jedem Falle die verbrauchsbecllngten Abschreibungen 
einzuset5en. Sind die normalen steuerlichen Abscbrei .. 
bungen anqemessen. so können diese als verbrauch•· 
bedingte Abschreibungen eingesellt werden. 
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. .Zu V/1. Baispiel :m XII/I: 
Wer YOD du beiOildHall afauerUellea · VergCliiiH!IUIIV•II 
(Ygl. oba11 zu 11/1) Gabraueil gemaeilt hat, muB ll:er doll 
U11terac:llled swleellea dea ateuerllellea u11d de11 var­
brauc:lllbadlllgtea Absellralbunge11 (11/1 abzgl. 11/2) dem 
eteuerpßle11Ug811 Gewlllll hliizurec:IIDarL 

Zu Vl/5. 
Jller 111 die Verm&ge11steuer 111 der H&he elllsusetsea. 111 
der llie 1m nlellt begünstigteil Relellsgabiet auf das 
eteuerpßleiiUge Betdabevarm&gells 111 dem belreffenden 
Wirtsellaltsjallr erhobeil worden wllre. 

Zu Vl/9. 
JDer sind u. a. elllzusetsen die gem!iS § 16 OStV ntellt 
erhobene Aulbringungsumlaga und die lnfolge der 
niellt oder nielll voll erhobenen Auslulld&rdarungsumlaga 
eraparten Betrage. 

Zu XI ( = XI/1 des Einlagebogalls) 

EII....,end d- alcb lllu ergebend&~~ Ubugewbul alad 

cDe .... zu·-

Zu XII 1111d lUJL 

Dleae ZIHem sind nur Im Einlagebogea. dagegen nlelll 
Im allgemelllen Formblatt auszulflllen. 

ZIUil Ellllagebogaa 
Z11 Xl/2. 
Hier sllld die Batrage au!zufilhren. lilr welc:lla die oben 
zu U/1 aulgetilhrtan besonderen Steuarvergilnstlgungen 
Iu Anspruch genommen worden sind und die be1 der 
GewtnnberichHgung unter V /I dem oteuerpntchUgen 
Gewllln lllnzugerecbnat warde11 muSte11. 
Wer von diesen Steuervorteilen keinen Gebrauc:b gemacb.t 
bat, obgleich die VoraussetJungen hiedilr gegeben waren. 
kann unter Bemerkungen (J) beantragen, daS Ihm diese 
Boltilge vom Ablilllrungobatrag (XW) belaasen werden. 

Zum. 

1) Bel der Berecbnung der llllolge Ubergewln11s gezahl!a11 
oder zu zahlenden Elnk./E&rparscbaltsteuar blolbl 
unberilckslcbtigt, daS bot Erzielung nur des ange­
messenen Gewlllno die Aulbaurllcklage (z. B. gemöll 

· § 9 OSt V) nur ln gellngarer H&he zulösslg wöra. 
2) Bai Handwerkern. denen Steuervorteile gemas § 10 

OSIV zustellen. wird unterstellt, daS ala auch bat 
Erzielung nur des angemessenen Gewinns den gleichen 
Gewinnbetrag nicht aus dem Betrieb entnommen 
hiliteiL Die ln!olga Ubergawtnns zu zahlende oder ge­
zahlte Elllkommen/E&rparscbaltsteuer kann also 111 
diesen Föttan 111 glalcbar Waise wie lU I) bareebnet 
werdell. 

Zu J: Bemerkungen 
1n der Ostmark und Im Sudelengau tritt bei Zlll. 2 an StaUe 
des Dalums I. September 1939 das Datum 1. Januar 1940. 

Zu K: Anlagen 
Eo stad dl• Unterlagall lilr 1939 uad 1940 balzulilgen. 

(Die r&mlscbe11 Zllfara links bedeuten die enloprecbendea 
Zlllam der Verglelcbsilbarslcbt bzw. deo Elnlagaboge111.) 

Ebllromm81181euerpale11Uger Haadwerllu Slllllelglllppe IV, I 
mit elllu Aalbaurtlcldage YOD 20 000 IM 

1V Steuerpßlcbtlger Gewinn . . . . . . . . . . 80 000 RN 
VII/I BencbHgter Betriebsgewinn . . . . . . . . 110 000 RN 
X Angamauener Gewmn ...•....•... - 75 000 , 
XI/I Ubargewlnn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 35oiiii"iiM 
Xl/2b Aulbaurücklaga .................. - 20 000 , 
Xl/3 V ermlDdartar Ubargewinn . . . . . . . . . . i50iiäiiM 
XII Elnkomme1111euar (YgL BoreeilDung 

unten) •......•. : ..•.....•.•.•.•••. -

XIII Abfllhrungsbetrag ............•... 
8985 • 
'iii5iiM 
= 

Be rech Da •1 der lnfolp Oberpwlaae pzal.ltn oder n ..we..tu 
Einkolllllleasteaer (XII) 

a) Einkommansteuer auf steuarplllchligan 
Gewmn von 80 000 RM . . . . . . . . . . . . 37 005 RN 

b) Einkommensteuer auf den verminderten 
steuerpfiicbtigan Gewinn von 65 000 RM 
(IV abzgl. Xl/3 = 80 000 abzgl. 15 000) - 28 620 RM 

c) Jnfolge dea verminderten Ubergewinnl ----
(XI, 3) gezahlte oder zu zahlende 
Einkommensteuer . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 385 RM = 

Baispiel zu Xll/2: 
Das Belspiel zu I) sei nun so gelindert, daS der Hand­
warkar an8er der Aulbaurtldllage alnea StenervorteD 
gemöB § 10 OStV ltlr elaa11 nlcbt entnomm- Qawllua­
balrag YOD 3& 000.- IM gameSL 

IV bis Xl/2 b wte Beisptel I 
Xl/3 Vemunderter Ubergawlnn . . . . . . . . . . 15 000 RM 
XII Einkommensteuer (Berechnung unten) - 8 700 • 
XIII Abfllhrungsbetrag . . . . . . . . . . . . . . . . 6 300 RM 

B er e c b a • 111 der la(olp 0\erpwbma puhltea CMI• n aülnd• 
• Elakomm.eutnu (XII) 

a) Steuer aut tatsöchllcber Bemessungs­
grundlage von 62 000 RM (vgl. unten 
ZIU. 5) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 820 RM 

bl Steuer auf angenommener Bemessunqa­
grundlage von 47 000 RM (62 000 abzgl. 
15 000 RM, vgl unten ZIU. 8) .......... - 18 120 • 

c) lntolge das vermmderten Ubargewlnno ----
• (XI/3) gezahlte oder zu zahlende Steuer 8 700 RM 

Dao Finanzamt hat in dloJam Fall dla Bamesoungsgrund­
laga ldr dte Stauer wie folgt beracbnat: 
I. SteuerpllchUger Gewinn (IV) • • • • • • . . • . 80 000 RM 
2. EniDahme ................•........... - 44 000 • 
3. nlcbt entnommener Gewinn . . . . . . . . . . . . :i60iiii1iM 
4. davon 50% otauerlrel gemi!B § 10 OSIV 18 000 , 
5. tatsöcbllche Bemessungsgmndlaga lilr 

die Steuer (1 abzgl. 4) . . . . . . . . . . . . . . . . 62 000 RM 

Halle der Handwerker einen um den verminderten Ubar­
gewlnn geringeren otauerpllichllgen Gewinn erllel~ oo 
wilrda das Finanzamt die Bemessungsgrundlage filz die 
Steuer wie folqt errecbnen: 

6. verDIUiderter steuerplllcbtlger Gewinn 
(IV abzgl. Xl/3) = 8 000 abzgl. 15 000) 15 000 BM 

7. steuerfrei gemöll § 10 OSIV (vgl. Z!U. 4) - 18 000 • 
8. Als Bemessungsgrundlage lilr die Steuer ----

würde galten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 47 000 RM 

Dabei wird unterstellt. daS der Handwerkar den .glelcben 
Gewinnbatrag von 36 000 RM nicbl aus dem Batriebe 
entnommen hölta. 
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Einlagebogen 
zur Erklö:rung nach § 22 Kriegswirtschaftsverordnung 

ln Gebieten mit Steuervorteilen 
- mit Ausnahm e der eingegliederten Ostgebiete 

für das Wirtschaftsjahr 1940 

Name der Firma: ................................ . 

Zu G: Vergleichsübersicht 
Berec:lmung des Ablllhrungsl)elrages 

An Stelle dar Z!Her XIV und XV des Formblatts R lilr Handwerksbetriebe, die den angemessenen Gewinn nacb 
Ge w'i nurIch I p unk I e n ermitteln. sind lilr das WirtschallsJahr 1940 die folgenden Zlllern Xlll bis XV das 

Einlagabogens auozulilllen. 

XIIl. I) Obergewinn (VIR abzg1. XII) • • .. • • • • • • . .. .. .. .. .. • .. . ... RM 

2) Davon sind abzuseilen: 

a) Bawertunqolrelhelt (§ 8 OStV) ...........................• BM 

b) Aulhaurilck:lage (§ 9· OSIV) . . •. . . • . . . . . . . • . . . . . . • • ............................................ BM 

c) AbsduelbUDVslrelhelt ......................... . . ........................... BM 
(o. unten zu II) 

d) Stauerfiele Rflaklage ......................... . ··························· BM •....•....................................... RM 
(s. unten zu 11) 

:I) ~ü:"~~~~-~;;&j~ .......................... . -···--··················--·············· BM 

XIV. Einkomman-/Körperschallliteuer . . . . ........•.••.••. 
(lnlolga des verminderten Ubargawlnns ZW. Xln/3 gazahlla 
oder zu zahlende Elnkomrnen-/Körperzchaltsleuer) 

-···································-······ RM 

XV Ablflhrung (lCJil/3 abzgl. XIV) ......................... . ................................ RM 

Zu H: Zusätzliche Anleitung zur Vergleichsübersicht 
Nach den besonderen Anweisungen zur Durchlllhrung 
der §§ 22 H. KWVO in den Reichsgauen der Ostmark und 
ID den sudetendeulschan Gabtaten gemöB EJiaB vom 
7. Juni 1941 - R!Pt. A- 596 - 2553/41 -•) in Verb1D• 
dung mit Z!Har 32 der Anwa1sung zw Durchlllhrung der 
§§ 22 U. der Knegswutschattsverord.nung 1m Ber~ich der 
Re>chsgruppa Handwerk vom 17. Juli 1941**), sow1e 1n 
den Grenzgableien gemöß Erlaß vom 20. 8. 1941 -
RIPr. A-596-2864/41 -***)181 1n diesen Geb>alen auller 
der allgeme1nen Anleitung zur Ausfüllung des Pre1a .. 
erkU:irungsvordrucka folgendes zu beachten: 

Allgemeines. 
1D der Ostmark uad ID dea aude-deut.chen Gable- sind 

lilr 1938 und 1939 nw die Angaben zu Zlfl. I, Ul/1. IV 
und V, 

lilr. J.840..dagegen alle Angaben emschl. Einlagabogen, 
1D de11 tlbltgen Gebieten mit Steuervorteilen s1nd 

die Angaben zu Zifl. I, lllfl, IV und V lilr aDe Jahre 
ab 1938, 
die übrigen Angaben 

lür 1939 ·im allgemeinen Formblatt nach den dort 
gegebenen Anweisungen, 

lilr 1940 1m allgemeinen Formblatt uad aul aem 
Einlagabogen 

zu machen. 

.:~ ~::t:· : ~: ~~: 
•••J Mittbl I S. 515'. 

Zu IL 

Wenn das Kapital auf Grund dar Einkommen/Körper· 
acbaftsteuerbilanz errechnet wud. können Betnebe. 
clle aullar den in dar allgemeinen Anleitung angalflhrten 
steuerlichen Abschreibungen von den weiteren Sonder­
vergflnstigungan gemöB §§ 8, 9 OS1V Gebrauch gemacht 
haben, die Steuerbilanzwerte auch hinslchtlich dieser Ver­
günstigungen lD der angeführten We1se bencb.tlgen. Das 
gleiche gilt, wenn die Sondervergünstigungen auf Grund 
besonderer Bestimmungen für die Ostmark und clie 
sudelendeutschen Geb1ete geltend gemacht wurden -
z. B. § 2 der Verordnung zut wirtschaftlichen Wieder­
belebung Ostenelchs vom 23. März 1938, Erlaß das RdF 
vom 18. April 1940 (Abschrelbungslreiheit und steuerfreie 
Rilcklage lilr die Ostmark), Erlaß des RdF vom 4. Februar 
1939, 13. Juni 1939, 31. Januar 1940 (Sudatandeutacha 
Abschreibungalrelhalt und steuerfiele R1laklage) -

Zu ID/1. 

Zu den steuerlichen Abschreibungen gehören auch aamt­
Uche Sonderabschreibungen lilr die eingegliederten Ga· 
b•ela (vgl. oben zu II). Ferner sind die Aulhawilcklagan 
gemöB § 9 OStV und die besonderen oteuarlre>an RO.ck· 
lagen 1n der Ostmcuk und den audeteudeutsdlen Gebieten 
(Ygl. oben zu II) den stauarllchan Abachrelhungen des 
Jahres lunzuzurachnen, ID dem die Rilc:klagea gabllda 
worde!l sind. 

10 
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Zu m/2. Beispiel zu XIV/I: 
Wenn in den steuerllchen Abschreibungen (ßl/1) Sonder­
abschrelbungsbetr~ge enthalten sind, so sind unter 111/2 
tn Jedem Falle die verbrauchsbedingten Abschreibungen 
einzusel;5en. Sind die normalen ateuerUcben Abachrei­
bungen anqemessen, so können diese als verbrauche­
bedingte Abschreibungen eingaseßt werden. 

Zu VI/I. 
Wer von den besonderen steuerlichen Vergünstigungen 
(vgl. oben zu II) Gebrauch gemacht hat, muß hier den 
Unterschied zwischen den steuerlichen und den ver­
brauchsbedingten Abschreibungen (III/1 abzgl. 111/2) dem 
steuerpfiich1igen Gewinn hinzurechnen. 

Zu VII/5. 
Hier ist die Vermögensteuer in der Hilbe einzuse(len. in 
der sie im nicht begünstigten Reichsgebiet auf das 
steuerpflichtige Betriebsvermögen in clem betreffenden 
Wirtschaftsjahr .erhoben worden wäre. 

Zu VII{9. 
Hier sind u. a. e1nzuse!5en die gemaJI § 16 OStV nicht 
erhobene Aulbringungsum!age und die lnfolqe der 
nicht oder nicht voll erhobenen AusluhrUlrderungsum!age 
ersparten Betrage. 

Zu XIII ( = XIII/1 des Einlagebogens) 
Eataprec:llead dem sldllder ergebeadea UbergewWI llad 
die Preboe m aeakeaa. 

Zu XIV und XV. 
Diese Ziffem sind nur im Einlagebogen. dagegen nidlt 
1m allgemeinen f'ormblatt auszulüllen. 

Zum EIDlagebogen 
zu Xlll{2. 
Hier sinttl ·die Betröqe aulzulühren, für welche die oben 
zu II dufgeführten besonderen Steuervergünstigungen 
ln Anspruch genommen worden sind und die bei der 
Gawinberichtigung unter VI/1 dem steuerpflichtigen 
Gewinn hinzugerechnet werde~ mußten. 
Wer von diesen Steuervorteilen t&inen Gebrauch gemacht 
hat, obgleich die Vorausseilungen hierfür gegeben· waren. 
kann unter Bemerkungen (J) beantragen, daß ihm diese 
Betrllge vom Ablührungsbetrag (XV) belassen werden. 

Zu XIV. 
I) Bei der Berechnung der infolqe Uberqewinns gezahlten 

oder zu zahlendeil Eink./Körperschaftsteuer 'bleibt 
unberücksichtiqt, daß bei Erzielung nur des ange­
messenen Gewinns die Aufbaurücklage (z. B. gemdB 

§ 9 OStV) nur in geringer Höhe zulllasig ..;Iire. 
2) Bei Handwerkern, denen Steuervorteile gemllB § 10 

OStV zustehen. wird unterstellt, daß sie aucll bei 
Erzielung nur des angemessenen Gewinns den gleicbeD 
Gewinnbetrag nicht aus dem Betrieb entnommen 
hätten. Die infolge Obergewinns zu zahlende oder ge-­
zahlte Einkommen/Körperschaftsteuer kann also in 
diesen Fällen in gleicher Weise wie zu 1) berechnet 
werden. 

Zu J: Bemerkungen 
In der Ostmark und im Sudelengau tritt bei ZiU. 2 an Stelle 
des Datums I. September 1939 das Datum !.Januar 1940: 
bei ZiU. 3 entfälll die Angabe für 1939. 

Zu K: Anlagen 
ln der Ostmark und Im Sudelengau sind Untellagen für 
1939 nicht beizufügen. 

(Die r6mischen Ziflern links bedeuten die entsprechenden 
ZiUern der Vergleichsübersicht bzw. des Einlagebogens.) 

ElDkommensteuerpßlchllger Handwelker Steuergruppe IV. 1 
mit einer Aufbaurücklage von 20 000 BM 

V Steuerpflichtiger Gewinn .. o ... o . . . 80 000 BM 
VIIIJI Berichtigter Betriebsgewinn 110 000 RM 
XII Angemessener Gewinn .... 0 •••• 0 - 75 000 • 
l!IIIJI Uberqewlnn .•........... , . . . . . . . :i5ööäiiM 
Xil!J2 b Aulbaurücldage . . . . . - 20 000 • 
XIII/3 Verminderter Obergewinn . . . . . . . . ~ 
XIV Einkommensteuer (vgl. Berechnung 

unten) ··········•·o·············-
XV Abführungsbetrag 

a) Einkommensteuer auf steuerpßichtigen 
Gewinn von 80 000 RM oo oo •• oo oo • oo 

b) Einkommensteuer auf den verminderten 
steuerpßicb.tigen Gewinn von 85 000 RM 

8 38S • 
66i5iiM 

37 DOS RM 

(V abzgl. Xlll/3 = 80 000 abzgl. IS 000) - 28 620 RM 
e) lnfolge des verminderten Obergewinns ----

(XIll, 3) gezahlte oder zu zahlende 
Einkommensteuer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • 8 38S RM = 

Belspiel zu XIV{2: 
Das Belspiel zu 1) sei nun so gettndert, daß der Hand­
werker außer dar Aufbaurücklage elaen SteuervorteD 
qemaJI § 10 OStV 111r einen nicht entnommenen Gewinn• 
betrag von 38 000,- RM genießt. 
V bis X111/2 b wie Beispiel 1. 
Xlll/3 Verminderter Obergewinn IS 000 RM 
XIV Einkommensteuer (Berechnung. unten)- 8 700 • 
XV Abführungsbetrag . . . . . . . . . . . . . . 6300JiM 

a) Steuer aui tatsächlicher Bemessungs-
grundlage von 62 000 RM (vgl. unten 
Zillo 5) oo ••••••••••••• oo•• oo oo ••••••• 

b) Steuer auf angenommener Bemeaaungs· 
gruncllaqe von 47000RM (62000abzgl. 

= 

26820 RM 

IS 000 RM, vgl. unten ZiU. 8) .......... - 18 120 • 
c) lnfolge des verm1nderten Obergewinne ----

(Xlil/3) qezahlte oder zu zahlende Steuer 8 700 RM 
= 

Das Finanzamt hat in diesem Fall die Bemessungsqrund· 
Iage für die Steuer wie folgt berechnet: 
I. SteuerpatchUger Gewinn (V) o o o o o. • • . • 80 000 RM 
2o Entnahme o oo •• o .• 0 ••••••••••••••••• 00 - 44 000 • 
3. nicht entnommener Gewinn . . . . . . . . . . . . §6""'o"ö"'" 
4. davon SO% steuerlrei gemllß § 10 OStV 18 000 
5. t<rtSlichliche Bemessungsgrundlage füt 

die Steuer (I abzql. 4) ... oo oo oo o .. oo •• 62 000 BM = 
Hatte der Handwerker einen um den vermJnderten Ober­
gewinn geringeren steuerpßlchtigen Gewinn erzielt, so 
würde das f'lnanzamt die Bemessunqsgrundiaqe für die 
Steuer wie folgt errechnen: 
6. verminderter steuerpflichtiger Gewinn 

(V) abzgl. XIIIJ3 = 80 000 abzgl. IS 000) 65 000 RM 
1o steuerfrei gemäß § 10 OStV (vql. ZIU. 4) - 18 000 • 
8. Als Bem&ssungsgrundlage für dieSteuer ----

würde gelten .. oo oo • " oo oo • o oo •• oo • .. 47 000 RM 

Dabei wird unterstellt. daß der Handwerker den gleichen 
Gewinnbetrag von 36 000 RM Dicht ClUII dem Belriebe 
entnommen batteo 
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Einlagebogen 11u1erm 

zur Erklö:rung nach § 22 Kriegswirtschaftsverordnung 
für 

dle eingegliederten Ostgebiete. das Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzlg 
und das Memelland 

Name der Firma: 

Zu G: Vergleichsübersicht 
Berechnung des Ablührungsbetrages 

An SteHe der Ziffer XIV und XV des Formblatts R für Handwerksbelriebe smd für das Wlrtac:haftsjahr 1940 die 
folgenden ZiUarn XIII bts XV das Einlagebogans auszufüllen. 

XIII. I) Ubergawtnn (VIII abzgl. XII) ............................................... RM 

2) Davon sind abzusel,5en: 

a) Bewertungsfreiheit (§ 8 OSIV) 

b) Aufbaurücklage (§ 9 OSIVl 

S) Vermtnderter Ubergewtnza • 
(XIII/I abzql Xlll/2) 

XIV. EiDkommen~fKOrperschaftsteuer 

............................................. RM 

................................... RM ............................................... RM 

.................... -......................... RM 

·--······-····-· ····-····--··-· RM 
(infoige des vermtnderten Obergewinns Zlfl. Xlll/3 gezahlte 
oder zu zahlende Einkommen·/Körperschaffsteuer) 

XV. Abtnhrung (XI!If3 abzql XlVI ................................................ RM 

Zu H: Zusätzliche Anleitung zur Vergleichsübersicht 
Nach der besonderen Anweisung über die Durchführung 
der S:negspretsvorschriften für den Beretch der Rateha­
gruppe Handwerk tn den emgegljederten Ostgabtaten 
gemäß Erlaß vom 16. AugWtl 1941 - RIPr. V - 402 -
7926/41 -*) tsl m den eingegliederten Oslgeb1elen tür 
die Durchführung des § 1 der Verordnung über das 
Verbot von Preiserhöhungen vom 12. 12. 1940 ") die für 
das übrige Retchsgebtet erlassene Anwetsung zur Durch· 
lührung der §§ 22 II. KWVO 1m Borelch der Reichsgruppe 
Handwerk vom 17. Juli 1941***) sinngemäß anzuwenden. 
Deshalb LSI auch m den Ostgebtelen der lür das ganze 
Betc:hsgebtet vorgeschnebene Vordruck für die Erklärung 
gemöß § 2-2 KWVO auszufüllen. Da die Gewmnermiltlung 
nach dem Vergletchs)ahr m den Ostgebtelen ausschetdet. 
ist nur das Formular für Gewtnnnchtpunkle zu verwenden. 
Nach der angeführten Anwetsung vom 16. August"l941 1st 

für die emgegliederten Ostgebtele, das Gebiet der ehe­
maligen Freten Stadt Danztg und das Memelland außer 
der allgemeinen Anleitung zur Ausfüllung des PreJs­
erkU:I:runqsvordruckes folgendes zu beachten: 

Allgemeines. 
In den emgegliederten Ostgableien und 1m Memelland 
lind Im eiligemetneu Formblatt und aul dem Einlage­
bogen die Angaben nur für 1940 zu machen. 
In dem Gebiet der ehemaligen Fre1en Stadt Danz1g 
lind 
für 1938 und 1939 nur die Angaben zu Zllf. I, 11111. IV 
und v. 
für 1940 dagegen alle Angaben e1nschl. Einiagebogen. 
Die Guldenbeträge s1nd an Re1cbsmark zum Kurs von 
0, 70 RM für I G umzurechnen. 

•1 Mittlg.•BI. I S. 498 
"*) RGBI. I S. 15M 
-) Ml!tli·•BI. I S. 125 

Zu II. 

Wenn das Kapital aul Grund der Einkommen/Körper· 
schaftssteuerbilanz errechnet wud. können Betnebe, 
die außer den 1n der allgemeinen Anleitung angeführten 
steuerlichen Abschreibungen von den weiteren Sonder .. 
vergünsligungen gemäß § 8 OSIV Gebrauch gemacht 
haben, die Steuerbilanzwerte auch hinsichtlich dieser Ver­
günstigungen 1n der angeführten We1se Derlchtigen. Das 
giEIIche g!ll, wenn Anlagegüter zu Lasten der Aufbau­
rücklage gemdß § 9 OStV in e1nem höheren als ver­
brauchsbedingtem Maße abgasehrleben worden sind. 

Zu 111/1. 
Zu den sJeuerlichen Abschreibungen gehören auch die 
Abschreibungen gemllß § 8 OSIV. Ferner smd die 
Aufbaurücklagen gemäß § 9 OStV den steuerlichen 
Abschreibungen des Jahres hlDzuzurecbnen, 1n dem die 
Rücklagen gebildet worden stnd. 

Zu 111/2. 
Wenn m den sleuerlichen Abschreibungen (111/1) Sonder­
abschreibungsbelräge enthalten s1nd, so sind unter 111/2 
in redem Falle die verbrauchsbedingten Abschreibungen 
emzuseßen. Sind die normalen steuerlichen Abschrei­
bungen angemessen, so können diese als verbrauchs­
bedingte Abschreibungen e1ngese1;51 werden. 

Zu VI/1. 
Wer von den besonderen steuerlichen Vergünstigungen 
(vgi oben zu 111/1) Gebrauch gemacht hat, muß h1er den 
Unterschied -zwischen den steuerlichen und den ver­
brauchsbedingten Abschreibungen (IIVl abzgi. IJV2) dem 
steuerpfUd!Ugen Gewinn h!nzurechnen. 
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l1t VD/5. 
Rler Ist dla V-llqenateuar Ia der Hilbe eluzuse!S•II. ID 
der sie Im alcht begüasllgtea Reichsgebiet aul da1 
ateuerpU!chllga Betrlebavermllgaa Ia dem betreUeudea 
Wlttachallslalar erllobea wordaa wllnt. 

hW/9. 
Hier allld a. a.: eiDzua~ea die gemaJI f Ul OSIV Dicht 
erhobeD.a AulbriDguagaumlaga, die gemaJI §§ 20, 21 
OSIV erspartau ReaUtauaru uud die ID.Iolga der Dicht 
oder ulcht voll erhobeueu Alisluhrlllrderuugsumlage er­
aparteu Betrage. Die Betrl!ga siDd ·uuter I galreuut 
auzugebeu. 

Zu Xßl ( = XIII/I des EIDI.agebogens) 
Entoprecheud dem lieh bler ergebadea Ullergnlaa lllad 
die Preise m alllllka. 

Z11 ·XIV Wld XV. 
Diese ZIUera siDd Im aUgamelaeu Fonllblatl Dicht aaa­
sullllleu. 

:r:. ZJIJ/3. 
Zum ElnlagebogeD 

Hier alad die Belrl!ge aulzuldhreu. ldr welche 9BmaJI 
§§ •8 u. !I OStV Steuervergilusllguagan Iu Auspruch ge­
nommen wordeu alad uud die bel der GawluuberichU­
fliiJIIJ uuter VI/I dem steuerpU!chllgeu Gewiuu hluZII­
gerechuet werdeu mußten. 
Wer von dlaseu Steuervergdulllguagan keluen Gebrauch 
gemacht hat, obgleich die V orausse!Surigeu hlerldr ga. 
gebea waren, kann uuter Bemerkul>gen UJ beaulrageu, 
daß Ihm diese Betrage vom Ablühruugs)>elrgg (XV) 
belassen werden. 

~~~XIV 

1) ln den eingegliederten Ostgebieten und Im Memet. 
land wird keiD Kriegszuschlag zur Einkommensteuer 
erhoben. Es Ist deshalb hier die Einkommensteuer 
oll11e Krlegszuscblag eluzusel5eu. Dagegeu Ist Im Ge­
biet det ahemallgeu Freleu Stadt Dauzlg die EiD· 
llommaustauär aiDschL Kriegszuschlag zu . berechneu. 

I) a.t der Berechn1111g der llllolge Ubergewlnus gezahlteil 
oder zu zahleudtn · Eluk.·/KIIrperschaflsteuer bleibt 
unberllcblchU;t. daß bat Erzleluug ·nur des ange; 
masseneu Gawluus die Aulbaurllcklage (z. B. gamaJI 
§ 8 OSIV) nur 'in gerlagerar Höhe zull!sslg wl!re. 

S) Bei Handwe1keru, deuen Steuervorteile geml!ll. § 1Q 
OSIV zustehO>>, wird uuterslelll, daß .sie 1111ch bei 
Eraleluug nur dea augemesseueu Gewluna den gleicheil 
GewiDDbatrag Dicht aus dem Betrieb eutnomme11 
hl!llen. Dia lllfolga Ubergewluus zu zahleude oder ge­
ll<rhlle Einllommeu/KIIrperschaltstauer kann cllso .tu 
diesau Fanan Ia gleicher. WeiH wie zu 2) bertchul 
wardeu. 

Zu J: Bemerkungen 
Bel ~L Z tritt 1111 Stelle dea Datums 1. SeptOIIIber 1999 
das Datum 1. ICIIIUIII 1140: bel ZIJI. 3 uUIIDt die Allgabe 
fllr 1939. 

Zu X: Anlagen 
Unterlagau lllr 1939 alad nlchl belnlllgea. 

Belspiel zu XIV/2: 
(Die römischen Zllferu tlaka bedeuteu die eatepreclleaden 
Z!Uaru der Vergleichsilbersicht bzw. des EinlagebogaDS.) 

EiDIIommenoteuerpllichllgar Baudwerkar Steuergruppe lV,I 
mit einer AulbaurDc:ldage .0.. 20 oao IM 

V Steuerpflichtiger Gewlnll • . . . . . • • • . 80 000 RM 
Vlß/1 Berichtigter Betrlebsgewluu .. .. .. .. 110 000 RM 
XII Angemesseuer GewiDD •....•... , - 75 000 • 
XIII/I Obergewinn . . . . . . • . • . . . . . . . . . ... :iSöiiO'iiM 
Xlll/2 b Aulbaurllcklage ................ - 20 000 • 
Xlll/3 Verminderter UbargewiDD·........ 15 000 RM 
XIV Eiukommensteuer ~hne Kriegszu­

zuschlag (vgl. Berechnung unteu) - 6000 • 
XV Ab!Qhrungsbetrag ............... . "9iiöii'iiM 
8•••ch ••• 1 cle• lafolp 'Oherpwiau J(tuhltea oder • uhleadca 

·---(XlV) 
a) El~ommenateuer ollue Kriegszuschlag 

aul ateuerpfllchllgeu Gewlnu von 80 000 
Reichsmark .. .. .. .. .. • . .. .. .. .. .. .. 15 080 RM 

b) EIDkommeDBteuer ohue Kriegszuschlag 
aul den vermluderten steuarplllchllgeu 
Gewlur> vou 65 000 RM (V ab,gl, Xlll/3 = 80 000 abzgl. 15 000) ............ - ~ 

c) lnlolge des vermindertau Cbergewlnns 
(XIII, 3) gezahlte oder zu zahlende 
EIDkommenstauer ohua KTiagszuschlag 6 000 RM ==== Belspiel zu XIV/3: 

Dao B~tlsplel zu I) sei nuu ao goäuderl, daß der Hand­
werker außer der Aulbaurtldclage eiDera Steuervortell 
gernaß § 10 OSIV lllr elneu Dlc:llt aDIIUimmenera Gewinn• 
betrag· von 38 000,- RM gerileßt. 

V bis. Xlß/2 b wie Baispiel 1. 
.Xlli/3 Vetmlnderler tlllergawilln 
XIV Einkommensteuer ollue Krlegszu. 

ac:lllag (Berechuung uuteu) . . • • . • -
XV 

15000 RW 

5 800 • 
'9'2oöiiM Abführungsbetrog ., .............. . = 

A•••$)a•a• cler infol&• tlbergewlgns p-.httea od•r •• IAhleH•• 
Einkommensteuer oha.e Knepzusc:hlq (XIV) 

a) Steuer auf latsl!chllcher Bemessungsgruud-
lage von. 62 000 RM (vgl. unteu Zllf. • 5) 17 880 RM 

b) Steuer auf angenommener Bemaasungs­
gruncllage von 47000RM (62000abzgl. 
15 000 RM. vgl. unteu ZW. 8) .......• - ~ 

c) llllolge des verminderlall UbergewilUIII 
(Xlll/3) ge~ahlte oder zu zablende Steuer 5 800 RM 

= 
l)ao Fluauzaml hat ln diesem Pali die Bemasoungsgrund· 
lag~ lllr die Stauer wie folgt berec:llnal: 
I StauerpiJIChllger Gewluu (V) • • • • • • . • • . 80 000 RM 
II. Entnahme ............................ - 44 000 • 
3. ulchl entnommeuer Gewluu • . . . . • • • . . . . :i6iiiiö'iiM 
4. davou 50% steuerfrei gemi!B § I 0 OStV 18 000 • 
5. tatsl!chllche Bomessuugsgruudlaga lür dla 

Steuer (l abzgl. 4) .. .. . . . • .. .. .. .. .. .. 62 000 RM 
= 

Hl!:lta der Handwerker einen um den verminderten Uber­
gewiDD geringerau steuerpfllchligan GewiDD erzielt, so 
wdrde das Fluanzaml die Bemessungsgrundlage lilr die 
Steuer wie lolgl errechnen: 
&. verminderter sleuerpßlchtlger Gewiuu 

(V abzgl. Xlll/3 = 80 000 abzgl. 15 000) 65 OQO RD4 
7. steuerirel geml!ß § 10 OSIV (vgl. ZiU. 4)-~ 
B. Als Bemassuugsgruudlage für die Steuer 

wllrde gellen .................... . 47 000 RM 
= 

Dabei wird uolerotellt, daß der Handwerker deu gleicheu 
Gew1nnbe!rag voll 36 000 RM Dicht aus dem Betriebe 
aulaommeu hl!lla. 
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. . . . . . . . . . . . . . . , den .............. . 
Mein Zeichen: 

A 
1940 

An 

in 

Abführungsbescheid 

Gemäß § 2 des Gesetzes zur Durchführung des Vierjahresplans - Bestellung 
eines Reichskommissars fürdie Preisbildung- vom 29.10.1936 (RGBl.I S. 927) 
in Verbindung mit § 22 der Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. 11. 1939 
(RGBl. I S. 1609) ordne ich folgendes an: 

1. Der "Übergewinn Ihres Betriebes wird 
a) für das Wirtschaftsjahr auf .................. . 
b) für das Wirtschaftsjahr auf .................. . 
c) für das Wirtschaftsjahr auf .................. . 

RM 
RM 
RM 

festgesetzt. Ihre Preise sind daher, soweit es nicht schon geschehen ist, unver­
züglich entsprechend dem Obergewinn Ihres Wirtschaftsjahres so herab­
zusetzen, daß keine Obergewinne mehr entstehen, also im Jahresergebnis um 

RM. Bezüglich der gebundenen Preise verweise ich auf die vom 
Reichskommissar für die Preisbildung getroffene Regelung. 

2. Der Abführungsbetrag wird nach Abzug der anteiligen Einkommen-/Körper­
schaft-Steuer 

a) für die Kriegsmonate des Wirtschaftsjahres auf .. 
b) für das Wirtschaftsjahr auf .................. . 
c) für das Wirtschaftsjahr auf .................. . 

d) zusammen auf .................................... . 
festgesetzt. Hiervon werden Ihnen bis auf weiteres belassen: 

e) für Investitionen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . R M 
f) zur Vermeidung von Preiserhöhungen . . . . RM 
g) 

RM zus. 

RM 
RM 
R"l\'I 

RM 

RM 

h) Daher sind zu zahlen: ............................... =====R=M= 

In Worten: 

Dieser Betrag ist, soweit es nicht schon geschehen ist, * spätestens bis zum 
*nach Maßgabe meines Stundungsbescheides vom 
an das Finanzamt ( Finanzkasse) 

abzuführen. Das Postscheckkonto und das Reichsbankgirokonto des Finanzamts 
ist aus Ihrem Steuerbescheid ersichtlich. Bei Fristüberschreitung wird das 
.Finanzamt ohne weiteres die zwangsweise Einziehung betreiben. 

3. Falls sich der steuerpflichtige Gewinn für eines der vorgenannten Wirtschafts­
jahre (z. B. infolge einer Betriebsprüfung des Finan~amts) inzwischen geändert 
hat oder noch ändert und dies eine Erhöhung des Übergewinns zur Folge hat, 
sind Sie verpflichtet, mir unverzüglich eine neue Erklärung nach § 22 KWVO. 
in doppelter Ausfertigung vorzulegen. 
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4. Gegen diesen Bescheid ist binnen einer Woche nach Zustellung die Beschwerde 
zulässig. Die Beschwerde ist schriftlich bei mir einzulegen nnd hat keine auf­
schiebende Wirknng. Im Beschwerdeverfahren kann der angefochtene Bescheid 
auch zmn Nachteil des Beschwerdeführers abgeändert werden. 

5. Außerdem 'llbache ich Ihnen folgende Auflagen: 

Die nach Ziffer 2 e, f und g belassenen Beträge sind in Ihrer Buchführung als 
zweckgebundene Rückstellungen auszuweisen; ich behalte mir ihre nachträgliche 
Einforderung vor, falls sie nicht zu den genehmigten Zwecken verwandt werden. 

Gründe: 

Dieser Bescheid beruht auf Ihrer Erklärung vom und 
den dazu gestellten Anträgen* sowie dem Ergebnis der Prüfung Ihres Betriebes 
am 

*Dabei mußte in folgenden Punkten von Ihren Darlegungen abgewichen werden: 
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Anhang 

Auszug aus der 

Kriegswirtschaftsverordnung (KWVO.) 
Vom 4. September 1939 

(RGBI. I S. 1609) 

Die Sicherung der Grenzen unseres Vaterlandes erfordert höchste Opfer 
von jedem deutschen Volksgenossen. Der Soldat schützt mit derWaffeunter 
Einsatz seines Lebens die Heimat. Angesichts der Größe dieses Einsatzes 
ist es selbstverständliche Pflicht jedes Volksgenossen in der Heimat, alle 
seine Kräfte und Mittel Volk und Reich zur Verfügung zu stellen und dadurch 
die Fortführung eines geregelten Wirtschaftslebens zu gewährleisten. Dazu 
gehört vor allem auch, daß jeder Volksgenosse sich die notwendigen Ein­
schränkungen in der Lebensführung und Lebenshaltung auferlegt. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet daher mit Gesetzes­
kraft: 

Abschnitt IV 

Kriegspreise 

§ 22 
Preise und Entgelte für Güter und Leistungen jeder Art müssen nach den 

Grundsätzen der kriegsverpflichteten Volkswirtschaft gebildet werden. 

§ 23 
1. Preise und Entgelte für Güter und Leistungen jeder Art sind zu senken, 

soweit auf Grund des Abschnitts III dieser Verordnung bei Gütern und 
Leistungen Ersparnisse an Lohnkosten eintreten. 

2. Preisen und Entgelten für Güter und Leistungen jeder Art dürfen 
künftig höchstens die nach Abschnitt III dieser Verordnung zulässigen Löhne 
und Gehälter zugrunde gelegt werden. 

3. Soziale Aufwendungen an die Gefolgschaft, die nicht in Gesetzen, 
Verordnungen oder Tarifordnungen zwingend vorgeschrieben sind, dürfen 
der Berechnung der Preise und Entgelte nur zugrunde gelegt werden, 
soweit sie betriebs- oder brancheüblich sind und dem Grundsatz sparsamer 
Wirtschaftsführung nicht widersprechen. 

4. Es ist verboten, höhere Preise und Entgelte als die nach Abs. 1 bis 3 
zulässigen zu fordern oder zu gewähren. 

§ 24 
Güterund Leistungen jeder Art sollen nicht durch Werk- oder Hilfsstoffe, 

Frachtkosten oder sonstige Kosten verteuert werden, deren Verwendung 
oder Aufwendung nur durch eine besondere Beanspruchung eines Wirt­
schaftszweiges verursacht aber nach Art, Menge und Bezugsort mit dem 
Grundsatz sparsamer Wirtschaftsführung nicht zu vereinbaren ist. 
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§ 25 
1. Sind gebundene Preise durch Selbstkosten von Betrieben. bestimmt, 

die nur infolge der Bindung der Preise im Sinne des § 1 der Verordnung 
über Preisbindungen und gegen Verteuerung der Bedarfsdeckung vom 
12.November 1934 in der Fassung vom 11. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1110, 1248; Deutscher Reichsanz. u. Preuß. Staatsanz. Nr. 266, .291) 
oder einer besonderen Beanspruchung ihres Wirtschaftszweiges in Betrieb 
erhalten oder wieder in Betrieb genommen worden sind, so müssen die 
Preise gesenkt werden. 

2. Ferner sind Preise zu senken, die darauf beruhen, daß Betriebe auf 
Grund ihrer rechtlichen Stellung oder der tatsächlichen Verhältnisse oder 
wegen ihrer wirtschaftlichen Bedeutung ohne ausreichenden Wettbewerb sind. 

3. Die nach dieser Verordnung durchzuführende Senkung gebundener 
Preise erfolgt für sämtliche Mitglieder eines Zusammenschlusses in gleicher 
Höhe und vom gleichen Zeitpunkt ab. 

4. Die Preissenkung nach Absatz 1 bis 3 bedarf der vorherigen Zustimmung 
des Reichskommissars für die Preisbildung. 

§ 26 
Preise und Entgelte für Güter und Leistungen jeder Art sind um den 

Betrag zu senkeu, den der Veräußerer oder der Leistungspflichtige bei den 
einzelnen Gütern und Leist.ungen dadurch erspart, daß er selbst Güter und 
Leistungen auf Grund dieser Verordnung zu einem niedrigeren Preise oder 
Entgelt erhält, als er zuletzt vor Verküudung dieser Verordnung auf-
gewendet hat. § 27 

Die Bestimmung der Verordnung über das Verbot von Preiserhöhungen 
vom 26. November 1936 (Reichgesetzbl. I S. 955) und die sonstigen bisher 
erlassenen Preisvorschriften bleiben im übrigen unberührt. 

§ 28 
Der Reichskommissar für die Preisbildung und die von ihm beauftragten 

Stellen können Ausnahmen von den Vorschriften dieses Abschnittes zulassen 
oder anordnen. 

Erlaß des Preiskommissars 
an den Leiter der Reichswirtschaftskammer (A • 24 · 4335) 

Vom 9. September 1939 

Betr.: Preisvorschriften der Kriegswirtschaftsverordnung 
(Mitt.-BI. I S. 392) 

Von nachstehendem Erlaß an den Herrn Leiter der Reichswirtschafts­
kammer gebe ich Kenntnis: 

RfPr. A-24-4335 Berlin, den 9. September 1939 

An den Herrn Leiter der Reichswirtschaftskammer, Berlin NW 7. 

Nachrichtlich an die Herren Leiter der Reichsgruppen einschließlich des 
Herrn Reichshandwerksmeisters. 
Betrifft: Abschnitt IV- Kriegspreise - der Kriegswirtschaftsverordnung 

vom 4. September 1939 (RGBI. I S. 1609). 
Es ist Ihnen bekannt, daß ich mich schon vor Beginn der kriegerischen 

Verwicklungen entschlossen hatte, der sich für die Preispolitik immer 
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gefahrvoller gestaltenden Entwicklung der Verhältnisse in der deutschen 
Wirtschaft durch einschneidende Maßnahmen entgegenzutreten. Diese 
Absichten haben ihren gesetzgeharischen Niederschlag gefunden in dem 
Entwurf einer Verordnung über Grundsätze zur Bildung volkswirtschaftlich 
gerechtfertigter Preise vom 8. August 1939. Der Erlaß dieser Verordnung 
wurde durch die inzwischen eingetretenen Ereignisse überholt. Die un­
mittelbar preispolitischen Bestimmungen des Entwurfs sind als Abschnitt.JV 
in die . Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. September 1939 (RGBI. I 
S. 1609) übernommen worden; für die im § 6 des vorgenannten Entwurfs 
vorgesehenen Maßnahmen hat inzwischen der Herr Reichswirtschafts­
minister durch die Verordnung über Gemeinschaftswerke in der gewerb­
lichen Wirtschaft vom 4. September 1939 (RGBI. I S. 1621) eine besondere 
gesetzliche Grundlage geschaffen. 

Waren Maßnahmen der genannten Art - wie auch der Herr General­
bevollmächtigte für die Wirtschaft wiederholt mit Nachdruck betont hat -
schon für die Friedensverhältnisse unbedingt geboten, um die Versorgung 
des deutschen Volkes D;J.it den Gütern des notwendigen Lebensbedarfs zu 
erträglichen Bedingungen sicherzustellen und um der deutschen Wirtschaft 
in ihrer Gesamtheit die Möglichkeit zu geben, ihrer bedeutsamen Aufgabe 
wirklich gerecht zu werden, so sind sie für die Kriegszeit aus den gleichen 
Gründen unerläßlich. Ich rufe die gesamte deutsche Wirtschaft auf, alles zu 
tun, um die einwandfreie Durchführung auch der für das Preisgebiet 
erlassenen· Vorschiiften der Kriegswirtschaftsverordnung sicherzustellen 
und so zu ihrem Teil Gewähr dafür zu geben, daß die Heimat dem Soldaten 
an der Front materiell, aber auch politisch-psychologisch die Rückendeckung 
verleiht, die er braucht, um den Kampf bis zum siegreichen Ende durch­
stehen zu können. Aufg~.j-):>e der für die Wirtschaft' Verantwortlicpen ist es, 
in all ihren Kreisen die Uberzeugung von der Notwendigkeit der peinlich­
genauen Einhaltung der Bestimmungen so zu vermitteln, daß jeder in 
Industrie, Handel, Handwerk und Gewerbe in ihrer gewissenhaften Be­
folgung seine selbstverständliche vaterländische Pflicht sieht. 

"Wenn der Soldat an der Front kämpft, soll niemand am Kriege 
verdienen." 

"Der brave Soldat an der Front soll wissen, daß uns sein Leben immer 
noch höher steht als das von Landesverrätern. Er soll aber auch wissen, daß 
in diesem Kampf erstmals in der Geschichte nicht von dem einen verdient 
wird, während die anderen verbluten. Wer daher glaubt, sich in diesen 
schicksalhaften Monaten oder Jahren bereichern zu können, erwirbt kein 
Vermögen, sondern holt sich den Tod." 

Mit diesen Worten hat der Führer in seinem Aufruf an das deutsche Volk 
aufgezeigt, nach welchen Grundsätzen die Preispolitik im Kriege auszu­
richten ist. Demgemäß werden die Preisvorschriften der Kriegswirtschafts­
verordnung beherrscht von dem Grundsatz. daß Preise und Entgelte für 
Güter und Leistungen jeder Art nach den Grundsätzen einer kriegsver­
pflichteten Volkswirtschaft gebildet werden müssen (§ 22). 

Dieses Grundgesetz, das zugleich ein wirtschafts- und kriegsethisches 
Postulat darstellt, ist für die Folg.~ die Richtlinie, an die sich jeder bei seiner 
Preisgestaltung zu halten hat. Uber seine Bedeutung und Auslegung kann 
es für einen anständigen deutschen Menschen einen Meinungsstreit ni~ht 
geben. Es soll jedem deutschen Wirtschaftler zum Bewußtsein bringen, 
daß er sein Preisgebaren mit der durch den Krieg für die Gesamtheit des 
deutschen Volkes geschaffenen Lage in Einklang zu bringen und zu halten 
hat. Wer bislang nicht die Verpflichtung gefühlt hat, gemeinnützig zu den­
ken und zu handeln, muß sich umstellen, seine Preisstellung schnellstens 
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überprüfen und korrigieren. Gemeine Not muß gemeinsam getragen werden. 
Eine irgendwie geartete Rücksichtnahme auf Einzelinteressen kann und wird 
nicht geübt werden. Eigennutz - offen oder versteckt betrieben -, die 
ungerechtfertigte Preisforderung sowohl wie das Ausweichen in die schiech· 
tere Qualität oder die geringere Quantität ist kriegsschädliches Verhalten 
und wird als solches behandelt. 

Besonders hervorheben möchte ich, daß sich in Zukunft niemand mehr 
darauf berufen ·kann, sein Preis halte sich in den Grenzen der Preisstop­
verordnung. Ist er ungerechtfertigt hoch gestopt oder infolge Kosten­
degression übermäßig hoch geworden, so muß er nunmehr auf Grund der 
Vorschrift des § 22 KWVO. gesenkt werden. Entspricht der geforderte Preis 
gesetzlichen Sonderbestimrnungen, wie sie beispielsweise für die Spinnstoff-, 
Leder- oder Bauwirtschaft erlassen sind, so wird er im allgerneinen dieser 
Forderung genügen, womit aber nicht gesagt sein soll, daß das Vorhanden­
sein solcher Sonderregelungen von der durch § 22 gegebenen Verpflichtung 
entbindet. 

Zur Vermeidung von Zweifeln weise ich ferner darauf hin, daß bei den 
Preiskalkulationen Sicherheitsspannen (Kostenansätze) für die allgemeinen 
Kriegswagnisse - z. B. für Gefahr von Betriebsstörungen durch Kampf­
handlungen oder durch Wirtschaftskrieg, für spätere Umstellung des Be­
triebes auf Friedensarbeit usw. - nicht zulässig sind. Das gleiche gilt für 
die Verrechnung tatsächlicher Verluste und Ersatzaufwendungen infolge 
Zerstörungen von Anlagen oder von Vorräten an Rohstoffen und Halber­
zeugnissen. Im Kriege trägt jeder die Gefahr von Verlusten an privatem 
Eigentum wie an Betriebsvermögen. Infolgedessen kann der vVirtschaft 
nicht eine bevorzugte Stellung dadurch eingeräumt werden, daß der Ersatz 
für solche Schäden durch eine entsprechende Preiskalkulation sichergestellt 
wird. Dementsprechend dürfen auch Versicherungsprämien, Selbstver­
sicherungszuschläge (Rückstellungen) oder Sonderabschreibungen für 
Vermögensschädigungen, Wiederaufbauten usw. infolge von Kampfhand­
lungen oder besondere Anforderungen der Reichsverteidigung in der Preis­
kalkulation nicht angesetzt werden. 

Bei Anwendung der Grundsätze einer kriegsverpflichteten Volkswirtschaft 
wird die Eigenart der einzelnen Wirtschaftszweige voll berücksichtigt. 
Ich habe infolgedessen zunächst davon abgesehen, in dieser Hinsicht weitere 
Richtlinien zu geben. Nur für einige wichtige Preiselemente habe ich all­
gemeingültige Regeln aufgestellt, auf deren genaue Beachtung ich ent­
scheidenden \Vert lege: 

Die Preisentwicklung ist bis in die letzte Vergangenheit hinein in zu­
nehmendem Maße ungünstig durch die Spannungen beeinflußt worden, die 
auf dem Arbeitsmarkte und durch die Verknappung zahlreicher Materialien 
eingetreten sind. Es ist deshalb notwendig geworden, hinsichtlich der 
Berücksichtigung der Lohnkosten und der Kosten für Werk- und Hilfsstoffe 
sowie Frachten besondere Bestimmungen zu treffen. 

Die inneren Zusammenhänge zwischen Preis- und Lohnbewegung bedürfen 
keiner Klarstellung. Ebensowenig bedarf es einer Darlegung der Lohnauf­
wärtsentwicklung und der dadurch ausgelösten Preisauftriebstendenzen. 
Sie haben die Landwirtschaft und die Urproduktionsbetriebe sowie andere 
wichtige Gewerbezweige, die lohnmäßig zurückbleiben mußten, in große 
Bedrängnis gebracht und eine schwere Gefährdung für das gesamte Preis­
gefüge und damit für Währung und Staatsfinanzen heraufbeschworen. 
In der überwiegenden Anzahl aller Fälle sind die vorgelegten Anträge auf 
Genehmigung von Preiserhöhungen mit einer Steigerung der Lohnkosten 
begründet worden. In anderen Fällen wurden durch Kostendegression 
gewonnene Beträge zur Zahlung übertariflicher Löhne verwandt, anstatt zu 
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einer Preissenkung. Die zur Abstellung dieser Mängel notwendige einheit­
liche Ausrichtung von Preis- und Lohnpolitik wird durch § 23 KWVO. 
hergestellt. Künftig dürfen nur noch Löhne und Gehälter gezahlt werden, 
die den Tarifordnungen entsprechen, und nur diese nach Abschnitt III der 
KWVO. zulässigen Arbeitsverdienste dürfen der Preisberechnung zugrunde 
gelegt werden. 

Arbeitsverdienste, die tariflich nicht festgelegt sind, also insbesondere 
auch solche für Angestellte in gehobenen und leitenden Stellungen, dürfen 
bei der Preisstellung nur insoweit berücksichtigt werden, als sie zu den 
Tariflöhnen bzw. den Tarifgehältern im üblichen und angemessenen 
Verhältnis stehen. Was üblich und angemessen ist, bestimmt sich nach den 
Grundsätzen einer kriegsverpflichteten Volkswirtschaft. Insoweit stehen 
also auch die Zahlungen unter dem strengen und eindeutigen Gebot des 
§22KWVO. 

Es hat sich außerdem als notwendig erwiesen, das Maß der sozialen 
Zuwendungen, das bei Berechnung des Preises berücksichtigt werden darf, 
abzugrenzen. Das ist durch § 23 Absatz 3 KWVO. geschehen. tm Kampf 
um die menschliche Arbeitskraft und gefördert durch die Gewinnlage 
mancher Unternehmung - also zu Lasten der Allgemeinheit, insbesondere 
des Staates - sind diese Aufwendungen in der Vergangenheit vielfach in 
einem mit sparsamer Wirtschaftsführung nicht zu vereinbarendem Maße 
gesteigert worden. Es geht aber nicht an, daß ungerechtfertigt überhöhte 
soziale Aufwendungen auf den Abnehmer abgewälzt werden. Ich halte es für 
selbstverständlich, daß jeder Betriebsführer weiß, in welcher Höhe die 
sozialen Aufwendungen betriebs- oder brancheüblich sind und sparsamer 
Wirtschaftsführung entsprechen. Deshalb habe ich von näheren Be­
stimmungen in dieser Hinsicht vorerst abgesehen. Ich erwarte, daß Sie 
dafür Sorge tragen, daß diese Vorschrift richtig gehandhabt wird. 

Die erörterten Gebote und Verbote richten sich - was besonders hervor­
gehoben werden muß - nicht einseitig gegen den Unternehmer, sondern 
haben volle Gültigkeit auch für den Besteller, § 23 Absatz 4 KWVO; auch 
er unterliegt allen Folgen -einer Nichtbeachtung dieser Vorschriften, ins­
besondere also auch denen der Verordnung über die Neuregelung des 
Strafverfahrens bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften vom 3. Juni 
1939 (RGBl. I S. 999). 

Als weiteres Erfordernis einer sparsamen Wirtschaftsführung gibt der 
§ 24 KWVO. besondere preisrechtliche Vorschriften für die Beschaffung von 
Materialien. In einer geordneten Kriegswirtschaft muß jedem Unternehmer 
stets vor Augen stehen, daß selbst die Notstände eines Krieges nicht dazu 
verleiten dürfen, hemmungslos nach dem Grundsatz "Geld spielt keine 
Rolle" zu handeln. Bei Schwierigkeiten in der Beschaffung der Werk- und 
Hilfsstoffe ist stets zu prüfen, wie diese Schwierigkeiten auf billigstem 
Wege behoben werden können. Ich versage es mir, die Vielzahl der bekann­
ten Beispiele aufzuführen, in denen in der Vergangenheit Erzeugnisse in 
kürzester Frist unter übermäßigem Aufwand hergestellt oder zu überstei­
gerten Preisen Werk- und Hilfsstoffe bezahlt und aus den fernsten Gegenden 
des Reiches herbeigeholt worden sind, wobei oft die Frachtkosten den Wert 
der Ware um ein Vielfaches überstiegen haben. Es geht nicht mehr an, daß 
der Abnehmer die Last derartig unwirtschaftlichen Handeins im Preise zu 
tragen hat. Durch die Möglichkeit der Zulassung von Ausnahmen ( § 28 
KWVO.) ist hinreichend Vorsorge getroffen, daß dringlichen wehr- oder 
staatspolitischen Notwendigkeiten Rechnung getragen werden kann. 
Auch hier gehe ich davon aus, daß alle Beteiligten in Erkenntnis der 
schädlichen Folgen des bisherigen Handelns, das vielleicht dem einzelnen 
Vorteile gebracht, der Allgemeinheit aber schwere Nachteile zugefügt und 
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das Gesamtprodukt de.r Volkswirtschaft geschmälert hat, sich entsprechend 
dieser Vorschrift umstellen und eine Änderung ihres P1·eisgebahrens vor­
nehmen. 

Auch im Zusammenhang mit der Vorschrift des§ 22 ergibt die Anwendung 
der Bestimmungen der §§ 23 und 24, daß die Preise unzulässige Auf­
wendungen für Lohn- und Materialkosten nicht enthalten dürfen. Insbe­
sondere dürfen Zahlungen hierfür nicht aus einem Gewinn entnommen 
werden, der nach den Grundsätzen einer kriegsverpflichteten Volkswirt­
schaft ein Übergewinn und daher nicht mehr zulässig ist. Es muß vielmehr 
in den Fällen, in denen aus dem Preis solche nicht mehr zulässigen Auf­
wendungen bestritten werden konnten, eine entsprechende Herabsetzung 
des Preises vorgenommen werden. 

Es ist selbstverständlich, daß Ersparnisse an Lohn- und Materialkosten, 
die sich aus der gesetzlich angeordneten Senkung ergeben, nicht den 
Unternehmen zufließen können, sondern in Gestalt von Preissenkungen 
restlos der Allgemeinheit zugute zu kommen haben. Das gleiche gilt für den 
Unterschiedsbetrag zwischen früheren und von jetzt ab zulässigen sozialen 
Aufwendungen. 

Es erwies sich als notwendig, für die gebundenen Preise besondere Be­
stimmungen darüber zu erlassen, wie die preisrechtlichen Grundsätze der 
KWVO. auf sie angewendet werden sollen. Das ist durch § 25 geschehen. 

Da die gebundenen Preise nicht ihres besonderen Charakters entkleidet 
werden sollen, ist eine sich bei den Mitgliedsbetrieben eines Zusammen­
schlusses ergebende Kostensenkung nicht bei der einzelbetrieblichen Preis­
bildung mit der Wirkung zu berücksichtigen, daß von den bisherigen ge­
bundenen Preisen die Ersparnisbeträge abgezogen werden; vielmehr hat 
die Senkung dieser Preise und Entgelte - die grundsätzlich und allgemein 
nur mit meiner Genehmigung durchgeführt werden darf - für sämtliche 
Mitglieder eines Zusammenschlusses in gleicher Höhe zu erfolgen. 

Bei der Neuermittlung des Kostendurchschnitts innerhalb der ver­
schiedenen preisregelnden Verbände haben die Zusammenschlüsse ihre 
Preise von jetzt an grundsätzlich nach den Kosten des mittelguten Betriebes 
auszurichten. Ferner müssen bei der Feststellung derjenigen Unterneh­
mungen, deren Durchschnitt genommen werden soll, soh·he Betriebe außer 
acht gelassen werden, die nur infolge einer zeitweiligen besonderen Be­
anspruchung ihres Wirtschaftszweiges - geschützt durch die Preisbindung­
in Betrieb erhalten oder wieder in Betrieb genommen worden sind, obwohl 
sie nach fachlichem Urteil unter gewöhnlichen Umständen nicht wett­
bewerbsfähig sein würden. 

Die Verschiedenheit der Kosten in den vorhandenen Betrieben bringt es 
mit sich, daß die günstiger arbeitenden eine Differentialrente beziehen. 
Solche Differentialrenten enthalten, soweit sie gerechtfertigt sind, einen 
wichtigen Anreiz zur Leistungssteigerung; zugleich verschaffen sie dem 
mehrleistenden Betriebe die Möglichkeit, weitere Betriebsverbesserungen zu 
finanzieren. So sehr daher in einer auf das Leistungsprinzip gestellten 
Wirtschaft echte Differentialrenten berechtigt sind, wenn sie auf den an 
Leistung überdurchsclinittlichen :ßetrieb beschränkt 'bleiben, so sind über­
höhte ungerechtfertigt, da tÜe ohne Zutun der Betriebe nur durch die Bin­
dung des Preises bei zeitweilige! besonderer Beanspruchung des Wirtschafts­
zweiges entstanden oder erhalten geblieben sind. Derartige überhöhte 
Differentialrenten sollen durch Preissenkungen nach den gekennzeichneten 
Richtlinien beseitigt werden. 

Die Pflicht zur Preissenkung besteht gemäß § 25 Absatz 2 KWVO: ferner 
für Betriebe, die auf Grund ihrer rechtlichen Stellung oder. der tatsächlichen 
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Verhältnisse oder wegen ihrer wirtschaftlichen Bedeutung ohne ausreichen­
den Wettbewerb sind. Es handelt sich hier um die sogenannten Monopol­
betriebe im weitesten Sinne des Wortes. Unternehmen dieser Art haben 
die sich aus der Senkung der Lohn- und Zulieferungskosten ergebenden 
Preissenkungen vorerst wie freie Einzelunternehmen einzeln für sich vorzu­
nehmen. Sie haben mir sodann, wie bei gebundenen Preisen, einen weiteren 
Senkungsvorschlag einzureichen; diese Preissenkung bedarf meiner Zu­
stimmung. Betriebe der Gas-, Wasser- und Elektrizitätsversorgung dagegen 
haben mir ihre Preissenkungsvorschläge, auch soweit s1e sich aus der 
Verminderung der Lohn- und Zulieferungskosten ergeben, zunächst zur 
Überprüfung und Genehmigung vorzulegen. 

Welche Maßnahmen bei Durchführung dieser Bestimmungen gegenüber 
unwirtschaftlich arbeitenden Betrieben zu ergreifen sind - Stillegung, 
Umstellung, Übernahme oder Subvention durch den Zusammenschluß 
u. a. -, wird im Einzelfall von den zuständigen Ressorts bestimmt werden. 

Es versteht sich von selbst, daß Preissenkungen der Vorstufe in unge­
kürztem Umfange von der darauf folgenden Wirtschaftsstufe weitergegeben 
werden müssen. Eine entsprechende Bestimmung ist im § 26 der Verordnung 
getroffen worden. Außerdem wird im § 27 klargestellt, daß die Bestimmungen 
der Preisstopverordnung und die sonstigen bisher erlassenen Preisvor­
schriften als Preisobergrenzen im übrigen unberührt bleiben. Es kann also 
niemand unter Berufung auf die Anwendung des im § 22 niedergelegten 
Grundsatzes seinen Preis erhöhen, ohne sich der nach der Preisstopver­
ordnung usw. notwendigen Zustimmung versichert zu haben. 

Die Durchführung der angeordneten Maßnahmen erfolgt zweckmäßig 
unter verantwortlicher Mitarbeit der Organisation der Wirtschaft. Ich habe 
dafür folgendes Verfahren in Aussicht genommen: 
1. Die Wirtschaftsgruppen beauftragen die ihnen unterstellten Kartelle, die 

Preissenkungsvorschläge baldmöglichst einzureichen. Die Kartellvor­
sitzenden sind verpflichtet, Kartellvorschläge einzureichen, die den Be­
stimmungen der KWVO. entsprechen. 

2. Die Wirtschaftsgruppen prüfen die Vorschläge der Kartellvorsitzenden 
und leiten sie mit einer Stellungnahme mir zu, und zwar über die Reichs­
gruppe. 

3. Bei der Nachprüfung der Kartellpreise ist von der zulässigen Kalkulation 
des ·mittelguten Betriebes auszugehen. 

4. In entsprechender Weise gehen die Wirtschaftsgruppen bei den Mono­
polen im Sinne von § 25 Absatz 2 vor. 
Weitere Bestimmungen über das Verfahren behalte ich mir vor. 

Runderlaß des Reichskommissars für die Preisbildung Nr.l35j40 
Vom 6. November 1940 (A-20-3798) 

Betr.: Anwendung der§§ 22ff. der Kriegswirtschaftsverordnung 
(Mittl.-Bl. I S. 805) 

Aus einer größeren Anzahl von Strafbescheiden und aus Anfragen von 
Preisbehörden und anderen Stellen entnehme ich, daß die Vorschriften der 
§§ 22 ff. der Kriegswirtschaftsverordnung nicht überall richtig verstanden 
und angewenäet werden. Es wird daher auf folgendes hingewiesen: 

§ 22· Kriegswirtschaftsverordnung (KWVO.) bestimmt, daß Preise und 
Entgelte für Güter und Leistungen jeder Art nach den Grundsätzen der 
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kriegsverpflichteten Wirtschaft gebildet werden müssen. Nach dieser Vor­
schrift, dem Preisgrundgesetz des Krieges, hat jeder Wirtschaftler im 
Deutschen Reich die gesetzliche Pflicht, sein Preisgebaren von sich aus mit der 
durch den Krieg für die Gesamtheit des deutschen Volkes geschaffenen Lage 
in Einklang zu bringen und zu halten; er hat fortlaufend und in jedem 
Einzelfall zu prüfen, nicht nur, ob seine Preisstellung den erlassenen Preis­
regelungen entspricht, sondern darüber hina11s ferner, ob der nach diesen 
Vorschriften gebildete Preis angesichts der Pflichten, die der Krieg jedem 
einzelnen auferlegt, gerechtfertigt ist. Auf Einzelinteressen kann keine 
Rücksicht genommen werden. § 22 KWVO. ist nicht nur ein Programmsatz, 
er enthält vielmehr unmittelbar verpflichtendes Recht, das inhaltlich im 
wesentlichen den Preistreibereivorschriften aus der Zeit des Weltkrieges 
entspricht. Es verbietet also - mit der schweren Folge der Strafbarkeit für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung - nicht nur jede Preisforderung, die nach 
den im nationalsozialistischen Volksbewußtsein verankerten Anschauungen 
als unanständig empfunden wird, sondern jeden unter Kriegsverhältnissen 
zu hohen Preis schlechthin. Dieses Volksbewußtsein findet seinen Ausdruck 
in dem Wort des Führers, daß niemand am Kriege verdienen soll, wenn der 
Soldat an der Front kämpft, und daß derjenige sich den Tod hole, der 
glaubt, sich in diesen Monaten oder Jahren bereichern zu können. 

Wie ich schon in meinen Erlaß vom 9. September 1939 an den Leiter 
der Reichswirtschaftskammer ausgeführt habe (vgl. Mitteilungsblatt I 
Nr. 38), kann sich also seit Kriegsbeginn auch niemand mehr darauf berufen, 
daß sein Preis gerechtfertigt sei, weil er sich in den Grenzen der Preisstop­
verordnung halte; ist er z. B. ungerechtfertigt hoch gestopt oder bringt er in­
folge von Kostendegressionen einen übermäßig hohen Gewinn, so muß er auf 
Grund des § 22 KWVO. auf die den Kriegsverhältnassen angemessene Höhe 
gesenkt werden. Es muß angenommen werden, daß jeder Angehörige der 
deutschen Wirtschaft weiß, wann ein Preis zu hoch ist, und daß er sich klar 
darüber ist, daß die .Kriegsverhältnisse es regelmäßig nicht gestatten, bei 
der Frage, ob ein Gewinn normal oder angemessen ist, die in Friedenszeiten 
üblichen und erlaubten Maßstäbe anzulegen, daß der Krieg vielmehr von 
jedem erhebliche Opfer verlangt. 

Wenn jemand z. B. die Vermittlung von Lieferungen für die Wehrmacht, 
das Anschwellen von Aufträgen oder die Verwendung billiger Ersatzstoffe 
dazu benutzt, sich einen Gewinn zu verschaffen, der den übersteigt, der bei 
normaler Wirtschaftslage erzielt worden wäre, so ist das weder mit den 
Grundsätzen einer kriegsverpflichteten Wirtschaft noch mit dem Geschäfts­
gebaren eines ehrlichen Kaufmannes zu vereinbaren und deshalb verboten 
und strafbar. Ein Gewinn, der jemanden in der Höhe nur als Folge des 
Krieges zufällt, ist in jedem Fall ungerechtfertigt und unzulässig. Diese 
Verpflichtungen bzw. Verbote gelten sowohl für den Erzeuger wie für jeden, 
der sich irgendwie mit dein Vertrieb einer Ware befaßt. Ebenso gelten sie 
für Leistungsentgelte jeder Art. In solchen Fällen müssen die Preise gesenkt 
werden, auch wenn sie nach den sonstigen Preisvorschriften zulässig sein 
sollten. In der gleichen Weise verstößt gegen das. Gebot des § 22 KWVO 
derjenige, welcher die durch den Krieg bedingten Änderungen in der Her­
stellung oder Zusammensetzung von Erzeugnissen dazu benutzt, um seinen 
Verdienst an dem einzelnen Erzeugnis zu erhöhen, oder wer die Verknappung 
gewisser Waren dazu ausnutzt, volkswirtschaftlich wertlose oder unnötige 
Güter herzustellen und zu vertreiben. In meinem Erlaß vom 9. Sep­
tember 1939 habe ich schon besonders hervorgehoben, daß das Ausweichen 
in die schlechtere Qualität oder geringere Menge bei gleichbleibenden 
Preisen regelmäßig als kriegsschädliches Verhalten zu werten ist. Jeder 
weiß, daß man die mit dem Krieg verbundenen Versorgungsschwierigkeiten 
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nicht benutzen darf, um andere zu benachteiligen oder sich selbst Vorteile 
zu verschaffen. Infolgedessen kann sich niemand darauf berufen, ihm sei 
das Gebot des § 22 KWVO. nicht bekannt gewesen. 

In einzelnen Fällen müssen die beim Inkrafttreten der KWVO. geltenden 
Preise ohne Rücksicht auf die sonstige Kostenlage, also über die Vorschri-ft 
des § 22 KWVO. hinaus gesenkt werden. Diese Fälle sind im § 26 KWVO. 
besonders geregelt. Die Vorschrift des § 26 ist nicht zu eng auszulegen. 
Es sind alle Ersparnisse in allen Wirtschaftsstufen weiterzugeben, die da­
durch erlangt werden, daß der Vorlieferant seinen Preis auf Grund der 
Vorschriften der KWVO. - also auf Grund des § 22 - gesenkt hat. 

Die Vorschriften des § 22 KWVO. gelten auch für gebundene Preise und 
die Preise von Betrieben mit monopolartiger Stellung. Soweit Betriebe 
durch Preisbindungen nach § 1 der Preisbindungsverordnung oder infolge 
einer monopolartigen Stellung Gewinn erzielen, die nach § 22 KWVO. nicht 
gerechtfertigt sind, haben auch sie alles zu tun, was erforderlich und geeignet 
ist, um solche Gewinne zu vermeiden. Vor einer Preissenkung haben sie 
jedoch nach § 25 Abs. 4 KWVO. meine Zustimmung einzuholen, damit 
ich das Ausmaß und die Zweckmäßigkeit der Preissenkung prüfen kann. 
Diese Vorschrift bedeutet aber nicht, daß kriegswirtschaftlich nicht ge­
rechtfertigte Preise so lange gefordert werden dürfen, bis ich von mir aus 
im Einzelfall Preissenkungen anordne. Zur Senkung solcher Preise oder zur 
Vermeidung von ungerechtfertigten Gewinnen haben die Beteiligten viel­
mehr von sich aus alle Möglichkeiten zu nutzen und mir unaufgefordert 
ihre Vorschläge zur Genehmigung vorzulegen. Schuldhafte Verzögerungen 
in der Vorlage von solchen Vorschlägen werden als Preisvergehen geahndet. 
Die Vorschläge können auch auf Abführung von Gewinnbeträgen lauten, 
falls Preissenkungen aus besonderen Gründen untunlich erscheinen. 

Die Vorschrift des §22 KWVO. gilt als Grundregel der Preisbildung 
neben allen sonstigen Preisvorschriften. Das kommt schon dadurch zum 
Ausdruck, daß sie neben einer fast lückenlosen Preisregelung erlassen 
worden ist. Selbstverständlich greift sie aber nur insoweit in andere Preis­
vorschriften ein, als diese nicht ausdrücklich oder dem Sinne nach als Sonder­
regelungen entgegenstehen; sie ist also nur in dem Umfang anwendbar, als 
die übrigen Preisvorschriften einen Spielraum lassen für die Preisbildung 
nach oben oder unten. Festpreise bleiben daher von§ 22 KWVO. unberührt, 
während Mindestpreise nicht unterschritten werden dürfen. Die nach den 
einzelnen Preisvorschriften höchstzulässigen Preise müssen dagegen unter­
schritten werden, falls die Grundsätze der KWVO. es erfordern. Höchst­
preise dürfen nur dann berechnet werden, wenn die Kostenlage so schlecht 
ist, daß ohne Berechnung des Höchstpreises ein angemessener Gewinn nicht 
erzielt werden kann. Betriebe mit günstiger Kostenlage müssen mindestens 
so weit unter den Höchstpreisen bleiben, daß ihr Gewinn nicht den Gewinn 
normaler Zeiten überschreitet. 

Im übrigen sind Höchstpreise und Handelsspannen stets auf ihre Be­
rechtigung im Einzelfall zu prüfen. 

Verstöße gegen die Preisvorschriften der KWVO. werden nach der 
Preisstrafrechtsverordnung bestraft; die §§ 22 ff. KWVO. sind Preis­
vorschriften, die von anderen staatlichen Stell-en ( § 1 Abs. 2 Preisstraf­
rechtsverordnung) erlassen worden sind. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung. 
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Zweite Durchführungsverordnung 
zum Abschnitt IV der Kriegswirtschaftsverordnung 

Vom 8. Dezember 1940 

(RGBI. I S. 1581) 
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Auf Grund des§ 29 der KWVO. vom 4. September 1939 (RGBI. I S. 1609) 
wird verordnet : 

Nach den Grundsätzen einer kriegsverpflichteten Wirtschaft hat jeder 
bei seinem Preisgebaren in dem Bewußtsein zu handeln, daß der Krieg 
jedem Deutschen eine besondere Verantwortung gegenüber seinem Volke 
auferlegt und wirkliche Opfer von ihm verlangt. 

Diese Grundsätze gelten für die gesamte Volkswirtschaft, und zwar für· 
jeden, der Preise oder Entgelte irgendwelcher Art fordert, sich gewähren 
läßt oder zahlt. 

Wer insbesondere Gewinne macht oder entstehen läßt, die unter den 
Kriegsverhältnissen unangemessen hoch sind, Preise oder Entgelte fordert 
oder zahlt, die auf kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigten Kosten 
beruhen, sich ohne kriegswirtschaftlich gerechtfertigten Grund in den Weg 
vom Erzeuger zum Verbraucher einschiebt, verstößt gegen die Grundsätze­
einer kriegsverpflichteten Wirtschaft. 

Runderlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
Vom 8. Dezember 1940 (A-20-4852) 

Betr.: Kriegspreise; Durchführung des§ 22 KWVO. 
(Mitt.-Bl. I S. 852) 

In Ergänzung meines Runderlasses Nr. 135/40 vom 6. November 1940, 
in dem ich noch einmal die weitgreifende Bedeutung des § 22 KWVO. 
herausgestellt habe, weise ich darauf hin, daß jeder, der Gegenstände 
irgendwelcher Art erzeugt, veräußert oder sonst bei deren Vertrieb in 
irgendeiner Weise mitwirkt, für sich oder andere erwirbt, Leistungen aus­
führt oder für sich oder andere ausführen läßt, dabei in dem Bewußtsein 
zu handeln hat, daß der Krieg jedem Deutschen eine besondere Verantwor­
tung gegenüber seinem Volke auferlegt und wirkliche Opfer von ihm verlangt, 
und daß er demzufolge die Verpflichtung hat, die Preisvorschriften, ins­
besondere auch die des § 22 KWVO., auf das genaueste zu beachten. 

Gegen diese Kriegspflichten und gegen die Grundsätze einer kriegs­
verpflichteten Volkswirtschaft verstößt z. B.: 

Wer Waren ohne volkswirtschaftlich gerechtfertigten Grund in ihrer 
Qualität verschlechtert, um einen höheren Verdienst zu erzielen; 

wer Waren, die kriegsbedingt nicht mehr in der früheren Qualität her­
gestellt oder verabfolgt werden können, zum alten Preise verkauft, obwohl 
seine Unkosten geringer sind; 

wer Waren oder Leistungen nach Menge oder Umfang verringert, ohne die 
Preise entsprechend zu ermäßigen; 
Sledbürger, Gewinnerklärung 11 
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wer, um sich eine Verdienstquelle zu verschaffen, Ersatzwaren herstellt 
oder veräußert, die keinen volkswirtschaftlich gerechtfertigten Verkaufs­
wert haben oder im Verhältnis zu den Kosten von nur geringem Wert sind; 

wer Waren, z. B. Bekleidungsstücke oder Möbel, in ihrer äußeren Form 
ohne volkswirtschaftliche Berechtigung ändert, um am einzelnen Stück 
mehr verdienen zu können; 

wer sich in den Weg der Ware vom Erzeuger zum Verbraucher ohne 
volkswirtschaftliche Berechtigung einschaltet und dadurch die Ware 
verteuert; 

wer Waren, insbesondere solche, bei denen die Nachfrage das Angebot 
übersteigt, nur zusammen mit anderen Waren verkauft oder kauft; 

wer Leistungen von der gleichzeitigen Abnahme oder Lieferung von 
Waren abhängig macht oder sich gegenüber verbindlich abhängig machen 
läßt; 

wer Lieferungen verweigert oder Waren zurückbehält, um sich für andere 
oder spätere Lieferungen geldliche Vorteile zu verschaffen; 
~er sich aus unmittelbaren oder mittelbaren Kriegslieferungen einen 

hölieren Gewinn verschafft, als er unter normalen Verhältnissen erzielt 
hätte; 

wer bei kriegsbedingter Umsatzsteigerung die ersparten Unkosten nicht zu 
Preissenkungen benutzt; 

wer als landwirtschaftlicher oder sonstiger Erzeuger, als Händler oder 
sonstiger Gewerbetreibender höchstzulässige Preise oder Handelsspannen 
berechnet und dadurch einen unangemessenen hohen Gewinn erzielt; 

wer als Vermieter oder Verpächter eine höhere als die gesetzlich zulässige 
Miete oder Pacht fordert, annimmt oder sich sonst in irgendeiner. Weise 
gewähren läßt; 

wer als Mieter oder Pächter unmittelbar oder mittelbar eine höhere als die 
gesetzlich zulässige Miete oder Pacht zahlt; 

wer im Schleich- oder Schwarzhandel Überpreise fordert oder zahlt; 
wer sich auf sonstige Weise Gewinn verschafft oder Gewinne entstehen 

läßt, die nach den Grundsätzen einer kriegsverpflichteten Wirtscht~.ft als 
unangemessen hoch bezeichnet werden müssen. 

Wer sich in solcher oder ähnlicher Weise außerhalb der Volksgemein­
schaft stellt, ist nach Maßgabe der Preisstrafrechtsverordnung vom 
3. Juni 1939 (RGBI. I S. 999) zu bestrafen. In besonders verwerflichen 
Fällen ist die Bestrafung nach § 4 der Verordnung gegen Volksschädlinge 
vom 5. September 1939 (RGBI. I S. 1679) zu· betreiben. Außerdem ist in 
allen Fällen der Widerruf etwa gewährter preisrechtlicher Ausnahme­
bewilligungen auszusprechen. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung. 



Anhang. 

Anweisung des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 7. Juni 1941 (A • 596 • 2553/41) 

163 

zur Durchführung der §§ 22 :ff. der Kriegswirtschaftsverordnung 
in den Reichsgauen der Ostmark und im Reichsgau Sudelenland 

(Mitt.-Bl. I S. 340) 

Von nachstehendem Erlaß an a) die Reichsgruppe Industrie, Berlin W 35; 
b) die Reichsgruppe Handel, Bertin-Schöneberg; c) die Reichsgruppe 
Fremdenverkeür, Berlin W ö2; d) den .Reichsstand des deutschen Hand­
werks, Bertin NW 7, gebe ich Kenntnis: 

I. Allgemeines 
Die Preisvorschriften der KWVO. und die zu ihrer Durchführung 

ergangenen WetsungtJn gelten grundsätzlich auch in den Reichsgauen dtlr 
Ostmark und im Sud<:Jtengau. Die besondtlren wirtschaftlichen Verna1t­
nisse dieser Geoiete, tnso'='sundere die 'l'atsacne, d<l,ß ihre wirtschaftliche 
und betneblicüe Angteichuug an den Stand des Altreichs bei Kriegs­
beginn noch nicnt vuuzogen war und infotge des Kneges auch nicht all­
gemein weitergefü;.rt Wtrdcm kvnnte, rechtfertigen jöducll gewisse Sond;,r­
regemngen aucn oei der 1Jurcnfünrung d<:Jr Preisvorschriften d"r h. VV V 0. 

§ 22 KWVO. verpflichtet alle in der Wirtschaft Tätigen, kriegswirt­
schaftlich nicht gerecütfertigte Gewinne zu Preissenkungen zu Vbrwenden 
und, falls dies nicllt mehr möglich ist, an das .Reicll abzutü .. ren. Im Vord'='r­
gruud steht die Pretssenkungspflicht. Von ü.r für die Ostmark und den 
Sudetengau augemein Betremng zu gewahren, Iage wohl im augenblkk­
lichen Interesse der WirtscHaftlich Selbständigen dieser Gebiete, nicht 
aber in dem der Masse der Verbraucher. Sie würde den gegenwärtigen 
Preisabstand vom Altreich, der besonders in der Ostmark zum Teil noch 
vornandon ist, vergrößern und d<tmit gewisse Spannungen bezüglich der 
Kaufkraft des Lohnes dort erhönen. Andererseits würde luerdurc!l die Wett­
bewerosfähigktJit d"r Gebiete gegenüuer der Wirtscnaft des Altreichs ver­
ringert werden. 

Aus diesen Gründen kann es der Wirtschaft in der Ostmark und im 
Sudotengau auch nic!!t allgemein gestattet werden, durch Unterlassung 
von Prcnssenkungen Uoergewinne entstehen zu lassen, nur damit sie in 
den Gonuß erhönter Vergünstigungen kommen, wie sie durch die Ver­
ordnung über Bewertungsireiheit und Aufbaurücklage im Reichsgau 
Sudetenland und in den .l{eichsgauen der Ostmark vom 21. Januar 1U41 
(RGBl. I S. 42) gewährt werden. Selbstverständlich werden derartige 
Steuervorteile dem Betrieb nicht durch § 22 KWVO. entzogen, soweit sie 
unter Zugrundelegung eines normalen Gewinnes entstehen. Darüber 
hinaus können sie einzelnen Betrieben belassen werden, wenn dadurch 
nicht Preissenkungen unterbleiben, auf die, vom Standpunkt der Allgemein­
heit gesehen, nicht verzichtet werden kann. 

Bei der Abschöpfung von Übergewinnen für die bisher vergangene 
Zeit ist demgegenüoer eine stärkere hücksichtnahme auf die Interessen der 
Wirtschaft in der Ostmark und im Sudetengau möglich, da hierdurch 
keine anderen Interessen dieser Gebiete gefährdet werden und ihnen auf 
diesem Wege Mittel belassen werden können, die dem weiteren wirtschaft­
lichen Aufbau dienen. 

11* 
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Im einzelnen ordne ich daher zu den Anweisungen über die Durch­
führung des Abschnitts IV der KWVO. für die Reichsgaue der Ostmark 
und den Reichsgau Sudetenland folgendes an: 

II. Die Durchführung der Kriegspreisvorschriften im Bereich 
der Reichsgruppe Industrie 

a) Preissenkungen 

Zu Ziffer 2 der Anweisung: 
Die Preis- und LQhnverhältnisse in den Reichsgauen der Ostmark und 

im Sudetengau lassen dort Preissenkungen noch dringlicher erscheinen als 
im Altreich. In diesen Reichsgauen hat daher jeder Unternehmer im be­
sonderen Maße die Pflicht immer wieder zu prüfen, ob seine Gewinnent­
wicklung nicht eine Senkung der Preise ermöglicht. 

Zu Ziffer 6: 
Um in der Ostmark und im Sudetengau Betriebe, deren Preisstand durch 

Vornahme von Investitionen verhältnismäßig schnell abgesenkt werden 
kann, hierbei auch von der Preisseite her zu unterstützen, kann diesen 
Betrieben im Einzelfall durch die Preisbildungsstelle gestattet werden, 
von der an sich vorgeschriebenen Preissenkung abzusehen und die zusätz­
lichen Gewinne zu Investitionen, insbesondere zu Rationalisierungsmaß­
nahmen, zu verwenden. Voraussetzung für diese Genehmigung ist jedoch, 
daß das allgemeine Interesse an einer sofortigen Preissenkung in dem 
betreffenden Fall nicht größer ist als das an der Rationalisierung. Soweit 
die Durchführung der Investitionen während des Krieges nicht möglich ist, 
kann stattdessen die Bildung einer Rücklage zugelassen werden. In diesen 
Fällen sind die Preissenkugen durchzuführen, sobald die Investitionen sich 
kostenmindernd auswirken. 

Die Preisbildungsstellen können bei der Befreiung von der Preissenkungs­
pflicht Auflagen erteilen, die die zweckentsprechende Verwendung der 
hierdurch entstehenden zusätzlichen Gewinne gewährleisten. Sie können 
die Befreiung von der Preissenkungspflicht insbesondere von der Vorlage 
eines Rationalisier:ungsplanes abhängig machen und anordnen, daß die 
zusätzlichen Gewinne auf ein zweckgebuudenes Sonderkonto überführt 
werden, über das nur mit Zustimmung der PreiRbildnngsstelle verfügt 
werden darf. 

b) Gewinnabführung 

Zu Ziffer 10: 
In den Reichsgauen der Ostmark und im Reichsgau Sudetenland bleibt 

die Zeit vom 1. September 1939 bis 31. Dezember 1939 mit Rücksicht 
auf die wirtschaftliche Umstellung, in der sich die Gebiete zu dieser Zeit 
noch befanden, für die Abführungspflicht grundsätzlich außer Betracht. 

Zu Ziffer 12: 
Für die Abschöpfung von Übergewinnen, die im Jahre 1940 erzielt 

worden sind, gelten für die Reichsgaue der Ostmark und den Reichsgau 
Sudetenland folgende besondere Vergünstigungen: 

1. Den Betrieben werden diejenigen Beträge belassen, in deren Höhe sie 
auf Grund der Verordnung vom 21. Januar 1941 Bewertungsfreiheit in 
Anspruch genommen oder eine Aufbaurücklage gebildet haben. 

2. Darüber hinaus können die Preisüberwachungsstellen den Betrieben 
auf Antrag weitere Teile des Gewinns zu volkswirtschaftlich erwünschten 
Investitionen, insbesondere zur Finanzierung von Rationalisierungs-
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maßnahmen, belassen. Diese Beträge sind .!'1-uf ein zweckgebundenes 
Sonderkonto des Betriebes zu überführen. Uber sie darf nur mit Zu· 
stimmung der Preisüberwachungsstelle verfügt werden. Sie verfallen 
endgültig dem Reich, wenn sie nicht spätestens 2 Jahre nach Kriegs· 
ende zu Investitionen verwandt worden sind. - Das gleiche gilt für 
Betriebe, die von den durch die Verordnung vom 21. Januar 1941 
gewährten steuerlichen Vergünstigungen keinen Gebrauch gemacht 
haben, bezüglich der Beträge, für die die Voraussetzungen einer Inan­
spruchnahme der Vergünstigung vorlagen. 

Weiterhin kl!-nn mit Zustimmung der Preisbildungsstelle von der Ab­
führung von Übergewinnen aus dem Jahre 1940 insoweit abgesehen 
werden, als der Betrieb sie zu zusätzlichen volkswirtschaftlich erwünsch­
ten Preissenkungen zu verwenden beabsichtigt. Die Preisüberwachungs­
stellen können die Durchführung der Preissenkung durch Auflagen 
sichern. Unterbleiben die Preissenkungen, so sind die Beträge an das 
Reich abzuführen. 

c) Ermittlung der Gewinne 

Zu Ziffer 15 bis 19: 
Auch in den Reichsgauen der Ostmark und im 'Sudetengau ist von ·dem 

steuerpflichtigen Gewinn auszugehen, der nach den Anweisungen der 
Ziffer 16 bis 19 zu berichtigen ist. Die Beträge, in deren Höhe die Betriebe 
auf Grund der Verordnung vom 21. Januar 1941 von der Bewertungs­
freiheit Gebrauch gemacht oder eine Aufbaurücklage gebildet haben, sind 
dem Gewinn zuzusetzen. 

Im Regierungsbezirk Troppau dürfen vom steuerlichen Gewinn ab­
gesetzt werden 
1. die Beträge, um die sich der steuerliche Gewinn auf' Grund von Steuer­

erleichterungen erhöht ha:t, die dem Regierungsbezirk Troppau zusätz­
lich gewährt werden, 

2. die Vermögensteuer, die der Betrieb ohne die für den Regierungsbezirk 
Troppau gewährte Ermäßigung zu zahlen gehabt hätte. 

m. Die Durchführung der Kriegspreisvorschriften im Bereich 
der Reichsgruppe Handel 

a) Preissenkungen 
Zu Ziffer 2 der Anweisung: 

Ebenso wie die Industrie ist auch der Handel in den Reichsgauen der 
Ostmark bzw. im Sudetengau verpflichtet, den teilweise noch erhöhten 
Preisstand dieser Gebiete nach Möglichkeit durch Preissenkungsmaß­
nahmen auszugleichen. Daher hat auch jeder im Handel in diesen Gebieten 
Tätige im besonderen Maße die Pflicht, immer wieder zu prüfen, ob seine 
Gewinnentwicklung nicht eine Senkung der Preise ermöglicht. 

Zu Ziffer 6: 
Ausnahmen von der Preissenkungspflicht werden in der Ostmark und 

im Sudetengau wegen der Notwendigkeit, die Preise besonders niedrig zu 
halten, nur in seltenen Fällen zugelassen werden. 

b) Gewinnabführung 
Zu Ziffer 10: 

In den Reichsgauen der Ostmark und im Reichsgau Sudetenland bleibt 
die Zeit vom 1. September 1939 bis 31. Dezember 1939 mit Rücksicht 
auf die wirtschaftliche Umstellung, in der sich die Gebiete zu dieser Zeit 
noch befanden, für die Abführungspflicht grundsätzlich außer Betracht. 
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Zu Ziffer 12: 
Für die Abschöpfung von Übergewinnen, die im Jahre 1940 erzielt 

worden sind, gelten für die Reichsgaue der Ostmark und den Reichsgau 
Sudetenland folgende besondere Vergünstigungen: 
1. Den Betrieben werden diejenigen Bet.räge belassfln, in deren Höhe sie 

auf Grund der Verordnung vom 21. ,Januar 1941 Bewertungsfreiheit in 
Anspruch genommen oder eine Aufbaurücklage angelegt habfln. 

2. Darüber hinaus können die Preisüberwachungsstellen den Betrieben 
auf Antrag weitere Teile des Gewinns zu volkswirtschaftlich erwii.nscbten 
Investitionen, insbesondere zur Finanzierung von Rationalisiflrungs­
maßnahmen, bela ... sfln. Diese Bßt.räge sind 11.uf ein zweckgflbundAnes 
Sonderkonto dfls Bfltriebes zu überfül,ren. Über sie darf nur mit Zu­
stimmung der Preisüberwachungsstelle verfügt werden. Sie verfallen 
endgültig dem Reich, wenn sie nicht spätestens 2 Jahre na.ch Kriegs­
ende zu Investitionen verwandt wordPn !'lind. - Das gleiche gilt für 
Betriebe, die von den durch die VPrordnnng vom 21. Janua.r 1941 
gewährten stl:'uerlichen Vergiinstiglmgf'n keinen Gebrauch gemacht 
haben, bezüglich dP-r Beträge, für die die Voraussetzungen einer Inan­
spruchnahme der VE~rgiinstigungen vorlagl:'n. 

Weiterhin kann mit ZuRtimmung dflr Prl:'isbildungsstelle von der Abfüh­
rung von Übf'rgewinnen aus dem Jahre 1940 insowEJit abgflsehen Wfl,.den, 
als der Betrieb sie zu zusätzlichen volkswirtscha.ftlich erwünschten Preis­
senkungen zu verwenden bflabsichtigt. Die PreiF~iiberwachungsRtellen 
können die Durchführung der PreiRsflnkung durchAuflagen sichern. Unter­
bleiben die Preissenkungen, so sind die Beträge an das Reich abzuführen. 

c) Ermittlung der Gewinne 
Zu Ziffer 15 bis 19: 

Auch in den Reichsgauen der Ostmark und im Sndetengau ist von dem 
steuerpflichtigen Gewinn auszugehen. der nach den Anweil"nmrfln der 
Ziffer 16 bis 19 zu berichtigen ist. Die Beträge, in deren Höhe die BAtriebe 
auf Grund der Verordnung vom 21. Januar 1941 von dflr Bewertungsfreiheit 
Gebrauch gemacht oder eine Aufbaurücklage gebildet haben, sind dem 
Gewinn zuzusetzen. 

Im Regierungsbezirk Troppau dürfen vom steuerlichen Gewinn ab­
gesetzt werden : 
1. die Beträge, um die sich der steuerliche Gewinn auf Grund von Steuer­

erleichterungen erhöht hat, die dem Regierungsbezirk Troppau zusätzlich 
gewährt werden, 

2. die Vermögensteuer. die der Betrieb ohne die für den Regierungsbezirk 
Troppau gewährte Ermäßigung zu zahlen gehabt hätte. 

Zu Ziffer 20: 
In den Reichsgauen der Ostmark und im Sudetengau ist als Vergleichs­

zeit grundsätzlich das Jahr 1939 ltnzuwflnden. Soweit die UmRatz- und 
Gewinnentwicklung einzelner Handelszweige in Pinzelnen Gebieten im 
Jahre 1939 als außergewöhnlich ammse'hen ist, sind die Preisbildungs­
stellen ermächtigt, allgt'lmeinE'I Zu- odPr A hschläge fpst.znRtzen. um die der 
Gewinn des Jal-rAs 1939 für den Vergleich zu berichtigen iRt. 

Die vorstehenden besond<'ren Anweisungen für die Indu!'trie und den 
Handel befreien die übrigen Wirtschaft~zweige nicht von der Pflicht. schon 
jetzt auch ihrerseits die unter Zugrundelegung dE>r vorstehend aufgeführten 
allgemeinen Gesichtspunkte erforderlichen Schritte zur Vermeidung von 
kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigten Gewinnen zu tun. (Preissenkung 
oder Gewinnabführung.) 

An die 
Preisbildungs- und Preisiiberwachungs!'tellen in den 

Reichsgauen der Ostmark und im Reichsgau Sudetenland. 
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Rundschreiben der Reichsgruppe Industrie 
an die ihr nachgeordneten Wirtschaftsgruppen vom 12. Juli 1941 

Betr.: Erläuterungen zur Errechnung des betriebsnotwen~en Kapitals 
gemäß der "Anweisung zur Durchführung der §§ 22 fl". der KWVO. 

im Bereich der Reichsgruppe Industrie" 
(Mitt.-BI. I S. 423) 

1. Das betriebsnotwendige Kapital ist nach den Bestimmungen der 
"Allgemeinen Grundsätze der Kostenrechnung (Kostenrechnungsgrund­
sätze}" (Erlaß rles Reichswirtschaft.sministers und des Reichskommissars 
für die Preisbildung vom 16. Januar .1939) oder der .,Leitsätze für die 
Preisermittlung auf Grund der Selbstkosten bei Leistungen für öffentliche 
Auftra~geber (LSÖ.)" vom 15. November 1938 (RGBI. I S. 1624} zu 
errechnen. Hierbei sind die nachfolgenden Erläuterungen zu beachten: 

2. Das betriebsnotwendige Kapital besteht aus Anlage- und Umlauf­
vermögen, von denen das Abzugskapital abzusetzen ist. 

A. Betriebsnotwendiges Anlagevermögen 
+ B. Betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

C. Betriebsnotwendiges Vermögen 
· f. D. Abzugskapital 

E. Betriebsnotwendiges Kapital 

3. Betriebsnotwendig sind nur solche Teile des Anlage- und Umlauf. 
vermögens der Unternehmung, die laufend dem Betriebszweck dienen. 
Als nicht betriebsnotwendig gelten daher regelmäßig Anlage- oder Umlauf­
vermögensteile, wenn Aufwendungen und Erträge aus ihnen als neutrale 
Aufwendungen und Erträge behandelt und bei der Errechnung des Gewinns 
nach Ziffer 14 bis 19 der "Anweisung" ausgeschieden werden. Erträge 
aus betriebsnotwendigen Vermögensteilen, wie z. B. Zinseinnahmen aus 
Bankguthaben, sind bei der Errechnung des Gewinns nicht abzusetzen. 

4. Das betriebsnotwendige Anlagevermögen u~d das Umlaufvermögen 
sind mit dem Durchschnittswert von Jahresanfang und Jahresende (An­
fangs. und Endbilanz) oder mit einem dieser Werte anzusetzen. Es ist 
jedoch insbesondere bei saisonmäßig beeinflußten Unternehmungen die 
Heranziehung von Halbjahres- (3 Werte}, Vierteljahres- (4 oder 5 Werte), 
oder Monats-Durchschnittsziffern (12 oder 13 Werte) zu empfehlen. 

A. Anlagevermögen 

5. a} Grundstücke, Gebäude, Maschinen, maschinelle Anlagen, 
Werkzeuge, Betriebsinventar u. dergl. 

Zum betriebsnotwendigen Kapital im Sinne von !I, 4 der· "Erklärung 
nach § 22 der KWVO." gehören neben den laufend beanspruchten Anlagen 
die notwendigen Reserveanlagen. Der Herr Reichskommissar für die Preis­
bildung läßt darüber hinaus für die Ermittlung des zulässigen Gewinns 
der Jahre 1939 und 1940 die Berücksichtigung zeitweilig stillgelegter 
Anlagen zu, auch soweit sie nicht notwendige Reserveanlagen sind. Der 
Anlagewert ergibt sich durch Abzug der verbrauchsbedingten Abschrei­
bungen vom Anschaffungswert (külkulatorischer Restwert). Können die 
verbrauchsbedingten Abschreibungen nicht einwandfrei festgestellt werden, 



.168 Anhang. 

so können die steuerlichen Abschreibungen zugrunde gelegt werden. Die­
jtmigen Unternehmungen, die von dem Recht der höheren Abschreibungen 
bei kurzlebigen Verbrauchsgütern Gebrauch gemacht haben, haben jetzt 
in ihren Steuerbilanzen für die so abgeschriebener Anlagegegenstände 
keinerlei Abschreibungen mehr im Aufwand enthalten. Infolgedessen 
würden die der Gewinnabschöpfung zugrunde liegenden Jahre mit Ab­
schreibungen zu gering belastet sein. Diese Unternehmungen sind berech­
tigt, für denjenigen Teil ihrer Anlagegegenstände, bei denen sie Abschrei­
bungen auf kurzlebige Wirtschaftsgüter vorgenommen haben, normale 
steuerliche Abschreibungen in den der Gewinnabschöpfung zugrunde 
liegenden Jahren weiterzuberechnen. Sinngemäß ist an Stelle der steuer­
lichen Sonderabschreibungen auf Grund des Besitzes von Steuergut­
scheinen in diesen Fällen an Stelle einer verbrauchsbedingten Abschrei­
bung die normale steuerliche Abschreibung einzusetzen. 

Sind Betriebe nicht in der Lage, die kalkulatorischen Restwerte zu 
ermitteln, so ist nach II der Anleitung zur Ausfüllung der "Erklärung nach 
§ 22 der KWVO." zu verfahren. 

6. b) Beteiligungen siehe Anlage. 

7. c) Immaterielle Werte. 
Konzessionen, Patente, Lizenzen, Marken- und ähnliche Rechte dürfen 

nach gewissenhafter Schätzung eingesetzt werden. Hierbei können die in 
der Vermögensteueraufstellung ausgewiesenen Werte als Anhalt dienen. 

B. Umlaufvermögen 
8. a) Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe. 

Die Vorräte an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen dürfen höchstens mit 
den Anschaffungspreisen eingesetzt werden. Stille Reserven im Ansatz 
dieser Posten in der Handelsbilanz können wieder hinzugesetzt werden. 

9. b) Die Bestände an Halb- und Fertigerzeugnissen sind in der Rege{ 
höchstens mit den Einzelkosten zuzüglich Gemeinkosten, jedoch mit Aus­
nahme der Vertriel!!lkosten, zu bewerten. Für stille Reserven gilt das zu 
Ziffer 8 gesagte. Uberalterte oder aus sonstigen Gründen nicht gängige 
Erzeugnisse sind mit einem entsprechend niedrigeren Wert einzusetzen. 
Unter Umständen kann es angemessen sein, für bestimmte Leistungen 
langfristiger Fertigung (Anlagen, Bauten usw.) entstandene Vertriebskosten 
ebenfalls mit in Ansatz zu bringen. 

10. c) Forderungen. 
Berücksichtigt werden dürfen Forderungen aus Waren-, Konzern-, 

Hypotheken- und sonstigen Forderungen, wie Anzahlungen an Lieferanten, 
soweit sie nicht betriebsfremden Charakter haben. Sind Forderungen in 
der Handelsbilanz ganz oder teilweise ausgebucht, so dürfen sie mit dem 
tatsächlichen Wert eingesetzt werden. Sind z. B. im Jahre 1939 im Zu­
sammenhang mit den damals unübersehbaren politischen Ereignissen 
Forderungen niedrig bewertet worden, so können diese auf Grund der in­
zwischen eingetretenen politischen Klärungen mit den heute angemessenen 
Werten angesetzt werden. 

11. d) Zahlungsmittel. 
Bargeld, Guthaben auf Postscheck, Reichsbank- und Bankkonten, 

Wechsel, Schecks, Wertpapiere u. dgl. gelten insoweit als betriebsnot­
wendig, als sie zum reibungslosen Ablauf des mit dem Betriebszweck 
zusammenhängenden Zahlungsverkehrs erforderlich sind. Es gehören 
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hierzu also auch Mittel, die leicht realisierbar angelegt sind, z. B. als 
Reserven für einen Spitzenbedarf. Dies ist besonders für Saisonbetriebe 
wichtig. Wertpapiere sind höchstens mit dem Anschaffungswert zu be­
werten. Flüssige Mittel, die insbesondere aus kriegswirtschaftlichen 
Gründen z. Z. ihrem Zweck nicht zugeführt werden können, gehören dann 
zum betriebsnotwendigen Kapital, wenn sie aus der Auflösung von Vor­
räten oder Forderungen oder aus der Abschreibung von Gegenständen 
des Anlagevermögens stammen. 

12. e) Aktive Rechnungsabgrenzungsposten und Reste auf 
A bgrenzungskon ten. 

Aktive "Rechnungsabgrenzungsposten und Reste auf Abgrenzungs­
konten (vgl. Klasse 2 der Kontenrahmen) werden in der Regel mit dem 
Wert der Handelsbilanz angesetzt. 

C. Abzugskapital 

13. Die Gewinnrichtpunkte gliedern sich im Regelfall in eine Vorweg­
verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals zuzüglich eines Entgeltes 
für das normale Unternehmerwagnis und die normale Unternehmerleistung. 
Dieses Entgelt wird in der Regel in einem vom Hundertsatz des Umsatzes 
ausgedrückt. Dieser vom Hundertsatz ist in vielen Fällen nach der Um­
schlagshäufigkeit des betriebsnotwendigen Kapitals gestaffelt. Bei der 
Errechnung der Verzinsung des betriebsnotwendigen Kapitals sind die­
jenigen Fremdkapitalbeträge abzusetzen, die dem Unternehmen entweder 
im Rahmen des gewährten Zahlungszieles von Lieferanten (Warenschulden) 
oder von Kunden (als Anzahlung oder Darlehn) zinsfrei zur Verfügung 
gestellt werden (Ansatz von E gemäß 2). 

Da das Entgelt für das normale Unternehmerwagnis und die normale 
Unternehmerleistung in einem vom Khpitalumschlag abhängigen Prozent­
satz vom Umsatz ausgedrückt und da weiterhin der Umsatz mit allen in 
einem Unternehmen arbeitenden Mitteln erzielt wird, darf bei der Fest­
stellung des Kapitalumschlages und der Errechnung des zulässigen Gewinns 
dieser Abzug der zinsfrei zur Verfügung gestellten Mittel nicht vorgenommen 
werden. Es ist also für die Errechnung des Umschlages das betriebsnot­
wendige Vermögen laut II C in Ansatz zu bringen. 

Anlage: 
6. b) Beteiligungen. 
a) Sofern eine Tochtergesellschaft als betriebsfremd anzusehen ist, 

ist der Wert der Beteiligung an dieser Tochtergesellschaft aus dem Ver­
mögen der Muttergesellschaft auszusondern. Die Tochtergesellschaft 
führt die "Anweisung" selbständig durch. In diesem Falle ist gleichzeitig 
der Ertrag aus dieser Beteiligung von dem steuerlichen Gewinn der Mutter­
gesellschaft abzusetzen. Forderungen aus Warenlieferungen und Leistungen, 
die derartige Beteiligungsgesellschaften betreffen, werQ.en bei der Er­
mittlung des betriebsnotwendigen Kapitals der Muttergesellschaft ein­
bezogen. Entsprechende zinslose Verbindlichkeiten an Tochtergesellschaften 
aus Warenlieferungen und Leistungen sowie Anzahlungen werden mit dem 
Abzugskapital abgesetzt. Finanzforderungen gegenüber diesen Tochter­
gesellschaften (z. B. Darlehn) gehören im allgemeinen nicht zum betriebs­
notwendigen Vermögen der Muttergesellschaft. 

b) Rechnet man im Sinne von Ziffer 14 der "Anweisung" das Ergebnis 
von Tochter- und Muttergesellschaften zusammen (Konzernrechnung), so 
ist der Buchwert bei der Muttergesellschaft auszusondern und dafür das 
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betriebsnotwendige Kapital der Tochter~esellschaft mit einem dem Be­
teiligunjlsverhältnis entsprechenden Anteil hinzuzusetzen (z. B. bei 90%iger 
Beteiligung: 90% desbetriebsnotwendi~en Kapitals der Tochtergesellschaft). 
Ebenso ist die Differenz zwischen dem nach der ,.Anweisung" berechtigten 
anteiligen Ergebnis der Tochterge!lellschaft und dem bei uer 1\Iuttergesell­
schaft angefallenen buchmäßigen Ergebnis dieser Tochtergesellschaft im 
Ertrag zu berücksichtigen. Hinsichtlich der Behandlung der Konzern­
forderungen und Verbindlichkeiten gelten die Ausführungen unter Ziffer 6, 
Buchstabe a). 

c) Beteiligungsl]:esellschaften, die mit der Muttergesellschaft wirtschaft­
lich verbunden und betrieblich beclinjlt sind, bei denen die Voraussetzungen 
für die Einbeziehungen in die Konzernrechnung aus anderen Gründen 
jedoch nicht vorliegen (z. B. wegen zu geringen kapitalmäßigen Beteiligungs­
anteiles oder sogenannte Gemeinschaftsbeteiligungen - soweit sie nicht 
unter 6. b) fallen -) können in die Ermittlung des betriebsnotwendigen 
Vermögens der Muttergesellschaft einbezojlen werden. In diesem Falle 
erfolgt die Einbeziehung des Beteiligungsanteils bei der Muttergesellschaft 
zum Anschaffungswert. Die Tochtergesellschaft führt uie ,.Anweisung" 
selbst durch. 

Das Ergebnis, das auf diesen Beteiligungsanteil entfällt, ist bei der 
Gewinnermittlung der Muttergesellschaft gemäß Ziffer 14 bis 19 der ,.An­
weisung" zu beri'u•ksichtigen. Forderungen aus ·warenlieferungen und 
Leistungen sowie Finanzforderungen an derartige Beteiligungsgesellschaften 
werden bei der Ermittlung des betriebsnotwendigen Kapitals der Mutter­
gesellschaft berücksichtigt. 

Erlaß· des RfPr. vom 15. Juli 1941 (A -14 • 3266/41) 
Betr.: Gewinnabschöpfung und Preissenkung bei gebundenen Preisen 

(Mitt. BI. I S. 442) 

Von nachstehendem Erlaß an die Reichsgruppe Industrie, Berlin W 35, 
gebe ich Kenntnis: wegen des Verfahrens zur Durchführung der Ergänzen­
den Richtlinien ergeht ein besonderer Erlaß: 

Die in der Anlage beigefügten Ergänzenden Richtlinien gemäß Ziffer 7 der 
Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. KWVO. im Bareich der Reichs­
gruppe Industrie enthalten die Grundsätze über die Gewinnabschöpfung 
und Preissenkung bei gebundenen Preisen. 

Die Senktmg der Mindestpreise wird mit meiner Zustimmung auf Vor­
schlag der Zusammenschlüsse durchgeführt. An Stelle der Preisse~kung 
werde ich unter Umständen auch über eine Abführung entstandener Über­
gewinne verfügen. Richtlinien und Verfahren hierzu gehen aus Abschnitt II 
und III der in der Anlage befindlichen Ergänzenden Richtlinien hervor. 

Bis zu dieser Entscheidung über die Preissenkung oder Gewinnabfühnmg 
haben die Mitglieder der Zusammenschlüsse e!ltsprechend den inAbschnitti 
enthaltenen Weisungen von sich aus ihre· Übergewinne abzuführen oder 
gegebenenfalls bei qber den Kartellpreisen liegenden Preisstand Preis­
senkungen vorzunehmen. Hierfür sind die allgemeinen Grundsätze, wie sie 
in der Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. KWVO. im Bereich der 
Reichsgruppe Industrie enthalten sind, maßgebend. 

Bei den für die Zusammenschlüsse entsprechend Abschnitt II der Er­
gänzenden Richtlinien durchzuführenden MindAstpreissenkungen ist von 
dem guten Betrieb auszugehen. Für die in ihren Kosten günstiger liegenden 
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Betriebe ergeben sich bei der auf diAser Grundlage durchgeführten Preis­
senkung Differenzialrenten. Wiil>rend ich in der obengenannten Anweisung 
zur Durchführung dAr §~ 22 ff. KWVO. für nicht kart.ellierte Waren be­
stimmt habe, daß bei der Senkung dflr Preise od<Jr der G.-,winnabschöpfung 
Differenzialrenten nur bei Nachweis besonderer Leistungen gewährt 
werden, erübrigt sich dieser Nachweis bei d·m Kartellen, da diesem Gesichts­
punkt bei dAr Festf<etzung d0r neuen Karte1Ipreise Rechnung getragen wird. 
Es genügt hier lediglich die Feststellung, daß die Differen?ialrente aus den 
neu genehmigt.•m Kartellpreisen stammt. Diese Feststellung ergibt sich 
bei manchen BetriAben schon aus der Tat.sache, daß sie nur kartellierte 
Waren herstellen. Bei den gemis<lhten Betrieben ilagegen ist nicht ersicht­
lich, ob ein etwa entstandener Übergewinn als Differenzialrente aus dem 
Sektor d"r im Betriebe hergeste11ten Kartellwaren anzusprechen ist. In 
diesen Fällen hahAn solche Betriebe dfln Preisüberwachungsste1Ien nach­
zuweisen, daß die Übergewinne aus Differenzialrenten bei den Kartel.lwaren 
stammen. 

Zu dAm Verfahren bei der Preissenkuag und Gewinnabschöpfung ist 
folgendes zu bemerken: 

Ich habe bf'Rtimmt. daß eHe Zusammenschlüsse unter eigener Verantwor­
tung Prf>iSRf'nkungRvorschläge auRzuarbeiten haben. Dabei habe ich aus­
drünklich offen gelassen, welches Organ innerhalb des einzelnen ZuRammen­
schlm:sflS mit d~>r Am:arbeitnng der Vorschläge beauftragt wird. Es- bleibt 
weiterhin den WirtRchaftsgrnppen überlassen, im Rahmen der ihnen 
zustehendem Kartellaufsicht dAn Kartellen gewisse Riflhtlinien über den 
Umfang der zur Ausarbeitung der Vorschläge notwendigen Auskünfte zu 
geben. 

Die Veröffentlichung in der Presse erfolgt durch eine Pressenotiz, die von 
mir veranlaßt wird. 

Von einer Bekanntgabe IhrersflHs bitte ich Abstand zu nehmen, bis meine 
nachgenrdneten Dienststellen durch mein Mitteilungsblatt von den Er­
gänzenden Anweisungen unterrichtet sind. 

Ergänzende Richtlinien Anlage 

gemäß Ziffer 7 der Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. 
Kriegswirtschaftsverordnung 

im Bereich der Reichsgruppe Industrie 
(Mitt.-Bl. I S. 160) 

I. 
1. Mitglieder von zn"ammenschlüsPen, deren Preise gemäß § 2 der Preis­

biminng"Vf'ro,..clnung gf'hnnden Find. haben für die Zeit vom 1. Septeml;>er 
19~9 bis Zl'rn Inkraft.trf>t.f'n dflr nach diesf>n Richtlinien zu bildenden PrPise 
Ge>wiTtnabfiihTungen gAmäß der Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. 
KWVO. vorzunehmen. 

Mitglieder von ZuAammenf<chliissen, die bi,her höhere als die genehm:gten 
MindePtpreif'e berf>chnet haben, f<ind vernf!ichtet, die t.atsiichlichen PreiRe 
unbeRchadet der Einhaltung der gii'tigen Minde'ltpreise gemäß der Anweisung 
zur Durchführung der &§ 22 ff. KWVO. zu senken. . Verbleibt nach einer 
Prei~RPnkurg bi" zur Minde~trreil'grenze noch ein Übergewinn, so haben 
die Mitgliedf>r diesen bis zum Inkrafttreten der neu genehmigten Mindest­
preise gemäß Abs. 1 abzuführen. 
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II. 
2. Die Senkung der Preise, die gemäß § 2 der Preisbindungsverordnung 

gebunden sind, erfolgt nach § 25 KWVO. mit Zustimmung des Reichs-­
kommissars für die Preisbildung. 

Bei der Bemessung des Ausmaßes der Preissenkung ist von einem mit 
kriegswirtschaftlich angemessenen Selbstkosten arbeitenden Betrieb aus­
zugehen, dessen Kostenlage unter den betriebswirtschaftlich gegebenenMög­
lichkeiten und im Verhältnis zu den anderen Betrieben gut zu nennen ist. 
Der Preis ist soweit zu senken, daß diesem Betrieb aus den Erzeugnissen, 
für welche die Preissenkung gilt, ein Gewinn gemäß Ziffer 14 ff. der An­
weisung zur Durchführung der §§ 22 ff. KWVO. verbleibt. 

3. Bei Durchführung der Ziffer 2 ist es nicht erforderlich, die Preise für 
alle der Preisbindung unterliegenden Erzeugnisse gleichmäßig zu senken. 
Für qie Auswahl der im Preise zu senkenden Erzeugnisse gilt Ziffer 5 der 
Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. KWVO. 

4. In besonderen Ausnahmefällen kann der· Reichskommissar für die 
Preisbtldung allgemein oder für einzelne Mitglieder von Zusammen­
schlüssen höhere als die hiernach zulässigen Preise bewilligen, insbesondere 
wenn mit Rücksicht auf die Kriegswirtschaft oder auf bedeutsame Interessen 
der Allgemeinheit die Erhaltung von Betrifiben notwendig ist, d'ren 
Selbstkosten durch die nach Ziffer 2 und 3 zulässigen Preise nicht mehr voll 
gedeckt werden, oder wenn bisher die gebundenen Preise bei der über­
wiegenden Zahl der Mitglieder zum innerbetrieblichen Ausgleich für Er­
zeugnisse verwandter Art verwendet worden sind. In dem Bewilligungs­
bescheid ist neben dem bewilligten Preis auch der Preis zu bestimmen, der 
den Vorschriften der Ziffer 2 und 3 entspricht. 

Die Unterschiedsbeträge zwischen diesen Preisen sind von jedem Mitglied 
gemäß den Anweisungen zur KWVO. abzuführen, soweit nicht der Reichs­
kommissar für die Preisbildung sie den Betrieben ausdrücklich beläßt 
oder zwecks Durchführung von Preisausgleichsmaßnahmen in Anspruch 
nimmt. 

5. Entsprechen die bisherigen Preise der Mitglieder eines Zusammen­
schlusses dem Stand der Mindestpreise, der nach den maßgebenden 
Preisbestimmungen nicht überschritten werden darf, so sind die Preise vom 
gleichen Zeitpunkt ab auf die gemäß Ziffer 2 bis 4 festgesetzten Preise zu 
senken. 

Bei Zusammenschlüssen, deren Mitglieder bisher in preisrechtlich 
zulässiger Weise höhere als die festgesetzten Mindestpreise erzielt haben, 
sind die Preise vom gleichen Zeitpunkt ab mindestens um den gleichen 
Hundertsatz zu senken, um den die Mindestpreise gesenkt werden. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung kann anordnen, daß die in 
Abs. 1 und 2 festgesetzte Preissenkungspflicht auch für Nichtmitglieder der 
Zusammenschlüsse gilt. 

6. Gebundene Preise, die auf Grund der Vorschriften des§ 25 KWVO. mit 
Zustimmung des Reichskommissars für die Preisbildung gesenkt worden 
sind, bedürfen zu ihrer Wiedererhöhung der Genehmigung des Reichs­
kommissars für die Preisbildung. 

III. 
7. Die Zusammenschlüsse haben unter eigener Verantwortung begründete 

Vorschläge gemäß li auszuarbeiten und bis zum 30. September 1941 in 
dreifacher Ausfertigung über die zuständige Wirtschaftsgruppe an den 
Reichskommissar für die Preisbildung zu senden. Glauben sie keine Vor-
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schläge zur Preissenkung machen zu können, so haben sie hierüber bis zum 
gleichen Zeitpunkt zwecks Nachprüfung der Preisbindungsgenehmigung zu 
berichten. 

8. Die Zusammenschlüsse sind berechtigt, von ihren Mitgliadern die zur 
Ausarbeitung ihrer Vorschläge notwendigen Unterlagen einzufordern. 

IV. 
9. Für die Senkung solcher Preise, die gemäß §§ 3 und 4 der Preis­

bindungsverordnunggebunden sind, gilt die Anweisung zur Durchführung 
der §§ 22 ff. KWVO. 

Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 17. Juli 1941 (V· 500 • 4989) 

Betr.: Anweisung zur Durchführung der§§ 22 ff; 
der Kriegswirtschaftsverordnung im Bereich der Reichsgruppe Handwerk 

(Mitt.-Bl. I S. 425) 

Von nachstehendem Erlaß an den Reichsstand des Deutschen Handwerks, 
Berlin, gebe ich mit der Bitte um Beachtung Kenntnis: 

In der Anlage übersende ich die Anweisung zur Durchführung der§§ 22 ff. 
der KWVO. im Bereich der Reichsgruppe Handwerk. 

Ich bitte, die Anweisung Ihren Mitgliedern bekanntzugeben und sie 
insbesondere darüber zu unterrichten, daß die Gewinnrichteätze der Ober­
finanzpräsidentenden Handwerksbetrieben mit einem Jahresumsatz bis zu 
50 000.- RM auf Anfrage durch die jeweiligen Innungen mitgeteilt werden 
Die angemessene Berücksichtigung des Entgeltes für die persönliche 
Mitarbeit und leitende Tätigkeit des Handwerkers und die Tätigkeit der im 
Betrieb mitarbeitenden Familienangehörigen wird besonders geregelt 
werden. Die Tagespresse wird von hier unterrichtet. 

Anlag0 
Anweisung zur Durchführung 

der §§ 22 ff. der Kriegswirtschaftsverordnung (KWVO.) 
im Bereich der Reichsgruppe Handwerk 

I. Ziel 
1. Das deutsche Volk führt einen Krieg um den staatlichen Bestand 

seiner völkischen Gemeinschaft und um die physische und wirtschaftliche 
Existenz jedes Einzelnen. Diese Tatsache nimmt jedes Glied der deutschen 
Volksgemeinschaft in eine totale Kriegsdienstpflicht. Die Kriegsdienst­
pflicht der deutschen Wirtschaft besteht darin, den Sieg durch höchste 
Leistung sicherzustellen. Dazu gehört auch die größtmögliche Rücksicht­
nahme auf die finanziellen Grundlagen der Gemeinschaft. Der Krieg muß 
so billig wie möglich geführt werden. Das zu gewährleisten, ist der Zweck 
der Preisvorschriften der KWVO. Sie gebietet jedem Angehörigen der 
deutschen Wirtschaft, in eigener Verantwortung dafür Sorge zu tragen, 
daß für die in Erfüllung seiner Kriegsdienstpflicht vollbrachte Leistung 
lediglich Preise gefordert werden, die ausgerichtet sind nach den kriegs­
bedingten Interessen der Gemeinschaft. 
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Jeder deutsche Handwerker hat daher laufend zu prüfen, ob seine Preise 
die nach der Preisetopverordnung oder sonstigen Bestimmungen zulässigen 
Preise nicht überschreiten und ob diese Preise für seinen Betrieb auch 
kriegswirtschaftlich gerechtfertigt sind. 

Ist die Höhe der Preise nicht kriegswirtschaftlich gerechtfertigt, so sind 
1. die Preise für Leistungen und Lieferungen des privaten und des öffent­

lichen Bedarfs zu senkeiJ., 
2. Gewinne abzuführen, soweit Preissenkungen in der Vergangenheit 

unterlassen worden sind oder in Zukunft unterlassen werden sollen. 

n. Preissenkung 
2. Aus den Ausführungsbestimmungen zu den Preisvorschriften der 

KWVO. (Erlaß vom 9. September 1939 - A • 24- 4335 -, Runderlaß 
Nr. 135/40, II. Durchführungsverordnung zum Abschnitt IV der KWVO. 
vom 8. Dezember 1940 - RGBI. I S. 1581 - und Erlaß vom 8. De­
zember 1940 • A- 20- 4852 -) ergibt sich im einzelnen, wann ein Preis 
kriegswirtschaftlich nicht berechtigt ist. 

3. Hohe Gewinne deuten regelmäßig darauf hin, daß ein Betrieb in der 
Vergangenheit hätte Preise senken müssen und für die Zukunft Preise senken 
muß. 

4. Wo Preissenkungen geboten sind, sind sie von jedem Betrieb un­
aufgefordert und unverzüglich durchzuführen. Die Preissenkung hat 
unabhängig von der FeststaUung eines Abfüllrungebetrages zu erfolgen. 

Für die Preissenkung ist nicht der errechnete Abführungsbetrag, sondern 
der Übergewinn maßgebend. 

5. Wenn die Gewinnlage eines Betriebes zu Preissenkungen führen muß, 
ist es nicht erforderlich, die Preise für alle Leistungen und Lieferungen des 
Betriebes zu senken. Die Beträge, um die insgesamt gesenkt werden soll, 
können also auch zur Preissenkung bei einem Teil der Leistungen und 
Lieferungen eingesetzt werden. 

6. In Ausnahmefällen kann aus kriegswirtschaftlich gerechtfertigten Grün­
den einem Betrieb auf seinen Antrag von der Preisbiidungsstelle gestattet 
werden, die gebotene Preissenkung zu unterlassen und an deren Stelle den 
entsprechenden Betrag abzuführen. 

7. Für die Senkung gebundener Preise werden ergänzende Richtlinien 
aufgestellt. 

8. Preise, die auf Grund der Preisvorschriften der KWVO. gesenkt 
worden sind, dürfen wieder auf ihren vorherigen Stand erhöht werdtln, wenn 
das nach den Grundsätzen einer kriegsverpflichteten Volkswirtschaft ver­
antwortet werden kann. 

m. Gewinnabführung 
9. Hat ein Betrieb Preissenkungen unterlassen, zu denen er verpflichtet 

gewesen wäre, so ist die Preissenkung für die Vergangenheit regelmäßig 
nicht mehr durchführbar. Der Betrieb hat stattdessen unaufgefordert 
die entsprechenden Beträge abzuführen. 

10. Die Abführungspflicht nach §§ 22 ff. KWVO. erstreckt sich auf 
Gewinne, die nach deiP 1. September 1939 erzielt worden sind. Maß­
nahmen der Preisbehörden auf Grund anderer Bestimmungen als der Preis­
vorschriften der KWVO. bleiben unberührt. 
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11. Sind vor dem 1. Juli 1941 Übergewinne abgeführt oder von den 
Preisbehörden angefordert worden, ohne daß die darauf entfallenden Ein­
kommen- oder Körperschaftsteuern berücksichtigt worden sind, so mindern 
sie den steuerpflichtigen Gewinn desjenigen Wirtschaftsjahres, auf das der 
Übergewinn wirtschaftlich entfällt. 

Das gleiche gilt ohne zeitliche Beschränkun~ für solche Beträge, die auf 
Grund von Anordnungen der Preisbehörden laufend aus den Verkaufserlösen 
unabhängig von dem Jahresbetriebsergebnis abgeführt "orden sind oder in 
Zukunft abgeführt werden. 

Die nach dem 30. Juni 1941 auf Grund des Jahresbetriebsergebnisses 
ermittelten und gezahlten Abführun~sbeträge mindern nicht den sttJuer­
pflichtigen GcJwinn; sie gelten als Gewinnverwendung und nicht als Be­
triebs!'innahmeminderung. Rückstellungen für diese Abführungeheträge 
sind deshalb in der Steuerbilanz nicht zugelassen. 

Der Betrieb hat so einen höheren Gewinn zu versteuern, als ihm nach 
§ § 22 ff. KWVO. endgültig verbleiben soll. Die Einkommen- oder Körper­
schaftsteuer, die der Betrieb infolge des Übergewinns (Unterschiedsbetrag 
zwischen Betriebsgewinn und dem angemessenen Gewinn) mehr zu zahlen 
hat, als wenn er nur den angemessenen Gewinn erzielt hätte, ist vom Über­
gewinn abzusetzen. Der Restbetrag ist abzuführen. 

Somit bleibt dem Betriebe der gleiche Betrag, der ihm bei Erzielung nur 
des angemessenen Gewinns nach Zahlung d~r Einkommen- und Körper­
schaftstauer verblieben wäre. 

Bei der Berechnung des Abführungsbetrages sind auch dann die Ein­
kommen- und Körperschaftsteuern zu berücksichtigen, wenn der Betrieb 
noch nicht zur Steuer veranlagt ist. In diesem Fall ist die Steuer entspre· 
chend der abgegebenen Steuererklärung zu berechnen. 

Handwerker, deren Betrieb nicht körperschaftsteuerpflichtig ist, können 
bei der Berechnung der abzusetzenden Steuer sonstige Einkünfte (z. B. aus 
Kapital, Hausbesitz) berücksichtigen. 

12. Die Abführungeheträge sind bei dem für den Wohnsitz des Hand­
WArkars oder für den Sitz des Betriebes zuständigen Finanzamt einzuzahlen. 
In Ausnahmefällen kann die Preisbildungsstelle einem Betrieb auf seinen 
Antrag aus kriegswirtschaftlich gerechtfertigten Gründen die Abführunge­
heträge ganz oder teilweise belassen. In diesem Falle sind die zur Abführung 
bestimmten Beträge einem zweckgebundenen Sonderkento zuzuweisen, 
auf das der Betrieb nur zum Ausgleich unvermeidbarer Kosten· und Preis­
erhöhungen zurückgreifen darf. Über die Verwendung des Sonderkontos 
hat der Betrieb gegenüber der Preisbildungsstelle auf Aufforderung jederzeit 
den Nachweis zu führen. 

13. Die Zahlungspflicht des Betriebes entsteht bereits auf Grund der 
Selbstveranlagung, nicht erst auf Grund eines Abführungsbescheides der 
Preisüberwachungsstelle. Die Abführungeheträge sind daher sofort nach der 
Selbstveranlagung an das Finanzamt zu zahlen. 

14. Falls der nach den Vmschriften dieser Anweisung ermittelte Ab· 
führungsbetrag 1 000.- RM für das Geschäftsjahr nicht übersteigt, braucht 
er nicht abgeführt zu werden, sondern ist zu Preissenkungen zu verwenden. 

IV. Gewinne 
15. Gewinn im Sinne dieser Richtlinien ist der Gesamtgewinn des Betriebes, 

nicht der am einzelnen Stück erzielte Gewinn. Die Gewinne von wirtschattlich 
verbtmdenen Betrieben sind nur dann zusammenzurechnen, wenn die Ver­
bundenheit betriebsbedingt ist. 
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16. Auszugehen ist von dem steuerpflichtigen Gewinn. Der steuerpflichtige 
Gewinn wird im allgemeinen berichtigt werden müssen. 

17. Der. Gewinn wird z. B. nicht durch betriebsfremde oder außergewöhnliche 
Aufwendungen, wie etwa das betriebsübliche Maß überschreitende Aufwen­
dungen für Forschungszwecke, übermäßige freiwillige soziale Leistungen, höhere 
als gesetzliche Löhne und dergleichen, vermindert. Zinsen für Fremdkapital 
sind dem steuerpflichtigen Gewinn hinzuzurechnen, ebenso Abschreibungen, 
die das verbrauchsbedingte Maß überschreiten. 

18. Vom steuerlichen Gewinn können zweckgebundene Rückstellungen für 
Reparaturen abgesetzt werden, soweit diese irrfolge der Beanspruchung der 
WirMchaft nicht im betriebsüblichen Ausmaß durchgeführt werden konnten. 
Ebenso können zweckgebundene Rückstellungen für unterlassene, aber sonst 
betriebsübliche Entwicklungsarbeiten abgesetzt werden. Rückstellungen 
fiir Gewerbeertragsteuern werden als gewinnmindernd angesehen. Außer­
ordentliche Beträge, wie Buchgewinne aus der V eiäußerung von Teilen des 
Betriebsvermögens oder von Beteiligungen, werden nicht als Gewinne angesehen. 
Das gleiche gilt für die Erträge aus betriebsfremden Beteiligungen. Wenn die 
steuerlichen Abschreibungen niedriger sind als die verbrauchsbedingten, darf 
der Unterschiedsbetrag ebenfalls vom Gewinn abgesetzt werden. Die Ver­
mögensteuer darf vom steuerlichen Gewinn abgesetzt werden. Spenden werden 
nur in angemessener Höhe anerkannt. 

19. Bei ehrenamtlichen Leitern von Handwerksorganisationen bleiben die 
Dienstaufwandsentschädigungen sowie die damit in Zusammenhang stehenden 
Ausgaben außer Ansatz. 

20. Exportgewinne können vom Gewinn abgesetzt werden, soweit der Export 
nachweislich höhere Leistungen als die Lieferung an inländische Käufer er­
fordert. 

21. Aufwendungen für Investitionen di!-:rfen nicht vom Gewinn abgesetzt 
werden. Die Verwendung bisher erzielter Ubergewinne für Investitionen kann 
aber· in einzelnen Fällen von der Preisbildungsstelle zugelassen werden. Die 
Nachprüfung derartiger Genehmigungen nach Kriegsschluß bleibt vorbehalten. 

22. Bei Beurteilung der Angemessenheit des Gewinns ist zu beachten, duß 
Betrieben mit hohen Kosten geringere Gewinne zugestanden werden als billig 
arbeitenden Betrieben. Ganz hervorragende Leistungen eines Bet,riebes recht­
fertigen, daß diesem auch ein entsprechend hoher Gewinn zugebilligt wird. 

23. Grundlage für die Beurteilung der Angemessenheit des Gewinns ist das 
Jahr 1938. Der in diesem Jahr erzielte Gewinn ist zu Vergleichszwecken 
ungeeignet, wenn er unangemessen hoch war. Umsatzsteigerungen, die seitdem 
eingetreten sind, rechtfertigen im Kriege einen Gewinnanstieg im allgemeinen 
nur insoweit, als Kapitaleinsatz und Wagnis gestiegen sind oder eine andere 
Mehrleistung nachweisbar vorliegt. Der Gewinnsatz, bezogen auf den Umsatz, 
darf jedoch nicht steig«:ln, es sei denn, daß dies in Ausnahmefällen durch das 
Vorliegen ganz besonderer Verhältnisse gerechtfertigt erscheint. 

24. Der Reichskommissar für die Preisbildung kann auf Vorschlag der 
Reichsinnungsverbände oder der selbständigen Fachgruppen, der über die 
Reichsgruppe Handwerk zu leiten 1st, zur Ermittlung des angemessenen 
Gewinns für einzelne Gruppen von Handwerksbetrieben 
a) den Gewinn eines anderen Jahres oder den Durchschnittsgewinn mehrerer 

Friedensjahre als Vergleichsgewinn zulassen, oder 
b) Gewinnrichtpunkte genehmigen. Die Gewinnrichtpunkte sind von der Reichs­

gruppe Handwerk oder den ihr unterstellten Reichsinnungsverbänden oder 
selbständigen Fachgruppen auszuarbeiten und dem Reichskommissar für die 
Preisbild1mg zur Genehmigung vorzulegen. 
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In begründeten Sonderfällen kann die Preisbildungsstelle Ausnahmen zu­
lassen. 

25. Durch den Ver~rleichsgewinn oder durch die Richtpunkte wird der 
Gewinn hestin.mt, der bei einem mit kriegswirtsl'haftlich angeme!!Henen Selbst­
kosten arbeitt>nden Betr·ieL zulässig ist. DiP G'"winnrichtptmkte dii.rfen nur von 
Betrieben erreicht werden, deren Kostenlage unter den betriebswirtschaftlich 
gegebenen Möglichkeiten und im Verhältnis zu den anderen Betrieben gut zu 
nenln'n ist. Betriebe mit höheren Kosten dürft>n die Gewinnrichtpunkte nicht 
ern.·ichen. Betriebe, die mit beHonders nit•rlrigt>n Kosten arbeiten, können mit 
Einwilligtmg der Prt•Ü<bildungsst.elle die Gewinnrichtpunkte in einem in der 
Be.willigwtg zu bezeichnenden Ausmaß überschreiten. 

26. Snweit sich Gewinne im Rahmen des VergleichsgPwinns oder der 
Gewinnrtehtptmkte oder in den Grenzen der mtch Ziffer 25 gehntenen Unter­
schrPJtung halten, sind sie regelmäßig unbedenklich. Das schließt nicht aus, 
daß im Einzelfall dt•m unwirtschaftlich arbeitenden Betrieb der Verzicht auf 
einen Gewinn zugen.utet werden muß. In jedc>m Fall trägt dc>r Handwerker die 
Verantwortung für die Angemessenheit seiner Gewinne und damit seiner Preise. 

27. BetJiebe. deren Gewinne bishPr unter den Gewinnen der Vergleichszeit 
oder mtter den Richtpunkten liegen. dürfen ihre Preise nicht erhöhen, um einen 
Gewinn in dieser Höhe zu erreichen. 

V. Sonderbestimmungen 

für Betriebe mit einem Jahresumsatz bis zu 50 000.- RM 

28. Betriebe, deren Jahresumsatz weder 1939 noch 1940 50000.- RM über­
schritten hat, sind nicht verpflichtet, Übergewinne abzuführen. 

Als Umsatz gilt die Summe der Entgelte im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 
einschließlich der steuerfreien Beträge. 

29. Diese Bc>triebe sind jedoch verpflichtet, bei unangemessenen Gewinnen 
die Preise zu senken. Im allgemeinen sind bei Betrieben mit einem Jahres­
umsatz bis zu 50 000.- RM Gewitme (steu.erliche Einkünfte aus Gewerbe­
betrieb) als unangemessen hoch anzusehen. die über den Rahmen der von dem 
zuständigen Oberfinanzpräsidenten aufgestellten Reingewinnriebtsätze des 
Jahres 1940 für Handwerksbetriebe hinausgehen. Soweit Gewinnriebtsätze 
nicht aufgestellt sind, können die Preisbildungsstellen Riebtsätze bestimmen. 
Es ist WlZulässig, die derzeitigen Preise zu erhöhen, um die Riebtsätze zu er­
reichen. 

VI. Mitwirkung der Organisationen des Handwerks 

30. Um eine den volkswirtschaftlichen Erfordernissen entsprechende und 
einheitliche Durchführung dieser Anweisung zu gewährleisten sowie zur Ent­
lastung der Preisbehörden sind die Reichsgruppe Handwerk und die ihr unter­
stellten Organisationen berechtigt, die einzelnen Handwerksbetriebe zu be­
raten. 

Für Betriebe, denen die zuständige fachliche Gliederung der Organisationen 
der gewerblichen Wirtschaft die Unbedenklichkeit ihres Vorgehans schriftlich 
bestätigt hat, gilt, daß auch bei abweichender Beurteilung durch die Preis­
behörde ein schuldhafter Verstoß gegen die Preisvorschriften der KWVO., die 
dazu erlassenen AusführungsbestimmW~gen und diese AnweisWlg nicht ge­
geben ist. 

Sledbüra'e.r, Gew1Dner:klärllq, 12 
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Vll. Strafvorschrift 
31. Ein Betrieb, der die gebotene Preissenkung oder die Gewinnabführung 

schuldhaft unterläßt, wird bestraft. Soweit vor Einleitung des Ordnungsstraf­
verfahrens oder, bevor ein Strafantrag bei Gericht gestellt worden ist, ent­
sprechende Beträge abgeführt werden, kann von einer Ordnungsstrafe oder dem 
Strafantrag abgesehen werden. 

VIII. Geltungsbereich der Anweisung . 
32. Die Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. KWVO. in den Reichs­

gauenderOe~tmark und im Reichsgau Sudetonland vom 7. Juni 1941- A- 596-
2553/41 - Mitteilungsblatt Teil I S. 340 - findet für den Bereich dPr RPichs­
gruppe Handwerk sinngemäß Anwendung. Als Vergleichszeit ist grundsätzlich 
das Jahr 1939 anzuwenden. 

Über die Durchführung der Kriegspreisvorschriften für den Bereich der 
Reichsgruppe Handwerk in den. eingegliederten Ostgebieten ergeht eine be­
sondere Anweisung. 

Berlin, den 17. Juli 1941. 

Der Reichskommissar für die Preisbildung 
gez. Wagner. 

Erlaß des Reichsministers der Finanzen vom 18. Juli 1941 
(S 1980 • 34 111) 

Betr.: Steuerliche Behandlung der Gewinnabschöpfung 
(RStBl. S. 498) 

I. RdF.-Erlaß vom 16. Juni 1941 (S 1980-20ill) 

Betr. Gewinnabschöpfung 

1. Bisher ahgef'dhrte oder angeforderte Chergewinnheträge 

Ich habe in dem oben bezeichneten Erlaß unter Ziffer 3 klargestellt, daß die 
'"(}"oorgewinnbeträge, die den Anordnungen des ReichskommiSRara für die Preis­
bildung gemäß abzuführen sind, keine Betriebsausgaben sind. 

Es sind in einigen Fällen Übergewinne abgeführt oder durch Bescheide der 
PreisbehördPn angefordPrt wordPn, ohne daß sie um EinkommenstE>uer oder 
Körperschaftsteuer gekürzt worden sind. Soweit die Abführungen oder An­
fordenmgen dieSer Übergewinne vor d~!U 1. Juli 1941 geschehen sind, werden 
die abgeführten oder angeforderten Ubergewinne zum Abzug vom steuer­
pflichtigen Gowinn desjenigen Wirtschaftsjahrs zugelassen, auf das der Über­
gewinn wirtschaftlich entfällt. Das gilt auch für die Fälle, in denen die Ver­
anlagungen bereits durchgeführt sind. 

2. Abf"ührnng bestimmter Teile von Verkaufserlösen 

Es kommt vor, daß auf Grund preisbehördlicher Anordnungen laufend 
bestimmt~ Teile von Verkanfserlösen, unabhängig vom Jahresbetriebsergebnis, 
abzuführen sind. Solche Abführungen sind Betriebseinnahmeminderungen auch 
für steuerliche Zwecke. 



Anhang. 

ll. Erlaß des Beauftragten f"ür den Vierjahresplan 
- Reichskommissar für die Preisbildung -

vom 5. Juli 1941 (A-17 -2779/41) 

An die Reichl"gruppe Industrie 

Betr. : Berücksichtigung der Steuer bei Gewinnabführung 
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(Der weitP.re Text iRt nicht ahgedru<'kt. da die für das Handwerk geltenden 
Bestinunungen in Ziffer 11 der Handwerksti.Ilweisung eingearbeitet sind.) 

Anweisung des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 16. August 1941 (V -402-7926.'41) 

über die Durchführung der Kriegspreisvorschriften 
für den Bereich der Reichsgruppe Handwerk 

in den eingegliederten Ostgebieten 
(Mitt.-Bl. I S. 498) 

I. Allgemeines 
Nach Abschnitt lV der KWVO. vom 4. September 1939 (RGBI. I S.1609),ins­

besondere § 22, sind Preise und Entgelte für Güter und Leistungen jeder Art 
nach den Grundsätzen der kriegsverpflichteten Volkswirtschaft zu bilden. Das 
bedeutet, daß zur Vermeidung von kriegswirtschaftlich nicht gerechtfertigten 
Gawinnen Preise entsprechend f.,esenkt und Gewinne, die infolge nnterlassener 
PreisRenkungen entstanden sind, an das Reich abgeführt werden müssen. 
Hierzu ist jeder in der deutschen Wirtschaft Tätige verpflichtet, ohne daß 
ihm erst eine besondere, seinen Betrieb betreffende Anordnung einer Preis­
behörde zugeht. Um die Durchführung dieser Verpflichtung zu erleichtern, 
sind nähere Anweisungen erlassen worden. 

In den eingegliederten Ortsgebieten gilt Abschnitt 1V der KWVO. zur Zeit 
zwar nicht, so daß auch die genannten Anweisungen hier nicht wunittelbar an­
zuwenden sind. Nach den alsbald nach der Eingliederung der Ostgebiete er· 
lassenen örtlichen Preisbildungsvorschriften und, seit deren Außerkraftsatzung 
nach § 1 der Verordnung über das Verbot von Preiserhöhungen in den ein­
gegliederten Ostgebieten vom 12. DezembeJ·1940 (RGBl. I S. 1584) ist jedoch 
auch in diesen Gebieten das Fordern volk'lwirtschaftlich nicht gerechtfertigter 
Preise lmd som;tiger Entgelte verboten. Es bedarf keiner Erörterung, daß diese 
Vorschriften während des Krieges ebenso streng ~~ouszulegen sind wie die KWVO. 
im übrigen Reichsgebiet. Auch in den eingegliederten Ostgebieten sind daher 
krieg~:~wirtschaftlich nicht gerechtferti~te Gewinne, die infolge unterlassener 
Preissenkungen entstanden sind, grundsätzlich an das Reich abzuflihren. 

Um die Durchführung der sich hieraus ergebenden Verpflichtungen auch in 
den eiltgegliederten Ostgebieten zu et•leichtern, bestinune ich, daß die von mir 
für das übri~e Reichsgebiet erl~~ossenen Anweisungen zur Durchfühntng der 
§§ 22 ff. KWVO. in den eingegliederten Ostgebieten entsprechend anzuwenden 
sind. Den wirtschafts-und prei1:1politischen Besonderheiten der eingegliederten 
Ostgebieten wird durch zusätzliche Anweisungen Rechnung getragen. 

12·· 
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Für das Handwerk bestimme ich folgendes: 

II. Die Durchführung der Kriegspreisvorschriften 
im Bereich der Reichsgruppe Handwerk 

Es gilt grundsätzlich die Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. der 
KWVO. im Bereich der Reichsgruppe Handwerk vom 17. Juli 1941- V- 500-
4989 - (Mitt.-Bl. I S. 425 ff.). 

Zu Ziffer 2: a) Preissenkungen. 

Ob ein - nach den sonstigen Preisvorschriften an sich zulässiger - Preis 
kriegswirtschaftlich gerechtfertigt ist, ist in den eingegliederten Ostgebieten 
grundsätzlich nach den gleichen Gesichtspunkten zu prüfen wie im übrigen 
Reichsgebiet. Auch in den Ostgebieten ist daher von den in Ziffer 2 der An­
weisung genannten Bestimmungen auszugehen, die durch den zur Ostpreisstop­
Verordnung ergangenen Runderlaß Nr. 12/41 vom 7. Februar 1941 (Mitt.-Bl. I 
S. 91), der den besonderen Verhältnissen in den eingegliederten Ostgebieten 
Rechnung trägt, für diese Gebiete ergänzt werden. In dieRemErlaß ist bereits 
dargelegt. daß es in den eingegliederten Ostgebieten noch mehr als im Altreich 
notwendig ist, den PreiRstand möglichst niedrig zu halten. Für den Bereich der 
Reichsgruppe Handwerk ist es das Ziel, PreiRe, die infolge einer Ausnahme­
regelung noch über denen für vergleichbare Warnn in benachharten Altreichs­
gebieten liegen, sobald wie möglich mindestens auf diesen Stand zu senken. 
Hierbei soll nicht bei dem Preisstand Halt gemacht werden, der im Altreich vor 
der Auswirkung der Preissenkungspflicht auf Grund der KWVO. bestanden hat. 
Die Anpassung höherer Preise in den eingegliederten Ostgebieten an die des 
Altreiches liegt im Interesse der Wettbewerbsfähigkeit des Handwerks. Auch 
in den eingegliederten Ostgebieten hat daher jeder Inhaber eines Handwerks­
betriebes die Pflicht, immer wieder nachzuprüfen, ob die Gewinnentwicklung 
des Bp,triebes nicht eine Senkung der Preise ermöglicht oder nach § 1 der 
Ostpreisstop-Verordnung sogar erforderlich macht. 

Zu Ziffer 6: 
In den eingegliederten Ostgebieten kann mit Zustimmung der Preis bildungs­

stelle von Preissenkungen im Einzelfall auch abgesehen werden, wenn das 
Gemeininteresse an einer sofortigen Senkung der Preise nicht größer ist als das 
Interesse an einer AnRammlung erhöhter G0winne für Maßnahmen zur Er­
neuerung, Ergänzung und Erweiterung eines Betriebes. Soweit die Durch­
führung dieser Maßnahmen während des Krieges nicht möglich ist, kann 
stattdessen die Bildung einer Rücklage zugelassen werden. In diesen Fällen sind 
die Preissenkungen durchzuführen, sobald die Maßnahmen zur Erneuerung, 
Ergänzung und Erweiterung eines Betriebes sich kostenmindernd auswirken. 

Die Preisbildungsstellen können bei der Befreiung von der Preissenk1.mgs­
pflicht Auflagen erteilen, die die zweckentsprechende Verwendung der zusätz­
lichen Gewinne gewährleisten. 

Sie können die Befreiung von der Preissenkungspflicht insbesondere von der 
Vorlage eines Planes fü1 Maßnahmen zur Erneuerung, Ergänzung und Erweite­
rung eines Betriebes abhängig machen und anordnen, daß die zusätzlichen 
Gewinne auf ein zweck~~:ebundenes Sonderkonto überführt werden, über das nur 
mit Zustimmung der Preisüberwachungsstelle verfügt werden darf. 

Zu Ziffer 8: 
Preise, die in den eingegliederten Ostgebieten auf Grund des § 1 Ostpreisstop­

Verordnung gesenkt worden sind, dürfen ohne Genehmigung auf ihren früheren 
Stand erhöht werden, wenn dies aus wirtschaftlichen Gründen unumgänglich 
notwendig ist. 
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b) Gewinnabführung. 
Zu Ziffer 9: 

In den einge~;liederten Ostgebieten brauchen Übergewinne erst abgeführt 
werden, wenn ein entsprechender Bescheid der Preisüberwachungsstelle im 
Einzelfall ergeht. 

Die Betriebe sind jedoch nach Maßgabe der für das übrige Reichsgebiet 
erlassenen Bestimmungen verpflichtet, der zuständigen Preisüberwachungs­
stelle eine Erklärung über ihre Gewinnentwicklung abzugeben. In de1· Erklärung 
ist insbesondere der Betrag zu bezeichnen, der unter Anwendung der für die 
Reichsgruppe Handwerk erlassenen B~stimmungen an sich an das Reich abzu­
führen ist. Die Beträge, die dem Beti"ieb hiervon auf Grund der folgenden 
zusätzlichen Anweisungen für die eingegliederten Ostgebiete verbleiben oder auf 
Antrag belassen werden können, sind besonders auszuweisen. 

Zu Ziffer 10: 
In den eingegliederten Ostgebieten bleibt die Übergangszeit vom 1. Sep­

tember 1939 bis 31. Dezember 1939 für die Abführungspflicht grundsätzlich 
außer Betracht. 

Zu Ziffer 12: 
Für die Errechnung des Abschöpfungsbetrages irrfolge von Über~ewinnen, 

die im Jahre 1940 erzielt worden sind, gelten für die eingegliederten Ostgebiete 
folgende besondere Vergünstigungen: 
1. Den Betrieben werden diejenigen Beträge belassen, in deren Höhe sie auf 

Grund der §§ 8 und 9 der Oststeuerhilfe-Verordnung vom 9. Dezember 1940 
(RGBI. I S. 1565) Bewertungsfreiheit in Anspruch genommen oder eine 
Aufbaurücklage gebildet haben. 

2. Darüber hinaus können die Preisüberwachungsstellen den Betrieben auf 
Antrag weitere Teile des Gewinns zu volkswirtschaftlich erwünschten Maß­
nahmen zur Erneuerung, Ergänzung und Erweiterung eines Betriebes, ins­
besond<>re zur Finanzierung von Rationalisierungsmaßnahmen, belassen. 
Diese Beträg~ sind auf ein zweckgebundenes Sonderkonto des Betriebes zu 
überführen. Uber sie darf nur mit Zustimmung der Preisüberwachungsstellen 
verfügt werden. Sie verfallen end~ültig dem Reich, wenn sie nicht spätestens 
zwei Jahre nach Kriegsende für Maßnahmen zur Erneuerung, Ergänzung und 
Erweiterung eines Betriebes verwandt worden sind. - Das gleiche gilt für 
Betriebe, die von den durch §§ 8 und 9 der Oststeuerhilfe-Verordnung 
gewährten Vergünstigungen keinen Gebrauch gemacht haben, bezüglich der 
Beträge, für die die Voraussetzungen einer Inanspruchnahme der Vergünsti­
gungen vorlagen. 

Die Preisüberwachungsstellen ~önnen mit Zustimmung dAr Preisbildungs­
stellen von der Abschöpfung von Ubergewinnen des Jahres 1940 auch insoweit 
absehen, als der Betrieb sie zu zusätzlichen volkswirtschaftlich erwünschten 
Preis!=!enkungen zu verwenden beabsichtigt. Die Preisüberwachung-sstellen 
können die Durchführung der Preissenkungen durch Auflagen sichern. 
Unterbleiben die Preissenkungen, so sind die Beträge an das Reich abzu­
führen. 

c) Ermittlung der Gewinne. 
Zu Ziffer 15 bis 21: 

Auch in den eingegliederten ORtgebieten ist von dem steuerpflichtigen Gewinn 
auszugehen, der nach den Anweisungen zu Ziffer 16 bis 21 zu berichtigen ist. 
Die Beträge, in deren Höhe die Betriebe auf Grund der §§ 8 und 9 der Ost­
steuerhilfe-Verordnung von der Bewertungsfreiheit Gebrauch gemacht oder eine 
Aufbaurücklage gebildet haben, sind bei der Ermittlung des Übergewinns dem 



182 Anhang. 

Gewinn zuzusetzen. Andererseits dürfen vom steuerlichen GcJwinn abgesetzt 
werden: 
1. die Beträge, um die sich der steuerpflichtige Gawinn auf Grund der Ost­

steuerhilfe-Verordnung erhöht hat; 
2. die Vermögensteuer die der Betrieb ohne die Ermäßigung auf Grund der 

Oststeuerhilfe-Verordnung zu zahlen gehabt hätte. 

Zu Ziffer 23 bis 27: 
In den eingegliedm·ten Ostgebieten wird im allgemeinen eine Vergleichszeit 

mit einer normalen Gawinnentwieklung nicht zu ermitteln sein. Br•i der Fest­
stellung des angemessenen Gilwinns kann daher grund.;ätzlich von den nach 
Ziffer 24 zugelassenPn Gewinnrichtpunkten ausgegangen werden. 

Soweit der Reichskommissar für die Preisbildung GCJwinnrichtpunkte nicht 
bestimmt, werden von den Preisbildungsstellen. g0gebenenfalls auf Vorschlag 
der Bezirksstellen der Reichsinnungsverbände, GJwinnrichtpunkte festgesetzt. 
Die Gawinnrichtpunkte sind nach der Höhe der Umsätze und nach den gebiet­
liehen Verschiedenheiten abzustufen. 

Weist ein Betrieb seit dem 1. Januar 1940 einen höheren Gewinn auf als bei 
Zugrundelegung der Gewinnrichtpunkte, so ist der Unterschiedsbetrag - unter 
B<lrürksichtigung der zu Ziffer 12 gewährten Vergünstigungsmöglichkeiten 
auf Grund eines Bescheides der Preisüberwachungsstelle abzuführen. 

Anweisung des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 20. August 1941 (A- 596- 2864;41) 

zur Durchführung der §§ 22 :ff. KWVO. im örtlichen 
Geltungsbereich der Zweiten Oststeuerhilfe-Verordnung 

Durch die Anweisungen vom 6. Juni 1941 (Mitt.-Bl. I S. 342) und vom 
16. August 1941 (V- 402- 7926) ist für die Durchführung der §§ 22 ff. KWVO. 
in den eingegliederten Ostgebieten den besonderenwirtschaftlichen Verhältnissen 
dieser G.~biete Rechnung getragen worden. Die Anweisungen berücksichtigen 
insbesondere die Steuervorteile. die diese Gebiete durch die Oststeuerhilfe-Ver­
ordnung vom 9. Dezember 1940 (RGBI. I. S. 1565) erhalten haben. Da diese 
St0uervorteile durch die Zweite Oststeuerhilfe-Verordnung vom 20. Februar 1941 
(RGBI. I, S. 109) ganz oder zum Teil auch auf andere Gebiete des deutschen 
Ostens ausgedehnt worden sind und in diesen Gebieten die wirtschaftliche Ent­
wicklung infolge der Grenzlage mit de1 des übrigen Reichsgebietes nicht Schritt 
halten konnte, ordne ich folgendes an: 

I. 
Die Anweisungen über die Durchführung der Kriegspreisvorschriften in den 

eingegliedRrten Ostgebieten vom 6. Juni 1941 und vom 16. Augm•t 1941 sind 
auch im Gebiet der früheren Freien Stadt Danzig und im Memelland 
anzuwenden. 

II. 
In den in §§ 3 und 5 der Zweiten Oststeuerhilfe-Verordnung genannten 

Gebieten sind die Anweisungen zur Durchführung der§§ 22 ff. KWVO. im Be­
reich d0r Reichsgruppe Industrie vom 11. März 1941 (Mitt.-BI. I R. 159 ff.) 
und im Bereich des Handels vom 10. April 1941 (Mitt.-Bl. I, S. 226 ff.) und im 
Bereiche der Reichsgruppe Handwerk vom 17. Juli 1941 (Mitt.-Bl. I S. 425) mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 
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Zu Ziffer 12: 
Ffu· die Abschöpfung von Übergewinnen, die in den Jahren 1939 und 1940 

erzielt worden sind, gelten folgende Vergünstigungen: 
1. Den Betrieben werden diejenigen Beträge belassen, in deren Höhe sie auf 

Grund dPr §§ 8 lmd 9 der Oststeuerhilfe-Verordnung vom 9. Dezember 1940 
RGBI. I S. 1565) Bewertungsfreiheit in Anspruch genommen oder eine Auf­
baurückJage gebildet haben. 

2. Darüber hinaus können die Preisbildungsstellen den Betrieben auf Antrag 
weitere Teile des Gowinns zu volkswirtschaftlich erwünschten Investitionen, 
insbesondere zur Finanzierung von Rationalisierungsmaßnahmen. belassen. 
Diese Beträg~. sind auf ein zweckgebundenes Sonderkonto des Betriebes zu 
überführen. Uber sie darf nur mit Zustimmung der Preisbildungsstelle ver­
fügt werden. Sie verfallen endgültig dem Reich, wenn sie nicht spätestens 
zwei Jahre nach Kriegsende zu Investitionen verwandt worden sind. - Das 
gleiche gilt für Betriebe, die von den durch §§ 8 und 9 der Oststeuerhilfe­
Verordnung gf'währten Vergünstigungen keinen Gebrauch gemacht haben 
bezü~lich der Beträge, für die die Voraussetzungen einer Inanspruchnahme 
der Vergünstigungen vorlagen. 

Zu Ziffer 15 bis 19 (bzw. 15 bis 21 beim Handwerk): 
Bei der Ermittlung der Gewinne ist von dem steuerpflichtigen Gewinn aus­

zugehen, der nach den Anwei,;ungen zu Ziffer 16 bis 19 (bzw. Ziffer 16 bis 21) 
zu berichtigen iRt. Die Beträge, in deren Höhe die Betriebe auf Grund der 
§§ 8 und 9 der Oststeuerhilfe-Verordnung von der BewE-rtungsfreiheit Gelbrauch 
gemacht oder eine Aufbaurücklage gebildet haben, sind dem Gdwinn zuzusetzen. 
Andererseits dürfen vom steuerlichen Gewinn abgesetzt werden: 
1. die Beträge, um die sich der steue1pflichtige Gawinn auf Grund der Ost­

steuerhilfe-Verordnung erhöht hat, 
2. die Vermögensteuer, die der Betrieb ohne die El'I;ll.äßigung auf Grund der 

Oststeuerhilfe-Verordnung zu zahlen gehabt hätte. 

III. 
In den in §§ 3 und 5 der Zweiten Oststeuerhilfe-Verordnung genannten 

Gilbieten gilt Ziffer 20 Abs. 3 der Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. 
KWVO. im Bereich des Handels vom 10. April 1941 in folgender Fassung: 

Die Grund:age für die Abführung und Preissenkung bildet der gemäß Ziffer 14 
bis 19 ermittelte Gewinn der Vergleichszeit. 
a) Weist ein Unternehmen seit dem 1. September 1939 bei gleichem oder nied­

rigerem Umsatz einen höheren Gewinn aus, so ist der Unterschiedsbetrag ab­
zuführen. 

b) Weist ein Unternehmen seit dem 1. September 1939 eine Umsatzsteigerung 
bis zu 50 v. H. auf, so ist der den prozentualen Gewinnsatz der Vergleichszeit 
ühersteigende Betrag abzuführen. Bei einer höheren Umsatzsteigerung darf 
das Unternehmen für die erBten 50 v. H. der Umsatzsteigerung die Abführung 
ebenfalls nach dieser Bestimmung durchführen. Ein darüber hinausgehender 
Betrag ist abzufüh1en. 

c) Unternehmen, für deren Wirtschaftszweig das Jahr 1937 als Vergleichsjahr 
festgesetzt ist, dürf~n als Vergleichszeit auch das Jahr 1938 wählen; in diesem 
Falle gilt die unter d) getroffene Regelung mit der Maßgabe, daß bei der 
Umsatzsteigerung an Stelle des Satzes von 50 v. H. ein solcher von 25 v. H. 
tritt. IV. 

Zu Preissenkungen sind die vorstehend genannten Gebiete auf Grund der 
§§ 22 ff. KWVO. in dem gleichen Umfang verpflichtet wie die übrigen Gebiete 
des Altreichs, 
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Runderlaß des Reichskommissars für die Preisbildung Nr. 67/41 
Vom 20. August 1941 (1-108-4093;41) 

Betr.: Verfahren zur Durchführung der§§ 22ft". der KWVO. 
(Mitt.-ßl. I S. 500) 

I. Erklärung nach§ 22 der KWVO. 
(Preiserklärung) 

1. Die bei den Preisüberwachungsstellen eingehenden Erklärungen nach 
§ 22 KWVO. (Preiserklärungen) sind in besondere Eingangslisten einzutragen, 
die Eingangsliste ist nach Finanzamtsbezirken zu führen. Jedes Finanzamt 
erhält eine römische Zahl. Die einzelnen Finanzamtslisten sind alphabetisch 
anzulegen, wobei die Eintragungen innerhalb der Buchstaben nach dem Tag des 
Eingangs erfolgen und mit einer arabischen Zahl bezeichnet werden. Die 
römische Zahl, der Anfangsbuchstaben des Unternehmens, die arabische Zahl 
und die Nmnmer der Wirtschaftsorganisation, worüber ich noch näheres mit­
teilen werde, ergeben das Aktenzeichen. Von der alphabetischen Aufgliederung 
der Eingangsliste kann abgesehen· werden, wenn in einem Finanzamtsbezirk 
voraussiebtlieh die Zahl der eingehenden Preiserklärungen so gering sein wird, 
daß die einzelnen Betriebe auch ohne alphabetische Aufteilung in der Eingangs­
liste ohne Schwierigkfliten ermittelt werden können. Ein Muster einer Ein­
gangsliste wird den Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen demnächst 
zugehen. 

2. Die Preisüberwachungsstellen übersenden ein Stück der bei ihnen ein­
gehenden Preiserklärungen den Preisbildungsstellen, soweit in ihnen Anträge 
auf Sonderbehandlung (vgl. III) enthalten sind oder die Preisbildungsstellen die 
Vorlage der Preiserklärungen angeordnet haben. 

3. Unternehmen, denen ich die Zugehörigkeit zu einem Konzern bescheinigt 
habe (vgl. Erlaß vom 21. Juni 1941 - Mitt.-Bl. I S. 378). legen den Preisüber­
wachungsstellen die Preiserklärung nur in einem Stück zur Kenntnis vor. 
Die Preisüberwachungsstellfln haben dieses Stück den Preisbildungsstellen 
gegen Rückgabe zur Kenntnis zu übersenden. Etwa vmhanrlene Prüftmgsvor­
gänge sind nnr nach Eingang der Preiserklärung unaufgefordert vorzulegen. 
Ich werde den Preisüberwachungs- und Preisbildungsstellen meine Entschei­
dlmgen mitteilen. 

4. Die Preisbildungsstellen werden ermächtigt, die Pflicht zur Abgabe einer 
Preiserklänmg auszudehnen. Von industriellen Unternehmen und Handwerks­
betrieben mit einem Umsatz bis zu 50000.- RM und von Handelsunternehmen 
mit einem steuerpflichtigen Jahresgewinn bis zu 6000.- RM darf durch allge­
meine Anordnung eine Preiserklärung nicht verlangt werden. 

II. Abführungsbescheid 
5. Auf Grund dflr Preiserklärung erteilen die Proisiiberwachungsstellen einen 

Bescheid (Abführungsbescheid), soweit nicht die Abgabe der Preiserklärungen 
an mieh angeordnet ist (vgl. I Abs. 3). Ein Muster füt· .den Bescheid wird be­
sonders übersandt. 

6. Der Abfühnmgsbescheid soll nach erfolgter Steuerveranlagung erteilt 
.werden. Abschrift des Abführungsbescheides ist dem zufltändigen Finanzamt 
zu übersenden. Soweit den Preisbildungsstellen die Preiserklärungen vor­
zulegen sind, ist auch ihnen eine Abschrift des Abführungsbescheides zuzu­
leiten. 
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7. Gegen die Bescheide der PreisüberwachlmllSstellen sind die gleichen 
Recht~>mittel ~WgPben wie gegPn Ordnungsstrafbescheide. Eine Abschrift der 
BeschwPTdepnt.schP.idung ohne ßpgründung ist dl:'m zuständigen Finanzamt zu 
übCJsenden, falls der Abfüh1ungsbetrag gP.ändert wird. 

8. Bei dPr Erteilung des Abführun~bescheicL<~ haben die Preisüberwachungs­
stf'llen auch zu prüfen, ob die Unternehmen die P1eise entsprechend dem 
Ergebnis der PreiSPrklärung gesenkt haben, und erforderlichenfalls eine not­
wendigE" weitere PreisRPnkung anzuordnen. Haben die Preisüberwachungsstellen 
einen höhPren Überg<>winn Prmittelt, als er von dem Unternehmen nach der 
Prt>iRerkliirung errechnet wordPn ist, so ist ebenfalls um diesen Mehrbetrag eine 
weitere Preissenkung anzuordnen. 

9. Unabhängig hiervon haben die Preisüberwachungsstellen bereits vor 
erfolgter St.euerveraniRgung offenbare Unrichtigkeiten in der· Preiserklärung 
zu berichtigen odPr durch die Unternehmen berichtigen zu lassen und dem· 
entRprechend auf eine Änderung des Abführungsbetrages und der Preissenkung 
hinzuwirken. 

10. Die PreisübPrwachungsstellen sind demnach für Preissenkungen nur 
insowPit zuständig, als es Rich um die Errechnung des Betrages handelt, mn den 
das Unternehmen eine Preissenkung vmzunehmen hat. Dagegen haben die 
Preisbildungsstellen oder ich zu bestimmen, welcher Preis im einzelnen an­
gemessPn oder zu senken ist. Nach Ziffer 3 der Anordnung vom 11. März 1941 
(1\fit.t.-Bt. I S. 148) sind die Preisbildungsstellen und ich bei der Festsetzung 
des zulßRsigen Preises an die Bescheide der Preisüberwachungsstellen nicht 
gebunden. 

11. Die Preisbildungsstellen haben für die einheitliche Ausrichtung der 
Gewinnabführung zu sorgen. Auf regelmäßigen Arbeitstagungen der Dezer­
nenten und Prüfer ist eine gleichmäßige Behandlung und Beurteilung sicher­
zustellen. Ich ersuche die Preisbildungsstellen, dieser Frage ihre besondere 
Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

m. Anträge auf Sonderbehandlung 

12. Über Anträge auf Sonderbehandlung (z. B. Ziffer 12 und 19 der Anweisung 
im ßpreich dPr Reichsgruppe Industrie - Mitt.-BI. I S. 160 - und Ziffer 12, 
19 und 20 letzter AbRRt.z der Anweisung im Bereich des Handels - Mitt.-Bl. I 
S. 226) entscheiden die Preisbildungsstellen. Die Preisüberwachungsstellen, bei 
denen dera1-tige Anträge einzureichen sind, haben den Abführungsbescheid bis 
zur Entscheidung über die Anträge zurückzustellen. Der Abführungsbescheid 
ist sodann nach Maßgabe der Antragsentscheidung zu erteilen. 

13. Den PrPisbildu~sstellen wird Pmpfohlen. die Anträge auf Sonderbehand­
lung in eine Liste einzutragen. Ein Muster für diese Liste wird besonders über· 
sandt werden. 

IV. Anzeigen an die unteren Preisbehörden 

14. Die unteren Preisbehörden (Landräte, staat.l. Polizeiverwalter, Ober­
bürg-ermeister) habf'n diP. bei ihneneingehendenAnzeigen von industriellen Unter­
nehmen und Handwerksbetrieben mit einem Jahresumsatz bis zu 50000.- RM 
und von Handelsunternehmen mit einf'm steuerpflichtigen Jahresgewinn bis zu 
6000.- RM üher etwa durchgeführte Preissenkungen (Erlaß vom 6. Juni 1941, 
Ziff. li. 4 - Mitt .. ßl. I S. 339 -, Erlaß vom 15. Juli 1941. Ziffer IV, 4 -
Mitt.-ßl. I S. 420 und Erlaß vom 17. Juli 1941, Ziffer V, 29 - Mitt.-Bl. I S. 425) 
den Preisüberwachungsstellen monatlich gesanunelt zu übersenden. 
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V. Stundung, Ratenzahlung 

15. Über Anträge auf Stundung und Ratenzahlung von Abführungeheträgen 
haben die Preisübelwachungsstellen zu entscheiden. Ein Muster für den 
Bescheid wird noch besonders übersandt. Weun der Abführungsbescheid nicht 
sofort erteilt werden kann, i11t üh~>r den Antrag auf Stundung und Ratenzahlung 
vorweg zu entscheiden. Den Finanzämtern ist Abschrift des Bescheids zu 
übersenden. Wild der Bescheid angefochten, so ist den Finanzämtern Abschrift 
der Beschwerdeentscheidung zu übersenden. 

VI. Mitwirkung der Finanzämter 
16. Die Abführungahaträge sind an die Kasse des für den Sitz des Unter­

nehmens zllfltiindigen Finanzamtes (ßetriebsfinanzamt) abzuführen, soweit 
nicht die Abführung an das für den Wohnsitz des UnrernehmC'rs zuständige 
Finanzamt vorgeschrieben ist. Die VPreinnahmung und Einziehung des Ab­
führungsbetrages obliegt den Finanzämtern. Wegen der Mitwirkung der Finanz­
ämter bei der Erhebung der Abführungsbeträge. ergeht noch besonderer Be­
scheid. 

VII. Gebundene Preise 
17. Die Durchfiihnmg der Vorschriften der§§ 22 ff. KWVO. bei gebundenen 

Preisen erfolgt nach dPn hierzu ergangenen besonderen Vorschriften (vgl. Erlaß 
vom 15. Juli 1941 - Mitt.-Bl. 1 S. 442). 

VIII. Sondervorschriften für die Reichsgaue der Ostmark, 

den Reichsgau Sudelenland und die eingegliederten Ostgebiete 

18. Die vorstehenden Bestimmungen sind auch in den Reichsgauen der 
Ostmark, im Reichsgau Sudetenland und in den eingegliederten Ostgebieten 
anzuwenden, soweit nicht für diese Gebiete besondere Vorschriften e.dassen 
sind. 

IX. Berichterstattung 

19. Die Preisüberwachungsstellen haben mir bis zum 15. eines jeden Monats 
nach beiliegendem Muster über felgendes zu berichten: 

1. Zahl der eingegangenen Preiserklärtmgen, 
2. Zahl der von ihnen erteilten Abführungsbescheide, 
3. Summe der von ihnen festgesetzten Abführungsbeträge, 
4. Summe der bei den Finanzämtern eingegangenen Abführungsbeträge. 

X. Aufbewahrung der erledigten Fälle 

20. Die abgeschlossenen Fälle sind nach den Nummern der Wirtschafts­
organisationen geordnet wegzulegen und aufzubewahren. Nach Bedarf ist hierbei 
eine weitere Trennung nach Finanzbezirken durchzuführen. 

XI. Schlußbestimmungen 

21. Der Runderlaß Nr. 28/41 vom 11. Miirz 1941 betreffend Verfahren zur 
Durchführung des Abschnitts IV der KWVO. - Mitt.-Bl. I S. 159 - wird mit 
Ausnahme der Anlage 1 (Anweisung im Bereich der Reichsgruppe Industrie) 
aufgehoben. 

An alle 
Preisbildungs- und Preisüberwachungsstellen und unteren Preisbehörden. 
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Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung · 
vom 10. Oktober 1941 (V-402-8664/41) 

Betr.: Anweisung zur Durchführung des§ 22 KWVO. 
im Bereich der Reichsgruppe Handwerk 

(Mitt.-Bl. 1 S. 595) 

187 

Von nachstehendJm Erlaß an dim Reichsstand des Deutschen Handwerks, 
B.Jrlin NW 7, gebe ich Kenntnis: 

In d 'r Anlage ü'lersend~ ich Airren Erlaß betr. die Anweisung zur Durchfüh­
rung dJs § 22 dJr KWVO. im BJreiche d-Jr Reichsgruppe Handwerk. 

Ich bitte, die Anweisung Ihren Mitgliedern bE>kanntzugeben. 
Ich bitte ferner. d m ehrenamtlichen Leitern von Handwerk..'!organisationen 

mitzuteilen, daß sifl d.m Bruttobetrag d!r Dienstaufwand;entschäd:gung nicht 
in d,m Umscttz einrechnen d;i·f,m und d.tß sie die Differenz zwischen Dienst­
aufwand3entschäd'.gung und dJn da.rauf entfallendJn Werbungskosten vom 
Gawinn abziehen können. 

Soweit in Sond3rfällen G .>winnrichtpunkte nach d9m betriebsnotwendigen 
Kapital zuzü5lich vom UmRatz zugelassen werd3n, ermächtige ich Sie, die in 
BJtracht k )mmendm Handwerk..'lzweige zu verpflichtfln, die Erläuterungen zur 
Errechnung d )S betriebsnotwenrl;gen Kapitals gemäß dJr Anweisung zur Durch­
fü'·rung d Jr §§ 22 ff. dJr KWVO. im Bereiche ddr Reichsgruppe Industrie 
(Mitt.-Bl. I S. 423) anzuwenden. 

Ich bitte Sie. d m Reichsinnungsverbänden mitzuteilen, daß die Anträge auf 
G~nehmigtmg von Gewinnrichtpunkten bei mir spätestens bis zum 20. Oktober 
1941 einzureichen sind. 

Anlage 

Erlaß betreffend die Anweisung zur Durchführung des § § 22 
der KWVO. im Bereich der Reichsgruppe Handwerk 

Auf Grund der Anweisung zur Durchführung der §§ 22 ff. der KWVO. im 
B:1reich dör Reichsgruppe Handwerk vom 17. Juli 1941 - V- 500- 4989 -
(Mitt.-Bl. I S. 425) bestimme ich für die Ermittlung des Umfanges der ange­
ordneten Preissenkung und des Abführungsbetrages folgendes: 

Vergleichszeit 

1. Als Vergleichsjahr habe ich im allgemeinen das Kalenderjahr 1938 und für 
die Reichsgaue dcJr Ostmark und den Reichsgau Sudetenland das Kalender­
jahr 1939 festgesetzt. · 

Als Vergleichsjahr gilt das Geschäftsjahr, das überwiegend in das Vergleichs­
jahr fällt. 

Ermittlung des Obergewinns nach dem Geschäftsjahr 

2. Die Ermittlung des Übergewinns erfolgt grundsätzlich für die Zeit vom 
1. September 1939 bis zum 31. Dezember 1940. Deckt-sich das Geschäftsjahr 
nicht mit d0m Kalenderjahr, ist der Übergewinn bis zum Ende des Geschäfts­
jahres zu ermitteln. 
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Ermittlung des Umsatzes 
3. Es ist auszugehen von dem Umsatz im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 

einschließlich der steuerfreien Umsätze (z. B. Ausfuhr). Steuerfreie Umsätze 
dürfen dem steuerpflichtigen Umsatz nur insoweit hinzugerechnet werden, 
als es sich um Leistungsumsätze des Betriebes handelt (z. B. nicht Einfuhr). 
Bei derErrechnungdes Umsatzes sind die Zahlungseingänge des Geschäftsjahres 
zugrunde zu legen, wenn der Umsatz nach den vereinnahmten Entgelten 
(Istumsatz) versteuert wird. Falls eine besondere Debitorenbuchhaltung vor­
handen ist, ist dieser Umsatz zu berichtigen, indem die Forderungen auf Grund 
von Lieferungen und Leistungen am Ende des Geschäftsjahres hinzugesetzt 
und zu Beginn des Ge<mhäftsjahres abgesetzt werden. Die Errechnung des 
Umsatzes nach den Fakturenwert,en des jeweiligen Geschäftsjahres ist zulässig, 
wenn der Betrieb die vereinbarten Entgelte ohne Rücksicht auf die Zahlungs­
eingänge versteuert. Dabei sind Erlösschmälerungen (z. B. Rabatte) abzu­
ziehen. 

Ermittlung des angemessenen Gewinns 
4. a) Nach dem Umsatzgewinnsatz des Vergleichsjahres. 
Der angemessene Gewinn soll im Handwerk grundsätzlich auf Grund des 

Umsatzgewinnsatzes des Vergleichsjahres. ermittelt werden. Der angemessene 
Gewinn errechnet sich hier wie folgt: 

Vom steuerpflichtigen GCJwinn ansgehend werden die Zurechnungen und 
Absetzungen gemäß §§ 17 ff. der Anweisung für das Handwerk vorgenommen. 
Insbesondere können der Unternehmerlohn (Entgelt für die praktische Mit­
arbeit und leitende Tätigkeit des Betriebsinhabers) und die Vergütung für die 
ohne Entgelt mitarbeitenden Angehörigen sowie auch das Entgelt für eine etwa­
ige Mehrleistung des Betriebsinhabers im Kriege vom steuerpflichtigen Gewinn 
abgesetzt werden. Der berichtigte Gewinn ist in Prozenten des Umsatzes 
umzurechnen. Dieser Prozentsatz gilt als angemessener Gewinn während des 
Krieges. 

b) Nach Gewinnrichtpunkten. 
In den Gewinnrichtpunkten ist der Unternehmerlohn und die Vergütung für 

die ohne Entgelt mitarbeitenden Angehörigen des Betriebsinhabers sowie auch 
das Entgelt für eine etwaige Mehrleistung des &triebsinhabers im Kriege nicht 
enthalten. Diese Beträge können daher auch hier bei der Gewinnberichtigung 
abgesetzt werden. 

Soweit die Genehmigung von Gewinnrichtpunkten beantragt wird, sind die 
Gewinnrichtpunkte auf den Umsatz abzustellen, da ein großer Teil der Hand­
werksbetriebe nur eine Einnahme- und Ausgaberechnung besitzt und das 
betriebsnotwendige Kapital für die Kriegszeit nicht errechnen kann. 

Gewinnrichtpunkte vom betriebsnotwendigen Kapital zuzüglich vom Umsatz 
werden nur dann zugelassen, wenn die Ermittlung des angemessenen Gewinns 
auf diese Weise aus besonderen Gründen notwendig ist und die Gewißheit 
besteht, daß die einzelnen Bilanzpositionen für das Anlage- und Umlaufver­
mögen zuverlässig ermittelt werden können. 

Der Betrieb hat bei der Prüfung der Betriebsergebnisse zu beachten, daß der 
Richtpunktgewinn nnr von Betrieben erreicht werden darf, deren Kostenlage 
unter den betriebswirtschaftlich gegebenen Möglichkeiten und im Verhiiltnis 
zu anderen Betrieben gut zu nennen ist. Betriebe mit höheren Kosten dürfen 
nur einen geringeren, Betriebe mit geringeren Kosten mit Einwilligung der 
PreiRhildungsstelle einen höheren Gewinn erzielen. Die bisherige Gewinnlage 
des Betriebes kann bei der Prüfung. ob diE' Ri<'htpunktgewinne unterschritten 
werden müssen oder ob ein Antrag auf Bewilligung eines höheren Gewinns 
gestellt werden kann, Anhaltspunkte geben. 
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Unternehmerlohn 
5. Als Unternehmerlohn ist grundsätzlich der Meisterlohn einzusetzen. Unter 

Meisterlohn ist ein angemessenes Entgelt für die praktische Mitarbeit und die 
leitende Tätigkeit des Betriebsinhabers zu verstehen. Als angemessen gilt ein 
Betrag, der einer gleichwertigen fremden Kraft für die gleiche Tätigkeit zu 
zahlen wäre. :&li der Bewertung der leitenden Tätigkeit und praktischen Mit­
arbeit des Betriebsinhabers ist zu beachten, daß jeder 1m Kriege mehr arbeiten 
muß als im Frieden. Soweit diese Mehrarbeit jedoch einen außergewöhnlichen 
Umfang zeigt, ist ein Zuschlag zum Untemehmerlohn berechtigt. Im übrigen 
wird bei Umsatzsteigerungen die Mehrleistung des Handwerks außerdem noch 
durch die Steigerung des GewinnR anerkannt. 

Soweit Angehörige des Betriebsinhabers ohne Entgelt im Betriebe mit. 
arbeiten, kann für sie eine angemessene Vergütung angesetzt werden. Als ange­
messen ist die Vergütung anzusehen, die für eine vergleichbare Tätigkeit fremden 
Personen zu zahlen wäre. 

Verbundene Betriebe - Gemischtbetriebe 
6. Nach Ziffer 15 der Anweisung für das Handwerk sind die Gewinne aus 

wirtschaftlich zusammenhängenden Betrieben und Betriebsteilen anszu­
glit>dern, Wf'tm die Verbundenheit betrieblich nicht bedingt ist. 

In den FällRn, in denRn die Verbundenheit der Betriebe und Betriebsteile 
betrieblich bedingt ist, diese aber verschiedenen G0werbezweigf'n angehören. 
für die vt>rscbiedene Anweisungen zur Durchführung der §§ 22 ff. KWVO, 
(z. B. Industrie. Handel und Handwerk) ergangen oder verschiedene Ver­
gleichsjahre oder Richtpunkte bestimmt sind, ist wie folgt zu verfahren: 
a) Jeder Betrieb kann den Gewinn des einzelnen Betriebes oder Betriebsteiles 

nach der für ihn maßgebenden Anweisung beric11tigen und die Angemessen­
heit des Gewinns nach den für diesen Gewerbezweig maßgeblichen Be­
stimmlmgen beurteilen. Ein Ausgleich der Gewinne für die einzelnen Be­
triebe und Betriebsteile ist zulässig. Wird in dem Gesamtbetrieb für den 
einzelnen Betrieb oder Betriebsteil eine getrennte Erfolgsrechnung aufge­
stellt, so müssen die Gewinne entsprechend Satz 1 und 2 getrennt berechnet 
werden. 

b) Ist eine getrennte Berechnung der Gewinne nicht möglich, so ist für den 
ganzen Betrieb die Anweis1mg maßgebend, die für den Gewerbezweig gilt, 
auf dem das wirtschaftliche Schwergewicht des Betriebes ruht. Ist das 
wirtschaftliche Schwergewicht nicht zu ermitteln, so kann der Betrieb sich 
nach eigenem Ermessen für einen der Richtpunkte oder eines der Vergleichs­
jahre, die in Betracht kommen, entscheiden. Für die Beurteilung der Frage, 
wo das wirtschaftliche Schwergewicht des Betriebes ruht, kann die Art der 
Mitgliedschaft in den Organisationen der gewerblichen Wirtschaft von 
Bedeutung sein. 

Zu Ziffer 17 der Anweisung : 
Löhne, Gehälter, freiwillige soziale Aufwendungen 

7. In Ausführung der Vorschrift der Ziffer 17 der Anweisung bestimme ich 
folgendes: 
a) Auf Grund des vom Reichsarbeitsminister in seinen Zweiten Durchführungs­

bestimmungen zmn Abschnitt III der Kriegswirtschaftsverordnung vom 
12. Oktober 1939 angeordneten allgemeinen Lohnstops dürfen die am 
16. Oktober 1939 geltenden Lohn- und Gehaltssätze von den Betrieben eigen­
mächtig weder erhöht noch gesenkt werden. Die Lohn- und Gehaltssätze 
umfassen sowohl die Grundlöhne und -gehälter als auch die Lohnzuschläge 
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aller Art. Ihnen hat der ReichAArbeitsminister die E~onstigen rt>gf'lrniißigen 
Zuwendungt~n au.'ldrücklich gleic:hgestellt, die die GefolgschaftRmitglitder 
neben dem Lohn od,1r Gilbalt unter bestimmten Voraussetzu11gen wieder­
kehrenderhalten, z. B. Kinderzulagen. TrennungE~gelder, Wegt>gdder unddergl. 

Als Kostenbestandteile werden die gesetzlichen Löhne anerkannt. Gesetzliche 
Löhne sind: 

1. Die am 16. Oktober 1939 zuUi.ssigerweiRegezahlten Lohn- und Gehaltssätze 
und sonstigen regelmäßig wiederkehrenden Zuwendungen. 

2. Gehälter, Löhne oder sonstige regelmäßig wiedPrkehrende Zuwend1mgen, 
die nach Verkündtrog dds Lohnstops von d<Jm Reichsarbeitsminister oder den 
Reichstreuhändorn der Arbeit durch Gesetz, Tarifordnung cder Anordmmg 
verbindlich festgesetzt oder in t~iner Betriebsordnung genel.migt worden sind. 

3. Als Kostenbestandteile werden, soweit sie von dem Reichsarbeitsminister 
oder den Reichstreuhändern .der Arbeit zugelassen w01·den sind, ferner aner· 
kannt: 
a) Leistungszulagen, 

b) Lohn- und G.3haltserhöhungen beim Aufrücken in höher entlohnte Alters­
stufen, Berufs· oder Tätigkeitsgruppen, 

c) Trennungsgelder, Familienheimfahrten sowie An- und Rüekreisekosten. 
4. Wenn Löhne oder Gehälter, die neu festgesetzt worden sind, unter den am 

16. Oktober 1939 geltenden Lohn· und G.~haltssätzen liegen. 80 können sie bis 
zu der am Stichtag gezahlten Höhe weitf'r als Kosten berückOJichtigt werden, 
falls die Zahlung der höheren Löhne und Gabälter in der zugrunde liegenden 
neuen Regelung nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist. 

a) Alle sonstigen Lohn- und GeohaltRzahlungen sowie sonstige r~gelmäßige 
Zuwendungen werden nicht als Kostenbestandteile anerkannt; sie müssen 
dem Gewinn zugerechnet werden. 

b) Freiwillige soziale Aufwendungen sind entweder fürsorgerische Leistungen 
des Betriebes an einzelne G;,folgschaftsmitglieder oder betriebliche Gemein· 
schaftsleistungen. Diese Leistungen sind dann nicht als übermäßige freiwillige 
soziale Aufwendungen anzusehen, wenn sie nach Art und Höhe betriebR· oder 
brancheüblich sind und dim Grundsätzen sparRamer Wirtschaftsführung 
nicht widersprechen. Soweit sich die Leistlmgen in diesen Grenzen bewegen, 
brauchen sie zum Gewinn nicht hinzugerechnet ?.U werden. 

Weihnachts- und Abschlußgratifikationen sowie Zuwendungen, die für das 
einzelne Gt>folgschaftsmitglied einmalig sind, wenn sie auch im Batrieb 
üblicherweise in allen vorkommenden Fällen gezahlt werden. z. B. Sterbe· 
gelder, Zuwendungen bei Eheschließungen und Geburten und dgl., dürfen als 
Kosten nur in den Grenzen des Abs. 1 berü:!ksichtigt werden. Dies gilt auch, 
wenn sie in B.3triebsordnungen geregelt worden sind oder wenn aus einem 
anderen Grunde ein Rechtsanspruch auf solche Zuwendungen besteht. 

c) Macht diP. Berechnung der nach Ziffer 17 der Anweisung dem Gewinn zuzu· 
rechnenden höheren als gesetzlichen Löhne oder übermäßigen freiwilligen 
sozialen Aufwendungen einem Betrieb unzumutbare Schwierigkeiten, so 
können die genannten Beträge auf Grund gewissenhafter Schätzung pauschal 
ermittelt werden. 

d) Bei der Berichtigung des steuerpflichtigen Gewinns für die Vergleichszeit 
werden 
1. die in dieser Zeit tatsächlich gezahlten Löhne und Gehälter. 
2. freiwillige soziale Leistungen im Rahmen von Buchstabe b als Kosten· 

bestandteile anerkannt. 
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Die Erklänmg nach § 22 KWVO. 
8. Betriebe, die in einem der Geschäftsjahre 1939 oder 1940 einen Jahres· 

umsatzvon mehr als 200000.- RM erreicht haben, müssen über das Ergebnis 
ihrer Prüfung eine "Erklärung nach § 22 KWVO." (nicht mitabgedruckt) 
abgeben. 

Die Erklänmgspflicht gilt unabhängig davon, ob für den Betrieb nach der von 
ihm vorgenommenen Prüfung eine Pflicht zur Preissenkung oder Gewinnab· 
fühnmg besteht. 

9. Betriebe. die in einem der GeschiittR.iahre 1939 oder 1940einen Umsatz von 
mehr als 50000.- RM bis 200000.- RM erreicht haben, haben bis auf weiteres 
die ,.Erklärung nach § 22 KWVO." nur dann abzugeben, wenn nach dem Er­
gebnis ihrer Prüfung für sie eine Pflicht zur Gewinnabführungoder Preissenkung 
besteht. Wenn eine solche Pflicht nicht besteht. haben die Betriebe das aus­
gBfülltP E: klärungefo· mular in ihren GeschäftF<l ä.umen aufzubewahren. 

10. BetriPbe, deren Jahresumsatz wedf'r 1939 no<>h 1940 den Betrag von 
50000.- RM überschritten hat, sind nicht verpflichtflt, eine Erklänmg abzu­
geben. Ergibt ihre Selbstprüfung Gewinnbeträge, die über den Rahmen der 
von den.zuständigen Oberfinanzpräsidenten aufgestellten Reingewinnriebtsätze 
des JahreR 1940 für das Handwerk hinausgehen, so sind die Gewinnbeträge 
nicht ab:~:uführen, sondern zu Preissenkungen zu verwendE'n. Der Betrieb hat 
die in diesem Falle durchgeführte Preissenkiml!' an Stelle der Preisüberwachungs­
stP.Jie der zuständigen unteren Preisbehörde (Landräte, staatliche Polizeiver­
w<~.lter, Oberbürgermeister) anzuzeigen. 

Frist zur Ahgahe der Erklärung nach§ 22 KWVO. 
11. Die Erklärung nach § 22 der KWVO. ist von dem Betrieb innerhalb von 

6 Monat!'n nach Abschluß des Geschäftsjahres doppelt bei der zuständigen 
PreiRüherwachungsstelle einzureichen. In den Fällen, in denen die ~esetzte 
Erklärungsfrist bereits verstrichen ist, ist die Erklänmg innerhalb eines Monats 
nach der Versendung des Formulars einer ,,Erklänmg nach § 22 der KWVO." 
durch die Reichsgruppe Handwerk oder die ihr unterstellten Organisationen 
abzugeben. 

Zu Ziffer 7 der Anweisung: 
Gewinnabführung und Preissenkung bei gebundenen Preisen. 

12. Der Erlaß vom 15. Juli 1941 - A- 14- 3266/41 - (Mitt.-Bl. I S. 442) 
nebst den ergänzenden Richtlinien gemäß Z1ffer 7 dP.r Anweisung zm Durch­
führung der §§ 22 ff. KWVO. im Bereich der Reichsgruppe Industrie gilt 
sinngemäß auch für den Bareich der Reichsgruppe Handwerk mit der Maßgabe, 
daß die Zusammenschlüsse im Bereich der RE'ichsgruppe Handwerk begründete 
Vorschläge zur Senkung der Preise bis zum 30. November 1941 einzureichen 
haben. 

Geltungsbereich 
13. Dieser Erlaß gilt sinngemäß auch für die Reichsgaue der Ostmark und den 

Reichsgau Sudetenland sowie für die eingegliederten Ostgebiete. Die AnweisWJg 
über die Anwendung der Kriegspreisvorschriften in den eingegliederten Ost­
gebieten vom 16. August 1941 (Mitt.-Bl. I S. 498) bleibt unberi,ih.rt. 
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Runderlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 23. November 1941 (A -11- 5729/41) 

Betr.: Kürzung der Gewinnmaßstäbe nach§ 22 KWVO. 
und Senkung der Preise des öffentlichen Bedarfs 

(Mitt.-Bl. I, S. 653) 
I. Gewinnabführung 

1. In der Anlage gebe ich meinen heutigen Erlaß an die Reichswirtschafts­
kammer über die Kürzung der Gewinnmaßstäbe bekannt. In dPn bere1ts ab­
gpgebenen Erklärungen nach § 22 KWVO. sind die Kürzw1gsbeträge von Amts 
wegen abzusetzen. Der Erklärungspflichtige braucht hierzu nicht mehr gehört 
zu werden. Wo in Erklärungen von Industriebetrieben kein Leistungsabschlag 
oder -zuschlag eingesetzt wird, ist der Einfachheit halber nicht der Richtpunkt, 
sondern der angemessene Gewinn (Ziffer XII des Erklärungsformulars für 
Industriebetriebe) zu kürzen. 

In den nach Bekanntgabe des Kürzungserlasses abgegebenen Erklärungen 
hat der Erklärungspflichtige den Kürzungsbetrag abzusetzen. 

2. Bereits in meinem Erhtß vom 17. Oktober 1941·- XI- 77- 6610/41-
(Mitt.-Bl. Il, S. 337) habe ich darauf hingewieRen, daß zuweilen Beträge in die 
Erklärungsformulare eingesetzt werden, die bei dem Erklänmgspflichtigen jedes 
VerantwortungsbewußtseiiJ. vermissen lassen und die offpnsichtlich nur ein­
geRatzt worden sind, um Übergewinne zu verbergen. In solchen Fällen ist mit 
Strafen vorzugehen. 

3. Unter den Absetzungen vom steuerpflichtigen Gewinn sind als unange­
messen hoch die Rückstellungen für unterlassene Rc>paraturen aufgefallen. Die 
Reparaturen sind von den Investitionen scharf zu trennen. Rückstellungen für 
Reparaturen werden nur anerkannt, wenn der Erklärungspflichtige ihre Be­
rechtigung nachgewiesen und begründet hat, andernfalls sind diese Rückstel­
lungen zu streichen. 

Rückstellungen für Reparaturen können als angemessen gelten, wenn der 
Gesamtaufwand dafür - Ausgaben tmd RückRtellungen - den vergleichbaren 
durchschnittlichen Aufwand der Jahre 1936 bis 1938 nicht übersteigt. Als 
Vergleichsmaßstab kann z. B. das Verhältnis des damaligen Reparaturauf­
wandes zu dc>n Fertigungslölmen, den Maschinenstunden oder den Erzeugungs­
mengen - in Handelsbetrieben dem Umsatz - zugrunde gelegt werden. 

4. Die absetzbaren Spendenbl'träge sollen verhältnismäßig nicht höher sein 
als der im Frieden gezahlte Spendenbetrag. Wo versucht wird, unangemesRen 
hohe Beträge als Spenden abzusetzen, sind grundsätzlich nur Beträge für das 
Winterhilfswerk und die Adolf-Hitler~Spende anzuerkennen. 

5. Ein Leistungszuschlag kann in den Fällen der Ziffer 23 der Industrie­
anweisung gewährt werden. Er soll zuerkannt werden, wenn ein Unternehmen 
Leistungen nachweist, die im Vergleich mit den Leistungen der anderen Unter­
nehmen des gleichen Erzeugungszweiges besonders hervorragen. Der Zuschlag 
soll im allgemeinen auf 1 bis2 v. H. vom Umsatz festgesetzt werden. Bei außer­
gewöhnlichen Spitzenleisttmgen ka1m mehr zuerkannt werden. Die Tatsache, 
daß ein Unternehmen früher im Wettbewerb höhere Richtpunktgewinne erzielt 
hat, kann für den Anspruch auf einen LeistwJ.gszuschlag sprechen. Ein Leistungs­
zuschlag kann z. B. von Betrieben beantragt werden, die billiger arbeiten als der 
gute Betrieb ihres Erzeugungszweiges, oder von solchen, die durch Rationali· 
sierung, Entwicklungsarbeiten oder Umstellungen im Betriebe kriegswirtschaft-
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liehe Produktionsschwierigkeiten ausgeräumt oder andere kriegswirtschaftlich 
bedeutsame Leistungen vollbracht haben. 

Während Leistungszuschläge häufig beantragt werden, sind Leistungs­
abschläge bislang von keinem Unternehmen eingesetzt worden, und zwar auch 
dann nicht, wenn die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des normalen 
Gewinnmaßstabes offensichtlich nicht gegeben sind. Die Preisüberwachungs­
stellen werden angewiesen, dieser Tatsache ihr besonderes Augenmerk zuzu­
wenden. Ein Leistungsabschlag ist überall dann zu verfügen, wenn dies nach 
den Leistungen des Betriebs angemessen erscheint, also insbesondere dann, 
wenn diese gemessen an denen seiner Wettbewerber offensichtlich unterwertig 
sind. Die Frage des Leistungsabschlags muß stets geprüft werden, wenn ein 
Unternehmen im Frieden im Verhältnis zum Umsatz weniger verdient hat als 
den Richtpunktgewinn. 

6. Abführungsbescheide sind zu erteilen, wenn durch die Bearbeitung der 
Erklänmgen ein Gesamtüberblick gewonnen ist, so daß alle bedeutsamen Fragen, 
insbesondere die des Leistungszuschlags und des Leistungsabschlags, des Unter­
nehmerlohns und der Reparaturrückstellungen nicht unterschiedlich, sondern 
nach auf Erfahrung gegründeten Maßstäben entschieden werden. 

II. Anträge auf Sonderbehandlung 
Nach den bisherigen Erfahrungen hat die Bearbeitung der Anträge auf 

Sonderbehandlung Belastungen der Preisbehörden und Verzögerungen mit sich 
gebracht, die vermieden werden müssen. Es erscheint erforderlich, die Preis­
bildungsstellen dadurch zu entlasten, daß die Entscheidung über diese Anträge 
bei der allgemeinen Prüfung der Preiserklärungen durch die Preisüberwachungs­
stellen getroffen werden. Die Preisbildungsstellen werden deshalb angewiesen, 
die ihnen im Rahmen des Verfahrens nach § 22 KWVO. zugewiesenen Befugnisse, 
über Anträge auf Sonderbehandlung zu entscheiden, auf die Preisüberwachungs­
stellen zu übertragen. Sie können den Preisüberwachungsstellen für diese Ent­
scheidungen besondere Richtlinien geben, insbesondere hinsichtlich der künf­
tigen Preisgestaltung der abführungspflichtigen Unternehmen. Wenn eine 
Preisbildungsstelle gegen die Übertragung ihrer vorgenannten Befugnisse an die 
Preisüberwachungsstellen Bedenken hat, ersuche ich um sofortigen Bericht. 

Anlage 

An die Reichswirtschaftskammer, Berlin NW 7: 

Betr.: Kürzung der Gewinnmaßstäbe nach § 22 KWVO. 
und Senkung der Preise des öffentlichen Bedarfs 

Angesichts der steigenden Kriegslasten habe ich mich genötigt gesehen, die 
bisherigen Gewinnmaßstäbe nach § 22 KWVO. ·zu überprüfen und sie nach 
Benehmen mit den Organisationen der Wirtschaft für das Jahr 1940 ander­
weitig festzusetzen. Demgemäß verfüge ich folgendes: 

G ewinna bfüh rung 
I. 

1. Soweit für die Ermittlung des angemessenen Gewinns Richtptmkte maß• 
gebend sind, setze ich diese für die Zeit nach dem 1. Januar 1940 um 20 v. H. 
herab. Eine Liste der mmmehr gültigen Richtpunkte geht Ihnen gesondert zu*). 

Soweit der angemessene Gewinn nach Vergleichsjahren ermittelt wird, ist 
der für die Zeit nach dem 1. Januar 1940 ausgewiesene Vergleichsgewinn (z. B. 
für Handelsbetriebe Ziffer IX des Erklärungsformulars) um 10v. H. zu kürzen. 
Die Summe des im Vergleichsjahr erzielten Gewinns (z. B .. für Han eisbetriebe 

*) Die vertrauliche Richtpunktliste wJ.·d Im Mitt.·Blatt, Teil li, abgedruckt. 
Siedbürger, Gewlnnerk!ärung. 13 
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Ziffer IX der Vergleichsjahrspalte des Erklärungsformulars) braucht nicht unter­
schritten zu werden, wenn das allgemein oder im Einzelfall zngestanden worden 
ist. 

2. Unternehmen, deren Geschäftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, haben den 
Jahresgewinn nach Zwölftein auf die einzelnen Monate zu verteilen. Bereits 
abgegebene Erklärungen, in denen die Verteilung nach einem anderen Maßstab 
vorgenommen ist, branchen nicht berichtigt zu werden. 

Die Erklärungen für Abführungszeiträume (Geschäftsjahre) nach dem 
31. Dezember 1940 sind bis auf weiteres nach den Gewinnmaßstäben für 1940 
abzugeben. 

3. Bereits abgegebene Erklärungen werden von Amts wegen berichtigt. 
4. Auch bedingt erklärungspflichtige Unternehmen (Industriebetriebe mit 

Umsätzen von 50000,- bis 500000,- RM, Handelsbetriebe mit steuerpflich­
tigen Gewinnen von 6000,~ bis 25000,- RM usw.) haben ihre Erklärung nach 
den neu festge~etzMn Gewinnmaßstäben (I Ziffer 1) zu berichtigen. Ergibt sich 
nunmehr ein Übergewinn, so haben sie die berichtigte Erklärung in der vor­
geschriebenen Form der Preisüberwachungsstelle bis zum 15. Dezember 1941 
einzureichen und den Abführungsbetrag an das zuständige Finanzamt ab­
zuführen. 

II. 
Auch die gekürzten Richtpunkte kennzeichnen den zulässigen Gewinn nur für 

den guten Betrieb (Ziffer 23 der Industrieanweisung). In allen Fällen, in denen 
ein Betrieb wegen seiner Kostenlage oder aus sonstigen Gründen im Verhältnis 
zu seinen Wettbewerbern nicht als gut bezeichnet werden kann, besteht also 
auch nach der Kürzung kein Anspruch auf den Richtpunktgewinn. In solchen 
Fällen muß stets ein Leistungsabschlag eingesetzt werden. 

Wirtschaftlich verbundene Unternehmen, für die die Zusammenrechnung der 
Gewinne nach Ziffer 14 der Industrieanweisung, Ziffer 14 der HandelsanweiSung 
usw. in Betracht kommt, haben bei der Feststellung des angemessenen Gewinns 
besonders sorgfältig zu prüfen, ob ein Leistungsabschlag'eingesetzt werden muß. 
Der zulässige Gesamtgewinn ist also nicht die Summe der in Betracht kommen­
den Richtpunktgewinne, sondern die Summe der unter Berücksichtigung der 
gegebenen Vorschriften zu errechnenden angemessenen Ge:winne. 

III. 
Der Ausgleich zwischen den Ergebnissen verschiedener Abführungszeiträume 

ist nicht zulässig. Er kann zur Vermeidung unbilliger Härten zugelassen werden. 

IV. 
Für Wirtschaftszweige, in denen sich die Voraussetzungen für die Festsetzung 

der Richtpunkte oder der Vergleichsjahre als unzutreffend erweisen, behalte ich 
mir die Berichtigung der Gewinnmaßstäbe vor. 

V. 
Wenn für einen Wirtschaftszweig oder im Einzelfall angeordnet worden ist, 

daß abführungspflichtige Beträge auf ein Sonderkonto zu überführen sind, muß 
dieses Konto bei einem Kreditinstitut errichtet und die Errichtung der zustän­
digen Preisüberwachungsstelle mitgeteilt werden. Auf Antrag kann eine andere 
Regelung zugelassenwerden. 

Preissenkung 
VI. 

Die Preise für öffentlichen Bedarf jeder Art sind in verschärftem Maße zu 
senken. Werden Güter für den öffentlichen Bedarf neben solchen hergestellt, 
für die eine Preissenkung nicht verfügt oder zugelassen werden soll, so sind die 
an sich abzuführenden Beträge in vollem Umfang für die Senkung der Preise 
für den öffentlichen Bedarf zu verwenden. 



Anhang. 

Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 12. Februar 1942 (II · 48 · 1527/42) 

an den Reichsinnungsverband des Bäckerhandwerks 
Betr. Durchführung des§ 22 KWVO im Bäckereigewerbe 

195 

Übergewinne gemäß § 22 Kriegswirtschaftsverordnung sind in Bäckerei­
betrieben insoweit zu Preissenkungen zu verwenden, als sie bei der Herstellung 
von Feinbackwaren entstanden sind; dies gilt entsprechend für die sonstigen 
zum Verkauf gelangenden Waren oder die übrigen Leistungen, sofern es sich 
um Höchstpreise o4.er Höchstsätze handelt. 

Hinsichtlich der Ubergewinne, die durch die Herstellung von Brot und Klein· 
gebäck (Brötchen, Semmel, Schrippen und dergl.) entstanden sind, erkläre ich 
mich damit einverstanden, daß sie auch in Zukunft abzuführen sind. 

Ist in gemischten Betrieben nicht festzustellen, wieviel des erzielten Über­
gewinns auf die .;Erzeugung von Feinbackwaren entfällt, so ist ein möglichst 
großer Teil des Ubergewinns auf die Preissenkungen bei Feinbackwaren zu 
verwenden. 

Sind jedoch die Übergewinne aus der Brot- und Kleingebäckherstellung so 
groß, daß diese - für die Senkung des Preises von Feinbackwaren v:erwendet -
zu unnatürlich niedrigen Preisen führen würden, so ist ein Teil des Übergewinns 
abzuführen. 

Ich bemerke hierbei, daß es n~yurgemäß jedem Betrieb nach wie vor freisteht, 
an Stelle der Abführung der Ubergewinne aus der Brot- und Kleingebäck­
herstellung freiwillig den Brotpreis zu senken, sofern es sich hierbei nicht um 
Festpreise handelt. Im übrigen verweise ich auf die mir von Ihnen vorgelegten 
und von mir entsprechend der nunmehrigen Regelung richtiggestellten Richt­
linien, die meinem Schreiben angeschlossen sind. 

Anlage 

Gewinnabschöpfung und kriegsverpflichtete Preisbildung 
im Bäckerhandwerk 

Wie der Reichskommissar für die Preisbildung in der Anweisung über die 
Durchführung der §§ 22ff. der Kriegswirtschaftverordnung im Bereich der 
Reichl!lgruppe Handwerk mitgeteilt hat, muß jeder Angehörige der deutschen 
Wirtschaft in eigener Verantwortung dafür sorgen, daß für die in Erfüllung 
seiner Kriegsdienstpflicht vollbrachte Leistung lediglich Preise gefordert werden, 
die ausgerichtet sind nach den kriegsbedingten Interessen der Gemeinschaft. 
Ist die Höhe der Preise und Entgelte nicht kriegswirtschaftlich gerechtfertigt, 
so sind 
1. die Preise für Leistungen und Lieferungen des privaten und des öffentlichen 

Bedarfs zu senken, 
2. Gewinne abzuführen, soweit Preissenkungen in der Vergangenheit unter­

lassen worden sind oder in Zukunft aus besonders angegebenen Gründen 
unterlassen werden sollen. 

A. Gewinnabsehöpfung. 
Hinsichtlich der Abschöpfung von unangemessenen hohen Gewinnen (Über­

gewinnen) wird auf die bereits veröffentlichte Anweisung des Reichskommissars 
für die Preisbildung im Bereich der Reichsgruppe Handwerk verwiesen. Die 

13* 
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Unterscheidung der handwerklichen Betriebe in solche mit einem Umsatz bis zu 
50000.- RM pro Jahr, und solche, die höhere Umsätze erzielt haben, gilt auch 
für die Betriebe des Bäckerhandwerks. Im allgemeinen sind bei Betrieben mit 
einem Jahresumsatz bis zu 50000._:_ RM Gewinne (d. s. steuerliche Einkünfte 
aus dem Gewerbebetrieb) als unangemessen hoch anzusehen, die über den 
Rahmen der von dem zuständigen Oberfinanzpräsidenten aufgestellten Rain­
gewinnriebtsätze des Jahres 1940 für Bäckereibetriebe hinausgehen. Es ist 
selbstverständlich unzulässig, die derzeitigen Preise und· Entgelte mittelbar 
oder unmittelbar zu et:höhen, um die vorgenannten Riebtsätze zu erreichen. 
Für Betriebe mit einem Jahresumsatz von mehr als 50000.- RM ist als an· 
gemessener Gewinn der Gewinn des Jahres 1938 anzusehen. Wirtschaftliche 
Härten, die sich aus dieser Regelung ergeben, müssen mit der zuständigen Preis­
überwachungsstelle im Einzelfall behandelt werden. 

B. Kriegsverpflichtete Preisbildung. 
Während im allgemeinen im Jahre 1941 und in den folgenden Jahren erzielte 

Übergewinne zu Preissenkungen verwendet werden müssen, gilt dies im Bäckerei­
gewerbe lediglich für Übergewinne, die durch die Erzeugung von Feinbackwaren 
usw. erzielt worden sind. Läßt sich nicht feststellen, wieviel des erzielten Über­
gewinns auf die Erzeugung von Feinbackwaren zurückzuführen ist, so ist ein 
möglichst großer Teil des Übergewinns für die Senkung von Feinhackwaren­
preisen zu verwenden. Sind jedoch die Übergewinne aus dem Brot- und Klein­
gebäckgeschäft so überwiegend, daß diese Beträge, zu Senkungen des Fein­
backwaren-Preises verwendet, zu unnatürlich niedrigen Preisen führen würden, 
so ist ein Teil des Übergewinns abzuführen. Zweckmäßigerweise wird in solchen 
Fällen mit den Preisüberwachungsstellen vorher das Einvernehmen herbeizu­
führen sein. 

Bei den Erzeugnissen der Bäckereien unterscheidet man folgende Preisarten : 
a) Stoppreise, d. s. Höchstpreise (z. B. bei Brot im Altreich und bei Fein­

backwaren), 
b) Festpreise (z. B. für Kleingebäck, für die Entgelte in der Lohn- und Um­

tauschbäckerei, für Brot und Kleingebäck in der Ostmark und im Sudetenland), 
c) Höchstpreise- festgesetzt durch Anordnung oder dergl.- (z. B. bei Voll­

kornbrot), 
d) gebundene Preise für Erzeugnisse, die zwar nicht in der Bäckerei hergestellt 

jedoch verkauft werden (z. B. aus der Keks- und Schokoladenindustrie). 
Werden Preissenkungen zur Vermeidung von Übergewinnen jm Bäcker­

handwerk vorgenommen, so ist naturgemäß zu berücksichtigen, welche Preis­
arten für die einzelnen Erzeugnisse in dem Betrieb vorhanden sind; folgende 
Richtlinien, die mit dem Reichskommissar für die Preisbildung abgestimmt 
worden sind, müssen dabei beachtet werden: 

1. Festpreise und gebundene Preise dürfen nicht geändert werden, es sei denn, 
daß eine besondere Weisung oder Regelung gegeben wird; z. B. darf der Klein­
gebäckpreis nicht herabgesetzt werden. 

2. Stop- und Höchstpreise können zur Vermeidung von Übergewinnen grund­
sätzlich in beliebigem Ausmaß gesenkt werden. Bei der besonderen Bedeutung 
des Brotpreises ist es jedoch unerwünscht, größere Preissenkungen vorzunehmen, 
·um zu einem späteren Zeitpunkt evtl. wieder auf den derzeitigen Stand gesetzt 
zu werden; hierdurch würde nur eine Beunruhigung in die Verbraucherkreise 
getragen werden. 

Sofern somit an eine Herabsetzung des Brothöchst- bzw. Stoppreises im 
Rahmen der Vermeidung von Übergewinnen im Einzelfall gedacht wird, 
empfiehlt es sich, einen Betrag zu wählen, der auf längere Zeit in der herab­
gesetzten Höhe beibehalten werden kann; da die Brotpreise in den einzelnen 
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Städten meistens auch für gleiche Sorten nicht dieselben sind, ist es zweck• 
mäßig, eine evtl. Senkung nur bis zu dem Stand vorzunehmen, der dem der 
ortsüblichen Höhe entspricht (als ortsüblicher Preis gilt der Preis, der bei den 
meisten Betrieben eines Ortes vorhanden ist). In Betrieben mit angeschlossener 
Kaffeestube ergibt sich bei den Getränken eine zweckmäßige Preissenkungs­
möglichkeit; auch die Entgelte in der Lohnbäckerei, insbesondere die Back­
löhne für die Verarbeitung des von Wehrwachtsdienststellen gelieferten Mehles 
zu Brot, eignen sich zum Ausgleich von Ubergewinnen. 

Zusammenfassend wird somit den Bäckereien dringend nahegelegt; Über­
gewinne, die zu Preissenkungen benutzt werden, nicht zu einer einmaligen 
kurzfristigen Preissenkung zu verwenden, sondern eine geringere Preissenkung 
vorzunehmen und diese Senkung für längere Zeit - etwa auf die Dauer von 
mindestens einem Jahre - zu belassen, damit das Preisgefüge keinen uner­
wünschten Schwankungen unterliegt. 

Unabhängig hiervon führt der Reichsinnungsverband des Bäckerhandwerks 
eine Schulung der Bäckereien in der Preisberechnung, besonders bei Fein­
backwaren, durch. Der Reichsinnungsverband hat außerdem seine Innungen 
beauftragt, mit der Verteilung der von der Hauptvereinigung der deutschen 
Getreide- und Futtermittelwirtschaft angeordneten und vom Reichsinnungs­
verhand ausgearbeiteten und mit Rezeptbeispielen versehenen 

Rezeptbücher für das Bäckerhandwerk 
den Betrieben Vorschläge für Preissenkungen bei Feinbackwaren zu machen. 

Als Grundsatz der kriegsverpflichteten Wirtschaft gilt, daß jeder Betriebsführer 
in eigener Verantwortung ständig seine Preise an Hand der veränderten Rezepte 
und Materialpreise nachzuprüfen und mit den Erfordernissen der§§ 22H. der 
Kriegswirtschaftsverordnung abzustimmen hat: 

Preiserhöhungen - ausgenommen solche, die im Verlauf der vorgenannten 
Senkungsaktion die Höhe der Stoppreise bzw. festgesetzten Höchstpreise nicht 
übersteigen- bedürfen in jedem Falle der Genehmigung der zuständigen Preis­
blldungsstelle. 
Reichsinnungsverband des Bäckerhandwerks. 

Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 25. Februar 1942 (V • 402 • 556/42) 

an den Reichsstand des Deutschen Handwerks 

Betr. Durchführung der§§ 22 ff der Kriegswirtschaftsverordnung 
im Bereich der Reichsgruppe Handwerk. 

1. In der Anlage I übersende ich einen Erlaß betreffend die Anweisung zur 
Durchführung des § 22 der Kriegswirtschaftsverordnung im Bereich der Reichs­
gruppe Handwerk. Ich bitte, den Erlaß Ihren Mitgliedern bekanntzugeben. 

Aus grundsätzlichen Erwägungen ersuche ich, von d,er Herausgabe eines 
Formblattes zur Nachprüfung des angemessenen Gewinns für Handwerks­
betriebe mit einem Jahresumsatz bis zu 50000.- RM einstweilen abzusehen. 

2. In der Anlage II gebe ich Ihnen das Verzeichnis der Handwerkszweige 
bekannt, die den angemessenen Gewinn auf Grund des Umsatzgewinnsatzes des 
Vergleichsjahres ermitteln. Ich werde d,as Verzeichnis erforderlichenfalls er­
gänzen, wenn über die Anträge auf Genehmigung von Gewinnrichtpunkten ent­
schieden ist. Ich bitte, den Bezirksstellen der Reichsinnungsverbände in den 
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eingegliederten Ostgebieten anheimzugeben, den Preisbildungsstellen alsbald 
Vorschläge zur Bestimmung von Gewinnrichtpunkten zu machen, da für die im 
Verzeichnis aufgeführten Handwerkszweige bereits jetzt feststeht, daß die 
Preisbildungsstellen gemäß der Anweisung über die Durchführung der Kriegs­
preisvorschriften für den Bereich der Reichsgruppe Handwerk in den ein­
gegliederten Ostgebieten vom 16. August 1941 -V - 402 - 7926/41 - (Mitt.Bl. I 
S. 498) Gewinnrichtpunkte festsetzen müssen. 

Anlage 

Zu V - 402 - 556/42 

Erlaß betreffend die Anweisung zur Durchführung des § 22 der 
Kriegswirtschaftsordnung im Bereich der Reichsgruppe Handwerk. 
Auf Grund der Anweisung zur Durchführung der §§ 22ff. der Kriegswirt­

schaftsverordnung (KWVO.) im. Bereich der Reichsgruppe Handwerk vom 
17. Juli 1941- V- 500-4989/41- (Mittbl. I S. 425) bestimme ich folgendes: 

Gewinnabführung und Preissenkung. 

1. Der Erlaß vom 23. No:vember 1941 - A - 11 - 5729/41 - (Mittbl. I S. 653) 
findet für das Handwerk entsprechend Anwendung. Insbesondere sind die 
Gewinnrichtpunkte für die Zeit nach dem 1. Januar 1940 um 20 v. H. und, 
soweit der angemessene Gewinn nach dem Vergleichsjahr ermittelt wird, der 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1940 ausgewiesene Vergleichsgewinn um 10 v.H. 
zu kürzen. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns braucht die Summe 
des im Vergleichsjahr erzielten Gewinns nicht unterschritten zu werden. 

Bei der im Handwerk durchzuführenden Preissenkung sind vor allem die 
Preise der Lieferungen 'IUld Leistungen für den öffentlichen Bedarf, insbesondere 
den Rüstungsbedarf, zu senken. Ferner sind überhöhte Preise von Lieferungen 
und Leistnngen für den lebenswichtigen privaten Bedarf bevorzugt zu senken. 
Bei Preisen, deren Unterschreitung gesetzlich verboten ist, ist die Preissenkung 
ausgeschlossen. 

2. Übergewinne, die von den Handwerksbetrieben mit Jahresumsätzen bis zu 
50000.- RM erzielt worden sind, werden den Betrieben belassen, ohne daß sie 
verpflichtet sil)._d, den Übergewinnbetrag zunächst zu Preissenkungen zu ver­
wenden. Die Ubergewinne der zurückliegenden Zeit verbleiben vie~ehr den 
Handwerksbetrieben mit der Verpflicht'!IDg, bei etwa in Zukunft auftretenden 
Kostensteigerungen später auf diesen Übergewinn zum Ausgleich unvermeid­
barer Kosten- und Preiserhöhungen zurückzugreifen. 

Soweit der Übergewinnbetrag eines Handwerksbetriebes mit einem Umsatz 
über 50000.- RM 1000.- RM für das Geschäftsjahr nicht übersteigt, ist ent­
sprechend zu verfahren. Die Betriebe haben aber in beiden Fällen die Preise so 
zu senken, daß in Zukunft keine tJbergewinne mehr entstehen. 

Bestimmung von Gewinnrichtpunkten durch die Preisbildungsstellen 
in den eingegliederten Ostgebieten. 

3. Soweit die Preisbildnngsstellen in den eingegliedertenOstgebieten auf Grund 
der Anweisnng zur Durchführung der Kriegspreisvorschriften für den Bereich 
der Reichsgruppe Handwerk in den eingegliederten Ostgebieten vom 16.August 
1941 -V - 402 - 7926/41 - (Mittbl. I S. 498) Gewinnrichtpunkte bestimmen, sind 
bei ihrer Festsetzung auch die Verhältnisse der Handwerksbetriebe in den 
benachbarten Altreichsgebieten zu berücksichtigen. 
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Anlage 

V- 402- 556/42 

Verzeichnis 
der Handwerkszweige, die den angemessenen Gewinn auf Grund des 

Umsatzgewinnsatzes des Vergleichsjahres ermitteln. 

Lfd.Nr.l 

1 
2 
3 
4 

5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 

23 
24 
25 
26 

27 
28 
29 
30 
31 

32 
33 
34 
35 
36 

Reichsinnnngsverband oder selbständige Fachgruppe 

RIV. des Augenoptikerhandwerks 
" " Bäckerhandwerks 

" 

" 
" 

" 
" 

" Bandagisten- nnd Orthopädiemechanikerhandwerks 
Bildhauer- nnd Steinmetzhandwerks mit Ausnahme der 
Fachgruppen Steinbildhauer und Steinmetze 

" Böttcher- nnd Küferhandwerks 
" Buchbinderhandwerks 
" Büchsenmacher- nnd Messerschmiedehandwerks 
,, Bürsten- nnd Pinselmacherhandwerks 
" Damenschneiderhandwerks 
" Drechslerhandwerks 
" Elektrohandwerks 
,, Fleischerhandwerks 
" Friseurhandwerks 
" Glaserhandwerks 
" Glas- nnd Gebäudereinigerhandwerks 
" Graveur- nnd Gürtlerhandwerks 
" Herrenschneiderhandwerks 
,, Juwelier, Gold- nnd Silberschmiedehandwerks 
,, Konditorenhandwerks 
" Korbmacherhandwerks 
" Kraftfahrzeughandwerks 
" Kürschner-, Hut- nnd Handschuhmacherhandwerks mit 

Ausnahme d~r Fachgruppe Gerber 
,, Landmaschinenhandwerks 
" Malerhandwerks 
" Mechanikerhandwerks 
" Müllerhandwerks* einschließlich der Fachgruppe Mühlen­

bauer 
,, Musikinstrumentenmacherhandwerks 
" Photographenhandwerks 

Roßschlächterhandwerks 
" Sattler-, Tapezier- nnd Polstererhandwerks 

Schilderhersteller-, Schildermaler- nnd Lichtreklame­
handwerks 

" Schlosser- und Maschinenbauerhandwerks 
" Schmiedehandwerks 
, , Schornsteinfegerhandwerks 

Schuhmacherhandwerks 
" Seiler- nnd Segelmacherhandwerks 

• Für die Betriebe des Müllerhandwerks sind IlliAlhträgllch Gewinnrichtpunkte festgesetzt 
worden; für die Betriebe der Fachgruppe Müllerhandwerk bleibt es bei den Verglelchsge· 
wlnnverfahren. 
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Lfd.Nr.j Reichsinnungsverband oder selbständige Fachgruppe 

37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47 
48 
49 

RIV. des Stellmacher- und Karosseriebauerhandwerks 
" Tischlerhandwerks 
,, Uhrmacherhandwerks 
" Wäscheschneider-, Weber- und Stickerhandwerks 
" Zahntechnikerhandwerks 

':Fa. Bestattungswesen 

" 
" 

Getränkeleitungsreiniger 
Handwerkliches Schulungsgewerbe 
Klavierstimmer 
Leitergerüstbauer 
Plisseebrenner 
Schönheitspfleger 
Theatergewandmacher und Kostümverleiher 

Erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung 
vom 25. Februar 1942 (V -402-556/42) 

Betr.: § 22 der Kriegswirtschaftsverordnung; Gewinnrichtpunkte 
für das Handwerk 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 23. November 1941 - A -11 . 5729/41 
(Mitteilungsbl. I S. 653) gebe ich die bis jetzt festgesetzten Gewinnrichtpunkte 
für das Handwerk bekannt. Die noch ausstehenden Richtpunkte werde ich 
Ihnen alsbald mitteilen. 

Für die Richtpunkte gilt folgendes: 
Die Richtpunktefürdas Jahr 1940 gelten für die Zeit nach dem 1. Janua.r1940 

und sind gegenüber den Richtpunkten für das Jahr 1939 um 20% gekürzt. 
Die festgesetzten Gewinnrichtpunkte stellen nur Anhaltspunkte für die 

Gewinnbeurteilung naoh den §§ 22ff. der Kriegswirtschaftsverordnung dar und 
sind nicht für preisbildende Maßnahmen anzuwenden. 

Wo die vom Umsatz abhängigen Richtpunkte nach der Umschlagshäufigkeit 
des betriebsnotwendigen Kapitals verschieden festgesetzt sind, haben die 
Betriebe je nach der bei ihnen vorliegenden Umschlagshäufigkeit Zwischenwerte 
zwischen den festgesetzten Richtpunkten zu berechnen. 

Wegen der abweichenden steuerlichen Behandlung eines Teiles der ein­
kommensteuerpflichtigen gegenüber den körperschaftsteuerpflichtigen Betrieben 
habe ich den einkommensteuerpflichtigen Betrieben bei der Gewinnabführung 
für das Jahr 1939 und 1940 einen um 1% vom Umsatz höheren Gewinnricht­
punkt zugebilligt. Der erhöhte Richtpunkt darf nur von denjenigen einkommen­
steuerpflichtigen Betrieben in Anspruch genommen werden, die mit einem 
höheren Steuerbetrag zur Einkommensteuer einschließlich Kriegszuschlag ver­
anlagt sind, als wenn sie körperschaftsteuerpflichtig wären. Der zugestandene 
Sonderrichtpunkt in Höhe von 1% vom Umsatz unterliegt nicht der Kürzung 
um 20v.H. 

Ich bitte, die Richtpunkte vertraulich zu behandeln und sie nur denjenigen 
Personen bekanntzugeben, die sie zur Beurteilung des Gewinns in ihrem Hand­
werkszweig oder zur Beratung der Betriebe kennen müssen. 




